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Langtitel

Bundesgesetz, mit dem ein Telekommunikationsgesetz erlassen
(Telekommunikationsgesetz 2021 — TKG 2021), das KommAustria-Gesetz (KommAustria-
Gesetz — KOG), die StrafprozeBBordnung 1975 (StPQO), das Polizeikooperationsgesetz
(PolKG), das Polizeiliche Staatsschutzgesetz (PStSG), das Sicherheitspolizeigesetz (SPG),
das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 (WAG 2018), das Borsegesetz 2018 (BorseG 2018),
das Postmarktgesetz (PMG), das Kraftfahrgesetz 1967 (KFG 1967), das Funkanlagen-
Marktiiberwachungs-Gesetz (FMAG 2016), das Funker-Zeugnisgesetz 1998 (FZG), das
Rundfunkgebiihrengesetz (RGG), das Fernsprechentgeltzuschussgesetz (FeZG) und das
Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz (AMD-G) geiindert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel 1

Bundesgesetz, mit dem ein Telekommunikationsgesetz (Telekommunikationsgesetz 2021 —
TKG 2021) erlassen wird
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1. Abschnitt
Allgemeines

Zweck und Ziele

§ 1. (1) Zweck dieses Bundesgesetzes ist es, durch Forderung des Wettbewerbes im Bereich der
elektronischen Kommunikation die Versorgung der Bevolkerung und der Wirtschaft mit zuverldssigen,
preiswerten, hochwertigen und innovativen Kommunikationsdienstleistungen zu gewéhrleisten.

(2) Im Rahmen der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind sdmtliche folgende Ziele anzustreben:
1. Forderung der Konnektivitit von sowie des Zugangs zu und der Nutzung von Netzen —

einschlieBlich Festnetz-, Mobilfunk- und Drahtlosnetzen — mit sehr hoher Kapazitiat durch alle
Biirger sowie Unternehmen der Européischen Union;

. Forderung des Wettbewerbs bei der Bereitstellung von Kommunikationsnetzen und zugehoriger
Einrichtungen — einschlieBlich eines nachhaltigen und effizienten infrastrukturbasierten
Wettbewerbs — und des Wettbewerbs bei der Bereitstellung von Kommunikationsdiensten und
zugehoriger Dienste;

. Leistung eines Beitrags zur Entwicklung des Binnenmarkts, indem die vollziechenden Behoérden
verbleibende Hindernisse fiir Investitionen in Kommunikationsnetze, Kommunikationsdienste,
zugehorige Einrichtungen und zugehodrige Dienste sowie fiir deren Bereitstellung in der gesamten
Europidischen Union abbauen helfen und die Schaffung konvergierender Bedingungen hiefiir
erleichtern, gemeinsame Regeln und vorhersehbare Regulierungskonzepte entwickeln und ferner
die effektive, effiziente und koordinierte Nutzung von Funkfrequenzen, offene Innovationen, den
Aufbau und die Entwicklung transeuropdischer Netze, die Bereitstellung, Verfiigbarkeit und
Interoperabilitdt europaweiter Dienste und die durchgehende Konnektivitdt fordern;

. Forderung der Interessen der Biirger der Européischen Union, indem die vollziechenden Behérden
die Konnektivitdt und breite Verfligbarkeit und Nutzung von Netzen — einschlieB8lich Festnetz-,
Mobilfunk- und Drahtlosnetzen — mit sehr hoher Kapazitit wie auch von
Kommunikationsdiensten gewéhrleisten, indem die vollziechenden Behorden grofitmdgliche
Vorteile in Bezug auf Auswahl, Preise und Qualitit auf der Grundlage eines wirksamen
Wettbewerbs ermoglichen, die Sicherheit der Netze und Dienste aufrechterhalten, mittels der
erforderlichen sektorspezifischen Vorschriften ein hohes gemeinsames Schutzniveau fiir
Endnutzer sicherstellen und die Bediirfnisse — wie zB erschwingliche Preise — bestimmter
gesellschaftlicher Gruppen, insbesondere von Endnutzern mit Behinderungen, dlteren Endnutzern
und Endnutzern mit besonderen sozialen Bediirfnissen sowie die Wahlmoglichkeiten und den
gleichwertigen Zugang fiir Endnutzer mit Behinderungen beriicksichtigen.

(3) Bei der Verfolgung der in Abs. 1 genannten Ziele ist so vorzugehen, dass die vollziehenden
Behorden

1. die Vorhersehbarkeit der Regulierung dadurch fordern, dass sie iiber angemessene
Uberpriifungszeitriume und durch Zusammenarbeit untereinander, mit dem GEREK, mit der
Gruppe fiir Frequenzpolitik und mit der Europdischen Kommission ein einheitliches
Regulierungskonzept wahren;

2. gewihrleisten, dass Anbieter von Kommunikationsnetzen und -diensten unter vergleichbaren

Umsténden keine diskriminierende Behandlung erfahren;



3. das Unionsrecht in technologieneutraler Weise anwenden, soweit dies mit der Erfiilllung der Ziele
des Abs. 2 vereinbar ist;

4. effiziente Investitionen und Innovationen im Bereich neuer und verbesserter Infrastrukturen auch
dadurch fordern, indem sie dafiir sorgen, dass bei jeglicher Zugangsverpflichtung dem Risiko der
investierenden Unternehmen gebiihrend Rechnung getragen wird, und dass sie verschiedene
Kooperationsvereinbarungen zur Diversifizierung des Investitionsrisikos zwischen Investoren
und Zugangsnachfragern sowie zur gemeinsamen Nutzung von Infrastrukturen zulassen, wéhrend
sie gleichzeitig gewahrleisten, dass der Wettbewerb auf dem Markt und der Grundsatz der
Nichtdiskriminierung gewahrt werden;

5.die vielfiltigen Bedingungen im Zusammenhang mit Infrastrukturen, Wettbewerb,
Gegebenheiten der Endnutzer und insbesondere der Verbraucher, die in den verschiedenen
geografischen Gebieten herrschen, — auch in Bezug auf die von natiirlichen Personen ohne
Gewinnerzielungsabsicht verwaltete lokale Infrastruktur — gebiithrend berticksichtigen;

6. regulatorische Vorabverpflichtungen nur insoweit auferlegen, wie es notwendig ist, um im
Interesse der Endnutzer einen wirksamen und nachhaltigen Wettbewerb zu gewéhrleisten und
diese Verpflichtungen lockern oder aufheben, sobald diese Voraussetzung erfiillt ist.

(4) Die Regulierungsbehorden haben bei ihren Entscheidungen den vom GEREK verabschiedeten
Leitlinien, Stellungnahmen, Empfehlungen, gemeinsamen Standpunkten, bewidhrten Verfahren und
Methoden weitestmdglich Rechnung zu tragen.

(5) Die vollziechenden Behorden haben im Rahmen ihrer Zustindigkeit dazu beizutragen, dass
MaBnahmen umgesetzt werden, mit denen die Freiheit der MeinungséuBerung, die Informationsfreiheit,
die kulturelle und sprachliche Vielfalt und der Medienpluralismus gefordert werden.

(6) Durch dieses Bundesgesetz werden auch folgende Richtlinien der Europidischen Union
umgesetzt:
1. Richtlinie (EU) 2018/1972 iiber den europdischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation,
ABIL. 2018 L 321/36;
2. Richtlinie 2014/61/EU iber Mallnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von
Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir die elektronische Kommunikation, ABIL. 2014 L 155/1;
3. Richtlinie 2008/63/EG iiber den Wettbewerb auf dem Markt flir
Telekommunikationsendeinrichtungen, ABI1. 2008 L 162/20;
4. Richtlinie 2002/77/EG {iiber den Wettbewerb auf den Mirkten fiir elektronische
Kommunikationsnetze und —dienste, ABIL. 2002 L 249/21;

5. Richtlinie 2002/58/EG iiber die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der
Privatsphédre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie fiir elektronische
Kommunikation), ABL. Nr. L 201 vom 31.Juli 2002, S 37, in der Fassung der Richtlinie
2009/136/EG, ABI. Nr. L 337 vom 18.12.2009, S. 11.

(7) Durch dieses Bundesgesetz werden auch BegleitmaBnahmen fiir folgende Vorschriften der
Européischen Union festgelegt:

1. Verordnung (EU) 2018/1971 zur Einrichtung des Gremiums europdischer Regulierungsstellen
fiir elektronische Kommunikation (GEREK) und der Agentur zur Unterstiitzung des GEREK
(GEREK-Biiro), zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/2120 und zur Authebung der
Verordnung (EG) Nr. 1211/2009, ABI. 2018 L 321/1;

2. Verordnung (EU) 2015/2120 iiber Maflnahmen zum Zugang zum offenen Internet und zu
Endkundenentgelten fiir regulierte intra-EU-Kommunikation sowie zur Anderung der Richtlinie
2002/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012, ABI. 2015 L 310/1 idF der Verordnung
(EU) 2018/1971, ABI. 2018 L 321/1;

3. Verordnung (EU) Nr. 531/2012 iiber das Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen in der Union,
ABI. 2012 L 172/10 idF der Verordnung (EU) 2017/920, ABI. 2017 L 147/1.

(8) Im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung ist darauf zu achten, dass im Falle eines
Marktversagens unter enger Kooperation von offentlicher und privater Hand vermehrt offene
Telekommunikationsnetze fiir alle Marktteilnehmer und Anbieter offentlicher
Telekommunikationsdienste errichtet werden.

(9) Dieses Bundesgesetz regelt auch den Amateurfunkdienst.
Ausnahmen vom Anwendungsbereich

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht fiir Kommunikationseinrichtungen (wie insbesondere
Funkanlagen und Endeinrichtungen), die ausschlieBlich fiir Zwecke der Landesverteidigung errichtet und



betrieben werden. Die Frequenznutzung ist jedoch mit dem Bundesministerium fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus einvernehmlich festzusetzen.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht fiir Kommunikationseinrichtungen (wie insbesondere
Funkanlagen und Endeinrichtungen), die ausschlie8lich fiir Zwecke der Fernmeldebehorden errichtet und
betrieben werden.

(3) Fir Anbieter von Kommunikationsdiensten sowie Bereitsteller und Betreiber von
Kommunikationsnetzen findet die Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194/1994, keine Anwendung.

(4) Die Zustandigkeit des Kartellgerichtes, des Bundeskartellanwaltes sowie der
Bundeswettbewerbsbehorde bleiben unbertihrt.

Zuschiisse

§ 3. Zur Erreichung der Ziele dieses Bundesgesetzes konnen auf Grundlage von Sonderrichtlinien
zweckgebundene Zuwendungen gewéhrt werden:

1. Zweckgebundene Zuwendungen an auflerhalb der Bundesverwaltung stehende natiirliche oder
juristische Personen (inkl. Gemeindeverbénde) sind Forderungen im Sinne des § 30 Abs. 5
BHG 2013, BGBI. I Nr. 139/20009.

2. Zweckgebundene Zuwendungen an Gemeinden, die im eigenen Namen und auf eigene Rechnung
Leerrohre  zum  Liickenschluss  bei  der  flichendeckenden  Errichtung  von
Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir die elektronische Kommunikation errichten oder betreiben sind
Zweckzuschiisse im Sinne des § 12 Abs. 2 Finanz-Verfassungsgesetz 1948, BGBI. Nr. 45/1948.

Begriffsbestimmungen

§ 4. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet

1. ,,Kommunikationsnetz* elektronische Ubertragungssysteme, ungeachtet dessen, ob sie auf einer
permanenten Infrastruktur oder zentralen Verwaltungskapazitit basieren, und gegebenenfalls
Vermittlungs- und Leitwegeinrichtungen sowie anderweitige Ressourcen — einschlielich der
nicht aktiven Netzbestandteile —, die die Ubertragung von Signalen iiber Kabel, Funk, optische
oder andere elektromagnetische Einrichtungen ermdglichen, einschlieBlich Satellitennetze, feste
(leitungs- und paketvermittelt, einschlieBlich Internet) und mobile Netze, Stromleitungssysteme,
soweit sie zur Signaliibertragung genutzt werden, Netze fiir Hor- und Fernsehfunk sowie
Kabelfernsehnetze, unabhingig von der Art der iibertragenen Informationen;

2. ,Netz mit sehr hoher Kapazitit“ ein Kommunikationsnetz, das komplett aus
Glasfaserkomponenten, zumindest bis zum Verteilerpunkt am Ort der Nutzung besteht, oder ein
Kommunikationsnetz, das zu iiblichen Spitzenlastzeiten eine &dhnliche Netzleistung in Bezug auf
die verfligbare Downlink- und Uplink-Bandbreite, Ausfallsicherheit, fehlerbezogene Parameter,
Latenz und Latenzschwankung bieten kann; die Netzleistung kann als vergleichbar gelten,
unabhingig davon, ob der Endnutzer Schwankungen feststellt, die auf die verschiedenen
inhdrenten Merkmale des Mediums zuriickzufithren sind, tiber das das Netz letztlich mit dem
Netzabschlusspunkt verbunden ist;

3. ,landeriibergreifende Markte* Mirkte, die die Europdische Union oder einen wesentlichen Teil
davon, der in mehr als einem Mitgliedstaat liegt, umfassen;

4., Kommunikationsdienste unabhingig vom Sitz des Anbieters im rdumlichen Geltungsbereich
dieses Bundesgesetzes gewohnlich gegen Entgelt iiber Kommunikationsnetze erbrachte
elektronische Dienste, die — mit der Ausnahme von Diensten, die Inhalte iiber
Kommunikationsnetze und -dienste anbieten oder eine redaktionelle Kontrolle iiber sie ausiiben
— folgende Dienste umfassen, es sei denn, es handelt sich um eine geringfiigige
Nebendienstleistung:

a) ,,Internetzugangsdienste” im Sinne der Begriffsbestimmung des Artikels 2 Abs. 2 Nummer 2
der Verordnung (EU) 2015/2120,

b) interpersonelle Kommunikationsdienste und

c) Dienste, die ganz oder iiberwiegend in der Ubertragung von Signalen bestehen, wie
Ubertragungsdienste, die fiir die Maschine-Maschine-Kommunikation und fiir den Rundfunk
genutzt werden;

5. ,,Telekommunikationsdienst* ein Kommunikationsdienst mit Ausnahme von Rundfunk;

6. ,Interpersoneller Kommunikationsdienst* ein gewdhnlich gegen Entgelt erbrachter Dienst, der
einen  direkten  interpersonellen  und  interaktiven  Informationsaustausch  iiber
Kommunikationsnetze zwischen einer endlichen Zahl von Personen ermoglicht, wobei die
Empfanger von den Personen bestimmt werden, die die Kommunikation veranlassen oder daran
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beteiligt sind; dazu zéhlen keine Dienste, die eine interpersonelle und interaktive Kommunikation
lediglich als untrennbar mit einem anderen Dienst verbundene untergeordnete Nebenfunktion
ermoglichen;

. ,Nummerngebundener  interpersoneller =~ Kommunikationsdienst“ ein  interpersoneller

Kommunikationsdienst, der entweder eine Verbindung zu Offentlich zugeteilten
Nummerierungsressourcen, namlich Nummern nationaler oder internationaler
Nummerierungspldne, herstellt oder die Kommunikation mit Nummern nationaler oder
internationaler Nummerierungspléne ermoglicht;

. ,Nummernunabhingiger interpersoneller =~ Kommunikationsdienst® ein interpersoneller

Kommunikationsdienst, der weder eine Verbindung zu Offentlich zugeteilten
Nummerierungsressourcen, nimlich Nummern nationaler oder internationaler
Nummerierungsplédne, herstellt noch die Kommunikation mit Nummern nationaler oder
internationaler Nummerierungspléne ermoglicht;

. ,ffentliches Kommunikationsnetz® ein Kommunikationsnetz, das ganz oder iiberwiegend dem

offentlichen Anbieten von Kommunikationsdiensten dient, die die Ubertragung von
Informationen zwischen Netzabschlusspunkten ermoglichen;

,Netzabschlusspunkt“ der physische Punkt, an dem einem Endnutzer der Zugang zu einem
offentlichen Kommunikationsnetz bereitgestellt wird, und der in Netzen, in denen eine
Vermittlung oder Leitwegbestimmung erfolgt, anhand einer bestimmten Netzadresse bezeichnet
wird, die mit der Nummer oder dem Namen eines Endnutzers verkniipft sein kann;

»Zugehorige  Einrichtungen“ die mit einem Kommunikationsnetz oder einem
Kommunikationsdienst verbundenen zugehdrigen Dienste, physischen Infrastrukturen oder
sonstigen Einrichtungen oder Komponenten, welche die Bereitstellung von Diensten iiber dieses
Netz oder diesen Dienst ermdglichen, unterstiitzen oder dazu in der Lage sind; hierzu gehdren
Gebdude oder Gebdudezuginge, Verkabelungen in Gebduden, Antennen, Tiirme und andere
Tragerstrukturen, Leitungsrohre, Leerrohre, Masten, Einstiegsschédchte und Verteilerkésten;
,Zugehoriger Dienst ein mit einem Kommunikationsnetz oder einem Kommunikationsdienst
verbundener Dienst, welcher die Bereitstellung, Eigenerbringung oder automatisierte Erbringung
von Diensten liber dieses Netz oder diesen Dienst ermdglicht, unterstiitzt oder dazu in der Lage
ist; hierzu gehdren Systeme zur Nummernumsetzung oder Systeme, die eine gleichwertige
Funktion bieten, Zugangsberechtigungssysteme und elektronische Programmfiihrer (EPG) sowie
andere Dienste wie Dienste im Zusammenhang mit Identitit, Standort und Prisenz des Nutzers;

»Nutzer eine natiirliche oder juristische Person, die einen offentlich zuginglichen
Kommunikationsdienst vertraglich in Anspruch nimmt oder beantragt;

. ,Endnutzer“ ein Nutzer, der keine Offentlichen Kommunikationsnetze oder oOffentlich

zuginglichen Kommunikationsdienste bereitstellt;

,,Verbraucher® jede natiirliche Person, die einen 6ffentlich zugénglichen Kommunikationsdienst
zu anderen als gewerblichen, geschéftlichen, handwerklichen oder beruflichen Zwecken nutzt
oder beantragt (Verbraucher gemi § 1 des Bundesgesetz vom 8. Mirz 1979, mit dem
Bestimmungen zum Schutz der Verbraucher getroffen werden (Konsumentenschutzgesetz —
KSchG), BGBI. Nr. 140/1979);

,Bereitsteller“ jeder, der ein Kommunikationsnetz errichtet, betreibt, kontrolliert oder zur
Verfligung stellt;

Funkfrequenzzuweisung™ die Benennung eines bestimmten Funkfrequenzbandes oder
Nummernbereichs fiir die Nutzung durch einen Funkkommunikationsdienst oder mehrere Arten
von Funkkommunikationsdiensten, gegebenenfalls unter genau festgelegten Bedingungen;
,funktechnische  Storung“ ein  Storeffekt, der fir das  Funktionieren eines
Funknavigationsdienstes oder anderer sicherheitsbezogener Dienste eine Gefahr darstellt oder
einen Funkdienst, der im Einklang mit den geltenden internationalen, unions- oder nationalen
Vorschriften betrieben wird, anderweitig schwerwiegend beeintrdachtigt, behindert oder
wiederholt unterbricht;

»Sicherheit von Netzen und Diensten* die Fahigkeit von Kommunikationsnetzen und -diensten,
auf einem bestimmten Vertrauensniveau Ereignissen entgegenzuwirken, die die Verfiigbarkeit,
Authentizitdt, Integritit oder Vertraulichkeit dieser Netze und Dienste, der gespeicherten,
iibermittelten oder verarbeiteten Daten oder der damit zusammenhédngenden Dienste, die iiber
diese Kommunikationsnetze oder -dienste angeboten werden oder zuginglich sind,
beeintrachtigen;



20.

21

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

,lokales Funknetz ein Drahtloszugangssystem mit geringer Leistung und geringer Reichweite
sowie mit geringem Storungsrisiko fiir weitere, von anderen Nutzern in unmittelbarer Néhe
installierte Systeme dieser Art, welches nicht-exklusive harmonisierte Funkfrequenzen nutzt;

. zharmonisierte Funkfrequenzen* Funkfrequenzen, fiir die harmonisierte Bedingungen in Bezug

auf die Verfiigbarkeit und die effiziente Nutzung durch technische Umsetzungsmafinahmen
gemil Art. 4 Entscheidung Nr. 676/ 2002/EG, ABI. 2002 L 108/1, festgelegt worden sind;
»gemeinsame Nutzung von Funkfrequenzen® Zugang von zwei oder mehr Nutzern zu denselben
Funkfrequenzbéndern fiir die gemeinsame Nutzung auf der Grundlage einer generellen
Bewilligung (§ 28 Abs. 10), einer Frequenzzuteilung oder einer Kombination davon;

Zugang™ die ausschliefliche oder nicht ausschlie8liche Bereitstellung von Einrichtungen oder
Diensten fiir ein anderes Unternchmen unter bestimmten Bedingungen zur Erbringung von
Kommunikationsdiensten, auch bei deren Verwendung zur Erbringung von Diensten der
Informationsgesellschaft oder Rundfunkinhaltsdiensten. Darunter fallen unter anderem: Zugang
zu Netzkomponenten und zugehorigen Einrichtungen, wozu auch der feste oder nicht feste
Anschluss von Gerdten gehoren kann (dies beinhaltet insbesondere den Zugang zum
Teilnehmeranschluss sowie zu Einrichtungen und Diensten, die erforderlich sind, um Dienste
tiber den Teilnehmeranschluss zu erbringen); Zugang zu physischen Infrastrukturen wie
Gebduden, Leitungsrohren oder Masten; Zugang zu einschldgigen Softwaresystemen,
einschlieBlich Systemen flir die Betriebsunterstiitzung; Zugang zu informationstechnischen
Systemen oder Datenbanken fiir Vorbestellung, Bereitstellung, Auftragserteilung, Anforderungen
von Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten sowie Abrechnung; Zugang zur Nummernumsetzung
oder zu Systemen, die eine gleichwertige Funktion bieten; Zugang zu Fest- und
Mobilfunknetzen,  insbesondere = um  Roaming zu  ermdglichen; Zugang zu
Zugangsberechtigungssystemen fiir Digitalfernsehdienste und Zugang zu Diensten fiir virtuelle
Netze;

»Zusammenschaltung®  die  physische  und  logische = Verbindung  &ffentlicher
Kommunikationsnetze, die von demselben oder einem anderen Unternehmen genutzt werden, um
Nutzern eines Unternehmens die Kommunikation mit Nutzern desselben oder eines anderen
Unternehmens oder den Zugang zu den von einem anderen Unternehmen angebotenen Diensten
zu ermdglichen. Dienste konnen von den beteiligten Betreibern erbracht werden oder von
anderen Betreibern, die Zugang zum Netz haben. Zusammenschaltung ist ein Sonderfall des
Zugangs und wird zwischen Betreibern 6ffentlicher Kommunikationsnetze hergestellt;
,Betreiber” ein Unternehmen, das ein 6ffentliches Kommunikationsnetz oder eine zugehorige
Einrichtung betreibt oder zum Betrieb hiervon befugt ist;

,Teilnehmeranschluss* der physische von elektronischen Kommunikationssignalen benutzte
Verbindungspfad, mit dem der Netzabschlusspunkt mit einem Verteilerknoten oder einer
gleichwertigen Einrichtung im festen Kommunikationsnetz verbunden wird;

HAnruf eine iiber einen Offentlich zugénglichen interpersonellen Kommunikationsdienst
aufgebaute Verbindung, die eine zweiseitige Sprachkommunikation ermoglicht;

,Sprachkommunikationsdienst“ ein  der  Offentlichkeit zur  Verfligung  gestellter
Kommunikationsdienst, der das Fiihren aus- und eingehender Inlands- oder Inlands- und
Auslandsgespriche direkt oder indirekt iiber eine oder mehrere Nummern eines nationalen oder
internationalen Nummerierungsplans ermoglicht;

,Notrufabfragestelle ein physischer Ort, an dem Notrufe unter der Verantwortung einer
offentlichen Stelle oder einer staatlich anerkannten privaten Einrichtung zuerst angenommen
werden;

,»Am besten geeignete Notrufabfragestelle eine Notrufabfragestelle, die von den zustidndigen
Behorden fiir Notrufe aus einem bestimmten Gebiet oder fiir bestimmte Arten von Notrufen
eingerichtet wird,;

,Notruf* eine Kommunikationsverbindung zwischen einem Endnutzer und der
Notrufabfragestelle mittels interpersoneller Kommunikationsdienste, um von Notdiensten
Nothilfe anzufordern und zu erhalten;

,,Notdienst™ ein staatlich als solcher anerkannter Dienst, der entsprechend dem nationalen Recht
eine sofortige und schnelle Hilfe in Situationen leistet, in denen insbesondere eine unmittelbare
Gefahr fiir Leib oder Leben, fiir die personliche oder 6ffentliche Gesundheit oder Sicherheit, fiir
private oder 6ffentliche Gebdude und Anlagen oder fiir die Umwelt besteht;

,2Angaben zum Anruferstandort in einem O6ffentlichen Mobilfunknetz die verarbeiteten Daten,
die aus der Netzinfrastruktur oder von einem mobilen Gerdt stammen und denen zu entnehmen
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ist, an welchem geografischen Standort sich die mobile Endeinrichtung eines Endnutzers
befindet, und in einem Offentlichen Festnetz die Angaben zur physischen Adresse des
Netzabschlusspunkts;

,,Endeinrichtung® eine Endeinrichtung im Sinne von Art. 1 Abs. 1 Richtlinie 2008/63/EG;

. »dicherheitsvorfall“ ein Ereignis mit nachteiliger Wirkung auf die Sicherheit von

Kommunikationsnetzen oder —diensten;
,,Anbieter” ein Unternehmen, das einen Kommunikationsdienst 6ffentlich anbietet;

,,M2M—Ubertragungsdienste“ Kommunikationsdienste, bei denen der Anbieter auf technischer
Ebene sicherstellt, dass diese ausschlieflich fiir Dienste verwendet werden konnen, bei denen
eine automatische Ubermittlung von Daten und Informationen zwischen Geriten oder Software-
Anwendungen ohne oder nur mit geringfiigiger menschlicher Beteiligung stattfindet;

,,Dienst von Drittanbietern ein Dienst, auf den folgende Merkmale zutreffen:

a) der Dienst ist iiber Kommunikationsdienste zugénglich,

b) der Dienst wird in Ertragsabsicht betrieben,

¢) mit dem vom Endnutzer fiir die Inanspruchnahme des Dienstes inkassierten Entgelt wird im
Durchschnitt mehr als die bis zum Drittanbieter erbrachte Kommunikationsdienstleistung
abgegolten,

d) die Erstverrechnung des Entgeltes erfolgt gegeniiber dem Endnutzer, der dem in
Zusammenhang mit dem Dienst genutzten Anschluss zugeordnet ist und

e) die fiir die Verrechnung notwendigen Stammdaten des Endnutzers werden von jenem Anbieter
eines Kommunikationsdienstes bereitgestellt, der den in Zusammenhang mit dem Dienst
genutzten Anschluss der konkreten Dienstenutzung zuordnet;

,2Amateurfunkdienst* ein technisch-experimenteller Funkdienst, der die Verwendung von Erd-
und Weltraumfunkstellen einschlieBt und der von Funkamateuren fiir die eigene Ausbildung, fiir
den Verkehr der Funkamateure untereinander, fiir die Durchfilhrung von Not- und
Katastrophenfunkverkehr und fiir technische Studien betrieben wird,;

,Funkamateur” eine natiirliche Person, welcher eine Amateurfunkbewilligung erteilt wurde und
die sich mit der Funktechnik und dem Funkbetrieb aus personlicher Neigung oder im Rahmen
einer im Offentlichen Interesse tdtigen Organisation, jedoch nicht in Verfolgung anderer,
insbesondere wirtschaftlicher oder politischer Zwecke, befasst;

~2Amateurfunkstelle ein oder mehrere Sender oder Empfinger oder eine Gruppe von Sendern
oder Empfingern, die zum Betriecb des Amateurfunkdienstes an einem bestimmten Ort
erforderlich sind und die einen Teil eines oder mehrerer dem Amateurfunkdienst in Osterreich
zugewiesenen Frequenzbereiche erfasst, auch wenn der Sende- oder Empfangsbereich iiber die
zugewiesenen Amateurfunk-Frequenzbereiche hinausgeht, sowie deren Zusatzeinrichtungen;
wStationsverantwortlicher ein Funkamateur, der von einem Amateurfunkverein oder einer im
offentlichen Interesse titigen Organisation namhaft gemacht wird und die fiir die Einhaltung der
Bestimmungen dieses Gesetzes sowie der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen
verantwortlich ist;

,.Klubfunkstelle“ die Amateurfunkstelle eines Amateurfunkvereines oder einer im 6ffentlichen
Interesse titigen Organisation;

,Bakensender” eine automatische Amateurfunksendeanlage, die an einem festen Standort
errichtet und betrieben wird, ihre technischen und betrieblichen Merkmale stédndig wiederkehrend
aussendet und Zwecken der Frequenzmessung und der  Erforschung  der
Funkausbreitungsbedingungen dient;

,.Relaisfunkstelle” eine Amateurfunkstelle, die der automatischen Informationsiibertragung dient;
,Remotefunkstelle* eine Amateurfunkstelle, die von einem Funkamateur fernbedient wird;
,Forderungsgeber  Stellen, die  oOffentliche  Forderungen zum  Ausbau  von
Kommunikationsinfrastruktur ausschreiben, vergeben oder verwalten;

,,Forderungswerber Unternehmen oder sonstige Stellen, die sich um o6ffentliche Forderungen
zum Ausbau von Kommunikationsinfrastruktur bewerben, solche in Anspruch nehmen oder
genommen haben oder die Kommunikationsnetze betreiben, die unter Inanspruchnahme
offentlicher Forderungen errichtet wurden;

,Funkanlage* ein Erzeugnis oder ein wesentlicher Bauteil davon, der in dem fiir
terrestrische/satellitengestiitzte Funkkommunikation zugewiesenen Spektrum durch Ausstrahlung
und/oder Empfang von Funkwellen kommunizieren kann; als Funkanlagen gelten auch
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elektrische Einrichtungen, deren Zweck es ist, mittels Funkwellen Funkkommunikation zu
verhindern;

,Breitbandversorgung® die fiir einen Nutzer verfiigbare Dateniibertragungsgeschwindigkeit
anhand folgender Geschwindigkeits-Kategorien: die minimale, die normalerweise zur Verfiigung
stehende, die maximale und die beworbene Download- und Upload-Geschwindigkeit von
Internetzugangsdiensten bei Festnetzen oder die geschitzte maximale und die beworbene
Download- und Upload-Geschwindigkeit von Internetzugangsdiensten bei Mobilfunknetzen;
,JKommunikationslinie* unter- oder oberirdisch gefiihrte Ubertragungswege
(Kommunikationsanlagen) einschlielich deren Zubehér wie Schalt-, Verstirker- oder
Verzweigungseinrichtungen, Stromzufiihrungen, Verkabelungen in Gebéduden, Masten,
Antennen, Tiirme und andere Trégerstrukturen, Leitungsrohre, Leerrohre, Kabelschichte,
Einstiegsschichte und Verteilerkésten;

,,Gebdude jedes Ergebnis einer Gesamtheit von Tief- oder Hochbauarbeiten, das als solches
ausreicht, um eine wirtschaftliche oder technische Funktion zu erfiillen, und eine oder mehrere
Komponenten einer physischen Infrastruktur umfasst;

physische Infrastrukturen Komponenten eines Netzes, die andere Netzkomponenten
aufnehmen konnen, selbst jedoch nicht zu aktiven Netzkomponenten werden, wie beispielsweise
Fernleitungen, Masten, Leitungsrohre, Kontrollkammern, Einstiegsschiachte, Verteilerkésten,
Gebdude und Gebédudeeinginge, Antennenanlagen, Tiirme und Pfahle; vom Begriff umfasst sind
auch unbeschaltete Glasfasern; Komponenten von Netzen, die fiir die Versorgung mit Wasser fiir
den menschlichen Gebrauch im Sinne des Art. 2 Nr. 1 Richtlinie 98/83/EG fiber die Qualitit von
Wasser fiir den menschlichen Gebrauch, ABI. 1998 L 330/32 idF der Verordnung (EG)
Nr. 596/2009, ABL. L 188/14 genutzt werden, sind keine physischen Infrastrukturen im Sinne
dieser Bestimmung;

»gebaudeinterne physische Infrastrukturen physische Infrastrukturen oder Anlagen am Standort
des Endnutzers (einschlieflich Komponenten, die im gemeinsamen Eigentum stehen), die dazu
bestimmt sind, leitungsgebundene oder drahtlose Zugangsnetze aufzunehmen, sofern solche
Zugangsnetze geeignet sind, elektronische Kommunikationsdienste bereitzustellen und den
Zugangspunkt des Gebdudes mit dem Netzabschlusspunkt zu verbinden;
,.hochgeschwindigkeitsfihige gebédudeinterne physische Infrastrukturen gebiudeinterne
physische Infrastrukturen, die dazu bestimmt sind, Komponenten von
Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir die elektronische Kommunikation aufzunehmen oder die
Versorgung mit solchen Netzen zu ermdglichen;

.JKommunikationsinfrastruktur® alle aktiven oder passiven Elemente von Kommunikationsnetzen
samt Zubehor;

Zugangspunkt ein physischer Punkt innerhalb oder auBerhalb des Gebidudes, der fiir
Bereitsteller eines 6ffentlichen Kommunikationsnetzes zuganglich ist und den Anschluss an die
gebdudeinternen physischen Infrastrukturen ermoglicht;

»Starkstromleitungsmasten® Tragwerke samt Fundamenten, Erdungen, Isolatoren, Zubehor und
Armaturen, die zum Auflegen von Leitungen oder Leitungssystemen mit einer Betriebsspannung
von 110 kV oder mehr zur Fortleitung von elektrischer Energie dienen;

~2Antennentragemasten Masten oder sonstige Baulichkeiten, die zu dem Zweck errichtet wurden
oder tatsdchlich dazu verwendet werden, um Antennen, das sind jene Teile einer Funkanlage, die
unmittelbar zur Abstrahlung oder zum Empfang von elektromagnetischen Wellen dienen, zu
tragen; nicht als Antennentragemasten gelten die Befestigungen von Kleinantennen;
Kleinantennen“ Funkanlagen, die den Formfaktor von 0,03 m3 nicht {iberschreiten;

,,Objekt: Gegenstinde, ausgenommen Gebdude, die zur Anbringung von Kleinantennen
geeignet sind, wie beispielsweise Verkehrszeichen, Stralenbeleuchtung oder Sicherungskésten;
,.Hochgeschwindigkeitsnetz fiir die elektronische Kommunikation*: ein Kommunikationsnetz,
das die Moglichkeit bietet, Breitbandzugangsdienste mit Geschwindigkeiten von mindestens 30
Mbit/s in Downstreamrichtung bereitzustellen;

,offentliches Eigentum®™ Liegenschaften, einschlielich Gebdude, Gebéudeteile und sonstige
Baulichkeiten sowie Objekte, die im Eigentum von Gebietskorperschaften oder von
Rechtstragern stehen, die ihrerseits im Eigentum von Gebietskdrperschaften stehen.
Liegenschaften, die zum offentlichen Gut im Sinne von § 54 Abs. 1 gehoren, fallen nicht unter
den Begriff des 6ffentlichen Eigentums;

»Netzbereitsteller ein Bereitsteller eines 0Offentlichen Kommunikationsnetzes oder ein
Unternehmen oder Organe des Bundes, der Linder, der Gemeinden und der Gemeindeverbénde



sowie der sonstigen Selbstverwaltungskorper, das oder die eine physische Infrastruktur, die dazu
bestimmt ist, Erzeugungs-, Leitungs- oder Verteilungsdienste fiir Erddl, Gas, Strom
(einschlieBlich offentlicher Beleuchtung), Fernwirme, Wasser (einschlieBlich
Abwasserbehandlung und -entsorgung und Kanalisationssysteme) oder Verkehrsdienste
(einschlieBlich Schienen, Stralen, Hifen und Flughédfen) bereitzustellen oder das eine
Seilbahninfrastruktur (§ 7f Seilbahngesetz 2003, BGBL. I Nr. 103/2003) betreibt;

65. ,roamende Endnutzer Endnutzer, die auf Basis ecines Vertrages mit einem auslédndischen
Anbieter in Osterreich einen interpersonellen Kommunikationsdienst nutzen.

66. ,Klein- und Kleinstunternehmen® Kleinstunternehmen ist ein Einpersonenunternechmen, das
unternehmerisch im Rahmen der gewerblichen Wirtschaft, ohne unselbstidndig oder geringfiigig
Beschiftigte, sowie mit Orientierung am Markt, Ausrichtung der Téatigkeit auf Dauer und ohne
Mitunternehmertum tétig ist; Kleinunternehmen ist ein Unternehmen, das im Inland sein
Unternehmen betreibt und dessen Umsatz im umsatzsteuerrechtlichen Veranlagungszeitraum
250 000 Euro nicht iibersteigt;

67. ,,GEREK* das mit Verordnung (EU) Nr.2018/1971 eingerichtete Gremium FEuropdischer
Regulierungsstellen fiir elektronische Kommunikation;

68. ,, Kommunikationsparameter” die Gesamtheit aller moglichen Zeichen, Buchstaben, Ziffern und
Signale, die unmittelbar zur Netzsteuerung von Kommunikationsverbindungen dienen.

2. Abschnitt
Kommunikationsdienste, Kommunikationsnetze

Bereitstellung von Kommunikationsnetzen und Anbieten von Kommunikationsdiensten

§ 5. Jedermann ist berechtigt, Kommunikationsnetze und -dienste unter Einhaltung der gesetzlichen
Bestimmungen bereitzustellen oder anzubieten.
Anzeigepflicht

§ 6. (1) Die beabsichtigte Bereitstellung eines offentlichen Kommunikationsnetzes oder das
Anbieten eines dffentlichen Kommunikationsdienstes sowie dessen Anderungen und dessen Einstellung
sind vor Betriebsaufnahme, Anderung oder Einstellung der Regulierungsbehdrde anzuzeigen. Davon
ausgenommen sind nummernunabhéngige interpersonelle Kommunikationsdienste.

(2) Die Anzeige hat elektronisch tiber das von der RTR-GmbH bereitgestellte E-Government System
zu erfolgen und insbesondere folgende Angaben zu enthalten:
1. Name des Unternehmens,
2. gegebenenfalls Rechtsform und Firmenbuchnummer des Unternehmens,

3. geografische Anschrift der Hauptniederlassung sowie einer etwaigen Zweitniederlassung in
einem Mitgliedstaat der Europidischen Union,

4.die Adresse der Website des Unternehmens, die mit der Bereitstellung der Tétigkeit im
Zusammenhang steht,

. einen Ansprechpartner und Kontaktangaben,

. eine Kurzbeschreibung der Netze oder Dienste, die bereitgestellt werden sollen,

. die betroffenen Mitgliedstaaten der Europaischen Union,

. den voraussichtlichen Zeitpunkt der Aufnahme, Anderung oder Einstellung der Titigkeit.

Diese Anzeige hat unabhidngig von einer allfdlligen Meldung in einem anderen Mitgliedstaat der
Européischen Union zu erfolgen.
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(3) Die Regulierungsbehorde hat — unbeschadet des Abs. 4 — binnen einer Woche ab Einlangen der
vollstdndigen Anzeige eine Bestdtigung iiber die erfolgte Anzeige auszustellen. In dieser Bestétigung ist
auch auf die sich aus diesem Bundesgesetz ergebenden Rechte und Pflichten hinzuweisen. Der Umstand
der erfolgten Bestdtigung ist auf der Website der Regulierungsbehorde zu verdffentlichen.

(4) Besteht fiir die Regulierungsbehdrde auf Grund der vollstindig eingebrachten Anzeige jedoch
Grund zur Annahme, dass kein Bereitstellen eines 6ffentlichen Kommunikationsnetzes oder Anbieten
eines offentlichen Kommunikationsdienstes vorliegt, hat sie dies binnen einer Woche dem Anzeiger
mitzuteilen und weitere Ermittlungen durchzufiihren. Ergibt das weitere Ermittlungsverfahren, dass kein
Bereitstellen eines offentlichen Kommunikationsnetzes oder Anbieten eines Offentlichen
Kommunikationsdienstes vorliegt, ist binnen vier Wochen ein Feststellungsbescheid zu erlassen und zu
verdffentlichen. Anderenfalls ist eine Bestdtigung gemil Abs. 3 auszustellen.



(5) Auf Anbieter von Kommunikationsdiensten, die den gesamten Umfang ihrer
Kommunikationsdienstleistungen den Endnutzern ausschlieBlich in ihren Geschéftsraumlichkeiten, oder
Gemeinden, die offentliche, fiir Endnutzer kostenlose Dienste iiber ein lokales Funknetz (WLAN)
anbieten, finden — sofern diese Dienstleistungen nicht Teil des Universaldienstes sind — §§ 32, 45, 46,
120, 121, 125, 126, 129 bis 136, 142, 143, 144, und 145 keine Anwendung.

(6) Lassen bestimmte Umsténde fiir die Regulierungsbehdrde den Schluss zu, dass das Unternehmen
seine Tétigkeit eingestellt hat und ist die Beendigung dieser Tatigkeit der Regulierungsbehorde nicht
gemdB Abs. 1 angezeigt worden, kann die Regulierungsbehorde friihestens sechs Monate nach dem
Zeitpunkt, zu dem die Einstellungsanzeige erfolgen hitte sollen, die Loschung der Anzeige von Amts
wegen vornehmen. Zuvor ist dem Unternehmen Gelegenheit zur Stellungnahme einzurdumen.

(7) Die Regulierungsbehorde hat die gemdfB Abs.2 eingelangten Anzeigen, die gemil Abs. 4
erlassenen Bescheide sowie den Umstand der erfolgten Loschung gemidB3 Abs. 6 unverziiglich dem
GEREK auf elektronischem Weg zu {ibermitteln.

Errichtung und Betrieb von Kommunikationsnetzen

§7. (1) Die Errichtung und der Betrieb von Infrastruktureinrichtungen und 6ffentlichen
Kommunikationsnetzen ist bewilligungsfrei. Die Bestimmungen iiber die Nutzung von Frequenzen und
Kommunikationsparametern, {iber die FEinhaltung der technischen Anforderungen und der
Schnittstellenbeschreibungen von Funkanlagen und Schnittstellenbeschreibungen von Endeinrichtungen,
die keine Funkanlagen sind, sowie § 6 bleiben unberiihrt.

(2) Infrastruktureinrichtungen und &6ffentliche Kommunikationsnetze, die zur Zusammenschaltung
mit 6ffentlichen Kommunikationsnetzen oder zur Erbringung eines 6ffentlichen Kommunikationsdienstes
bestimmt sind, miissen in ihrem Aufbau und ihrer Funktionsweise den anerkannten Regeln der Technik
betreffend die

1. Sicherheit des Netzbetriebes,

2. Interoperabilitit von Diensten und

3. Einhaltung der gemif Abs. 3 verdffentlichten Schnittstellenbeschreibungen
entsprechen.

(3) Betreiber offentlicher Kommunikationsnetze haben
1. die technischen Spezifikationen der von ihnen bereitgestellten Schnittstellen,
2. alle aktualisierten Spezifikationen sowie
3. jede technische Anderung einer vorhandenen Schnittstelle zu verdffentlichen.

(4) Der Betreiber darf Leistungen, die iiber die nach Abs.3 verdffentlichten Schnittstellen
bereitgestellt werden sollen, nicht anbieten, solange die Verdffentlichung nicht stattgefunden hat.

(5) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat unter Bedachtnahme auf
die verbindlichen internationalen Vorschriften durch Verordnung die ndheren Bestimmungen iiber Form,
Umfang, Inhalt und Zeitrahmen dieser Verdffentlichung in einer solchen Form festzusetzen, dass es
Herstellern von Endeinrichtungen ermdglicht wird, schnittstellenkonforme Endeinrichtungen auf dem
Markt bereitzustellen.

(6) Der Bundeskanzler kann im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend die MaBnahmen bestimmen,
die erforderlich sind, um auch bei Vollausfall des 6ffentlichen Kommunikationsnetzes oder in Fillen
hoherer Gewalt eine moglichst hohe Verfiigbarkeit von Sprachkommunikationsdiensten und
Internetzugangsdiensten, die iiber 6ffentliche elektronische Kommunikationsdienste bereitgestellt werden,
insbesondere die ununterbrochene Erreichbarkeit von Notrufen und die Ubertragung von 6ffentlichen
Warnungen, sicherzustellen.

Zugang zu lokalen Funknetzen

§ 8. (1) Betreiber und Anbieter diirfen der Offentlichkeit den Zugang zu ihren Netzen iiber lokale
Funknetze, welche sich auch in den Gebduden von Endnutzern befinden kdnnen, gewdhren, sofern die
Bedingungen fiir die generelle Bewilligung (§ 28 Abs. 10) eingehalten werden sowie die Zustimmung des
Endnutzers eingeholt wurde.

(2) Betreiber oder Anbieter haben ihren Endnutzern zu ermdglichen, ihr lokales Funknetz 6ffentlich
zugénglich zu machen und zu gestatten, dass auf dieser Basis durch Dritte weitere Zugangspunkte
errichtet werden.

(3) Verpflichtungen nach der Verordnung (EU)2015/2120 sowie nach Art. 12 der
Richtlinie 2000/31/EG tiber bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft,



insbesondere des elektronischen Geschiftsverkehrs, im Binnenmarkt, ABI. Nr. L 178 vom 17.07.2000
S. 1, bleiben unberiihrt.

Getrennte Rechnungslegung und Finanzberichte

§ 9. (1) Betreiber und Anbieter, die

1. innerhalb des Gebietes des Europidischen Wirtschaftsraums besondere oder ausschlieBliche
Rechte fiir die Erbringung von Diensten in anderen Sektoren innehaben und

2. deren Jahresumsatz aus der Bereitstellung von Kommunikationsnetzen oder -diensten im Gebiet
des Europidischen Wirtschaftsraums mindestens 50 Millionen Euro betrégt,

sind verpflichtet, die Tatigkeiten im Zusammenhang mit dem Betrieb von 0&ffentlichen
Kommunikationsnetzen und dem Anbieten von offentlichen Kommunikationsdiensten strukturell
auszugliedern oder iiber diese Tétigkeiten in jenem Umfang getrennt Buch zu fiihren, der erforderlich
wire, wenn sie von rechtlich unabhéngigen Unternehmen ausgeiibt wiirden. Dabei sind alle Kosten- und
Erlosbestandteile dieser Tatigkeiten mit den entsprechenden Berechnungsgrundlagen und detaillierten
Zurechnungsmethoden, einschlieBlich einer detaillierten Aufschliisselung des Anlagevermdgens und der
strukturbedingten Kosten, offenzulegen.

(2) Die Regulierungsbehorde hat Betreiber von dffentlichen Kommunikationsnetzen und Anbieter
von Offentlichen Kommunikationsdiensten, die nicht nach anderen gesetzlichen Vorschriften oder
Vorschriften der Europdischen Union verpflichtet sind, ihre Geschéftsberichte einer unabhdngigen
Rechnungspriifung zu unterziehen, aufzufordern, ihre Geschéftsberichte einer unabhingigen
Rechnungspriifung zu unterziehen und zu verdffentlichen.

3. Abschnitt
Frequenzen

Verwaltung der Funkfrequenzen; Grundsiitze

§ 10. (1) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat die Funkfrequenzen
fiir Kommunikationsnetze und -dienste in Osterreich im Einklang mit den Zielen dieses Bundesgesetzes
zu verwalten. Dabei hat sie zu beriicksichtigen, dass die Funkfrequenzen ein 6ffentliches Gut von hohem
gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Wert sind.

(2) Die Zuteilung von Funkfrequenzen, die Erteilung von Bewilligungen fiir die Errichtung und den
Betrieb von Funkanlagen (Betriebsbewilligung) und die Erteilung genereller Bewilligungen (§ 28
Abs. 10) durch die zustdndigen Behorden haben auf objektiven, transparenten, wettbewerbsfordernden,
nichtdiskriminierenden und angemessenen Kriterien zu beruhen. Dabei sind die einschldgigen
internationalen Ubereinkiinfte und sonstige im Rahmen der ITU geschlossenen Ubereinkiinfte zur
Regulierung der Funkfrequenzen einzuhalten.

(3) Im Rahmen der Frequenzverwaltung ist die Harmonisierung der Nutzung der Funkfrequenzen in
der Europédischen Union fir Kommunikationsnetze und —dienste zu fordern, um deren effektiven und
effizienten Einsatz zu gewihrleisten und um Vorteile fiir die Verbraucher, wie etwa Wettbewerb,
groBenbedingte Kostenvorteile und Interoperabilitit der Dienste und Netze, zu erzielen. Dabei ist unter
anderem

1. die Versorgung des Bundesgebietes und der Bevolkerung mit hochwertigen und leistungsfahigen
drahtlosen Breitbanddiensten sowie die Versorgung entlang wichtiger nationaler und
europdischer Verkehrswege einschlieBlich des transeuropdischen Verkehrsnetzes gemill der
Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 iiber Leitlinien der Union fiir den Aufbau eines
transeuropdischen Verkehrsnetzes und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 661/2010/EU,
ABIL. 2013 L 348/1, zuletzt gedndert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2019/274, ABI. Nr. L
43 vom 14.02.2019 S. 1, voranzutreiben;

2. die rasche Entwicklung neuer drahtloser Kommunikationstechnologien und Anwendungen in der
Union zu erleichtern, gegebenenfalls auch durch ein sektoriibergreifendes Konzept;

3.im Interesse langfristiger Investitionen fiir Vorhersehbarkeit und Einheitlichkeit bei der
Erteilung, Verldngerung, Anderung und Beschriinkung sowie dem Widerruf von Zuteilungen fiir
Funkfrequenzen zu sorgen;

4. die Vermeidung grenziiberschreitender oder nationaler funktechnischer Stérungen zu
gewihrleisten und zu diesem Zweck geeignete Préventions- und Abhilfemainahmen zu
ergreifen;



5.die gemeinsame Nutzung von Funkfrequenzen durch gleichartige oder unterschiedliche
Funkfrequenznutzungen im Einklang mit dem Wettbewerbsrecht auch im Rahmen von
Regulierungskonzepten, wie dem lizenzierten gemeinsamen Zugang, der die gemeinsame
Nutzung eines Funkfrequenzbands erleichtern soll und einer verbindlichen Vereinbarung aller
Beteiligten unterliegt sowie mit den in ihren Nutzungsrechten von Frequenzen festgelegten
Bestimmungen iiber die gemeinsame Nutzung im Einklang steht, zu fordern, um allen Nutzern
eine vorhersehbare und verlissliche Regelung fiir die gemeinsame Nutzung zu garantieren;

6.das am besten geeignete und mit dem geringstmoglichen Aufwand verbundene
Genehmigungssystem anzuwenden, damit die Funkfrequenzen gemeinsam so flexibel und
effizient wie moglich genutzt werden;

7. die Anwendung von Regeln fiir die Erteilung, die Ubertragung, die Verlingerung, die Anderung
und den Widerruf von Zuteilungen fiir Funkfrequenzen, welche klar und transparent festgelegt
werden, sicherzustellen, um die Rechtssicherheit, Einheitlichkeit und Vorhersehbarkeit der
Regulierung zu gewihrleisten, und

8. darauf hinzuarbeiten, dass die Zuteilung und Nutzung von Funkfrequenzen in der Europdischen
Union auf einheitliche und vorhersehbare Weise im Hinblick auf den Schutz der Bevolkerung
vor Gesundheitsschidden durch elektromagnetische Felder erfolgt, wobei der Empfehlung
1999/519/EG zur Begrenzung der Exposition der Bevolkerung gegeniiber elektromagnetischen
Feldern (0 Hz — 300 GHz), ABI. 1999 L 199/59, Rechnung zu tragen ist.

(4) Die Aufgaben gemiBl Abs.1 sind, soweit es sich um Frequenzen handelt, die im
Frequenznutzungsplan und im Frequenzzuteilungsplan fiir Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk,
BGBI. Nr. 396/1974, vorgesehen sind, von der KommAustria wahrzunehmen, sofern eine Nutzung fiir
Rundfunk vorliegt. Dies gilt nicht fiir die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem 15. Abschnitt.

Frequenznutzungsplan

§11. (1) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat einen
Frequenznutzungsplan zu erstellen, in welchem die Frequenzbereiche den einzelnen Funkdiensten und
anderen Anwendungen elektromagnetischer Wellen zugewiesen werden. Dabei hat sie insbesondere auf
die internationale Harmonisierung, die technische Entwicklung und auf die Vertrdglichkeit von
Frequenznutzungen in den Ubertragungsmedien Bedacht zu nehmen.

(2) Der Frequenznutzungsplan hat die Aufteilung der Frequenzbereiche auf Frequenznutzungen
sowie Festlegungen fiir diese Frequenznutzungen zu enthalten. Insbesondere kann auch die fiir
Frequenznutzungen zuldssige maximale Feldstarke festgelegt werden, soweit dies fiir die Minimierung
von Storungen anderer Funkanlagen erforderlich ist. Der Frequenznutzungsplan kann aus Teilpldnen
bestehen.

(3) Im Frequenznutzungsplan ist festzulegen, dass jene Frequenzbereiche, welche nicht Gegenstand
einer generellen Bewilligung (§28 Abs. 10) sind und die fir den Betrieb von mobilen
Kommunikationsnetzen oder fiir das Anbieten von mobilen Kommunikationsdiensten durch
internationale Regelungen gewidmet sind (harmonisierte ECS-Frequenzen fiir Mobilfunk und Breitband)
der Regulierungsbehorde zur Verwaltung tiberlassen werden.

(4) Im Frequenznutzungsplan kann auch festgelegt werden, dass in einzelnen, nicht dem Abs. 3
unterliegenden Frequenzbereichen die Zuteilung von Frequenzen samthaft oder bezogen auf bestimmte
Frequenznutzungen zahlenmiBig beschréinkt wird.

(5) Bei der Festlegung gemdll Abs. 3 und 4 ist auf alle gegenwirtigen und voraussehbaren kiinftigen
Nutzungen, insbesondere unter Beriicksichtigung der auf internationaler und europdischer Ebene
stattfindenden Frequenzplanungen, und die absehbare technische Entwicklung, unter Beriicksichtigung
der in internationalen Organisationen und der Europdischen Union erfolgenden Arbeiten zur
Technologieentwicklung, ausgerichtet jeweils auf die Dauer der zu erwartenden Frequenzzuteilung, sowie
darauf Bedacht zu nehmen, dass die effiziente Nutzung der Frequenzen gewdihrleistet ist. Dabei sind
jedenfalls der Verwendungszweck und die technischen Nutzungsbedingungen bekannt zu geben. Diese
Festlegung ist zu begriinden, die Begriindung ist zu veroffentlichen.

(6) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat durch Verordnung die
ndheren Bestimmungen iiber die Frequenznutzung und die Frequenzzuteilung, insbesondere iiber die fiir
die Zuteilung erforderlichen Voraussetzungen festzulegen. Dabei ist, insbesondere auf die spezifischen
Merkmale der betreffenden Funkfrequenzen, die Notwendigkeit des Schutzes vor funktechnischen
Storungen, soweit zutreffend die Schaffung verldsslicher Bedingungen fiir die gemeinsame
Frequenznutzung, die Notwendigkeit der Gewéhrleistung der technischen Qualitdt der Kommunikation



oder der Dienste, die grundlegenden Anforderungen im 6ffentlichen Interesse und die effiziente Nutzung
von Frequenzen Bedacht zu nehmen.

(7) Besteht keine ausreichende Nachfrage nach der Nutzung eines Frequenzbands der harmonisierten
Funkfrequenzen, so kann nach Mafigabe des Abs. 10 und 11 eine alternative Nutzung des gesamten oder
eines Teils dieses Frequenzbands, einschlieBlich der bestehenden Nutzung, von der Regulierungsbehorde
durch Verordnung zugelassen werden, sofern

1. die mangelnde Nachfrage nach der Nutzung eines solchen Frequenzbands auf der Grundlage
einer Offentlichen Konsultation — einschlieBlich einer vorausschauenden Beurteilung der
Marktnachfrage — festgestellt wurde,

2. durch die alternative Nutzung die Verfiigbarkeit oder die Nutzung eines solchen Frequenzbands
in anderen Mitgliedstaaten der Europdischen Union nicht verhindert oder beeintréchtigt wird und

3. der langfristigen Verfiigbarkeit oder Nutzung eines solchen Frequenzbands in der Europdischen
Union sowie den grofBenbedingten Kostenvorteilen fiir die aus der Nutzung der harmonisierten
Funkfrequenzen in der Europdischen Union resultierenden Geréte gebiihrend Rechnung getragen
wird.

(8) Die Zuteilung von Funkfrequenzen im Sinne einer Verordnung gemif3 Abs. 7 und die Erteilung
von Bewilligungen zur Errichtung und zum Betrieb der diese Funkfrequenzen nutzenden Funkanlagen
obliegt dem Fernmeldebiiro. Eine solche Zuteilung und Bewilligung ist fiir maximal ein Jahr zu erteilen.
Sie tritt spatestens im Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Verordnung geméil Abs. 7, sofern dadurch die
Voraussetzungen der alternativen Nutzung aufgehoben werden, auller Kraft.

(9) Jede Entscheidung, die alternative Nutzung zuzulassen, ist alle zwei Jahre und auf jeden Fall
dann umgehend zu iiberpriifen, wenn bei der Regulierungsbehoérde ein hinreichend begriindeter Antrag
eines Nutzungsinteressenten auf Nutzung des Frequenzbands entsprechend der technischen
Umsetzungsmafnahme eingeht. Die fiir die Vergabe zustindige Behorde hat die Europaische
Kommission und die anderen Mitgliedstaaten von der getroffenen Entscheidung, wobei auch die Griinde
fiir letztere anzugeben sind, sowie dem Ergebnis der Uberpriifung in Kenntnis zu setzen.

(10) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat im Rahmen des
Frequenznutzungsplans sicherzustellen, dass alle Arten der fir die Bereitstellung von
Kommunikationsnetzen oder -diensten eingesetzten Technologien in den Funkfrequenzen genutzt werden
konnen, die im Einklang mit dem Unionsrecht in ihrem nationalen Frequenzvergabeplan als fiir
Kommunikationsdienste verfiigbar erkldrt wurden. Es konnen jedoch verhdltnismifBige und
nichtdiskriminierende Beschrankungen fiir die Nutzung bestimmter Arten von Funknetzen oder
Technologien fiir drahtlosen Netzzugang fir Kommunikationsdienste vorgesehen werden, wenn dies aus
folgenden Griinden erforderlich ist:

1. zur Vermeidung funktechnischer Stérungen,

2. zum Schutz der Bevdlkerung vor Gesundheitsschiaden durch elektromagnetische Felder unter
weitest moglicher Beriicksichtigung der Empfehlung 1999/519/EG,

. zur Gewdhrleistung der technischen Dienstequalitit,

. zur Gewdhrleistung der gro3tmoglichen gemeinsamen Nutzung von Funkfrequenzen,

. zur Wahrung der effizienten Nutzung von Funkfrequenzen oder

6. zur Gewdhrleistung der Verwirklichung eines Ziels von allgemeinem Interesse gemif3 Abs. 12.
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(11) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat im Rahmen des
Frequenznutzungsplans sicherzustellen, dass alle Arten von Kommunikationsdiensten in den
Funkfrequenzen bereitgestellt werden konnen, die im Einklang mit dem Unionsrecht als fiir
Kommunikationsdienste verfligbar erkldrt wurden. Es konnen jedoch verhdltnismédBige und
nichtdiskriminierende ~ Beschrdnkungen  fiir die  Bereitstellung  bestimmter  Arten  von
Kommunikationsdiensten vorgesehen werden, insbesondere wenn dies zur Erfiillung einer internationalen
Verpflichtung erforderlich ist.

(12) Die durch Verordnung oder Bescheid auferlegten Bedingungen, aufgrund derer
Kommunikationsdienste in den fiir Kommunikationsdienste zur Verfiigung stehenden Frequenzbandern
genutzt werden diirfen, miissen unter anderem folgende Ziele verfolgen:

1. den Schutz des menschlichen Lebens,
2. die Stirkung des sozialen, regionalen oder territorialen Zusammenbhalts,
3. die Vermeidung einer ineffizienten Nutzung der Funkfrequenzen oder

4. die Forderung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt sowie des Medienpluralismus,
beispielsweise durch die Erbringung von Horfunk- und Fernsehdiensten.



Bedingungen, die in einem bestimmten Frequenzband die Bereitstellung aller anderen
Kommunikationsdienste untersagen, konnen nur dann vorgesehen werden, wenn sie erforderlich sind, um
Dienste zum Schutz des menschlichen Lebens zu schiitzen.

(13) Durch internationale Vorgaben, insbesondere auf Basis des Art. 53 und 54 der Richtlinie (EU)
2018/1972 aufgestellte Zeitplane, sind bei der Erstellung des Frequenznutzungsplans zu beriicksichtigen.
Die in diesen Bestimmungen vorgesehenen Kriterien fiir die Bemessung der Zeitriume sind bei der
Verordnungserlassung und den diesbeziiglichen weiteren Verfahrensschritten zu beriicksichtigen.

(14) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat regelmiBig zu
iiberpriifen, inwieweit die Voraussetzungen und Beschriankungen dieser Bestimmung notwendig und
anwendbar sind, und die Ergebnisse dieser Uberpriifungen zu verdffentlichen. Sie kann sich dabei der
Regulierungsbehorde bedienen.

Koordinierung von Funkfrequenzen zwischen Mitgliedstaaten

§ 12. (1) Fiir den Fall, dass eine grenziiberschreitende Koordinierung gescheitert ist, eine solche
Koordinierung nicht erfolgt ist oder trotz erfolgter Koordinierung eine funktechnische Stérung bei der
Nutzung harmonisierter Funkfrequenzen auftritt oder zu erwarten ist, kann die Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus die Gruppe fiir Frequenzpolitik (RSPG) ersuchen, vermittelnd
titig zu werden und gegebenenfalls eine Stellungnahme abzugeben, in der eine Losung vorgeschlagen
wird.

(2) Besteht das Problem nach Abschluss des Verfahrens nach Abs.1 weiter, kann die
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus eine Entscheidung der Europiischen
Kommission gemél Art. 28 der Richtlinie (EU) 2018/1972 beantragen.

Frequenzzuteilung

§ 13. (1) Die Frequenzzuteilung hat nach Maflgabe des Frequenznutzungsplans beruhend auf
objektiven, transparenten, nichtdiskriminierenden und angemessenen Kriterien auf der Grundlage
transparenter und objektiver Verfahren sowie technologie- und diensteneutral durch Bescheid zu erfolgen.

(2) Abweichend von Abs. 1 kénnen jedoch unter folgenden Voraussetzungen verhéltnisméfige und
nichtdiskriminierende Beschrinkungen im Hinblick auf die Technologieneutralitit verfiigt werden:
1. zur Vermeidung funktechnischer Stérungen,

2. zum Schutz der Bevdlkerung vor Gesundheitsschiaden durch elektromagnetische Felder unter
weitest moglicher Beriicksichtigung der Empfehlung 1999/519/EG,

. zur Gewdhrleistung der technischen Dienstequalitit,

. zur Gewéhrleistung der groBtmoglichen gemeinsamen Nutzung der Funkfrequenzen,
. zur Wahrung der effizienten Nutzung von Funkfrequenzen oder

6. zur Gewdhrleistung eines Zieles von allgemeinem Interesse nach Abs. 3.
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(3) Eine Einschrankung der Dienstencutralitit ist — ebenfalls unter der Voraussetzung der
VerhéltnismaBigkeit und Nichtdiskriminierung — unter anderem zuléssig:

1. zum Schutz des menschlichen Lebens,
2. zur Vermeidung einer ineffizienten Nutzung der Funkfrequenzen,
3. zur Stiarkung des sozialen, regionalen oder territorialen Zusammenhalts oder

4. hinsichtlich Frequenzen, die im Frequenznutzungsplan fiir Rundfunk im Sinne des BVG-
Rundfunk vorgesehen sind, zur Forderung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt sowie des
Medienpluralismus, beispielsweise durch die Erbringung von Horfunk- und Fernsehdiensten.

(4) Werden Beschriankungen nach Abs. 2 und 3 verfiigt, ist von der gemill Abs. 7 zustindigen
Behorde in regelméBigen Abstdnden zu tiberpriifen, inwieweit die Voraussetzung weiterhin bestehen. Die
Ergebnisse der Uberpriifung sind zu verdffentlichen.

(5) Bei der Beurteilung des Schutzes des Lebens und der Gesundheit von Menschen sind der Stand
der Wissenschaften, die internationalen Vorgaben sowie Gesetze und Verordnungen zum allgemeinen
Schutz vor elektromagnetischen Feldern zu beachten.

(6) Frequenzen sind zur Nutzung individuell zuzuteilen, wenn sie

1. fiir die vorgesehene Nutzung im Frequenznutzungsplan ausgewiesen sind und sie nicht auf Grund
einer Verordnung geméil § 28 Abs. 10 genutzt werden kdnnen, und

2. im vorgesehenen Einsatzgebiet zur Verfiigung stehen, und
3. die Vertrdglichkeit mit anderen Frequenznutzungen gegeben ist.



(7) Fiir die Frequenzzuteilung sowie zur Anderung und zum Widerruf von Frequenzzuteilungen ist
zustandig:

1. die KommAustria fiir Frequenzen zur Veranstaltung von Rundfunk im Sinne des BVG-
Rundfunk;

2. die Regulierungsbehorde

a) fir Frequenzen, hinsichtlich derer im Frequenznutzungsplan eine Festlegung gemifl § 11
Abs. 3 getroffen wurde und hinsichtlich derer nicht durch eine Verordnung gemil3 § 11 Abs. 7
eine alternative Nutzung zugelassen wurde, und

b) fiir Frequenzen, hinsichtlich derer die Zuteilung gemal § 11 Abs. 4 zahlenméBig beschrénkt
wurde;

3. die Fernmeldebehorde fiir alle sonstigen Frequenzen.

(8) Vor Zuteilung von Frequenzen, die im Frequenznutzungsplan auch fiir Rundfunk im Sinne des
BVG-Rundfunk vorgesehen sind und nicht zur Veranstaltung von Rundfunk im Sinne des BVG-
Rundfunk herangezogen werden sollen sowie vor Anderungen dieser Zuteilungen, ist die Zustimmung der
KommAustria einzuholen. Vor Zuteilung von Frequenzen, die im Frequenznutzungsplan nicht fiir
Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk vorgesehen sind und zur Veranstaltung von Rundfunk im Sinne
des BVG-Rundfunk herangezogen werden sollen sowie vor Anderungen dieser Zuteilungen, ist die
Zustimmung der Fernmeldebehorde einzuholen.

(9) Die Zuteilung von Frequenzen gemi3 Abs. 7 Z 1 und Z 2 hat innerhalb von sechs Wochen ab
Einlangen des vollstindigen Antrags zu erfolgen. Falls die Regulierungsbehorde ein vergleichendes oder
ein wettbewerbsorientiertes Auswahlverfahren durchzufiihren hat, verlédngert sich diese Frist um acht
Monate. Die KommAustria verstindigt die Fernmeldebehdrde echestmoglich von jeder erteilten
Frequenzzuteilung und Betriebsbewilligung, wobei die Mitteilung dariiber alle notwendigen Daten
(insbesondere Standort, technische Daten, Antennendiagramme) zu enthalten hat.

(10) Die Zuteilung von Frequenzen gemill Abs.7 Z2 hat in einem Verfahren gemifl § 15 zu
erfolgen.

(11) In der Frequenzzuteilung sind die Art und der Umfang der Frequenznutzung festzulegen, soweit
dies fiir die moglichst effiziente und stérungsfreie Nutzung der Frequenzen und die Vertrdglichkeit mit
anderen Frequenznutzungen erforderlich ist.

(12) Die Frequenzzuteilung ldsst auf Grund anderer Rechtsvorschriften sowie internationaler
Vereinbarungen bestehende Verpflichtungen zur Einhaltung gesetzlicher, technischer oder betrieblicher
Anforderungen unberiihrt.

(13) Die Zuteilung von Frequenzen fiir den Betrieb von Funkanlagen, die 6ffentlichen Zwecken
dienen, hat bevorzugt zu erfolgen, soweit dies zur Besorgung der Aufgaben des Antragstellers notwendig
ist.

(14) Durch die Zuteilung der Frequenzen wird keine Gewihr fiir die Qualitdt der Funkverbindung
iibernommen.

(15) Alle Frequenzen diirfen nur befristet zugeteilt werden. Die Befristung hat sachlich und
wirtschaftlich angemessen zu sein. Hinsichtlich der Zuteilung von individuellen Nutzungsrechten gemaf
§ 13 Abs. 6 ist § 18 anzuwenden.

(16) Frequenzzuteilungen konnen Nebenbestimmungen enthalten. Um insbesondere eine effektive
und effiziente Frequenznutzung sicherzustellen oder die Versorgung zu verbessern, konnen insbesondere
folgende Nebenbestimmungen vorgesehen werden:

1. gemeinsame Nutzung von passiven oder aktiven Infrastrukturen fiir die Funkfrequenznutzung
oder von Funkfrequenzen;
2. kommerzielle Roamingzugangsvereinbarungen;
3. gemeinsamer Ausbau von Infrastrukturen fiir die Bereitstellung von auf Funkfrequenzen
gestiitzten elektronischen Kommunikationsnetzen oder -diensten.
Die zustindigen Behorden haben dafiir zu sorgen, dass Nebenbestimmungen in Frequenzzuteilungen die
gemeinsame Frequenznutzung nicht behindern.

(17) Die Entscheidung iiber die Zuteilung von Frequenzen durch die Fernmeldebehdrde geméf
Abs. 7 Z 3 ist nach MalBigabe des Frequenznutzungsplans im Rahmen der Bewilligungserteilung gemal3
§ 34 binnen sechs Wochen ab Einlangen des vollstdndigen Antrags zu treffen, es sei denn, dass auf Grund
internationaler Vereinbarungen der Abschluss einer Frequenzkoordinierung abzuwarten ist.



(18) Die fiir die Zuteilung zustindige Behorde kann im Rahmen der Frequenzzuteilung auch die
Moglichkeit einer Nutzung der betroffenen Frequenzen durch einen anderen als den Bescheidadressaten
festlegen (Sekundédrnutzung). Die dem Bescheidadressaten aus der Zuteilung von Frequenzen
erwachsenen Rechte diirfen durch eine solche Sekundédrnutzung nicht dauerhaft beschriankt werden.

Bedingungen und zahlenmiBige Beschrinkung fiir Frequenzzuteilungen durch die
Regulierungsbehérde

§ 14. (1) Die Regulierungsbehorde kann fiir die Zuteilung von Frequenzen, hinsichtlich derer im
Frequenznutzungsplan eine Festlegung gemifl § 11 Abs. 3 getroffen wurde, die Frequenzzuteilungen
durch Verordnung zahlenmifig beschrinken. In dieser Verordnung kann sie auch Bedingungen zur
Sicherstellung des Wettbewerbs im Sinne des § 23 Abs. 2, soweit diese nicht durch individuelle Auflagen
durchzusetzen sind, anordnen.

(2) Bei Erlassung einer Verordnung gemifl Abs. 1 ist unbeschadet der Bestimmungen des § 23 auf
die Notwendigkeit, grofftmogliche Vorteile fiir die Nutzer zu erzielen und den Wettbewerb zu erleichtern,
Bedacht zu nehmen. Es sind alle gegenwértigen und voraussehbaren kiinftigen Nutzungen, insbesondere
die auf internationaler und europiischer Ebene stattfindenden Frequenzplanungen und die absehbare
technische Entwicklung zu beriicksichtigen, ausgerichtet jeweils auf die Dauer der zu erwartenden
Frequenzzuteilung. Es ist sicherzustellen, dass die effiziente Nutzung der Frequenzen gewéhrleistet ist.

(3) Die Regulierungsbehdrde hat zur Frage, ob die Griinde des Abs. 2 vorliegen, eine 6ffentliche
Konsultation gemif3 § 206 durchzufiihren.

(4) Die Festlegung gemill Abs. 1 ist zu begriinden, die Begriindung ist zu ver6ffentlichen. Die
Festlegung ist in angemessenen Abstinden zu iiberpriifen. Stellt die Regulierungsbehorde fest, dass die
Voraussetzungen des Abs. 2 nicht mehr vorliegen, hat sie die Verordnung unverziiglich aufzuheben. Eine
Uberpriifung ist auch auf begriindeten Antrag eines von der Beschrinkung der Frequenzzuteilungen
betroffenen Unternehmens vorzunehmen.

Frequenzzuteilung durch die Regulierungsbehorde

§ 15. (1) Die Zuteilung hat von der Regulierungsbehdrde auf Antrag zu erfolgen. Ist die Zuteilung
von Frequenzen nicht gemél § 11 Abs. 4 oder § 14 Abs. 1 zahlenméBig beschrinkt, hat die Zuteilung von
Frequenzen gemill § 13 Abs. 6 zu erfolgen. In allen anderen Fillen hat die Zuteilung in einem
wettbewerbsorientierten Auswahlverfahren zu erfolgen. Stellt die Regulierungsbehorde jedoch fest, dass
die zu beriicksichtigenden Ziele und Aspekte des Abs.2 und 3 besser durch ein vergleichendes
Auswahlverfahren erreicht werden koOnnen, so hat sie ein solches Verfahren zu wéihlen. Die
Regulierungsbehorde hat die Entscheidung iiber das Auswahlverfahren an Hand der in Abs.2 und 3
genannten Ziele und Kriterien durch Verordnung zu treffen.

(2) Ist die Zuteilung von Frequenzen gemiBl § 11 Abs. 4 oder § 14 Abs. 1 zahlenméBig beschrénkt,
hat die Regulierungsbehorde diese Rechte nach einem Auswahlverfahren gemiB § 16, das offen, objektiv,
transparent, nichtdiskriminierend und verhéltnismafig zu sein hat, zu erteilen. Dabei hat die
Regulierungsbehorde den Zielen und Anforderungen nach §§ 1 und 10 gebiihrend Rechnung zu tragen.
Bei solchen Auswahlverfahren kann die Regulierungsbehdrde die in § 13 Abs. 9 genannte Hochstfrist so
lange wie notig, hochstens jedoch um acht Monate verlingern, um fiir alle Beteiligten ein faires,
angemessenes, offenes und transparentes Verfahren sicherzustellen. Diese Fristen lassen geltende
internationale Vereinbarungen iiber die Nutzung von Funkfrequenzen und die Satellitenkoordinierung
unberiihrt.

(3) Die Regulierungsbehdrde hat bei der Entscheidung iiber das Vergabeverfahren auf folgende
Aspekte Bedacht zu nehmen:
1. Forderung des Wettbewerbs
2. Verbesserung der Versorgung,
3. Gewibhrleistung der erforderlichen Dienstqualitét,

4. Forderung der effizienten Nutzung von Funkfrequenzen, ua. durch Beriicksichtigung der fiir die
Nutzungsrechte geltenden Bedingungen und der Hohe der Entgelte,

5. Forderung von Innovation und Geschéftsentwicklung.

(4) Die Regulierungsbehorde hat die Entscheidung iiber das Auswahlverfahren einschlieflich einer
allfdlligen Vorlaufphase fiir den Zugang zum Verfahren unter Beriicksichtigung der Ziele der
Frequenzverwaltung dieses Bundesgesetzes zu begriinden und zu verdffentlichen. Dabei ist auch auf
Erfiillung der Ziele der nationalen Mérkte und des Binnenmarktes Bedacht zu nehmen. Sie hat ferner die
Ergebnisse einer damit in Zusammenhang stehenden Beurteilung der Wettbewerbssituation sowie der



technischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten des Marktes eindeutig darzulegen und die mdgliche
Anwendung und Wahl von Mafinahmen nach § 17 zu begriinden und zu verdffentlichen.

(5) Die Regulierungsbehorde hat das gewéhlte Auswahlverfahren, die zugehérigen Bestimmungen
und die Bedingungen, die mit den Nutzungsrechten verkniipft werden, zu verdffentlichen und die
Frequenzzuteilung unter Bedachtnahme auf die Verfahrensregelungen nach § 16 auszuschreiben. Es ist
auch ein mindestens zu entrichtendes Frequenznutzungsentgelt nach den Regeln des § 24 Abs. 2
festzulegen.

(6) Diese Bestimmung beriihrt nicht die Uberlassung von Nutzungsrechten fiir Funkfrequenzen
gemal § 20.

Verfahren Frequenzzuteilung von zahlenmiiflig beschrinkten Frequenzen durch die
Regulierungsbehérde

§16. (1) Die Regulierungsbehdrde hat die ihr iiberlassenen und zahlenméBig beschrinkten
Frequenzen demjenigen Antragsteller zuzuteilen, der die allgemeinen Voraussetzungen des Abs. 2 Z 2
erfillt und der die effizienteste Nutzung der Frequenzen gewdhrleistet. Dies wird im Falle eines
wettbewerbsorientierten Vergabeverfahrens durch die Hohe des angebotenen Frequenznutzungsentgeltes
festgestellt. Uber Antriige auf Frequenzzuteilung hat die Regulierungsbehérde grundsitzlich binnen der in
§ 15 Abs. 2 genannten Frist ab Einbringung des Antrages zu entscheiden. Diese Fristen gelten nicht, wenn
auf Grund internationaler Vereinbarungen der Abschluss einer Frequenzkoordinierung abzuwarten ist.
Die Entscheidung ist zu verdffentlichen.

(2) Die Regulierungsbehdrde hat die Zuteilung von Frequenzen entsprechend den Grundsétzen eines
offenen, fairen und nichtdiskriminierenden Verfahrens sowie nach MaB3gabe der 6konomischen Effizienz
durchzufithren. Dabei hat sie bei der Planung des Verfahrens die Regelungsziele des § 1 sowie die
Aspekte des § 15 Abs. 3, insbesondere den Wettbewerb zu beriicksichtigen. Versteigerungsverfahren sind
grundsitzlich einfach, verstindlich und nachvollziehbar zu gestalten. Dies soll insbesondere dadurch
sichergestellt werden, dass bei Abgabe eines Gebotes weitgehende Gewissheit {iber die damit maximal
zusammenhdngende Zahlungsverpflichtung gegeben ist. Die Regulierungsbehorde hat die beabsichtigte
Zuteilung von Frequenzen 6ffentlich auszuschreiben, wenn

1. ein Bedarf von Amts wegen festgestellt worden ist oder

2.ein Antrag vorliegt und die Regulierungsbehérde zu der Auffassung gelangt, dass der
Antragsteller in der Lage ist, die mit dem Recht auf Frequenznutzung verbundenen
Nebenbestimmungen zu erfiillen. Dabei sind, insbesondere die technischen Féhigkeiten und die
wirtschaftlichen =~ Voraussetzungen  des  Antragstellers, seine  Erfahrungen  im
Kommunikationsbereich sowie in verwandten Geschéftsbereichen und seine Fachkunde zu
beriicksichtigen. Es darf kein Grund zur Annahme bestehen, dass der in Aussicht genommene
Dienst, insbesondere was die Qualitit und die Versorgungspflicht betrifft, nicht erbracht werden
wird.

(3) Nach Durchfilhrung einer Konsultation und Zustimmung durch die Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zu den Ausschreibungsbedingungen ist die Ausschreibung im
»Amtsblatt zur Wiener Zeitung* zu verdffentlichen. Sie hat jedenfalls zu enthalten:

1. die Bereiche des der Regulierungsbehdrde iiberlassenen Frequenzspektrums, die fiir eine
Zuteilung in einem gemeinsamen Verfahren bestimmt sind;

2. den Verwendungszweck der und die Nutzungsbedingungen fiir die zuzuteilenden Frequenzen;

3. die Voraussetzungen fiir das Zurverfligungstellen der Ausschreibungsunterlagen einschlieflich
eines allfélligen Kostenersatzes;

4.eine mindestens zweimonatige Frist, innerhalb derer Antrige auf Zuteilung von
Frequenznutzungsrechte gestellt werden kdnnen.

(4) In den Ausschreibungsunterlagen sind jedenfalls

1. im Falle eines wettbewerbsorientierten Vergabeverfahrens die Grundsétze des Verfahrens zur
Ermittlung des hochsten Frequenznutzungsentgeltes darzustellen und

2. die Anforderungen an Form und Inhalt der Antragsunterlagen so zu beschreiben, dass die
Vergleichbarkeit der Antrdge sichergestellt ist. Sie konnen auch Angaben iiber die Hohe des
gemil § 24 Abs. 2 zu ermittelnden und mindestens anzubietenden Frequenznutzungsentgeltes
enthalten. Gelangen Frequenzpakete zur Zuteilung, kann in den Ausschreibungsunterlagen
vorgesehen werden, dass Antrige auf Zuteilung einzelner dieser Frequenzpakete, auf eine
bestimmte Zahl von Frequenzpaketen oder auch auf Kombinationen von Frequenzpaketen
zuldssig sind.



(5) Die Regulierungsbehdrde kann in den Ausschreibungsbedingungen vorsehen, dass jenes
Unternehmen, dem die Frequenzen von der Regulierungsbehdrde zugeteilt werden, in einem Verfahren
nach § 20 berechtigt werden kann, die Nutzungsrechte an diesen Frequenzen teilweise fiir die gesamte
Dauer der Nutzung oder fiir einen bestimmten Zeitraum anderen Anbietern von Kommunikationsdiensten
oder Betreibern von Kommunikationsnetzen zu iiberlassen.

(6) Die Regulierungsbehorde kann in den Ausschreibungsbedingungen vorsehen, dass hinsichtlich
der zuzuteilenden Frequenzen die Moglichkeit der Sekundédrnutzung dieser Frequenzen zugelassen
werden wird.

(7) Antrége diirfen von den in den Ausschreibungsunterlagen geforderten Voraussetzungen nur dann
und insoweit abweichen, als dies in den Unterlagen fiir zulissig erklirt worden ist. Anderungen und
Zuriickziehen der Antrdge nach Ablauf der Ausschreibungsfrist sind unzuldssig. Dies gilt nicht fiir
Nachbesserungen im Rahmen eines vergleichenden Auswahlverfahrens sowie fiir die Hohe des
angebotenen Frequenznutzungsentgeltes, wenn die Nachbesserung in den Ausschreibungsunterlagen
ausdriicklich im Rahmen der Regeln fiir die Ermittlung des hochsten Gebotes fiir zuldssig erklart worden
ist.

(8) Wesentliche Anderungep der Ausschreibungsbedingungen sind nur zuldssig, soweit sich
gesetzliche oder fiir die Republik Osterreich verbindliche internationale Vorschriften dndern.

(9) Die Antragsteller bilden eine Verfahrensgemeinschaft. Die Regulierungsbehdérde hat jene
Antragsteller vom Frequenzzuteilungsverfahren mit Bescheid auszuschlieBen, deren Antréige
unvollstindig sind oder von den Ausschreibungsbedingungen in unzuldssiger Weise abweichen oder
welche die allgemeinen Voraussetzungen gemal3 Abs. 2 nicht erfiillen.

(10) Die Regulierungsbehdrde hat geeignete Regeln fiir die Ermittlung des hochsten Gebotes mittels
Verfahrensanordnung festzulegen. Diese Regeln haben den Grundsétzen nach Abs. 2 erster Satz und
Abs. 4 Z 1 zu entsprechen sowie dem Verwendungszweck der zuzuteilenden Frequenzen (Abs. 3 Z2)
Rechnung zu tragen. Die Regeln haben jedenfalls auch die Voraussetzungen fiir das Vorliegen eines
giiltigen Gebotes und geeignete Sicherstellungen fiir die Gebote zu bestimmen. Sie haben den Hinweis zu
enthalten, dass Antragsteller, die bei der Ermittlung des hochsten Gebotes kollusives Verhalten an den
Tag legen, mit Verfahrensanordnung von der weiteren Teilnahme am Verfahren zur Ermittlung des
hochsten Gebotes ausgeschlossen werden konnen. Die Regeln sind den Antragstellern mindestens zwei
Wochen vor Beginn der Ermittlung des hochsten Gebotes zu iibermitteln.

(11) Die Frequenzzuteilung kann folgende Nebenbestimmungen enthalten, die dazu dienen, die
Zielsetzungen und Bestimmungen dieses Gesetzes und der relevanten Vorschriften der Europiischen
Union bestmoglich zu erfiillen:

1. Angabe des Verwendungszwecks, der Art des Netzes und der Technologie, fiir die die
Frequenzen zugeteilt werden, gegebenenfalls einschlieBlich der ausschlieBlichen Nutzung einer
Frequenz fiir die Ubertragung eines bestimmten Inhalts oder bestimmter audiovisueller Dienste;

2. Nebenbestimmungen, die erforderlich sind, die effektive und effiziente Frequenznutzung
sicherzustellen, gegebenenfalls einschlieBlich Anforderungen in Bezug auf die Reichweite sowie
Regelungen betreffend den Zeitpunkt der Betriebsaufnahme und der Versorgung sowie fiir den
Fall der Nichteinhaltung der auferlegten Verpflichtungen die Verhdngung von Ponalen;

3. technische und den Betrieb betreffende Bedingungen zur Vermeidung von funktechnischen
Storungen und spezielle Bedingungen flir die Begrenzung der Exposition der Bevolkerung
gegeniiber elektromagnetischen Feldern nach den Kriterien des § 13 Abs. 5;

4. Befristung unter Bedachtnahme auf § 18;

5. allenfalls Bedingungen hinsichtlich der Uberlassung der Frequenzen auf Antrag des Inhabers
dieser Rechte;

6. Verpflichtungen, die das Unternehmen, das die Frequenzen erwirbt, im Laufe eines
Auswahlverfahrens eingegangen ist;

7. Verpflichtungen, die zur Einhaltung einschldgiger internationaler Vereinbarungen iiber die
Nutzung von Frequenzen erforderlich sind;

8. Verpflichtungen betreffend eine gemeinsame Nutzung von Infrastruktur unter Bedachtnahme auf
§ 26.

(12) Die Regulierungsbehodrde kann in jedem Stadium des Verfahrens Sachverstidndige sowie Berater
beiziehen, deren Kosten, ebenso wie weitere Barauslagen, von dem Antragsteller, dem die Frequenzen
zugeteilt werden, zu tragen sind. Bei mehreren Antragstellern sind die Kosten aliquot aufzuteilen.



(13) Die Regulierungsbehdrde ist berechtigt, die Ausschreibung aus wichtigem Grund aufzuheben
und das Verfahren in jedem Stadium aus wichtigem Grund einzustellen, insbesondere wenn

1. die Regulierungsbehorde kollusives Verhalten von Antragstellern feststellt und ein effizientes,
faires und nichtdiskriminierendes Verfahren nicht durchgefiihrt werden kann;

2. kein oder nur ein Antragsteller die Voraussetzungen gemif3 Abs. 2 erfiillt;

3. kein oder nur ein Antragsteller, der die Voraussetzungen gemify Abs. 2 erfiillt, an der Ermittlung
des hochsten Gebotes tatsédchlich teilnimmt;

4. das Verfahren ergibt, dass von den Antragstellern weniger Frequenzspektrum in Anspruch
genommen wird, als zur Zuteilung vorgesehen ist.

All das begriindet keinen Anspruch auf Entschidigung; Amtshaftungsanspriiche bleiben unberiihrt.

(14) Kann das Zuteilungsverfahren nicht so rechtzeitig abgeschlossen werden, dass eine zeitlich
lickenlose Versorgung mit Telekommunikationsdiensten mit den verfahrungsgegenstindlichen
Frequenzen sichergestellt und dadurch das offentliche Wohl gefdhrdet oder ein schwerer
volkswirtschaftlicher Schaden zu befiirchten ist oder Nachteile fiir die Parteien entstehen, kann die
Regulierungsbehorde mit Mandatsbescheid entscheiden. Eine solche Zuteilung ist so zu befristen, wie es
im Hinblick auf die Umstdnde des in Rede stehenden Falles angemessen ist.

(15) Diese Bestimmung gilt nicht fiir die Zuteilung von Frequenzen, die im Frequenznutzungsplan
fiir Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk vorgesehen sind.

Peer-Review-Verfahren

§ 17. (1) Beabsichtigt die Regulierungsbehorde, ein Auswahlverfahren geméfl § 16 in Bezug auf
Funkfrequenzen  durchzufithren, fiir die harmonisierte = Bedingungen durch technische
Umsetzungsmafnahmen geméB der Entscheidung Nr. 676/2002/EG festgelegt wurden, um deren Nutzung
fiir drahtlose Breitbandnetze und -dienste zu ermdglichen, hat sie die Gruppe fiir Frequenzpolitik {iber die
entsprechenden MalBnahmenentwiirfe, welche in den Anwendungsbereich des wettbewerbsorientierten
oder vergleichenden Auswahlverfahrens gemél § 16 fallen, zu unterrichten und anzugeben, ob und wann
sie die Gruppe fiir Frequenzpolitik zur Einberufung eines Peer-Review-Forums auffordert.

(2) Beim Peer-Review-Forum hat die Regulierungsbehdrde zu erldutern, wie durch den
MaBnahmenentwurf

1. die Entwicklung des Binnenmarkts, die grenziiberschreitende Erbringung von Diensten und der
Wettbewerb gefordert, groftmogliche Vorteile fiir die Verbraucher erzielt und insgesamt die in
den §§ 1 und 10 bis 13 und in der Entscheidung Nr. 676/2002/EG und dem Beschluss
Nr. 243/2012/EU iiber ein Mehrjahresprogramm fiir die Funkfrequenzpolitik, ABI. Nr. L 81 vom
21.03.2012 S. 7, in der Fassung der Richtlinie 2018/1972/EU, ABIL Nr. L 321 vom 17.12.2018

S. 36, festgelegten Ziele verwirklicht werden,

2. eine effektive und effiziente Nutzung von Funkfrequenzen gewidhrleistet wird und

3. ein stabiles und vorhersehbares Investitionsumfeld fiir vorhandene und mdgliche kiinftige
Funkfrequenznutzer beim Ausbau von Netzen zur Bereitstellung von auf Funkfrequenzen
gestiitzten Kommunikationsdiensten gewéhrleistet wird.

(3) Hat die Regulierungsbehorde zur Einberufung eines Peer-Review-Forum aufgefordert, kann sie
die Gruppe fiir Frequenzpolitik ersuchen, einen Bericht iiber die Frage zu erstellen, wie mit dem
MaBnahmenentwurf die in Abs. 2 genannten Ziele erreicht werden.

(4) Die Regulierungsbehorde kann die Gruppe fiir Frequenzpolitik ersuchen, innerhalb von sechs
Wochen nach dem Peer-Review-Forum einen Standpunkt zum MaBnahmenentwurf abzugeben.

Geltungsdauer der Rechte

§ 18. (1) Frequenzen diirfen nicht fiir einen ldngeren Zeitraum zugeteilt werden, als dies nach den
Bestimmungen im Frequenznutzungsplan vorgesehen ist.

(2) Unbeschadet der Bestimmungen dieses Paragraphen, sind Frequenzen fiir einen 10 Jahre nicht
iiberschreitenden Zeitraum zuzuteilen. Die Befristung hat sachlich und wirtschaftlich angemessen zu sein.

(3) Teilt die Regulierungsbehdrde Frequenzen fiir einen von Abs. 1 abweichenden Zeitraum zu, hat
sie sicherzustellen, dass die Zuteilung fiir einen Zeitraum gewdhrt wird, der im Hinblick auf die gemaf
§ 16 angestrebten Ziele angemessen ist; sie hat dabei die Notwendigkeit zu beriicksichtigen, den
Wettbewerb und insbesondere eine effektive und effiziente Nutzung der Funkfrequenzen zu
gewihrleisten und Innovation sowie wirksame Investitionen durch unter anderem die Einrdumung eines
angemessenen Zeitraums fiir die Amortisation der Investition zu fordern.



(4) Teilt die Regulierungsbehdrde fiir einen von Abs. 1 abweichenden Zeitraum Frequenzen zu, fiir
die harmonisierte Bedingungen durch technische Umsetzungsmafnahmen gemif3 der Entscheidung
Nr. 676/2002/EG festgelegt wurden, um die Nutzung fiir drahtlose breitbandige Kommunikationsdienste
(drahtlose Breitbanddienste) zu ermdglichen, hat sie unter Beriicksichtigung der Anforderungen von
Abs. 3 sicherzustellen, dass der Regelungsrahmen hinsichtlich der Bedingungen fiir Investitionen in
Infrastrukturen fiir die Nutzung solcher Frequenzen wiahrend eines Zeitraums von mindestens 20 Jahren
fiir die Rechteinhaber vorhersehbar ist. Dies gilt gegebenenfalls vorbehaltlich etwaiger Anderungen der
mit diesen Zuteilungen verbundenen Bedingungen gemiB § 21.

(5) Zu dem in Abs. 4 genannten Zweck ist sicherzustellen, dass diese Rechte fiir einen Zeitraum von
mindestens 15 Jahren gelten, und unter den in dieser Bestimmung festgelegten Bedingungen eine
angemessene einmalige Verlingerung von maximal zehn Jahren vorzusehen ist. Eine Verldngerung ist
ausgeschlossen, wenn dieser Zeitraum mindestens 20 Jahre betrégt.

(6) Bevor die Regulierungsbehdrde Frequenzen zuteilt, hat sie allen Beteiligten die allgemeinen
Kriterien fiir eine Verldangerung der Zuteilungsdauer, die Teil der Bedingungen geméaB § 16 Abs. 3 und
§ 15 Abs. 2 sind, in transparenter Weise bekannt zu geben. Diese allgemeinen Kriterien beziehen sich auf

1. die Notwendigkeit, die effektive und effiziente Nutzung der betreffenden Funkfrequenzen zu
gewihrleisten, die gemil3 § 10 Abs. 3 Z 3 angestrebten Ziele und die Notwendigkeit, den Zielen
von allgemeinem Interesse in Bezug auf den Schutz des menschlichen Lebens, die 6ffentliche
Ordnung, die 6ffentliche Sicherheit oder die Landesverteidigung zu entsprechen, und

2. die Notwendigkeit, einen unverfilschten Wettbewerb zu gewéhrleisten.

(7) Spétestens zwei Jahre vor Ablauf der urspriinglichen Geltungsdauer einer Zuteilung hat die
Regulierungsbehorde auf Antrag unter Beriicksichtigung von § 10 Abs.3 Z3 eine objektive und
zukunftsgerichtete Bewertung der allgemeinen Kriterien flir die Verldngerung der Geltungsdauer der
Zuteilung vorzunehmen. Sofern die zustindige Behorde keine Aufsichtsverfahren aufgrund der
Nichterfiillung der Bedingungen fiir die Zuteilung gemaB § 184 eingeleitet hat, hat sie die Verldngerung
der Geltungsdauer der Zuteilung zu gewéhrleisten, es sei denn, sie gelangt zu dem Schluss, dass eine
solche Verldngerung den in Abs. 6 Z 1 und 2 genannten allgemeinen Kriterien nicht entsprechen wiirde.
Auf der Grundlage dieser Bewertung hat die Regulierungsbehdérde dem Rechteinhaber mitzuteilen, ob die
Verlangerung der Geltungsdauer der Zuteilung gewihrt wird.

(8) Entscheidet die Regulierungsbehdrde, nachdem den Beteiligten in einem Zeitraum von
mindestens drei Monaten Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wurde, dass eine solche Verldngerung
nicht gewdhrt werden kann, hat sie unter Anwendung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes das
Frequenzband neu zu vergeben. Diese Regelung ldsst §§ 25 und 184 unberiihrt.

(9) Die Regulierungsbehorde kann in den folgenden Fillen von den Abs. 4 bis 8 abweichen:

1. bei begrenzten geografischen Gebieten mit duflerst liickenhaftem oder gar keinem Zugang zu
Hochgeschwindigkeitsnetzen, wobei die Abweichung erforderlich ist, um die Verwirklichung der
Ziele gemif § 10 Abs. 3 zu gewahrleisten,

2. auf Antrag des Rechteinhabers bei kurzfristigen Projekten,

3. in Féllen, in denen die Marktentwicklung eine frithere Neuzuteilung von Frequenzen erwarten
lasst,

4. bei der Nutzung zu Versuchszwecken,

5. bei Nutzungen der Funkfrequenzen, die im Einklang mit § 11 Abs. 10 und 11 mit drahtlosen
Breitbanddiensten koexistieren kénnen, oder

6. bei der alternativen Nutzung der Funkfrequenzen gemél3 § 11 Abs. 7.

(10) Die Regulierungsbehorde kann die Geltungsdauer von Frequenzzuteilungen anpassen, damit
diese gleichzeitig mit anderen Frequenzbidndern auslaufen, sofern dadurch bei einer Neuvergabe eine
wesentliche Steigerung einer effizienten Frequenznutzung zu erwarten ist.

Verlidngerung von Frequenzzuteilungen fiir harmonisierte Funkfrequenzen

§ 19. (1) Die Regulierungsbehorde hat iiber eine einmalige Verldngerung von Zuteilungen von
maximal zehn Jahren fiir harmonisierte Funkfrequenzen rechtzeitig vor Ablauf der Zuteilungsdauer eine
Entscheidung zu treffen, sofern zum Zeitpunkt der Zuteilung die Méoglichkeit einer Verldngerung
ausdriicklich vorgesehen wurde. Zu diesem Zweck hat die Regulierungsbehorde zu priifen, ob solche
Verlangerungen von Amts wegen erforderlich oder auf Antrag des Rechteinhabers, im letzteren Fall
frithestens fiinf Jahre vor Ablauf der Zuteilungsdauer der betreffenden Rechte, moglich sind. Fiir
bestehende Rechte geltende Verldngerungsbestimmungen bleiben davon unberiihrt.

(2) Bei ihren Entscheidungen geméal Abs. 1 ist insbesondere Folgendes zu beriicksichtigen:



1. die Erflillung der in diesem Bundesgesetz festgelegten Ziele sowie von Zielen des Gemeinwohls
gemil dem Unionsrecht oder dem nationalen Recht;

2. die Umsetzung einer technischen UmsetzungsmaBnahme nach Art.4 der Entscheidung
Nr. 676/2002/EG beschlossenen Mallnahme;

3. die Einhaltung der an das betreffende Recht gekniipften Bedingungen;

4.die Notwendigkeit, im Einklang mit §23 den Wettbewerb zu fordern und
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden;

5. die Notwendigkeit, die Nutzung der Funkfrequenzen in Anbetracht der Entwicklung der Technik
und der Mérkte effizienter zu gestalten;

6. die Notwendigkeit, erhebliche Stérungen der Dienste zu verhindern;
7. die in § 21 Abs. 1 genannten Griinde.

(3) Erwagt die Regulierungsbehdrde gemil Abs.2 eine Verlingerung der Zuteilung fiir
harmonisierte Funkfrequenzen, fiir die eine Festlegung gemal § 14 getroffen wurde, hat sie ein offenes,
transparentes und nichtdiskriminierendes Verfahren durchzufiihren, wobei sie

1. die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus anzuhoren hat,

2. allen Beteiligten Gelegenheit zu geben hat, in einer dffentlichen Konsultation gemifl § 206
Stellung zu nehmen, und

3. die Griinde einer solchen moglichen Verlingerung eindeutig anzugeben hat.

Ergibt die Konsultation nach §206, dass auch Unternehmen, welche noch iiber keine
Frequenzzuteilungen im betreffenden Frequenzband verfiigen, an einer Zuteilung begriindetes Interesse
haben, hat sie dies im Rahmen ihrer Entscheidung, ob sie die Zuteilung verlingert oder ein neues
Auswahlverfahren einleitet, zu beriicksichtigen. Dabei ist § 15 Abs. 1 sinngeméal anzuwenden.

(4) Entscheidungen iiber eine Verlingerung von Zuteilungen fiir harmonisierte Funkfrequenzen
konnen mit einer Uberpriifung der mit diesen Rechten verbundenen Entgelte und anderen Bedingungen
einhergehen. Die Regulierungsbehdrde kann die fiir die Zuteilung erhobenen Entgelte nach § 24
gegebenenfalls anpassen, soweit dies fiir die Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen erforderlich ist.

Uberlassung von Frequenzen, Anderung der Eigentiimerstruktur

§ 20. (1) Die Uberlassung von Frequenzen, die von der Regulierungsbehorde zugeteilt wurden,
bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Regulierungsbehorde. Die Uberlassung kann sowohl eine
Uberlassung lediglich der Nutzungsberechtigung als auch die Ubertragung des Zuteilungsbescheides an
einen Dritten umfassen. Die Regulierungsbehdrde hat den Antrag auf sowie die Entscheidung iiber die
Genehmigung zur Uberlassung zu verdffentlichen. Bei ihrer Entscheidung hat die Regulierungsbehorde
im Einzelfall die technischen und insbesondere die Auswirkungen einer Uberlassung auf den Wettbewerb
zu beurteilen. In die Genehmigung konnen Nebenbestimmungen aufgenommen werden, soweit dies
erforderlich ist, um Beeintrachtigungen des Wettbewerbs zu vermeiden. Die Genehmigung ist jedenfalls
dann zu verweigern, wenn trotz der Auferlegung von Nebenbestimmungen eine Beeintrdchtigung des
Wettbewerbs durch die Uberlassung wahrscheinlich ist.

(2) Erweist sich im Rahmen der Uberlassung von Frequenzen eine Anderung von Art und Umfang
der Frequenznutzung als erforderlich, um nachteilige technische Auswirkungen oder nachteilige
Auswirkungen auf den Wettbewerb zu vermeiden, so hat diese Anderung nach Mafligabe des § 21 zu
erfolgen.

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wobei die urspriinglich an diese Zuteilung gekniipften
Nebenbestimmungen  fortgelten. Unbeschadet der Notwendigkeit, Wettbewerbsverzerrungen,
insbesondere im Einklang mit § 23 zu vermeiden, hat die Regulierungsbehdrde sicherzustellen, dass

1. Uberlassungen dem mit dem geringstmoglichen Aufwand verbundenen Verfahren unterliegen
und

2. bei bloBer Uberlassung der Nutzungsberechtigung diese nicht verweigert wird, wenn sich der
Uberlassende verpflichtet, auch kiinftig dafiir zu haften, dass die urspriinglich an die Zuteilung
gekniipften Bedingungen erfiillt werden,

3. in den iibrigen Fillen die Uberlassung nur verweigert wird wenn, eindeutig ein Risiko besteht,
dass der neue Inhaber nicht in der Lage ist, die urspriinglich an die Zuteilung gekniipften
Bedingungen zu erfiillen.

Dies beriihrt nicht die Befugnis der Regulierungsbehdrde, die Einhaltung der fiir die Zuteilung geltenden
Bedingungen jederzeit gegeniiber dem Uberlassenden und dem neuen Inhaber durchzusetzen.



Im Hinblick auf die Uberlassung sind relevante Einzelheiten zu handelbaren individuellen
Nutzungsrechten zum Zeitpunkt ihrer Schaffung in standardisierter elektronischer Form zu
veroffentlichen.

(4)  Wesentliche Anderungen der  Eigentiimerstruktur ~ von  Unternechmen,  denen
Frequenznutzungsrechte in einem Verfahren gemill § 16 zugeteilt wurden, bediirfen der vorherigen
Genehmigung durch die Regulierungsbehdrde. Abs. 1 dritter bis letzter Satz gelten sinngemés.

(5) Einschrankungen der Frequenznutzung, die sich aus rundfunkrechtlichen Vorschriften ergeben,
bleiben von dieser Bestimmung unbertihrt.

(6) Die Uberlassung von Nutzungsrechten fiir Frequenzen, die vom Fernmeldebiiro zugeteilt wurden,
bedarf der vorherigen Anzeige beim Fernmeldebiiro. Der Anzeige ist anzuschlieen:

1. die genaue Bezeichnung jenes Bescheides, mit dem die Nutzungsrechte fiir Frequenzen zugeteilt,
die Bewilligung zum Betrieb nach § 37 erteilt und die Gebithren geméll § 36 vorgeschrieben
wurden,

2. der Vertrag, mit welchem die Nutzungsrechte {ibertragen werden,

3. Angaben iber die Identitit des Rechtsnachfolgers,

4. Angaben iiber die Rechnungsadresse des Rechtsnachfolgers.

Der Bescheid geht mit Eingang der Anzeige beim Fernmeldebiiro in gleichem Umfang auf den
Rechtsnachfolger tiber.

Anderung der Frequenzzuteilung

§ 21. (1) Die Art und der Umfang der Frequenzzuteilung konnen durch die zustindige Behorde
gedndert werden, wenn
1. auf Grund der Weiterentwicklung der Technik erhebliche Effizienzsteigerungen moglich sind
oder

2.dies aus internationalen Gegebenheiten, insbesondere aus der Fortentwicklung des
internationalen Fernmelderechts oder

3. dies zur Anpassung auf Grund internationaler Gegebenheiten gednderter Frequenznutzungen
erforderlich ist.

Bei Vornahme solcher Anderungen sind unter Bedachtnahme auf § 23 die VerhiltnisméBigkeit der
MaBnahme und die wirtschaftlichen Auswirkungen fiir die Betroffenen zu beriicksichtigen. Anderungen
diirfen nicht iiber die Bestimmungen dieses Abschnittes hinausgehen.

(2) In den Verfahren nach Abs. 1 ist dem Zuteilungsinhaber die beabsichtigte Anderung der
Zuteilung mitzuteilen und ihm gemiB § 45 Abs.3 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991
(AVG), BGBL I Nr. 51/1991 eine Frist von mindestens vier Wochen zur Stellungnahme einzurdumen.
AuBer wenn die beabsichtigte Anderung geringfiigig ist und mit dem Zuteilungsinhaber vereinbart wurde,
ist die beabsichtigte Anderung bekannt zu machen und dabei interessierten Kreisen, einschlieBlich
Nutzern und Verbrauchern, eine Frist von vier Wochen zur Stellungnahme einzurdumen.

(3) Geringfiigig im Sinne des Abs. 2 ist eine Anderung der Frequenzzuteilung dann, wenn sie
ausschlieBlich Auswirkungen auf den jeweiligen Zuteilungsinhaber hat und weder eine VergréBerung des
Storpotentials noch der wettbewerbsrechtlichen Stellung in Bezug auf andere Zuteilungsinhaber
wahrscheinlich ist. Die gleichzeitige amtswegige Anderung von nicht gemidB § 16 erfolgten
Frequenzzuteilungen verschiedener Zuteilungsinhaber (Refarming) ist dann geringfiigig, wenn durch
entsprechende Koordinierung durch die Behorde die Bedingungen dieser Bestimmung sichergestellt
werden. Die Behorde hat die Geringfiigigkeit zu begriinden und auf begriindetes Verlangen anderen nicht
direkt betroffenen Zuteilungsinhabern zuginglich zu machen.

(4) Der Zuteilungsinhaber hat gemiB Abs.1 oder 2 angeordneten Anderungen innerhalb
angemessener Frist auf seine Kosten nachzukommen. Dies begriindet keinen Anspruch auf
Entschiadigung. Anspriiche nach dem Amtshaftungsgesetz bleiben davon unberiihrt.

(5) Auf Antrag des Zuteilungsinhabers kann die zustindige Behorde unter Beriicksichtigung des
Abs. 2 die vorgeschriebene Frequenznutzung, insbesondere auch im Hinblick auf das Erfordernis der
Technologie- und Diensteneutralitit &ndern, sofern dies auf Grund der im Frequenznutzungsplan
vorgesehenen Nutzung zuldssig ist. Dabei hat sie, insbesondere die technische Entwicklung und die
Auswirkungen auf den Wettbewerb zu beriicksichtigen. In die Genehmigung konnen
Nebenbestimmungen aufgenommen werden, soweit dies erforderlich ist, um Beeintrachtigungen des
Wettbewerbs oder der technisch effizienten Frequenznutzung zu vermeiden.



(6) Soweit die geénderten technischen Bedingungen der Frequenznutzung von den
Ausschreibungsbedingungen in einem Verfahren nach § 16 abweichen, ist die Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus anzuhoren.

(7) Anderungen der Frequenznutzungsrechte durch die Regulierungsbehdrde sind der
Fernmeldebehdrde anzuzeigen.

Frequenznutzung

§ 22. Aus der Zuteilung von Frequenznutzungsrechten kann kein Besitzrecht auf bestimmte
Frequenzen abgeleitet werden. Es wird ausschlielich das Recht zur Nutzung bestimmter Frequenzen
eingerdumt.

Wettbewerb

§23. (1) Bei der Erteilung, Anderung oder Verlingerung von Frequenzzuteilungen fiir
Kommunikationsnetze und -dienste hat die Regulierungsbehdrde einen wirksamen Wettbewerb zu
fordern und Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt zu vermeiden.

(2) Bei der Erteilung, Anderung oder Verlingerung von Frequenzzuteilungen kann die
Regulierungsbehorde geeignete Maflnahmen zur Erreichung der in Abs. 1 definierten Ziele ergreifen,
insbesondere:

1. Begrenzung der Menge an Funkfrequenzbindern, die einem Frequenznutzer zugeteilt werden,
oder — wenn die Umstinde dies rechtfertigen — Verkniipfung dieser Zuteilung mit
Bedingungen, zB Gewidhrung eines Vorleistungszugangs und nationales oder regionales
Roaming in bestimmten Frequenzbindern oder Gruppen von Frequenzbdndern mit dhnlichen
Merkmalen;

2. Reservierung eines bestimmten Abschnitts eines Funkfrequenzbands oder einer Gruppe von
Funkfrequenzbindern fiir neue Marktteilnehmer, wenn dies angesichts der besonderen Lage auf
dem relevanten Markt angemessen und gerechtfertigt ist;

3. Verweigerung der Erteilung neuer Frequenzzuteilungen oder der Genehmigung neuer
Funkfrequenznutzungsarten in bestimmten Béidndern oder das Verkniipfen neuer
Frequenzzuteilungen oder neuer Funkfrequenznutzungsarten mit bestimmten Bedingungen, um
Wettbewerbsverzerrungen durch Zuteilung, Uberlassung oder Anhdufung von Nutzungsrechten
zu verhindern;

4. Aufnahme von Bedingungen fiir eine Untersagung der Uberlassung von oder Auferlegung von
Bedingungen fiir die Uberlassung von Frequenzzuteilungen, die nicht auf Unionsebene oder auf
nationaler Ebene der Fusionskontrolle unterliegen, wenn es wahrscheinlich ist, dass der
Wettbewerb durch die Uberlassung in betrichtlicher Weise beeintrichtigt wiirde;

5. Anderung bestehender Rechte im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2018/1972, wenn dies
erforderlich ist, um Wettbewerbsverzerrungen infolge der Uberlassung oder Anhdufung von
Frequenznutzungsrechten nachtriglich zu beseitigen.

(3) Soweit die Mafinahmen des Abs. 2 nicht im Zuge der konkreten Zuteilung von Frequenzen von
der Regulierungsbehorde als individuelle Nebenbestimmungen getroffen werden konnen, hat die
Regulierungsbehorde dies in der Verordnung gemil § 14 Abs. 1 oder der Ausschreibung der Vergabe der
Frequenzen gemél § 16 Abs. 3 festzulegen.

(4) Bei ihrer Entscheidung hat sich die Regulierungsbehdrde unter Beriicksichtigung der
Marktbedingungen und der verfiigbaren VergleichsgroBen auf eine objektive, vorausschauende
Beurteilung der Wettbewerbsverhéltnisse, der Frage, ob solche MalBnahmen zur Erhaltung oder
Erreichung eines wirksamen Wettbewerbs erforderlich sind, und der voraussichtlichen Auswirkungen
solcher Maflnahmen auf bestehende oder kiinftige Investitionen der Marktteilnehmer, insbesondere in den
Netzausbau, zu stiitzen. Dabei hat sie sich an den in § 87 Abs. 5 beschriebenen Ansatz zur Durchfithrung
von Marktanalysen zu orientieren.

Frequenznutzungsentgelt

§ 24. (1) Zur Sicherung einer effizienten Nutzung des Frequenzspektrums haben Inhaber einer
gemdll § 16 durch wettbewerbsorientiertes Vergabeverfahren erfolgten Zuteilung zusidtzlich zur
Frequenznutzungsgebiihr gemdB § 36 Abs. 5 Z 3 ein Frequenznutzungsentgelt zu leisten. Dies gilt auch
fiir ein in einem vergleichenden Auswahlverfahren angebotenes Frequenznutzungsentgelt.

(2) Das Mindestgebot muss in einer Hohe festgesetzt werden, die eine effiziente Zuteilung und
Nutzung von Funkfrequenzen gewihrleistet und den Kriterien des § 36 Abs. 6 entspricht. Es hat sich auch
an der Hohe der fir die zuzuteilenden Frequenzen voraussichtlich zu entrichtenden
Frequenzzuteilungsgebiihren zu orientieren.



(3) In begriindeten Féllen kann bei der Festlegung des Mindestgebotes von der Orientierung an den
Frequenzzuteilungsgebiihren, die fiir diese Frequenzbereiche in einer Verordnung gemal § 36 Abs. 6 in
Verbindung mit § 36 Abs.5 Z2 festgesetzt sind, abgewichen werden, wenn dies auf Grund des
tatsdchlichen Marktwertes der Frequenzen gerechtfertigt erscheint. In diesem Fall darf das Mindestgebot
hochstens 50 % der Untergrenze des nach dem vorigen Satz ermittelten Marktwertes betragen. Dies ist
von der Regulierungsbehorde zu begriinden.

(4) Die Regulierungsbehorde hat das Frequenznutzungsentgelt im Bescheid iiber die
Frequenzzuteilung vorzuschreiben, wobei der Antragsteller die in seinem Antrag getroffene Festlegung
des Entgelts jedenfalls gegen sich gelten lassen muss.

(5) Im Bescheid fiir die Frequenzzuteilung ist fiir die Zahlung des Frequenznutzungsentgelts eine
Frist von acht Wochen vorzuschreiben.

Erloschen der Zuteilung

§ 25. (1) Eine Zuteilung erlischt durch
1. Verzicht,
2. Widerruf,
3. Ablauf der Zeit, fiir die sie erteilt wurde sowie

4. Tod oder Erloschen der Rechtspersonlichkeit des Zuteilungsinhabers, nicht aber im Fall einer
gesellschaftsrechtlichen Gesamtrechtsnachfolge.

(2) Im Falle des Todes des Zuteilungsinhabers kann die Verlassenschaft dieses Recht bis zur
Einantwortung in Anspruch nehmen, doch hat der Vertreter der Verlassenschaft dies unverziiglich der
zustidndigen Behorde anzuzeigen.

(3) Die Zuteilung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen fiir ihre Erteilung weggefallen sind.
Sie kann widerrufen werden, wenn der Zuteilungsinhaber seine Pflichten groblich oder wiederholt
verletzt oder die zugeteilte Frequenz nicht innerhalb von sechs Monaten ab der Entscheidung der
Fernmeldebehorde gemél § 34 im zugeteilten Sinn genutzt oder eine begonnene Nutzung durch mehr als
ein Jahr nicht ausgeiibt hat. Dem Zuteilungsinhaber ist vor dem Widerruf angemessene Gelegenheit zur
Stellungnahme einzurdumen.

(4) Die Zuteilung ist zu widerrufen, wenn iiber das Vermdgen des Zuteilungsinhabers der Konkurs
eroffnet wurde oder der Antrag auf Konkurser6ffnung mangels eines zur Deckung der Kosten des
Konkursverfahrens voraussichtlich hinreichenden Vermégens abgewiesen wurde; die zustdndige Behorde
kann von dem Widerruf absehen, wenn die Weiterfithrung vorwiegend im Interesse der Glaubiger
gelegen ist.

(5) Im Verfahren gemdBl Abs. 3 hat die Regulierungsbehorde § 184 sinngemill anzuwenden. Eine
Verfiigung nach Abs. 3 begriindet keinen Anspruch auf Entschdadigung. Amtshaftungsanspriiche bleiben
unberiihrt.

(6) Ein Erloschen der Zuteilung ist von der Regulierungsbehorde unverziiglich der
Fernmeldebehorde zu melden. Wenn der beabsichtigte Widerruf von Zuteilungen betréchtliche
Auswirkungen auf den betreffenden Markt haben wird, muss dies von der Behorde einer Konsultation der
interessierten Kreise gemél § 206 unterzogen werden.

Verpflichtung zur gemeinsamen Nutzung von Infrastruktur

§ 26. (1) Die Regulierungsbehdrde kann Unternehmen, die elektronische Kommunikationsnetze
bereitstellen oder zu deren Bereitstellung berechtigt sind, Verpflichtungen in Bezug auf die gemeinsame
Nutzung von passiven Infrastrukturen oder Verpflichtungen {iiber den Abschluss lokaler
Roamingzugangsvereinbarungen auferlegen, sofern dies in beiden Féllen fiir die Bereitstellung von auf
Funkfrequenzen gestiitzten Diensten auf lokaler Ebene unmittelbar erforderlich ist und sofern keinem
Unternehmen tragfiahige und vergleichbare alternative Zugangswege zu den Endnutzern zu fairen und
angemessenen Bedingungen zur Verfiigung gestellt werden.

(2) Die Regulierungsbehorde darf derartige Verpflichtungen nur dann auferlegen, wenn diese
Moglichkeit bei der Frequenzzuteilung ausdriicklich vorgesehen wurde und wenn dies dadurch
gerechtfertigt ist, dass in dem Gebiet, fliir das diese Verpflichtungen gelten, uniiberwindbare
wirtschaftliche oder physische Hindernisse fiir den marktgesteuerten Ausbau der Infrastruktur zur
Bereitstellung  funkfrequenzgestiitzter Netze oder Dienste bestehen, weshalb Endnutzer &duferst
liickenhaften oder gar keinen Zugang zu Netzen oder Diensten haben.



(3) Lésst sich mithilfe des Zugangs zu der gemeinsamen Nutzung passiver Infrastruktur allein keine
Abhilfe schaffen, kann die Regulierungsbehorde vorschreiben, dass aktive Infrastruktur gemeinsam
genutzt wird.

(4) Die Regulierungsbehorde hat bei der Vorschreibung der Pflichten nach dieser Bestimmung
folgende Ziele zu verfolgen:

1. das Erfordernis, die Netzanbindung entlang wichtiger Verkehrswege und in bestimmten Gebieten
zu maximieren, und die Moglichkeit, eine wesentlich groere Auswahl und hohere Dienstqualitét
fur die Endnutzer zu erreichen;

2. die effiziente Nutzung von Funkfrequenzen;

3.die technische Durchfiihrbarkeit der gemeinsamen Nutzung und die diesbeziiglichen
Bedingungen;

4. den Stand des Infrastruktur- und des Dienstleistungswettbewerbs;

. technische Innovationen;

6. die vorrangige Notwendigkeit, im Hinblick auf den Ausbau der Infrastruktur zunidchst Anreize
fiir den Bereitsteller zu schaffen.

(9]

(5) Im Fall einer Streitbeilegung kann die Regulierungsbehorde dem Begilinstigten, der die
gemeinsame Nutzung oder den Zugang betreffende Verpflichtung erwirkt, unter anderem vorschreiben,
Funkfrequenzen mit dem Bereitsteller der Infrastruktur in dem betreffenden Gebiet gemeinsam zu nutzen.

(6) GemiB dieser Bestimmung auferlegte Verpflichtungen und Bedingungen miissen objektiv,
transparent, verhdltnisméBig und nichtdiskriminierend sein. Sie sind einer Konsultation gemif3 § 206 zu
unterziehen. Die Regulierungsbehorde hat zumindest alle fiinf Jahre nach Erlass der im Zusammenhang
mit denselben Unternchmen beschlossenen vorherigen MaBnahme zu {iberpriifen, zu welchen
Ergebnissen diese Verpflichtungen und Bedingungen gefiihrt haben und ob deren Anderung oder
Authebung angesichts der sich wandelnden Umstidnde angemessen wére. Die Ergebnisse der Priifung sind
zu verdffentlichen.

4. Abschnitt
Funkanlagen und Endeinrichtungen

Technische Anforderungen

§ 27. (1) Funkanlagen und Endeinrichtungen miissen in ihrem Aufbau und ihrer Funktionsweise den
anerkannten Regeln der Technik und den nach den internationalen Vorschriften zu fordernden
Voraussetzungen entsprechen.

(2) Bei der Errichtung und dem Betrieb von Funkanlagen und Endeinrichtungen miissen der Schutz
des Lebens und der Gesundheit von Menschen sowie der ungestdrte Betrieb anderer Funkanlagen und
Endeinrichtungen gewéhrleistet sein. Bei der Gestaltung von Funkanlagen und Endeinrichtungen ist unter
Beachtung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit auch auf die Erfordernisse des Umweltschutzes,
insbesondere auch im Hinblick auf eine fachgerechte Entsorgung, Bedacht zu nehmen.

(3) Durch Verordnung kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus dem
jeweiligen Stand der Technik entsprechend die ndheren Bestimmungen und technischen Voraussetzungen
fir Funkanlagen und Endeinrichtungen festsetzen, insbesondere fiir den Betrieb von Funkanlagen auf
fremden Schiffen, Luftfahrzeugen und anderen Verkehrsmitteln, die sich im sterreichischen
Hoheitsgebiet authalten.

(4) Jedes Autoradio, das in ein neues Fahrzeug der Klasse M eingebaut wird, das zum Verkauf oder
zur Miete in Verkehr gebracht wird, muss einen Empfinger enthalten, der zumindest den Empfang und
die Wiedergabe von Horfunkdiensten, die iiber digitalen terrestrischen Rundfunk ausgestrahlt werden,
ermdglicht. Bei Empfangern, die den harmonisierten Normen oder Teilen davon entsprechen, deren
Fundstellen im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht worden sind, wird die Konformitét mit
dieser Anforderung, die mit den betreffenden Normen oder Teilen davon iibereinstimmt, angenommen.

Errichtung und Betrieb von Funkanlagen

§ 28. (1) Die Errichtung und der Betrieb einer Funkanlage ist unbeschadet der Bestimmungen des
Funkanlagen-Marktiiberwachungs-Gesetz (FmaG 2016), BGBI. I Nr. /2017, nur zulédssig
1. im Rahmen der technischen Bedingungen einer Verordnung nach Abs. 10, oder

2. nach einer Anzeige des Betriebs einer Funkanlage auf Grund einer Verordnung nach Abs. 10,
letzter Satz oder



3. im Rahmen einer gemal Abs. 4, 5, 6 oder einer geméal § 28 zu erteilenden Bewilligung oder

4. im Rahmen einer gemif § 34 zu erteilenden Bewilligung mit gleichzeitiger Frequenzzuteilung
durch die Fernmeldebehorde (§ 13 Abs. 7 Z 3) oder die KommAustria (§ 13 Abs. 7Z 1),

5. im Rahmen einer gemif § 34 zu erteilenden Bewilligung nach einer Frequenzzuteilung durch die
Regulierungsbehorde gemil § 16,

6. im Rahmen einer Amateurfunkbewilligung.

(2) Von Abs. 1 ausgenommen sind
1. der Betrieb im Fall der Mitbeniitzung gemaf3 § 151 und

2.der kurzfristige Betrieb einer Klubfunkstelle im Rahmen einer internationalen
Amateurfunkveranstaltung, wenn der Betrieb durch einen Funkamateur unmittelbar beaufsichtigt
wird.

(3) Der Betrieb im Sinn von Abs. 2 Z 2 ist mindestens zwei Wochen vor dessen Beginn schriftlich
dem Fernmeldebiiro anzuzeigen.

(4) Die Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb einer elektrischen Einrichtung, die gemal § 4
Z 49 letzter Satz als Funkanlage gilt, ist ausschlieBlich Behorden zu erteilen, soweit diese mit Aufgaben
der offentlichen Sicherheit, Verteidigung, Sicherheit des Staates oder Strafrechtspflege betraut sind. Der
Antrag ist durch das oberste Organ zu stellen.

(5) Die Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb von Funkanlagen, die im Wege der
Ubertragung von Signalen die Feststellung von geographischen Standorten und der zur internationalen
Kennung des Benutzers dienenden Nummer (IMSI) ohne Mitwirkung eines Anbieters ermoglichen, ist
ausschlieflich Behorden zu erteilen, soweit diese mit der Vollziechung des §53 Abs.3b
Sicherheitspolizeigesetz, BGBIL. Nr. 566/1991 (SPG), oder mit Aufgaben der offentlichen Sicherheit,
Verteidigung, Sicherheit des Staates oder Strafrechtspflege betraut sind. Der Antrag ist durch das oberste
Organ zu stellen. Uber Ort und Zeit des Einsatzes dieser Funkanlagen sind Aufzeichnungen zu fiihren,
welche auf Verlangen der Fernmeldebehorde dieser vorzulegen und fiir einen Zeitraum von vier Wochen
aufzubewahren sind.

(6) Die Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb von Funkanlagen, mit denen ausschlieSlich
ausldndisches Staatsgebiet versorgt wird, ist von der zustdndigen Behorde zu erteilen. Der Antragsteller
hat dazu die ihm von der Regulierungsbehorde des betreffenden Staates erteilte Lizenz vorzulegen. Die
Bewilligung darf die darin festgesetzten technischen Parameter nicht iiberschreiten. Eine Versorgung des
osterreichischen Staatsgebietes durch eine solche Funkanlage ist unzulédssig. Die fiir die Erteilung der
Bewilligung zustidndige Behorde ist auch zustindig fiir die diesbeziiglichen Frequenzzuteilungen sowie
deren Anderungen und deren Widerruf.

(7) Fiir Frequenzzuteilungen, die im Rahmen einer Bewilligung nach Abs. 4 oder Abs. 5 erfolgen,
sowie zur Anderung und zum Widerruf dieser Frequenzzuteilungen ist das Fernmeldebiiro zustindig.

(8) Wurden im Rahmen von Bewilligungen gemill Abs. 4 und 5 Frequenzen zugeteilt, die im
Frequenznutzungsplan (§ 11 Abs. 2) auch fiir Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk vorgesehen sind,
ist die KommAustria zu informieren. Wurden im Rahmen von Bewilligungen gemi3 Abs.4 und 5
Frequenzen im Sinne des § 11 Abs. 3 zugeteilt, ist die Regulierungsbehdrde zu informieren.

(9) Vor Zuteilung von Frequenzen, die im Frequenznutzungsplan (§ 11 Abs. 2) auch fiir Rundfunk
im Sinne des BVG-Rundfunk vorgesehen sind, im Rahmen einer Bewilligung gemdBl Abs. 6 ist eine
Stellungnahme der KommAustria einzuholen, vor Zuteilung von Frequenzen im Sinne des § 11 Abs. 3 ist
eine Stellungnahme der Regulierungsbehorde einzuholen.

(10) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat durch Verordnung die
technischen Bedingungen und Verhaltensvorschriften fiir den Betrieb von Funkanlagen ohne individueller
Frequenzzuteilung oder Betriebsbewilligung (generelle Bewilligung) festzulegen. Dabei ist auf

1. die internationale Normierung,

2.die  Sicherstellung eines ordnungsgemdfen und  storungsfreien  Betriebs  einer
Telekommunikationsanlage,

. die spezifischen Merkmale der Funkfrequenzen,

. den notwendigen Schutz vor funktechnischen Stérungen,
. die Gewihrleistung einer ausreichenden Dienstequalitit,
. eine effiziente Nutzung der Funkfrequenzen und

. nach dem Unionsrecht festgelegte Ziele

0 3 N L K



Bedacht zu nehmen. Soweit dies fiir die Uberwachung des storungsfreien Betriebs von Funkanlagen
erforderlich ist, kann in dieser Verordnung festgelegt werden, dass bestimmte Funkanwendungen einer
Anzeigepflicht gemal § 33 unterliegen.

Ausnahmebewilligung

§ 29. (1) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann auf Antrag die
Errichtung und den Betrieb von Funkanlagen zum Zweck der technischen Erprobung bewilligen, wenn
dagegen aus technischer Sicht keine Bedenken bestehen, insbesondere wenn Stérungen anderer
Kommunikationseinrichtungen nicht zu erwarten sind. Eine solche Bewilligung ist entsprechend zu
befristen.

(2) Fir Frequenzzuteilungen, die im Rahmen einer Ausnahmebewilligung erfolgen, sowie zur
Anderung und zum Widerruf dieser Frequenzzuteilungen ist die Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus zustdndig. Vor Zuteilung von Frequenzen, die im Frequenznutzungsplan (§ 11
Abs. 2) auch fiir Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk vorgesehen sind, in einer Bewilligung gemal
Abs. 1 sowie vor Anderungen dieser Zuteilungen ist eine Stellungnahme der KommAustria einzuholen,
vor Zuteilung von Frequenzen im Sinne des § 11 Abs.3 und 4 ist eine Stellungnahme der
Regulierungsbehorde einzuholen.

(3) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann durch Verordnung die
Zusténdigkeit zur Entscheidung iiber bestimmte Antridge gemi3 Abs. 1 oder Abs. 2 dem Fernmeldebiiro
iibertragen, soweit im Rahmen einer Bewilligung gemif3 Abs. 1 ausschlieBlich harmonisierte Frequenzen
oder Frequenzen, die dem Antragsteller bereits zugeteilt sind, verwendet werden sollen und dies auf
Grund des zu erwartenden geringen Storpotenzials der Anwendungen gerechtfertigt erscheint. Das
Fernmeldebiiro hat die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus iiber die Erteilung
einer solchen Bewilligung zu informieren.

Einfuhr, Vertrieb und Besitz von Funkanlagen

§30. (1) Die Einfuhr, der Vertriecb und der Besitz von Funkanlagen ist grundsitzlich
bewilligungsfrei. § 24 Abs. 3 FMaG 2016 bleibt unberiihrt.

(2) Ausgenommen von Abs. 1 sind die Einfuhr, der Vertrieb und der Besitz von elektrischen
Einrichtungen, die gemél § 4 Z 49 letzter Satz als Funkanlage gelten. Die Bewilligung zur Einfuhr und
zum Besitz solcher Einrichtungen ist ausschlieBlich Behorden zu erteilen, soweit diese mit Aufgaben der
offentlichen Sicherheit, Verteidigung, Sicherheit des Staates oder Strafrechtspflege betraut sind. Der
Antrag ist durch das oberste Organ zu stellen.

(3) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann durch Verordnung die
Einfuhr, den Vertrieb und den Besitz von Funksendeanlagen fiir bewilligungspflichtig erkldren. Dabei ist
darauf Bedacht zu nehmen, ob die Verwendung der Funkanlage eine erhohte Gefihrdung der 6ffentlichen
Sicherheit bewirken oder sonst der Erfiillung behdrdlicher Aufgaben entgegenstehen kann.

(4) Die Bewilligung nach Abs. 3 ist zu erteilen, wenn auf die Funkanlage das FMaG 2016 nicht
anzuwenden ist und Grund zur Annahme besteht, dass die technischen Anforderungen gemiB § 27 erfiillt
werden, insbesondere wenn Storungen anderer Funkanlagen nicht zu erwarten sind und sonst kein Grund
fiir eine Ablehnung gemil § 37 vorliegt oder wenn die Funkanlage musealen oder demonstrativen
Zwecken dient.

Verwendung
§ 31. (1) Funkanlagen und Endeinrichtungen diirfen nicht missbrauchlich verwendet werden. Als
missbrauchliche Verwendung gilt:

1. jede Nachrichteniibermittlung, welche die oOffentliche Ordnung und Sicherheit oder die
Sittlichkeit gefahrdet oder welche gegen die Gesetze verstoft;

2. jede grobe Belastigung oder Verdngstigung anderer Beniitzer;

3.jede Verletzung der nach diesem Gesetz und den internationalen Vertrigen bestehenden
Geheimhaltungspflicht und

4. jede Nachrichteniibermittlung, die nicht dem bewilligten Zweck einer Funkanlage entspricht.

(2) Inhaber von Funkanlagen und Endeinrichtungen haben, soweit ihnen dies zumutbar ist, sowie
unter Beriicksichtigung des Grundrechtes auf Datenschutz im Sinne des Datenschutzgesetzes (DSG),
BGBI. I Nr. 165/1999, und der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Authebung der
Richtlinie 95/46/EG (DSGVO), ABL. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1 in der Fassung der Berichtigung ABI.
Nr. L 74 vom 04.03.2021, S. 35, geeignete Mallnahmen zu treffen, um eine missbrauchliche Verwendung



im Sinne des Abs.1 auszuschlieBen. Diensteanbieter, welche Ilediglich den Zugang zu
Kommunikationsdiensten vermitteln, gelten nicht als Inhaber.

(3) Funkanlagen diirfen nur fiir den bewilligten Zweck sowie an den in der Bewilligung
angegebenen Standorten, bewegliche Anlagen nur in dem in der Bewilligung angegebenen Einsatzgebiet
betrieben werden.

(4) Funksendeanlagen diirfen nur unter Verwendung der mit der Bewilligung zugeteilten Frequenzen
und einer allenfalls zugeteilten Kennung betrieben werden.

(5) Funkanlagen, die weder iiber eine gemi3 § 212 Abs. 4 geltende Zulassung verfiigen noch den
Bestimmungen des FMaG 2016 entsprechen, sowie Endeinrichtungen, die weder iiber eine gemal § 212
Abs. 4 geltende Zulassung verfiigen noch den Bestimmungen des Elektrotechnikgesetz (ETG 1992),
BGBI. Nr. 106/1993, entsprechen, diirfen weder mit einem 6ffentlichen Kommunikationsnetz verbunden
noch in Verbindung mit diesem betrieben werden.

(6) Funkanlagen und Endeinrichtungen diirfen nur so betrieben werden, dass keine Stérungen eines
offentlichen Kommunikationsnetzes erfolgen.

Abschaltung

§ 32. (1) Unabhéngig von der Einleitung eines Verwaltungsstrafverfahrens kann der Betreiber eines
offentlichen Kommunikationsnetzes oder -dienstes einen Endnutzer dazu auffordern, stérende oder nicht
dem FMaG 2016 entsprechende Funkanlagen oder nicht dem ETG 1992 entsprechende Endeinrichtungen
unverziiglich vom Netzabschlusspunkt zu entfernen.

(2) Die Bestimmungen des § 24 Abs. 1 und 2 FMaG 2016 bleiben unberiihrt.

(3) Betreiber offentlicher Kommunikationsnetze diirfen den Anschluss von Endeinrichtungen an die
entsprechende Schnittstelle aus technischen Griinden nicht verweigern, wenn die Endeinrichtung die
grundlegenden Anforderungen des ETG 1992 erfiillen.

5. Abschnitt
Verfahren, Gebiihren

Anzeigeverfahren

§ 33. (1) Die Inbetriebnahme einer Funkanlage geméll einer Verordnung nach§ 28 Abs. 10 letzter
Satz ist der Fernmeldebehorde schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige hat die Angaben gemil § 34 Abs. 1
Z 1 bis 3 zu enthalten.

(2) Stellt die Behorde fest, dass die Angaben unvollstidndig sind, hat sie den Anzeiger aufzufordern,
die Anzeige binnen einer gleichzeitig festzusetzenden, angemessenen Frist zu verbessern.

Bewilligungsverfahren
§ 34. (1) Antrdge auf Errichtung und Betrieb einer Funkanlage (§ 28) sind schriftlich einzubringen.

Der Antrag hat jedenfalls zu enthalten:

1. Name und Anschrift des Antragstellers,

2. Angaben iiber den Verwendungszweck der Funkanlage und

3. Angaben iiber die Funktionsweise der Funkanlage,

4. einen allfilligen Bescheid der Regulierungsbehdrde gemal § 16.
Soweit dies fiir die Beurteilung der Bewilligungsvoraussetzungen erforderlich ist, hat die Behorde den

Antragsteller zur Vorlage von Unterlagen zum Nachweis der technischen Eigenschaften der Funkanlage
sowie zur Vorlage der Erklarung iiber die Konformitdt der verwendeten Geréte aufzufordern.

(2) Uber einen Antrag gemiB Abs. 1 hat das Fernmeldebiiro zu entscheiden. Uber Antriige gemif
Abs. 1 hinsichtlich Funksendeanlagen, die fiir Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk vorgesehen sind,
hat die KommAustria zu entscheiden. Die Behorde hat die Entscheidung binnen sechs Wochen ab
Einlangen des vollstindigen Antrags zu treffen, es sei denn, dass auf Grund internationaler
Vereinbarungen der Abschluss einer Frequenzkoordinierung abzuwarten ist. Wurden die Frequenzen in
einem vergleichenden Auswahlverfahren vergeben, verlangert sich die Frist um acht Monate.

(3) Uber die Zuteilung von Frequenzen im Rahmen einer Sekundérnutzung im Sinn des § 16 Abs. 6
entscheidet das Fernmeldebiiro.

(4) Fiir den Fall, dass die Zuteilung von Frequenzen nicht durch die Regulierungsbehorde erfolgt ist,
entscheidet {iber die Zuteilung unbeschadet des § 28 Abs. 4, 5 und 6 die gemil § 13 Abs. 7 zustindige
Behorde nach den Kriterien des § 13.



(5) Bescheide geméll § 37 sind auf hochstens zehn Jahre befristet zu erteilen. Wurden die
Frequenzen durch die Regulierungsbehdrde zugeteilt, richtet sich die Befristung des Bescheides gemal
§ 37 nach der im Zuteilungsbescheid ausgesprochenen Befristung.

(6) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat unbeschadet des § 212
Abs. 8 mit Verordnung einen Zeitplan hinsichtlich des AuBerkrafttretens von unbefristeten Bewilligungen
zur Errichtung und zum Betrieb von Funkanlagen zu erlassen. Dabei ist Bedacht zu nehmen auf die
Gesamtanzahl der unbefristet erteilten Bewilligungen, die je nach Frequenzbereich, Verwendungszweck
und Einsatzzweck sich ergebende wirtschaftliche Bedeutung der Funkanwendung und andere Aspekte,
deren Beachtung einen Ersatz durch befristete Bewilligungen unter moglichster Schonung erworbener
Rechte sicherstellt. Gleichzeitig mit den jeweiligen Bewilligungen treten auch die damit verbundenen
Frequenzzuteilungen sowie damit verbundene Gebiihrenabspriiche aufler Kraft.

(7) Eine Verldngerung des von der Regulierungsbehdrde erlassenen Frequenzzuteilungsbescheides
gemil § 19 ist dem Fernmeldebiiro mitzuteilen. Das Fernmeldebiiro hat auf der Basis dieser Mitteilung
die Betriebsbewilligung entsprechend zu verlangern und anzupassen.

(8) Bescheide gemél § 37 konnen Nebenbestimmungen enthalten. In den Féllen des § 16 kénnen
zusétzliche Auflagen vorgeschrieben werden, die erforderlich sind um im Rahmen des konkreten
Einsatzes der Funkanlage den storungsfreien Betrieb von anderen Funkanlagen sicherzustellen,
insbesondere, wenn ein Koordinierungsverfahren mit in- oder auslédndischen Funkanlagen erforderlich ist.
In den iibrigen Fillen kénnen mit Bedingungen und Auflagen Verpflichtungen auferlegt werden, deren
Einhaltung nach den Umsténden des Falles fiir den Schutz des Lebens oder der Gesundheit von Menschen
nach den Kriterien des § 13 Abs. 5, zur Vermeidung von Sachschidden, zur Einhaltung internationaler
Vereinbarungen, zur Sicherung des ungestorten Betriebes anderer Fernmeldeanlagen oder aus sonstigen
technischen oder betrieblichen Belangen geboten erscheint.

(9) Falls eine Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb von Funkanlagen, die auf von der
Regulierungsbehorde zugeteilten Frequenzen betrieben werden, Auflagen enthélt, um im grenznahen
Gebiet Stérungen ausldandischer Funkanlagen zu vermeiden, kdnnen durch Vereinbarung der betroffenen
Betreiber untereinander diese Auflagen modifiziert werden, soferne damit die Effizienz der
Frequenznutzung gesteigert oder das Auftreten funktechnischer Storungen zwischen den betroffenen
Betreibern  verringert wird. Eine derartige Vereinbarung darf keine technischen oder
wettbewerbsrechtlichen Auswirkungen auf Dritte hervorrufen und bedarf zu ihrer Wirksamkeit der
Bewilligung durch die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus und kann bei
Wegfall der oben genannten Voraussetzungen widerrufen werden. Vor Erteilung dieser Bewilligung
sowie vor deren Widerruf ist eine Stellungnahme der Regulierungsbehorde einzuholen.

(10) In den Féllen des § 20 Abs. 6 hat die Fernmeldebehdrde auf Antrag des Rechtsnachfolgers einen
Feststellungsbescheid iiber den erfolgten Ubergang des Bescheides zu erlassen.

Verfahren zur Erteilung von Amateurfunkbewilligungen

§ 35. (1) Der Antrag ist schriftlich einzubringen und hat Angaben zu enthalten iiber:
. Vor- und Zuname des Antragstellers oder Stationsverantwortlichen,

. das Datum der Geburt des Antragstellers oder Stationsverantwortlichen,

. den Hauptwohnsitz des Antragstellers oder Stationsverantwortlichen,

. den beabsichtigten Standort der Amateurfunkstelle,

. die angestrebte Leistungsstufe,

. die angestrebte Bewilligungsklasse und

7. allenfalls besondere technische Merkmale der Amateurfunkstelle.
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(2) Uber einen Antrag auf Erteilung einer Amateurfunkbewilligung hat das Fernmeldebiiro zu
entscheiden.

(3) Antragsteller, die einen Wohnsitz im Inland nicht nachweisen konnen, haben bei der
Antragstellung einen Zustellbevollméchtigten im Sinne des § 9 Zustellgesetz, BGBI. Nr. 200/1982,
namhaft zu machen.

(4) Dem Antrag ist das Amateurfunkpriifungszeugnis oder ein gemdBl § 159 anerkanntes
Amateurfunkpriifungszeugnis beizufiigen.

(5) Der Antrag kann Vorschldge fiir die Bildung eines Rufzeichens enthalten. Es besteht kein
Anspruch auf Zuweisung eines bestimmten Rufzeichens.

(6) Bei einem Antrag betreffend eine Klubfunkstelle, Bakensender, Relaisfunkstelle oder
Remotefunkstelle entfallen die Z 5, 6 und 7 des Abs. 1.



(7) Bewilligungsinhaber haben jede Anderung ihres Namens oder der Anschrift binnen zwei
Wochen dem Fernmeldebiiro bekannt zu geben.

(8) Falls der Bewilligungsinhaber seinen Wohnsitz ins Ausland verlegt, hat er binnen zwei Wochen
beim Fernmeldebiiro einen Zustellbevollméchtigten im Sinne des § 9 Zustellgesetz, BGBI. Nr. 200/1982,
namhaft zu machen.

(9) Allfillige Anderungen in der Person des Zustellbevollmichtigten sind dem Fernmeldebiiro
binnen zwei Wochen nach erfolgter Anderung mitzuteilen.

(10) Wird entgegen Abs. 3 ein Zustellbevollméchtigter nicht namhaft gemacht oder wird die in
Abs. 3 genannte Anzeige unterlassen, kann das Fernmeldebiiro bis zur Namhaftmachung oder neuerlichen
Bekanntgabe eines Zustellbevollméchtigten durch den Bewilligungsinhaber die Zustellung von
Schriftstiicken ohne weiteren Zustellversuch durch Hinterlegung beim Fernmeldebiiro vornehmen.

(11) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann unter Bedachtnahme
auf Kostengiinstigkeit, Einfachheit und ZweckméBigkeit mit Verordnung ndhere Bestimmungen {iiber
Form und Aussehen der Ausfertigung von Amateurfunkbewilligungen festsetzen. Soweit durch diese
Verordnung vorgesehen wird, dass Ausfertigungen von Amateurfunkbewilligungen im
Scheckkartenformat ausgegeben werden, ist im Einvernechmen mit dem Bundesminister fiir Finanzen die
Entrichtung eines angemessenen Kostenersatzes durch den Inhaber der Amateurfunkbewilligung
festzusetzen.

(12) Eine Zweitausfertigung der Amateurfunkbewilligung ist auf Antrag auszustellen, insbesondere
wenn

1. die Amateurfunkbewilligung unbrauchbar geworden ist oder
2. eine diese Amateurfunkbewilligung betreffende Verlust- oder Diebstahlsanzeige vorgelegt wird.

(13) Bei Ausstellung einer Zweitausfertigung oder der Anderung des Berechtigungsumfanges einer
Amateurfunkbewilligung ist die urspriinglich ausgefolgte Ausfertigung auBer in den Féllen des Abs. 12
Z 2 der Behorde zuriickzustellen.

Gebiihren

§ 36. (1) Fiir Anzeigen geméal § 33, Zuteilungen, Bewilligungen, Ausstellung von Zeugnissen und
Vornahme von Priifungen zur Erlangung dieser Zeugnisse nach diesem Bundesgesetz sind Gebiihren zu
entrichten.

(2) Die Pflicht zur Entrichtung der Gebiihren beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem die Zuteilung der
Frequenzen oder die Berechtigung zur Nutzung der Frequenzen rechtskréftig verlichen ist oder die
Amtshandlung vorgenommen wird. Im Falle von Anzeigen gemdB § 33 entsteht die Pflicht gleichzeitig
mit Einlangen der Anzeige bei der Behorde.

(3) Die Pflicht zur Entrichtung der Gebiihr entsteht auch in jenen Fillen, in denen ein Antrag auf
Frequenzzuteilung nach Beginn des Ermittlungsverfahrens zuriickgezogen oder der Antrag abgewiesen
wird. In diesen Fillen betrigt die Gebiihr die Hélfte der fir die Zuteilung der Frequenzen zu
entrichtenden Gebiihr.

(4) Die Pflicht zur Entrichtung der Gebiihr entsteht auch in jenen Féllen, in denen ein Antrag auf
Ausstellung eines Zeugnisses als zuriickgezogen gilt. In diesen Fillen ist die Gebiihr zur Génze zu
entrichten.

(5) Diese gemél} Abs. 1 zu entrichtenden Gebiihren dienen zur Abgeltung der Aufwendungen fiir die
Verwaltung der Frequenzen, fiir die Planung, Koordinierung und Fortschreibung von Frequenznutzungen,
sowie fir die dazu notwendigen Messungen, Priifungen und Vertridglichkeitsuntersuchungen zur
Gewihrleistung einer effizienten und storungsfreien Frequenznutzung. Gebiihren kdnnen vorgesehen
werden in Form

1. einer Einmalgebiihr fiir Anzeigen nach § 33,

2. einer einmaligen Zuteilungsgebiihr fiir die Zuteilung von Frequenzen,
3. einer periodisch zu entrichtenden Nutzungsgebiihr fiir Frequenzen,
4

.einer Einmalgebiihr filir sonstige Verwaltungshandlungen nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes,
5. einer Einmalgebiihr fiir die Ausstellung von Zeugnissen und die Vornahme von Priifungen zur
Erlangung dieser Zeugnisse.
Die Zuteilungsgebiihr entféllt in den Féllen, in denen ein Frequenznutzungsentgelt gemél § 24 entrichtet
wird. Fiir Dienste der Behorden und Organisationen, die mit Rettungsaufgaben oder mit der Aufgabe der
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit betraut sind, sind fiir die Bewilligung



zur Errichtung und zum Betrieb von Funkanlagen, die ausschlieBlich zum Zweck der Erfiillung dieser
Aufgaben bestimmt sind, keine Gebiihren zu entrichten.

(6) Die Gebiihren gemil3 Abs. 5 sind von der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus im Einvernechmen mit dem Bundesminister fiir Finanzen durch Verordnung festzulegen. Dabei
sind insbesondere

1. der Wert der Rechte bei etwaigen alternativen Nutzungen,

2. die zusitzlichen Kosten, die durch die mit diesen Rechten verbundenen Auflagen entstehen,
3. die tatséchliche Verfligbarkeit der Funkfrequenzen und

4. der Personal- und Sachaufwand fiir die Sicherstellung der effizienten Frequenznutzung

zu beriicksichtigen.

(7) Die durch Verordnung geméall Abs. 6 festgesetzten Gebithren vermindern oder erhéhen sich in
jenem MaBe, in dem sich der von der Bundesanstalt Statistik Osterreich verlautbarte
Verbraucherpreisindex 2015 oder der an seine Stelle tretende Index und in weiterer Folge seit der letzten
Anderung der Gebiihr zum Stichtag 30. Juni eines Jahres um mindestens 3% erhdht oder vermindert hat.
Die Valorisierung hat im Ausmaf3 der Erh6hung oder Verringerung des Index zum Stichtag 30. Juni jeden
Jahres zu erfolgen. Sie tritt mit dem der Indexanpassung nachfolgenden 1.Jadnner in Kraft. Die
Valorisierung erstreckt sich auch auf sdmtliche rechtskréftigen Gebiihrenanspriiche. Die
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat die durch die Valorisierung
gedinderten Betriige und den Zeitpunkt, in dem deren Anderung wirksam wird, im Bundesgesetzblatt 11
kundzumachen.

(8) Hat jemand durch eine widerrechtliche Handlung Gebiihren entzogen, so hat das Fernmeldebiiro,
ungeachtet der wegen der widerrechtlichen Handlung verhéngten Strafe, dem Schuldigen die entzogene
Gebiihr innerhalb der Verjédhrungsfrist nach den im Zeitpunkt der Feststellung der widerrechtlichen
Handlung geltenden Satzen vorzuschreiben.

(9) Riickstiandige Gebiihren kénnen durch Riickstandsausweise eingetrieben werden.
(10) Fiir die Verjahrung von Gebiihren gelten die Bestimmungen des § 1486 ABGB sinngemaiB.

(11) Die Verordnung gemif Abs. 6 fiir Frequenzen, die fiir Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk
vorgesehen sind, auler jenen, die nicht zur Veranstaltung von Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk
herangezogen werden sollen, ist von der KommAustria zu erlassen. In diesen Fillen ist auch das
Verfahren nach Abs. 4 von der KommAustria durchzufiihren.

Erteilung der Bewilligung
§ 37. (1) Die Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb einer Funkanlage sowie die Zuteilung von
Frequenzen gemél § 13 Abs. 17 haben zu erfolgen, ausgenommen wenn

1. die beantragten Frequenzen im vorgesehenen Einsatzgebiet nicht zur Verfiigung stehen oder
wegen bereits bestehender Nutzungen von Frequenzen nicht zugeteilt werden kdnnen;

2. seit einem Widerruf gemif § 42 Abs. 2 nicht mindestens sechs Monate verstrichen sind;

3. durch die Inbetriebnahme eine Gefdhrdung der 6ffentlichen Sicherheit zu befiirchten ist;

4. durch die Inbetriebnahme die Erfiillung behordlicher Aufgaben behindert wird.

(2) Eine Bewilligung kann auch fiir eine Mehrheit von Funksende- und Funkempfangsanlagen, die in
einem bestimmten Gebiet so verteilt errichtet werden, dass sie durch technische Zusammenarbeit die
Erbringung eines flichendeckenden Telekommunikationsdienstes oder Telekommunikationsnetzes
ermoglichen, erteilt werden, sofern es fiir sdmtliche oder mehrere Gruppen von Funksendeanlagen
moglich ist, gleiche

1. technische Parameter und

2. Nebenbestimmungen, die im Hinblick auf den stérungsfreien Betrieb von anderen Funkanlagen
erforderlich sind, und

3. Nebenbestimmungen zur Sicherstellung der in § 27 Abs. 2 angefiihrten Ziele
gemeinsam festzulegen. Standort dieser Funkanlagen ist das in der Bewilligung angegebene Gebiet.
Zusitzliche Voraussetzungen fiir die Erteilung der Amateurfunkbewilligung
§ 38. (1) Eine Amateurfunkbewilligung ist auf Antrag Personen zu erteilen, die
1. das 14. Lebensjahr vollendet haben und
2. a) die Amateurfunkpriifung erfolgreich abgelegt haben oder
b) ein gemidB § 159 anerkanntes Amateurfunkpriifungszeugnis vorlegen.



(2) Nicht voll handlungsfahige Personen haben die Erkldrung einer voll handlungsfahigen Person
beizubringen, mit der diese die Haftung fiir die sich auf Grund der erteilten Bewilligung ergebenden
Gebiihrenforderungen des Bundes iibernimmt.

(3) Eine Amateurfunkbewilligung ist auf Antrag Amateurfunkvereinen und im 6ffentlichen Interesse
titigen Organisationen zu erteilen, wenn diese einen Stationsverantwortlichen namhaft machen und diese
Person

1. ihren Hauptwohnsitz im Inland hat,
2. voll handlungsfihig ist und
3. die Amateurfunkpriifung erfolgreich abgelegt hat.

(4) Besitzern einer im Ausland erteilten Amateurfunkbewilligung ist auf Antrag eine
Amateurfunkbewilligung mit einem vergleichbaren Berechtigungsumfang zu erteilen, wenn

1. auf Grund der Vorschriften des Staates, in dem die ausldndische Amateurfunkbewilligung erteilt
wurde, eine Amateurfunkbewilligung auf Grund einer 6sterreichischen Amateurfunkbewilligung
erteilt wird und

2. keine Bedenken hinsichtlich der fachlichen Befahigung des Antragstellers bestehen.

(5) Eine auf Grund des Abs. 4 erteilte Amateurfunkbewilligung ist in sachlich angemessener Weise,
maximal mit zehn Jahren, zu befristen.

(6) Durch Verordnung kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
unter Bedachtnahme auf das Vorliegen von Gegenseitigkeit und die Gleichwertigkeit der fachlichen
Beféhigung im Ausland erteilte Amateurfunkbewilligungen anerkennen.

Erteilung der Amateurfunkbewilligung

§ 39. (1) Die Bewilligung ist schriftlich zu erteilen. Hierliber ist eine Urkunde mit der Bezeichnung
>Amateurfunkbewilligung* auszustellen, auler es handelt sich um die Bewilligung einer Relaisfunkstelle,
eines Bakensenders oder einer Remotefunkstelle.

(2) Die Bewilligung ist auler in den Féllen des Abs. 6 sowie des § 38 Abs. 5 auf zehn Jahre befristet
zu erteilen. Wenn die Bewilligung mit zehn Jahren befristet wurde, informiert die Behoérde den
Bewilligungsinhaber sechs Monate vor Ablauf der Befristung.

(3) In der Amateurfunkbewilligung ist dem Antragsteller ein Rufzeichen zuzuweisen. Wird dem
Funkamateur innerhalb von fiinf Jahren nach Erldschen der ihm erteilten Amateurfunkbewilligung
neuerlich eine Amateurfunkbewilligung erteilt, ist diese auf Wunsch des Funkamateurs im selben Umfang
und mit dem in der erloschenen Amateurfunkbewilligung zugewiesenen Rufzeichen neuerlich
zZuzuweisen.

(4) Entsprechend der Priifungskategorie der vom Antragsteller oder vom Stationsverantwortlichen
abgelegten Amateurfunkpriifung ist die Amateurfunkbewilligung fiir eine bestimmte Bewilligungsklasse
zu erteilen. Dies gilt auch fiir Verldngerungen geméal Abs. 3.

(5) Die Amateurfunkbewilligung ist fiir eine bestimmte Leistungsstufe zu erteilen. Diese legt die
hochste zuldssige Sendeleistung fest, mit der die Amateurfunkstelle betrieben werden darf.

(6) Durch Verordnung kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
unter Bedachtnahme auf den Stand der Technik und auf internationale Vereinbarungen die

1. Errichtung und den Betrieb von Amateurfunkstellen, die ohne personliche Anwesenheit eines
Funkamateurs betrieben werden,

2. Errichtung und den Betrieb von Amateurfunkstellen an bestimmten Standorten sowie
3. die Verwendung bestimmter Sendearten, Betriebsarten, Sendeleistungen oder Frequenzbereiche

von der Durchfilhrung eines Probebetriebes abhdngig machen oder Amateurfunkvereinen oder im
Offentlichen Interesse tdtigen Organisationen vorbehalten. Eine auf Grund dieser Verordnung erteilte
Bewilligung kann in sachlich angemessener Weise, maximal mit zehn Jahren, befristet werden und hat
die erforderlichen Auflagen zu enthalten.

(7) Durch Verordnung hat die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
Bewilligungsklassen, Leistungsstufen, Sendearten, Frequenzbereiche und Bandbreiten festzusetzen; fiir
bestimmte Bewilligungsklassen und Frequenzbereiche konnen hochste zuldssige Leistungsstufen
festgesetzt werden. Dabei ist auf internationale Vereinbarungen, den Stand der Technik, insbesondere auf
die Storfestigkeit von Telekommunikationsanlagen und die Erfordernisse des Amateurfunkdienstes
Bedacht zu nehmen.



(8) Durch die Erteilung der Amateurfunkbewilligung wird keine Gewdhr fiir einen stérungsfreien
Amateurfunkbetrieb iibernommen.

Sonderrufzeichen

§40. (1) Auf Antrag kann das Fernmeldebiiro zur Verwendung bei besonderen Anldssen ein
Sonderrufzeichen zuweisen.

(2) Die Zuweisung ist auf die Dauer des besonderen Anlasses zu befristen. Soweit der Antragsteller
die Notwendigkeit dafiir begriinden kann, kann die Dauer der Zuweisung ausgedehnt werden, indem die
Befristung auf hochstens zwei Tage vor dem besonderen Anlass oder einen Tag nach dem besonderen
Anlass erstreckt wird.

(3) Auf Antrag einer Klubfunkstelle kann ein Sonderrufzeichen fiir einen sechs Monate nicht
iibersteigenden Zeitraum zugewiesen werden, wenn

1. die besonderen Anldsse, bei denen dieses Sonderrufzeichen verwendet werden soll, bereits
feststehen und dies der Behorde gegeniiber glaubhaft gemacht wird und

2. es sich dabei um besondere Anlédsse mit iiberregionaler Bedeutung handelt.
(4) In Fallen des Abs. 3 betrédgt die Gebiihr fiir die Zuteilung des Sonderrufzeichens fiir den zweiten

und jeden weiteren besonderen Anlass jeweils ein Viertel der in der auf Grund von § 36 Abs. 6 erlassenen
Verordnung fiir die Zuteilung von Sonderrufzeichen festgesetzten Gebiihr.

Nachtriigliche Anderungen der Bewilligung

§ 41. (1) Soweit davon Bestimmungen der Bewilligung betroffen sind, bedarf
1. jede Standorténderung,

2. jede Verwendung aufBerhalb des in der Bewilligung angegebenen Einsatzgebietes im Fall von
beweglichen Anlagen sowie

3. jede technische Anderung der Anlage

der vorherigen Bewilligung durch das Fernmeldebiiro.
(2) Die Behorde kann erteilte Bewilligungen im oOffentlichen Interesse &ndern, wenn dies aus

wichtigen Griinden

1. zur Sicherheit des 6ffentlichen Telekommunikationsverkehrs,

2. aus technischen oder betrieblichen Belangen,

3. bei Anderungen der Frequenzzuteilung gemif § 21,
notwendig ist. Dabei ist nach § 21 und unter moglichster Schonung der wirtschaftlichen und betrieblichen
Interessen des Bewilligungsinhabers vorzugehen.

(3) Der Inhaber der Bewilligung hat jeder gemiB Abs. 2 angeordneten Anderung in angemessener
Frist auf seine Kosten nachzukommen. Eine derartige Verfiigung begriindet keinen Anspruch auf
Entschiadigung. Anspriiche nach dem Amtshaftungsgesetz bleiben davon unberiihrt.

(4) Andert sich infolge gestiegener Kommunikationsbediirfnisse eines Nutzers die Belegung der
zugeteilten Frequenzen so nachhaltig, dass fiir andere Nutzer der gleichen Frequenz die
bestimmungsméBige Nutzung nicht mehr moglich ist, kann die Behdrde demjenigen, dessen Funkbetrieb
die Einschrinkung verursacht hat, eine andere Frequenz zuteilen, soweit Abhilfe anderer Art nicht
moglich ist. Gleiches gilt, wenn im Zusammenhang mit Erweiterungsantrégen fiir bestehende Funknetze
andere Nutzer in der bestimmungsméfigen Frequenznutzung eingeschrankt sind.

(5) Die Aufgaben gemidB3 Abs. 1 und 2 sind bei Bewilligungen im Bereich des Rundfunks im Sinne
des BVG-Rundfunk von der KommAustria wahrzunehmen.

Erloschen der Bewilligung
§ 42. (1) Die Bewilligung erlischt
1. durch Ablauf der Zeit, fiir die sie erteilt wurde;
2. durch Verzicht seitens des Bewilligungsinhabers;
3. durch Widerruf;
4. durch Erloschen der Frequenzzuteilung gemif § 25.

(2) Der Widerruf ist von der Behorde, welche die Bewilligung erteilt hat, auszusprechen, wenn
1. dies zur Sicherung des ungestdrten Betriebes eines oOffentlichen Kommunikationsnetzes
notwendig ist;
2. der Bewilligungsinhaber gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder gegen die auf Grund der
Bewilligung zu erfiillenden Auflagen oder Bedingungen grob oder wiederholt verstof3en hat;



3. die Voraussetzungen fiir die Erteilung der Bewilligung weggefallen sind,

4. die Anlagen nicht oder nicht entsprechend dem bewilligten Verwendungszweck betrieben
werden oder

5.die Anlagen nicht mit den bewilligten technischen Merkmalen betrieben werden und der
Bewilligungsinhaber trotz Auftrags Anderungen nicht durchgefiihrt hat, oder

6. der Bewilligungsinhaber die gemiB § 36 vorgeschriebenen Gebiihren trotz zweimaliger Mahnung
nicht entrichtet.

(3) Der Widerruf begriindet keinen Anspruch auf Entschddigung.

(4) Widerruf und Verzicht sind an keine Frist gebunden. Die Verzichtserklarung hat schriftlich bei
der Behorde zu erfolgen, die die Bewilligung erteilt hat.

(5) Bei Erloschen der Amateurfunkbewilligung ist die Urkunde iiber die Amateurfunkbewilligung
innerhalb von zwei Monaten dem Fernmeldebiiro zuriickzustellen.

Untersagung

§ 43. Der Betrieb einer Funkanlage kann durch die Fernmeldebehdrde untersagt werden, wenn

1. die in der Verordnung geméB § 28 Abs. 10 vorgeschriebene Anzeige nicht erstattet wird, oder

2. die in der Verordnung gemalB § 28 Abs. 10 fiir Funkanlagen vorgeschriebenen Bedingungen und
Verhaltensvorschriften nicht eingehalten werden, oder

3. die gemal § 36 fir Anzeigen vorgeschriecbenen Gebiihren trotz zweimaliger Mahnung nicht
entrichtet werden, oder

4. bei Nichtvorliegen einer erforderlichen Bewilligung gemél3 § 34 eine Funkanlage betrieben wird
oder

5 bei Nichtverbesserung geméal § 33 Abs. 2.

6. Abschnitt
Offenes Internet und Netzsicherheit

Sicherheit und Integrit:it

§ 44. (1) Betreiber und Anbieter haben durch technische und organisatorische Mallnahmen ein
Sicherheitsniveau zu gewdhrleisten, das zur angemessenen Beherrschung der Risiken fiir die Sicherheit
von Netzen und Diensten geeignet ist. Dabei sollten diese Mafinahmen unter Beriicksichtigung des
Standes der Technik ein Sicherheitsniveau der Netze und Dienste gewdhrleisten, das angesichts des
bestehenden Risikos verhdltnismafBig und angemessen ist. Insbesondere sind MaBnahmen, einschlieBlich
gegebenenfalls Verschliisselung, zu ergreifen, um Auswirkungen von Sicherheitsvorfallen auf Nutzer und
auf andere Netze und Dienste zu vermeiden und so gering wie mdglich zu halten. Die
Regulierungsbehorde kann Betreibern und  Anbietern verhéltnismédfBige und angemessene
Sicherheitsmafnahmen innerhalb bestimmter Fristen vorschreiben. Bei Gefahr in Verzug kann die
Regulierungsbehorde auch ohne vorheriges Ermittlungsverfahren gemaf § 57 AVG gegeniiber Betreibern
und Anbietern vorldufig die Ergreifung verhéltnimafBiger und angemessener Malnahmen zur Behebung
oder Verhinderung eines Sicherheitsvorfalls innerhalb bestimmter Fristen anordnen.

(2) Falls ein Sicherheitsvorfall in 6ffentlichen elektronischen Kommunikationsnetzen oder -diensten
eine besondere und erhebliche Gefahr hervorruft, haben die betroffenen Betreiber und Anbieter die von
der Gefahr potenziell betroffenen Nutzer kostenlos und unverziiglich iiber die Gefahr und alle moglichen
Schutz- oder AbhilfemaBnahmen, die von den Nutzern ergriffen werden kdnnen, zu informieren.

(3) Betreiber und Anbieter sind verpflichtet, der Regulierungsbehérde im Rahmen ihrer gesetzlich
iibertragenen Aufgaben nach Aufforderung die zur Beurteilung der Sicherheit ihrer Dienste und Netze
erforderlichen Informationen, einschlieBlich Unterlagen iiber ihre Sicherheitsmafinahmen, zu tibermitteln.

(4) Die Regulierungsbehorde kann im Rahmen ihrer gesetzlich tibertragenen Aufgaben bei Vorliegen
von Anhaltspunkten fiir einen Versto gegen die Verpflichtung aus Abs. 1 Betreiber und Anbieter
verpflichten, sich auf deren Kosten einer Sicherheitsiiberpriifung durch die Regulierungsbehorde oder
durch eine von ihr beauftragte qualifizierte unabhéngige Stelle zu unterziehen.

(5) Betreiber und Anbieter haben der Regulierungsbehorde Sicherheitsvorfille, die betrdchtliche
Auswirkungen auf den Betrieb der Netze oder Dienste hatten, in der von der Regulierungsbehorde
vorgeschriebenen Form unverziiglich mitzuteilen.

Zur Feststellung des AusmaBles der Auswirkungen eines Sicherheitsvorfalls werden — sofern
verfligbar — insbesondere folgende Parameter beriicksichtigt:



1. die Zahl der von dem Sicherheitsvorfall betroffenen Nutzer,

2. die Dauer des Sicherheitsvorfalls,

3. die geografische Ausdehnung des von dem Sicherheitsvorfall betroffenen Gebiets,

4. das Ausmal der Beeintrdchtigung des Netzes oder Dienstes,

5. das AusmaB der Auswirkungen auf wirtschaftliche und gesellschaftliche Téatigkeiten.

(6) Die Regulierungsbehorde hat eine erfolgte Mitteilung nach Abs. 5 unverziiglich an den
Bundesminister fiir Inneres weiterzuleiten. Dieser hat die darin enthaltenen Informationen in das gemaf
§ 5 Z3 Netz- und Informationssystemsicherheitsgesetz (NISG), BGBI. I Nr. 111/2018, zu erstellende
Lagebild aufzunehmen, das im Rahmen der Koordinierungsstrukturen (§ 7 NISG) zu erdrtern ist.

(7) Die Regulierungsbehorde kann Regulierungsbehdrden anderer Mitgliedstaaten oder die
Europiische Agentur fiir Netz- und Informationssicherheit (ENISA) iiber eine erfolgte Mitteilung nach
Abs. 5 informieren. In diesen Fillen hat die Regulierungsbehdrde auch den Betreiber oder Anbieter, von
dem die Meldung stammt, hievon unverziiglich und formlos in Kenntnis zu setzen.

(8) Liegt die Bekanntgabe des Sicherheitsvorfalls im oOffentlichen Interesse, kann die
Regulierungsbehorde die Offentlichkeit selbst in geeigneter Weise dariiber informieren oder die
betroffenen Betreiber und Anbieter zur Information der Offentlichkeit auffordern.

(9) Bis 31. Mérz des Folgejahres hat die Regulierungsbehorde der Europdischen Kommission und
der ENISA einen zusammenfassenden Bericht iiber die nach Abs. 5 eingegangenen Mitteilungen und die
ergriffenen MaBBnahmen vorzulegen.

(10) Die Regulierungsbehorde kann im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus, mit dem Bundeskanzler und mit dem Bundesminister fiir Inneres unter
Bedachtnahme auf die relevanten internationalen Vorschriften, auf die Art des Netzes oder des Dienstes,
auf die technischen Moglichkeiten, auf den Schutz personenbezogener Daten und auf sonstige
schutzwiirdige Interessen von Nutzern mit Verordnung die ndheren Bestimmungen zur Umsetzung dieser
Bestimmung iiber

1. technische und organisatorische Sicherheitsmafinahmen gemifl Abs. 1 sowie
2. Umstidnde, Form und Verfahren in Bezug auf die Meldepflichten gemiB3 Abs. 5
festlegen.

(11) Eine Verordnung gemiB Abs. 10 ist in Bezug auf Rundfunknetze und die Ubertragung von
Rundfunksignalen von der KommAustria zu erlassen.

(12) Die Regulierungsbehdrde hat sich in jenen Fillen, in denen auch die Zustindigkeit der
Datenschutzbehdrde beriihrt ist, mit der Datenschutzbehdrde abzustimmen und die gewonnenen
Informationen auszutauschen. Personenbezogene Daten diirfen im Rahmen dieses Informationsaustauschs
nicht verarbeitet werden.

(13) Zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach dieser Bestimmung kann die Regulierungsbehdrde die
Unterstiitzung eines gemdB § 14 Abs. 1 NISG eingerichteten Computer-Notfallteams zu Fragen, die zu
dessen Aufgaben gemél § 14 Abs. 2 NISG gehoren, in Anspruch nehmen. In jenen Féllen, in denen auch
die Zustiandigkeit der in §§4 bis 7 NISG angefiihrten Behorden beriihrt ist, hat sich die
Regulierungsbehorde mit den genannten Behdrden abzustimmen und die gewonnenen Informationen
auszutauschen.

(14) In der Verordnung nach Abs. 10 kann auch angeordnet werden, dass Betreiber von 6ffentlichen
Kommunikationsnetzen oder Offentlichen Kommunikationsdiensten, die ihre Netze oder Dienste in
Osterreich betreiben und iiber keinen Aufenthalt oder Sitz in der Europiischen Union verfiigen, eine
inldndische Zustelladresse bekannt geben miissen, an die in Verfahren nach diesem Bundesgesetz
rechtskriftig zugestellt werden kann. Dies kann auch fiir Hersteller von Komponenten eines Netzes fiir
elektronische Kommunikation oder fiir Bereitsteller von Dienstleistungen fiir solche Netze angeordnet
werden, sofern sie ihre Waren oder Dienstleistungen in Osterreich anbieten oder nach Osterreich
importiert werden und sie iiber keinen Aufenthalt oder Sitz in der Europdischen Union verfiigen.

Hochrisikolieferanten

§ 45. (1) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann aus Griinden der
nationalen Sicherheit Hersteller von Komponenten eines Netzes fiir elektronische Kommunikation oder
Bereitsteller von Dienstleistungen fiir solche Netze, jeweils mit Ausnahme von Netzen fiir Rundfunk im
Sinne des BVG-Rundfunk, mit Bescheid als Hochrisikolieferanten einstufen.

(2) Hochrisikolieferant im Sinne des Abs. 1 ist jemand, von dem davon auszugehen ist, dass er mit
hoher Wahrscheinlichkeit die fiir ihn in der Europidischen Union geltenden einschliagigen Normen,



insbesondere im Bereich der Informationssicherheit und des Datenschutzes, nicht oder nicht stindig
einzuhalten in der Lage ist.

(3) Bei der Beurteilung der Einstufung nach Abs. 1 sind insbesondere folgende Kriterien
heranzuziehen, soweit diese geeignet sind, auf ein in Abs. 2 beschriebenes Verhalten hinzufiihren:

1. Méngel in der Qualitit der Produkte (einschlieflich RAN, Core-Networks und Managed
Services) sowie Cybersicherheitspraktiken des Herstellers, insbesondere ein zu geringes Ausmaly
an Kontrolle iiber die eigene Zulieferkette oder eine unzureichende Beachtung einschlagiger
Sicherheitspraktiken nach dem Stand der Technik, einschlieflich der Beriicksichtigung von
Schutzzielen der Informationssicherheit (Vertraulichkeit, Verfiigbarkeit und Integritét) bei allen
bereitgestellten Produkten und Dienstleistungen;

2.das Fehlen entweder von Sicherheits- oder Datenschutziibereinkommen zwischen der
Europdischen Union und dem Sitzstaat des Lieferanten, sofern es sich dabei um einen Drittstaat
handelt, oder von Erkldrungen der Lieferanten, die spezifische und verbindliche schriftliche
Bestimmungen enthalten, die die Lieferanten verpflichten, technische und organisatorische
MaBnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Benutzerdaten rechtswidrig weder in Lénder
auBlerhalb der Europdischen Union iibertragen werden noch direkt oder indirekt von den
Organisationen, Institutionen oder Behorden dieser Lander erhalten werden kdnnen;

3.ein unzureichendes Ausmall der Fiahigkeit des Herstellers zur Gewihrleistung einer
durchgéngigen Versorgung.

(4) Vor ihrer Entscheidung hat die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
den ,,Fachbeirat fiir Sicherheit in elektronischen Kommunikationsnetzen* (Abs. 7) mit der Angelegenheit
zu befassen und ein Gutachten jedenfalls fiir das Vorliegen der in Abs. 3 genannten Sachverhalte zu
beauftragen (§ 52 AVG). Der Fachbeirat hat sein Gutachten tunlichst binnen zwdlf Wochen nach
Befassung zu erstatten. Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat das
Gutachten im Ermittlungsverfahren zu beriicksichtigen.

(5) Soweit dies fir die Abwehr der in Abs. 2 beschriecbenen Gefahr ausreichend ist, hat die
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus in ihrer Entscheidung geméil Abs. 1
auszusprechen, dass

1. die Einstufung als Hochrisikolieferant auf bestimmte sicherheitsrelevante Geschéftsbereiche,
Waren- oder Dienstleistungsgruppen oder einzelne Hardware- oder Softwarekomponenten sowie
gegebenenfalls auf einen bestimmten Zeitraum oder ein bestimmtes geografisches Gebiet
beschriankt wird;

2. ein Hersteller von der Lieferung sicherheitsrelevanter Komponenten oder Netzbestandteile fiir
Netze im Sinne des Abs. 1 fiir sdmtliche oder einzelne dieser Komponenten ausgeschlossen wird
oder

3. ein Dienstleister von der Bereitstellung sicherheitsrelevanter Dienstleistungen fiir Netze im Sinne
des Abs. 1 fiir saimtliche oder einzelne dieser Dienstleistungen ausgeschlossen wird.

Jeder Bescheid gemédB Abs. 1 ist auf eine Dauer von maximal zwei Jahren zu befristen.

(6) Eine Abschrift des Bescheids ist der RTR-GmbH, Fachbereich Telekommunikation und Post, zu
ibermitteln. Eine Abschrift des Bescheides ist der Datenschutzbehérde zu iibermitteln, falls
Angelegenheiten des Datenschutzes darin angesprochen sind. Die RTR-GmbH veréffentlicht den Spruch
des Bescheides und unter Wahrung von Betriebs- und Geschiftsgeheimnissen dessen wesentliche
Begriindung.

(7) Bei der RTR-GmbH wird ein ,Fachbeirat fiir Sicherheit in elektronischen
Kommunikationsnetzen® eingerichtet. Die RTR-GmbH iibernimmt den Vorsitz im Fachbeirat, fiihrt
dessen Geschéifte und nimmt die Aufgaben einer Geschéftsstelle wahr.

(8) Die Aufgaben des Fachbeirates sind:

1. die Beratung der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zu allgemeinen
Aspekten der Sicherheit fiir Netze der elektronischen Kommunikation und

2.die Erstellung von Gutachten in Verfahren zur Einstufung eines Herstellers von
Netzkomponenten (Hardware und Software) als Hochrisikolieferant im Sinne des Abs. 4.

Zur Erfillung der in Z1 genannten Aufgabe hat der Fachbeirat, insbesondere die
sicherheitstechnologische Entwicklung von Komponenten von Netzen fiir elektronische Kommunikation
oder fiir Dienstleistungen fiir solche Netze in- und auBerhalb der Europdischen Union laufend zu
beobachten. Der Fachbeirat hat {iber seine Wahrnehmungen der Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus regelmdBig, jedoch mindestens einmal im Jahr zu berichten
(,,Wahrnehmungsbericht™). Fiir die Erstellung eines Gutachtens geméfl Z 2 hat der Fachbeirat auch die



Einhaltung allgemeiner rechtsstaatlicher Standards in den beobachteten Drittstaaten sowie die technischen
und wirtschaftlichen Auswirkungen auf die in Osterreich bestehenden Netze fiir elektronische
Kommunikation und deren Betreiber bei seiner Einschétzung zu beriicksichtigen.

(9) Der Fachbeirat besteht aus dem Vorsitzenden und zwdlf Mitgliedern. Diese Mitglieder werden
von der Bundesregierung jeweils fiir die Dauer von vier Jahren bestellt. Dabei hat die Bundesregierung
auf Vorschlige von folgenden Organen oder Einrichtungen fiir jeweils ein Mitglied des Fachbeirates
Bedacht zu nehmen: des Bundeskanzlers; der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus; des Bundesministers fiir Inneres; des Bundesministers fiir europdische und internationale
Angelegenheiten; der Bundesministerin flir Digitales und Wirtschaftsstandort; der Bundesministerin fiir
Landesverteidigung; des Bundesministers fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz; der
Wirtschaftskammer Osterreich; der Bundeskammer fiir Arbeiter und Angestellte; der Vereinigung der
osterreichischen Industrie; des nationalen Computer-Notfallteams und der Austrian Institute of
Technology GmbH. Die vom nationalen Computer-Notfallteam und der Austrian Institute of Technology
GmbH vorgeschlagenen Mitglieder haben iiber einschligige technische Kenntnisse auf dem Gebiet der
Informationssicherheit zu verfiigen. Eine Wiederbestellung ist zuldssig. Scheidet ein Mitglied vorzeitig
aus, ist durch die Bundesregierung ein neues Mitglied zu bestellen. Das Vorschlagsrecht fiir dieses
Mitglied kommt demjenigen Organ oder derjenigen Einrichtung zu, das oder die das vorzeitig
ausgeschiedene Mitglied vorgeschlagen hat. Die Bundesregierung hat ein Mitglied von seiner Funktion
jedenfalls zu entheben,

1. wenn es dies beantragt;
2. wenn jene Stelle, auf deren Vorschlag das Mitglied bestellt wurde, die Enthebung beantragt;

3. wenn die Bestellungsanforderungen gemifl Abs. 10 nicht mehr gegeben sind oder im Zeitpunkt
der Bestellung nicht gegeben waren.

(10) Der Vorsitzende und die Mitglieder des Fachbeirats diirfen in keinem Arbeits-, Gesellschafts-
oder Mandatsverhiltnis zu einem Hersteller von Komponenten oder Bereitsteller von Dienstleistungen fiir
ein elektronisches Kommunikationsnetz oder zu einem Betreiber elektronischer Kommunikationsnetze
oder Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste stehen. Der Vorsitzende und die Mitglieder des
Fachbeirates sind in ihrer Tatigkeit fiir den Fachbeirat gemaf Art. 20 Abs. 2 Z 1 B-VG weisungsfrei.

(11) Den Vorsitz im Fachbeirat fiihrt der Geschéftsfiihrer oder die Geschéftsfithrerin der RTR-
GmbH, Fachbereich Telekommunikation und Post. In seinem oder ihrem Verhinderungsfall wird er oder
sie von jenem Mitglied des Fachbeirates vertreten, das auf Vorschlag der Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Tourismus und Regionen bestellt wurde. Der Fachbeirat ist beschlussfiahig, wenn der
oder die Vorsitzende und mindestens fiinf weitere Mitglieder anwesend sind. Der Fachbeirat fasst seine
Beschliisse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des Vorsitzenden den Ausschlag. Beratungen und Beschlussfassungen im Umlaufweg oder mittels
Telekommunikationsanlagen sind zuldssig.

(12) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat im Einvernechmen mit
dem Bundeskanzler mit Verordnung eine Geschiftsordnung fiir den Fachbeirat zu erlassen. Die
Fachbeiratsmitglieder haben Anspruch auf Ersatz der angemessenen Reisekosten und Barauslagen sowie
auf ein von der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus festzusetzendes
Sitzungsgeld. Die fiir die Téatigkeit des Fachbeirats anfallenden Kosten trégt das Bundesministerium fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus. Der Fachbeirat kann zu seinen Beratungen Auskunftspersonen
beiziehen.

Dienstequalitit

§46. (1) Anbieter von Internetzugangsdiensten und offentlich zuginglichen interpersonellen
Kommunikationsdiensten haben umfassende, vergleichbare, angemessene, verléssliche,
benutzerfreundliche und aktuelle Informationen fiir Endnutzer iiber die Qualitdt ihrer Dienste — insoweit
sie zumindest einige Komponenten des Netzes entweder unmittelbar oder {iiber eine
Leistungsvereinbarung kontrollieren — sowie iiber die zur Gewihrleistung der Gleichwertigkeit fiir
Menschen mit Behinderungen getroffenen Mafinahmen zu veréffentlichen.

(2) Anbieter von Ooffentlich zugénglichen interpersonellen Kommunikationsdiensten haben zu
informieren, ob die Qualitdt der von ihnen bereitgestellten Dienste von externen Faktoren, wie etwa der
Kontrolle iiber die Signaliibertragung oder der Netzwerkkonnektivitét, abhidngt.

(3) Die Informationen und Mafinahmen gemafl Abs. 1 und Abs. 2 sind der Regulierungsbehorde vor
der Veroffentlichung bekannt zu geben. Diese miissen mit der Verordnung (EU) 2015/2120 im Einklang
stehen.



(4) Die Regulierungsbehorde hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus mit Verordnung — unter Beriicksichtigung der GEREK-Leitlinien nach Art. 4
Abs. 1 lit d der Verordnung (EU) 2018/1971 und unter Beriicksichtigung von Anhang X der Richtlinie
(EU) 2018/1972 — die zu erfassenden Parameter fiir die Dienstequalitit, die anzuwendenden
Messverfahren sowie Inhalt, Form und Art der zu verdffentlichenden Angaben einschlieBlich etwaiger
Qualitétszertifizierungsmechanismen vorzuschreiben. In dieser Verordnung kdnnen auch geeignete
MaBnahmen vorgeschrieben werden, die unter Bedachtnahme auf die Bediirfnisse von Menschen mit
Behinderungen und im Einklang mit den einschlédgigen Rechtsvorschriften diese in die Lage versetzen, in
gleichem Ausmall wie Menschen ohne Behinderungen Telekommunikationsdienste und den Zugang zu
Vertragsinhalten und vorvertraglichen Informationen in Anspruch zu nehmen.

(5) Die Regulierungsbehdrde ist berechtigt, unabhingige Uberpriifungen der Dienstequalitit
durchzufiihren oder durchfiithren zu lassen, um die Richtigkeit und Vergleichbarkeit der bereitgestellten
Informationen und Mafinahmen tiberpriifen zu kdnnen. Die Regulierungsbehorde kann die bereitgestellten
Informationen und MaBnahmen sowie das FErgebnis der Uberpriifungen der Dienstequalitit
verdffentlichen.

(6) Die Regulierungsbehorde ist berechtigt, Instrumente und Kontrollméglichkeiten anzubieten, mit
denen Endnutzer in die Lage versetzt werden, die Angaben nach Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung, § 132
Abs. 2 Z 2 lita und Art. 4 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2015/2120 zu tiberpriifen.

Offenes Internet

§ 47. (1) Die Regulierungsbehorde kann fiir Anbieter im Sinn von Art. 2 Z 1 der Verordnung (EU)
2015/2120 mit Verordnung Anforderungen an technische Merkmale, Mindestanforderungen an die
Dienstequalitdt und sonstige geeignete und erforderliche MaBnahmen gemdBl Art.5 Abs. 1 der
Verordnung (EU) 2015/2120 festlegen. Sie hat dabei auf die kontinuierliche Verfiigbarkeit von
nichtdiskriminierenden Internetzugangsdiensten im Sinn von Art. 2 Z 2 der Verordnung (EU) 2015/2120
mit einem Qualitdtsniveau, das den Fortschritt der Technik widerspiegelt, Bedacht zu nehmen.
Insbesondere kann die Regulierungsbehérde mit Verordnung Anforderungen an die Bewerbung der
Geschwindigkeit und anderer technischer Merkmale von Internetzugangsdiensten im Sinn von Art. 2 Z 2
der VO (EU) 2015/2120, die sich an Endnutzer richten, derart festlegen, dass bei leitungsgebundenen
Internetzugangsdiensten die beworbene Geschwindigkeit ein zu bestimmendes Verhéltnis gegeniiber der
vereinbarten normalerweise zur Verfiigung stehenden Geschwindigkeit im Sinn von Art. 4 Abs. 1 lit. d
der VO (EU) 2015/2120 nicht iiberschreiten darf. Bei iliber Funksignal angebundenen stationiren
Internetzugangsdiensten ist das jeweilige Verhdltnis zur beworbenen Geschwindigkeit anhand der
vereinbarten geschitzten maximalen Geschwindigkeit im Sinn von Art. 4 Abs. 1 lit. d der VO (EU)
2015/2120 im AuBenbereich und bei entsprechender Signalverfiigbarkeit zu bemessen. Bei der
Festlegung dieser Verhéltniszahl hat die Regulierungsbehorde auf die schutzwiirdigen Interessen von
Endnutzern, Transparenz der Angaben sowie leichte Erkennbarkeit der Qualitdtsparameter filir die
Endnutzer Bedacht zu nehmen. (2) Sofern durch eine Mafinahme nach Abs. 1 elektronische Audiomedien
und elektronische audiovisuelle Medien im Sinne des § 1 Abs. 1 KommAustria-Gesetz (KOG), BGBI. 1
Nr. 32/2001, einschlieBlich Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk, Zusatzdienste im Sinne von § 2 Z 44
Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz (AMD-G), BGBI. 1. Nr. 84/2001, Video-Sharing-Plattform-Anbieter
im Sinne des §2 Z37a AMD-G, oder Kommunikationsplattformen im Sinne des §2 Z4 des
Kommunikationsplattformen-Gesetzes (KoP1-G), BGBI. I Nr. 151/2020, BGBI. I Nr. 151/2020, betroffen
sind, ist das Einvernehmen mit der KommAustria herzustellen.

(3) Die Regulierungsbehorde kann fiir Anbieter im Sinn von Art.2 Z 1 der Verordnung (EU)
2015/2120 mit Verordnung den Detailierungsgrad sowie Zeitplane fiir die Ubermittlung der geméf Art. 5
Abs. 2 der Verordnung (EU) 2015/2120 angeforderten Informationen festlegen.

Leistungsiiberpriifungsmechanismus

§ 48. Die Regulierungsbehdrde hat einen Leistungsiiberpriifungsmechanismus fiir Endnutzer
anzubieten. Dieser gilt als zertifizierter Uberwachungsmechanismus im Sinne des Art. 4 Abs. 4 der
Verordnung (EU) 2015/2120. Dieser Mechanismus hat dem Stand der Technik zu entsprechen und dem
Umstand Rechnung zu tragen, dass die erzielten Messergebnisse als Anscheinsbeweis fiir die in Art. 4
Abs. 4 der Verordnung (EU) 2015/2120 genannten Anspriiche gelten konnen. Weiters hat der
Mechanismus hiufig genutzte Internetzugangstechnologien zu unterstiitzen. Die Regulierungsbehdrde
kann einen Leitfaden fiir diesen Leistungsiiberpriifungsmechanismus festlegen.

Lage des Netzabschlusspunktes

§ 49. (1) Die Regulierungsbehérde kann mit Verordnung die Lage der Netzabschlusspunkte von
Offentlichen =~ Kommunikationsnetzen unter Bedachtnahme auf die Art des oOffentlichen



Kommunikationsnetzes und die technischen Moglichkeiten festlegen. Dabei trigt sie den GEREK
Leitlinien zu gemeinsamen Vorgehensweisen bei der Bestimmung des Netzabschlusspunkts fiir
verschiedene Netztopologien weitestmoglich Rechnung. Vor Erlassung einer Verordnung nach diesem
Absatz ist das Verfahren gemif3 § 206 durchzufiihren.

(2) Soweit
1. ein Rundfunknetz und ein Telekommunikationsnetz iiber die selbe physische Infrastruktur
bereitgestellt werden, oder
2. Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk iiber ein Telekommunikationsnetz verbreitet wird,

ist bei Erlassung einer Verordnung nach Abs.1 von der RTR-GmbH das Einvernehmen mit der
KommAustria herzustellen.

Interoperabilitiit

§ 50. (1) Anbieter von Sprachkommunikationsdiensten und nummerngebundenen Textnachrichten
haben Interoperabilitit zwischen den Endnutzern aller 6ffentlichen Sprachkommunikationsdiensten und
nummerngebundenen Textnachrichten herzustellen.

(2) Anbieter von Sprachkommunikationsdiensten und nummerngebundenen Textnachrichten haben
im Rahmen der wirtschaftlichen Moglichkeiten, sofern der angerufene Endnutzer nicht Anrufe aus
bestimmten geografischen Gebieten aus wirtschaftlichen Griinden eingeschriankt hat, alle erforderlichen
Mafnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass
1. die Endnutzer in der Lage sind, Dienste unter Verwendung geografisch nicht gebundener
Nummern in den EWR-Staaten und der Schweiz zu erreichen und zu nutzen; und

2. die Endnutzer in der Lage sind, unabhéngig von der vom Anbieter verwendeten Technologie und
der von ihm genutzten Geréte aller in den EWR-Staaten und der Schweiz bestehenden Nummern,
einschlieBlich der Nummern in den nationalen Nummerierungsplédnen der Mitgliedstaaten sowie
universeller internationaler gebiihrenfreier Nummern (UIFN) zu erreichen.

(3) Anbieter nach Abs. 1 und 2 haben auf Nachfrage fiir die Herstellung und Sicherstellung der
Interoperabilitit angemessene Entgelte zu vereinbaren, sofern nicht eine Verpflichtung nach § 105
besteht.

(4) Die Regulierungsbehorde kann Anbieter und Betreiber zur Sicherstellung der Interoperabilitit
der Dienste dariiber hinaus zu folgenden Maflnahmen verpflichten:
1. In begriindeten Féllen und in dem erforderlichen Umfang kann sie den Unternehmen, die einer
Anzeigepflicht gemél § 6 unterliegen und den Zugang zu den Endnutzern kontrollieren,
Verpflichtungen auferlegen, ihre Dienste interoperabel zu machen.

2. In begriindeten Féllen, in denen die durchgehende Konnektivitidt zwischen Endnutzern wegen
mangelnder Interoperabilitét zwischen interpersonellen Kommunikationsdiensten bedroht ist, und
in dem zur Gewdhrleistung der durchgehenden Konnektivitit zwischen Endnutzern
erforderlichen Umfang, kann sie den betreffenden Anbietern nummernunabhingiger
interpersoneller Kommunikationsdienste, die eine nennenswerte Abdeckung und Nutzerbasis
aufweisen, Verpflichtungen auferlegen, ihre Dienste interoperabel zu machen.

(5) Die Verpflichtungen nach Abs. 4 Z 2 diirfen nur auferlegt werden,

1.soweit sie den zur Sicherstellung der Interoperabilitit von interpersonellen
Kommunikationsdiensten notwendigen Umfang nicht {berschreiten; dies kann auch
verhéltnisméBige Verpflichtungen fiir die Anbieter dieser Dienste einschlieen, die Anwendung,
Anderung und Weiterverbreitung einschligiger Informationen durch die Behdrden oder andere
Anbieter zu verdffentlichen und zu genehmigen oder Normen oder Spezifikationen gemél
Art. 39 Abs. 1 der Richtline (EU) 2018/1972 oder andere einschldgige europdische oder
internationale Normen anzuwenden oder umzusetzen, und

2. wenn die Europdische Kommission nach Konsultation des GEREK und unter weitestgehender
Beriicksichtigung seiner Stellungnahme festgestellt hat, dass die durchgehende Konnektivitit
zwischen Endnutzern in der gesamten Union oder in mindestens drei Mitgliedstaaten in
nennenswertem Ausmall bedroht ist, und wenn sie DurchfiihrungsmaBBnahmen erlassen hat, in
denen Art und Umfang der auferlegbaren Verpflichtungen festgelegt werden.



7. Abschnitt
Netzausbau und Infrastrukturnutzung

Umfang und Inhalt von Leitungsrechten

§ 51. (1) Leitungsrechte umfassen unbeschadet der nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften zu
erfiilllenden Verpflichtungen das Recht

1. zur Errichtung und Erhaltung von Kommunikationslinien mit Ausnahme der Errichtung von
Antennentragemasten,

2. zur Errichtung und Erhaltung von Leitungsstiitzpunkten, Vermittlungseinrichtungen und
sonstigen Leitungsobjekten oder anderem Zubehor,

3. zur Einfilhrung, Fithrung und Durchleitung von Kabelleitungen (insbesondere Glasfaser und
Drahtleitungen) sowie zu deren Erhaltung in Gebéduden, in Gebdudeteilen (insbesondere in
Kabelschiachten und sonstigen Einrichtungen zur Verlegung von Kabeln) und sonstigen
Baulichkeiten,

4. zum Betrieb, der Erweiterung und Erneuerung der unter Z 1, 2, 3 und 5 angefiihrten Anlagen,
sofern dies ohne dauerhaften physischen Eingriff erfolgt,

5. zur Errichtung und zur Erhaltung von Kleinantennen einschlielich deren Befestigungen und der
erforderlichen Zuleitungen, sowie

6. zur Ausdstung, worunter das Beseitigen von hinderlichen Baumpflanzungen und das Féllen
einzelner Baume verstanden wird, sowie zur Vornahme von Durchschligen durch Waldungen.

(2) Der Inhalt des jeweiligen Leitungsrechtes ergibt sich aus der Vereinbarung oder aus der
Entscheidung der Regulierungsbehdrde.  Vereinbarungen iiber Leitungsrechte sind  der
Regulierungsbehorde auf deren begriindetes Verlangen vorzulegen.

Leitungsrechte an privatem Grundeigentum

§ 52. (1) Bereitsteller eines 6ffentlichen Kommunikationsnetzes sind berechtigt, Leitungsrechte nach
§51 Abs.1 Z 1 bis Z4 und Z 6 an in privatem Eigentum stehenden Liegenschaften in Anspruch zu
nehmen, wenn
1. die widmungsgeméfe Verwendung der Liegenschaft durch diese Nutzung nicht oder nur
unwesentlich dauernd eingeschrankt wird und

2. eine Mitbenutzung von Anlagen, Leitungen oder sonstigen Einrichtungen nach §§ 60 bis 64 auf
der Liegenschaft nicht méglich oder nicht tunlich ist.

(2) Dem Eigentiimer einer gemidB3 Abs. 1 belasteten Liegenschaft ist eine der Wertminderung
entsprechende Abgeltung zu leisten.

(3) Werden Leitungsrechte nach dieser Bestimmung in Anspruch genommen, hat der
Leitungsberechtigte dem Eigentiimer das beabsichtigte Vorhaben unter Beigabe einer Planskizze
schriftlich und nachweislich bekanntzumachen und diesem eine Abgeltung gemil3 Abs. 2 anzubieten.
Bestehen auf der in Anspruch genommenen Liegenschaft andere Anlagen, so ist gegeniiber ihren
Unternehmern in gleicher Weise vorzugehen.

(4) Kommt zwischen dem Leitungsberechtigten und dem Eigentiimer binnen einer Frist von vier
Wochen ab der Bekanntmachung des Vorhabens nach Abs. 3 keine Vereinbarung iiber das Leitungsrecht
gemil Abs. 1 oder iiber die Abgeltung gemidBl Abs.2 zustande, kann jeder der Beteiligten die
Entscheidung der Regulierungsbehorde beantragen.

Leitungsrechte an 6ffentlichem Eigentum
§ 53. (1) Bereitsteller eines dffentlichen Kommunikationsnetzes sind berechtigt, das Leitungsrecht
nach § 51 Abs. 1 Z 1 bis Z4 und Z 6 an in 6ffentlichem Eigentum stehenden Liegenschaften in Anspruch
zu nehmen, wenn 6ffentliche Riicksichten nicht im Wege stehen und
1. die widmungsgeméfe Verwendung der Liegenschaft durch diese Nutzung nicht oder nur
unwesentlich dauernd eingeschrankt wird und

2. eine Mitbenutzung von Anlagen, Leitungen oder sonstigen Einrichtungen nach §§ 60 bis 64 nicht
mdoglich oder nicht tunlich ist.

(2) Bereitsteller eines dffentlichen Kommunikationsnetzes sind berechtigt, das Leitungsrecht nach
§ 51 Abs. 1 Z5 an in 6ffentlichem Eigentum stehenden Liegenschaften und Objekten in Anspruch zu
nehmen, wenn 6ffentliche Riicksichten nicht im Wege stehen und
1. die widmungsgeméifBe Verwendung der Liegenschaft oder des Objekts durch diese Nutzung nicht
oder nur unwesentlich dauernd eingeschriankt wird und



2. eine Mitbenutzung von Anlagen, Leitungen oder sonstigen Einrichtungen nach §§ 60 bis 64 nicht
moglich oder nicht tunlich ist.

(3) Dem durch ein Leitungsrecht gemédll Abs. 1 oder Abs.2 belasteten Eigentiimer ist eine der
Wertminderung entsprechende Abgeltung zu leisten.

(4) Werden Leitungsrechte nach dieser Bestimmung in Anspruch genommen, hat der
Leitungsberechtigte dem Eigentiimer das beabsichtigte Vorhaben unter Beigabe einer Planskizze
schriftlich und nachweislich bekanntzumachen und diesem eine Abgeltung gemall Abs. 3 anzubieten.

(5) Kommt zwischen dem Leitungsberechtigten und dem Eigentiimer binnen einer Frist von vier
Wochen ab der Bekanntmachung des Vorhabens nach Abs. 4 keine Vereinbarung iiber das Leitungsrecht
gemil Abs. 1 oder Abs. 2 oder liber die Abgeltung gemil3 Abs. 3 zustande, kann jeder der Beteiligten die
Entscheidung der Regulierungsbehorde beantragen.

(6) Besteht an einem offentlichen Eigentum direktes oder indirektes privates Miteigentum, so hat die
Regulierungsbehorde bei der Auferlegung von Zwangsrechten eine Abwigung des oOffentlichen
Eingriffsinteresses gegen das Privateigentum vorzunehmen.

Leitungsrechte an éffentlichem Gut

§ 54. (1) Bereitsteller eines Kommunikationsnetzes sind berechtigt, Leitungsrechte nach § 51 Abs. 1
an Offentlichem Gut, wie Stralen, FuBwegen oder offentlichen Pliatzen und dem dariiber liegenden
Luftraum, unentgeltlich und ohne gesonderte Bewilligung nach diesem Gesetz in Anspruch zu nehmen.

(2) Unentgeltlichkeit im Sinne des Abs. 1 betrifft nicht

1. die rechtlichen Grundlagen der Einhebung von Abgaben, sofern diese bereits am 1. August 1997
bestanden haben;

2.den Ersatz des vom Belasteten wegen des geltend gemachten Leitungsrechts tatsdchlich
getragenen Aufwands im nachgewiesenen Umfang und

3. die Beteiligung am Ersatz der tatsichlichen Aufwendungen des Mitbenutzungsverpflichteten,
insbesondere der Errichtungs- und Betriebskosten fiir die mitbenutzte Anlage.

(3) Werden Leitungsrechte nach dieser Bestimmung in Anspruch genommen, hat der
Leitungsberechtigte dem Verwalter des offentlichen Gutes das beabsichtigte Vorhaben unter Beigabe
einer Planskizze schriftlich und nachweislich bekannt zu geben. Hat der Verwalter des 6ffentlichen Gutes
gegen das Vorhaben Einwendungen, so hat er diese dem Leitungsberechtigten binnen vier Wochen nach
Einlangen der Verstindigung schriftlich die Griinde darzulegen und einen Alternativvorschlag zu
unterbreiten, widrigenfalls das Leitungsrecht im bekannt gemachten Umfang entsteht.

(4) Werden Einwendungen erhoben und kommt zwischen dem Leitungsberechtigten und dem
Verwalter des oOffentlichen Gutes binnen einer Frist von vier Wochen ab der Bekanntmachung des
Vorhabens nach Abs. 3 keine Vereinbarung iiber die Ausiibung des Leitungsrechts zustande, kann jeder
der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehorde beantragen. Ebenso kann jeder der Beteiligten
bei der Regulierungsbehérde die Feststellung beantragen, ob und in welchem Umfang ein Leitungsrecht
gemil Abs. 1 und Abs. 3 besteht.

Richtsétze fiir die Wertminderung und Abgeltungssitze

§ 55. Die Regulierungsbehorde hat fiir die der Wertminderung von Liegenschaften oder Objekten
entsprechenden Abgeltungen nach § 52 Abs. 2, § 53 Abs. 3 und § 59 Abs. 3 durch Verordnung Richtsétze
festzulegen. Diese Richtsétze sind, soweit zweckmiBig, getrennt nach Infrastrukturtypen sowie nach Art
und Lage der in Anspruch genommenen Liegenschaft oder des Objekts festzulegen. Bei Erlassung der
Verordnung nach dieser Bestimmung hat die Regulierungsbehérde die Zielbestimmungen des § 1 zu
beriicksichtigen. Die Verordnung ist regelméfig zu tliberpriifen. Vor Erlassung einer Verordnung nach
diesem Absatz ist interessierten Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Allgemeine Bestimmungen zu Leitungsrechten

§ 56. (1) Den mit der Errichtung, der Erhaltung, dem Betrieb, der Erweiterung oder der Erneuerung
der in § 51 Abs. 1 angefiihrten Anlagen, Leitungen oder sonstigen Einrichtungen Beauftragten ist das
Betreten von Liegenschaften und gegebenenfalls Objekten nur insoweit gestattet, als es andere gesetzliche
Vorschriften nicht verbieten. Das Betreten des Inneren von Gebéduden, dringende Notfdlle ausgenommen,
ist nur nach vorheriger Anmeldung beim Eigentlimer oder dessen Vertreter und nur insoweit gestattet, als
es andere gesetzliche Vorschriften nicht verbieten.

(2) Ausdstungen gemdfl § 51 Abs. 1 Z 6 konnen nur in dem fiir die Errichtung, die Erhaltung, den
Betrieb, die Erweiterung oder die Erneuerung der in § 51 Abs. 1 angeflihrten Anlagen, Leitungen oder
sonstigen Einrichtungen unumgénglich notwendigen Umfang beansprucht werden. Durchschldge durch



geschlossene Waldungen konnen von dem Berechtigten nur verlangt werden, wenn sich keine andere
wirtschaftliche Modglichkeit der Leitungsfiihrung ergibt und die Erhaltung und forstgeméBe
Bewirtschaftung des Waldes dadurch nicht gefidhrdet wird. Die Auséstungen und Durchschlige sind,
insoweit zwischen den Beteiligten nicht ein Ubereinkommen zustande kommt, auf Aufforderung des
Leitungsberechtigten vom Belasteten (Verwaltung des offentlichen Gutes oder Eigentiimer der
offentlichen oder privaten Liegenschaft) in angemessener Frist vorzunehmen. Kommt der Belastete der
Aufforderung nicht fristgerecht nach oder bei Gefahr im Verzug kann die Ausidstung vom
Leitungsberechtigten durchgefiihrt werden. Die Kosten der Ausédstung und der Vornahme von
Durchschldgen sind in jedem Fall vom Leitungsberechtigten zu tragen.

(3) Die Leitungsberechtigten sind verpflichtet, ihre Kommunikationslinien nach Mal3gabe der
technischen Moglichkeiten und unter Abwégung der wirtschaftlichen Bedingungen in den Boden zu
verlegen, wenn sich der Grundeigentiimer begriindet gegen eine Verlegung im Luftraum iiber seiner
Liegenschaft ausspricht. Die Leitungsberechtigten sind verpflichtet, dem Grundeigentiimer zeitnahe nach
Beendigung der Verlegearbeiten ihrer Kommunikationslinien im Boden eine lagegenaue Plandarstellung
in Papierform oder auf Wunsch elektronisch zur Verfiigung zu stellen.

(4) Leitungsrechte konnen auch fiir bereits bestehende Kommunikationslinien samt deren Zubehdr
durch Entscheidung der Regulierungsbehdrde begriindet werden.

(5) Leitungsberechtigte haften ohne Riicksicht auf Verschulden fiir alle Schiaden, die durch die
Inanspruchnahme und Ausiibung eines Leitungsrechts, insbesondere durch die Errichtung, Erhaltung,
Erweiterung, Erneuerung, den Betrieb oder die Beseitigung ihrer Kommunikationslinie dem Belasteten
entstehen, soweit dieser den Schaden nicht selbst schuldhaft verursacht hat. Zur Entscheidung iiber
derartige Ersatzanspriiche sind die ordentlichen Gerichte zusténdig.

Nutzungsrecht an durch Recht gesicherten Leitungen oder Anlagen

§ 57. (1) Wird auf einer Liegenschaft eine durch Recht gesicherte Leitung oder Anlage vom Inhaber
auch fiir die Errichtung, den Betrieb, die Erweiterung oder die Erneuerung von Kommunikationslinien
genutzt, ist dies, soweit dies nicht unter § 51 Abs. 1 Z 4 fillt, vom Eigentiimer zu dulden, wenn dadurch
die widmungsgemifle Verwendung der Liegenschaft nicht dauerhaft zusitzlich eingeschrinkt wird.

(2) Dem Grundeigentiimer ist fiir das Nutzungsrecht eine einmalige Abgeltung zu bezahlen, sofern
eine solche nicht bereits fiir eine Nutzung zu Zwecken der Kommunikation geleistet wurde. Die
Regulierungsbehorde hat nach Anhorung der betroffenen Parteien mit Verordnung einen bundesweit
einheitlichen Richtsatz zur einmaligen Abgeltung festzulegen.

Inanspruchnahme des Nutzungsrechts und Entscheidung

§ 58. (1) Werden Nutzungsrechte nach § 57 in Anspruch genommen, hat der Berechtigte dem
Grundeigentiimer das beabsichtigte Vorhaben schriftlich und nachweislich bekannt zu geben. Macht der
Nutzungsberechtigte dem Grundeigentiimer ein Angebot auf Abgeltung nach dem einheitlichen Richtsatz
gemall § 57 Abs. 2 oder wurde bereits eine Abgeltung fiir eine Nutzung fiir Kommunikationslinien
geleistet, ist die Nutzung der Liegenschaft fiir die in § 57 Abs. 1 genannten Zwecke nicht gehemmt.

(2) Kommt zwischen dem Nutzungsberechtigten und dem Grundeigentiimer binnen einer Frist von
vier Wochen ab der Bekanntmachung des Vorhabens nach § 58 keine Vereinbarung iiber die Ausiibung
des Nutzungsrechts oder die Abgeltung zustande, kann jeder der Beteiligten die Entscheidung der
Regulierungsbehorde iiber die Ausiibung des Nutzungsrechts oder die Abgeltung beantragen. Ebenso
kann jeder der Beteiligten bei der Regulierungsbehdrde die Feststellung beantragen, ob und in welchem
Umfang ein Nutzungsrecht gemél § 57 Abs. 1 besteht.

Standortrecht

§ 59. (1) Standorte im Sinne dieser Bestimmung sind Antennentragemasten samt allen vor Ort
erforderlichen Einrichtungen, die unabhédngig von der eingesetzten Technologie fiir den technischen
Betrieb erforderlich sind. Bereitsteller eines offentlichen Kommunikationsnetzes, soweit dieses der
Erbringung von nummerngebundenen interpersonellen Kommunikationsdiensten dient, sind berechtigt,
zu diesem Zweck Standortrechte zur Errichtung, zum Betrieb, zur Erhaltung, Erneuerung und
Erweiterung von Standorten an Liegenschaften, die unmittelbar oder mittelbar im ausschlieBlichen
Eigentum einer Gebietskorperschaft stehen, in Anspruch zu nehmen, wenn 6ffentliche Riicksichten nicht
im Wege stehen und

1. die widmungsgemédfe Verwendung der Liegenschaft durch diese Nutzung nicht oder nur
unwesentlich dauernd eingeschrankt wird und

2. eine Mitbenutzung nach § 64 auf der Liegenschaft nicht moglich oder nicht tunlich ist.



(2) Fiir Standortrechte nach Abs. 1 gilt § 75 mit der MaBgabe, dass nur Verfiigungen wegen
nachgewiesener technischer Notwendigkeit zu beriicksichtigen sind und der Eigentiimer dem
Berechtigten einen adéquaten Ersatzstandort anzubieten hat, sofern dies technisch oder wirtschaftlich
zumutbar ist.

(3) Dem gemiB3 Abs. 1 belasteten Grundeigentiimer ist eine der Wertminderung durch das
Standortrecht entsprechende Abgeltung zu bezahlen.

(4) Wird ein Standortrecht nach dieser Bestimmung in Anspruch genommen, hat der Berechtigte
dem Eigentiimer das beabsichtigte Vorhaben unter Beigabe einer Planskizze schriftlich und nachweislich
bekanntzumachen und diesem eine Abgeltung gemall Abs. 3 anzubieten.

(5) Kommt zwischen dem Berechtigten und dem Eigentiimer binnen einer Frist von vier Wochen ab
der Bekanntmachung des Vorhabens nach Abs. 3 keine Vereinbarung iiber das Standortrecht zustande,
kann jeder der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehorde beantragen.

(6) Fiir Standortrechte ist § 56 sinngemifl anzuwenden.
Mitbenutzungsrechte an fiir Kommunikationslinien nutzbaren Infrastrukturen oder Anlagen

§ 60. (1) Wer ein Wege-, Leitungs- oder Nutzungsrecht nach diesem Bundesgesetz oder nach
anderen Bundes- oder Landesgesetzen auf Grund eines Bescheides oder einer Vereinbarung ausiibt, muss
die Mitbeniitzung der auf Grund dieser Rechte errichteten, fiir Kommunikationslinien nutzbaren
Infrastrukturen oder Anlagen durch Bereitsteller offentlicher Kommunikationsnetze auf schriftliche
Nachfrage insoweit gestatten, als ihm dies wirtschaftlich zumutbar und es technisch vertretbar ist.

(2) Soweit es aus Griinden des Umweltschutzes, der 6ffentlichen Gesundheit und Sicherheit oder der
Stadteplanung und Raumordnung erforderlich ist, kann die Regulierungsbehérde unter den
Voraussetzungen nach Abs.1 eine Mitbenutzung von Infrastrukturen oder Anlagen fiir
Kommunikationslinien vorschreiben, sofern es technisch vertretbar und den Beteiligten wirtschaftlich
zumutbar ist. Entwiirfe von Vollzichungsmafnahmen nach diesem Absatz, die betréchtliche
Auswirkungen auf den betreffenden Markt haben werden, sind dem Verfahren nach § 206 zu unterziehen.

Mitbenutzungsrechte an physischen Infrastrukturen von Netzbereitstellern

§ 61. Netzbereitsteller haben als Eigentlimer oder sonst Nutzungsberechtigte physischer
Infrastrukturen Bereitstellern 6ffentlicher Kommunikationsnetze auf schriftliche Nachfrage die
Mitbenutzung  dieser  physischen  Infrastrukturen  fir  Zwecke des  Ausbaus  von
Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir die elektronische Kommunikation insoweit zu gestatten, als ihnen dies
wirtschaftlich zumutbar und es, insbesondere technisch, vertretbar ist.

Mitbenutzungsrechte an gebiudeinternen physischen Infrastrukturen

§ 62. Eigentiimer oder sonst Nutzungsberechtigte von hochgeschwindigkeitsfahigen gebidudeinternen
physischen Infrastrukturen haben deren Mitbenutzung fiir Kommunikationslinien bis zum ersten
Konzentrations- oder Verteilungspunkt durch Bereitsteller eines offentlichen Kommunikationsnetzes
insoweit gestatten, als ihnen dies wirtschaftlich zumutbar und es technisch vertretbar ist und eine
Verdopplung dieser Infrastruktur wirtschaftlich ineffizient oder praktisch unméglich wére.

Mitbenutzungsrechte an Verkabelungen samt Zubehor in Gebiduden

§ 63. (1) Eigentiimer oder sonst Nutzungsberechtigte von Verkabelungen samt Zubehdr in Gebduden
haben Bereitstellern von Kommunikationsnetzen die Mitbenutzung fiir Kommunikationslinien innerhalb
des Gebéudes oder bis zum ersten auflerhalb des Gebédudes liegenden Konzentrations- oder Verteilerpunkt
insoweit zu gestatten, als ihnen dies wirtschaftlich zumutbar und es technisch vertretbar ist und eine
Verdopplung dieser Infrastruktur wirtschaftlich ineffizient oder praktisch unmoglich wére.

(2) Die Regulierungsbehdrde kann in Verfahren nach Abs. 1 auch iiber den Umfang des Abs. 1
hinaus Zugangsverpflichtungen bis zu dem nach dem ersten Konzentrations- oder Verteilerpunkt, den
Endnutzern am néchsten gelegenen Zugangspunkt auferlegen, bei dem fiir effiziente Zugangsnachfrager
auf wirtschaftlich tragfdhige Weise eine ausreichende Anzahl an Endnutzeranschliissen zur Verfligung
steht, wenn, gegebenenfalls auch unter Beriicksichtigung spezifischer Verpflichtungen gemil § 89,

1. Verpflichtungen gemiB3 Abs. 1 nicht ausreichen wiirden, um betrdchtliche und anhaltende
wirtschaftliche oder physische Hindernisse fiir eine Verdopplung der Infrastrukturen zu
beseitigen,

2. eine Marktsituation besteht oder sich abzeichnet, bei der die Wettbewerbsergebnisse fiir die
Endnutzer erheblich beeintrachtigt werden,



3. Nachfragern kein tragfahiger, vergleichbarer, alternativer Zugangsweg zu den Endnutzern mittels
eines Netzes mit sehr hoher Kapazitit zu fairen, nichtdiskriminierenden und angemessenen
Bedingungen zur Verfiigung steht und

4. die Auferlegung von Verpflichtungen nach diesem Absatz die wirtschaftliche oder finanzielle
Tragféhigkeit des Aufbaus neuer Netze, insbesondere im Rahmen kleiner lokaler Projekte, die
ohne Zuhilfenahme 6ffentlicher Mitteln finanziert wurden, nicht gefahrdet.

Die Regulierungsbehdrde kann aktive oder virtuelle Zugangsverpflichtungen auferlegen, wenn dies aus
technischen oder wirtschaftlichen Griinden gerechtfertigt ist.

(3) Sofern das GEREK Leitlinien iiber
1. den ersten Konzentrations- oder Verteilerpunkt gemif3 Abs. 1;
2.den nach dem ersten Konzentrations- oder Verteilerpunkt gelegenen Zugangspunkt geméif
Abs. 2;
3. die Frage, welche wirtschaftlichen oder physischen Hindernisse gemil Abs.2 Z 1 fiir eine
Verdopplung betrdchtlich und anhaltend sind;

4. die Frage, welcher Aufbau von Netzen geméll Abs. 2 Z 4 als neu angesehen werden kann oder
5. die Frage, welches Projekt gemdf3 Abs. 2 Z 4 als klein und lokal angesehen werden kann
erldsst, hat die Regulierungsbehorde diesen Leitlinien weitestgehend Rechnung zu tragen.

(4) Entwiirfe von Vollziehungsmalnahmen nach Abs. 2, die betrichtliche Auswirkungen auf den
betreffenden Markt haben werden, sind den Verfahren nach §§ 206 und 207 zu unterzichen.

Mitbenutzungsrechte an Antennentragemasten und Starkstromleitungsmasten

§ 64. Eigentiimer oder sonst Nutzungsberechtigte eines Antennentragemastes oder eines
Starkstromleitungsmastes miissen dessen Mitbenutzung durch Bereitsteller eines oOffentlichen
Kommunikationsnetzes, durch Feuerwehren, Rettungsdienste sowie Sicherheitsbehdrden gestatten, sofern
ihnen dies wirtschaftlich zumutbar und es technisch, insbesondere frequenztechnisch moglich ist. Aus
diesem Grund erforderliche technische Anderungen hat der Eigentiimer oder sonst Nutzungsberechtigte
durchzufiihren oder durchfiihren zu lassen, wenn es sich um geringfiigige Anderungen handelt und der
Mitbenutzungswerber die Kosten dafiir iibernimmt. Das Recht zur Mitbenutzung beinhaltet auch die
Mitbenutzung der fiir den Betriecb notwendigen Infrastruktur. Der Eigentiimer oder sonst
Nutzungsberechtigte darf seine Verfiigungsgewalt iiber die Anlage nicht zu Ungunsten des Mitbenutzers
ausiiben.

Abgeltung fiir Mitbenutzungsrechte

§ 65. Dem durch ein Mitbenutzungsrecht gemifl §§ 60 bis 64 Belasteten ist eine angemessene
Abgeltung zu leisten. Dabei sind jedenfalls die Kosten fiir die Errichtung der mitbenutzten Anlage,
einschlieBlich der Kosten der Akquisition, die laufenden Betriebskosten und die mit der Mitbeniitzung
verbundenen sonstigen Kosten, sowie die Marktiiblichkeit von Entgelten angemessen zu beriicksichtigen,
wobei zur Ermittlung der Kosten Durchschnittswerte zu Grunde gelegt werden kdnnen.

Gemeinsame Bestimmungen fiir Mitbenutzungsrechte

§ 66. (1) Bei Ausiibung der Rechte gemél §§ 60 bis 64 sind die Nutzung bestehender Einrichtungen
sowie kiinftige technische Entwicklungen, welche die vorldufige Freihaltung von Kapazititen erfordern,
im nachgewiesenen Umfang angemessen zu beriicksichtigen.

(2) Befindet sich auf einer Liegenschaft eine Einrichtung, deren Eigentiimer oder sonst
Nutzungsberechtigter gemiBl §§ 60 bis 64 verpflichtet ist, Mitbenutzung zu gestatten, ist auch diese
Mitbenutzung vom Eigentiimer oder sonst Nutzungsberechtigten der Liegenschaft zu dulden, wenn
dadurch die widmungsgeméfe Verwendung der Liegenschaft nicht dauerhaft zusétzlich eingeschrinkt
wird. Falls durch die Mitbenutzung eine vermehrte physische Beanspruchung der Liegenschaft nicht
zweifelsfrei ausgeschlossen werden kann, hat der Eigentiimer oder Nutzungsberechtigte der Liegenschaft
ein Zustimmungsrecht und Anspruch auf angemessene Abgeltung. Die Abgeltung hat sich insbesondere
an der Marktiiblichkeit zu orientieren.

(3) Mitbenutzungsrechte konnen auch fiir bereits bestehende Kommunikationslinien samt deren
Zubehor durch Entscheidung der Regulierungsbehorde begriindet werden.

Einrdumung von Mitbenutzungsrechten und Antrag

§ 67. (1) Jeder gemiBl §§ 60 bis 64 und 66 Abs.2 Verpflichtete muss Bereitstellern eines
offentlichen Kommunikationsnetzes auf schriftliche Nachfrage ein Angebot zur Mitbenutzung oder zur
Duldung der Mitbenutzung gemafB § 66 Abs. 2 abgeben.



(2) Jeder gemal § 64 Verpflichtete muss Bereitstellern eines offentlichen Kommunikationsnetzes
sowie Feuerwehren, Rettungsdiensten sowie Sicherheitsbehorden auf schriftliche Nachfrage ein Angebot
zur Mitbenutzung abgeben.

(3) In der Nachfrage gemdBl Abs. 1 und 2 sind jeweils die Komponenten des Projekts, fiir das
Mitbenutzung begehrt wird, einschlieBlich eines genauen Zeitplans anzugeben. Dariiber ist auch der
Grundeigentiimer zu informieren.

(4) Kommt zwischen dem Verpflichteten und dem Berechtigten eine Vereinbarung iiber das
Mitbeniitzungsrecht gemdl §§ 60 bis 64, die Abgeltung gemil § 65 oder die Duldung der Mitbenutzung
einschlieBlich der Abgeltung gemil3 § 66 Abs. 2 binnen einer Frist von vier Wochen ab Einlangen der
Nachfrage nicht zustande, so kann jeder der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehdrde
beantragen.

(5) Bereitsteller offentlicher Kommunikationsnetze, iiber die mobile Kommunikationsdienste
offentlich angeboten werden, sind verpflichtet, Rahmenvereinbarungen fiir die Mitbenutzung ihrer
Antennentragemasten zu erstellen.

(6) Rahmenvereinbarungen gemiall Abs. 5 und Vereinbarungen iiber sonstige Mitbenutzungsrechte
sind der Regulierungsbehorde auf deren begriindetes Verlangen vorzulegen.

Angebot iiber die Koordinierung von Bauarbeiten

§ 68. (1) Netzbereitsteller, die Bauarbeiten direkt oder indirekt planen oder ausfiihren, miissen
anderen Netzbereitstellern auf Nachfrage ein Angebot auf Abschluss einer Vereinbarung iiber die
Koordinierung dieser Bauarbeiten abgeben, sofern eine der beteiligten Parteien als Bereitsteller eines
offentlichen Kommunikationsnetzes den Ausbau von Komponenten von Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir
die elektronische Kommunikation plant oder ausfiihrt.

(2) Netzbereitsteller konnen Nachfragen nach Abs. 1 nur ablehnen,

a) wenn die nachgefragte Koordinierung gegeniiber den geplanten Bauarbeiten zusitzliche
Kosten verursachen wiirde und diese Kosten nicht vom Nachfrager getragen werden,

b) wenn durch die nachgefragte Koordinierung die Kontrolle iiber die geplanten Bauarbeiten
behindert wiirde,

c) wenn bei Einlangen der Nachfrage bereits simtliche erforderliche Genehmigungen bei den
zustdndigen Behorden beantragt sind,

d) sofern Bauvorhaben betroffen sind, hinsichtlich derer die eine Verordnung nach § 70 erlassen
wurde,

e) wenn die nachgefragte Koordinierung dem die Bauarbeiten planenden oder ausfithrenden
Netzbereitsteller wirtschaftlich unzumutbar oder insbesondere technisch unvertretbar ist.

Ablehnungen von Nachfragen sind gegeniiber dem Nachfrager schriftlich zu begriinden und die
Voraussetzungen der Ablehnung glaubhaft zu machen.

(3) Die mit der Koordinierung der Bauarbeiten verbundenen Kosten sind in angemessenem
Verhiltnis aufzuteilen.

Nachfrage und Antrag

§ 69. (1) Nachfragen nach § 68 Abs. 1 sind schriftlich zu stellen. Der Nachfrager hat das Vorliegen
der Voraussetzungen nach § 68 Abs. 1 glaubhaft zu machen und sein beabsichtigtes Ausbauvorhaben,
einschlieBlich des Gebiets, in dem eine Koordinierung von Bauarbeiten beabsichtigt ist, samt dem
beabsichtigten Zeitplan, detailliert anzugeben.

(2) Kommt zwischen den beteiligten Parteien eine Vereinbarung iiber die Koordinierung der
Bauarbeiten gemall § 68 Abs. 1, einschlieflich der angemessenen Kostentragung gemifl § 68 Abs. 3,
binnen eines Monats ab dem Einlangen der Nachfrage nicht zustande, kann jeder der Beteiligten die
Entscheidung der Regulierungsbehorde beantragen.

Bauvorhaben von geringer Bedeutung

§ 70. Die Regulierungsbehorde kann mit Verordnung fiir Bauvorhaben, die in Bezug auf Wert,
Umfang oder Dauer von geringer Bedeutung sind, Ausnahmen von den in den § 68 festgelegten Pflichten
vorsehen. Vor Erlassung einer Verordnung nach diesem Absatz ist interessierten Parteien Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Alle derartigen Ausnahmen sind der Europdischen Kommission mitzuteilen.

Zugang zu Mindestinformationen iiber Infrastrukturen

§ 71. (1) Bereitsteller eines Offentlichen = Kommunikationsnetzes sind  berechtigt,
Mindestinformationen geméfl § 80 Abs. 3 iiber fir Kommunikationslinien nutzbare Infrastrukturen,



einschlieBlich physischer Infrastrukturen, zu erhalten, um die Moglichkeit einer Mitbenutzung gemal
§§ 60 bis 64 priifen zu konnen.

(2) Die zentrale Stelle gemaB § 80 hat, auler in Verfahren gemiafl Abs. 5 und 6, dem gemif Abs. 1
Berechtigten die Mindestinformationen iiber dessen schriftlichen Antrag unverziiglich, jedenfalls aber
binnen sechs Wochen nach dem Einlangen des vollstindigen Antrags in elektronischer Form zugénglich
zu machen oder den Antragsteller dariiber zu verstindigen, dass die beantragten Daten nicht vorliegen.
Die Eigentiimer oder sonst Nutzungsberechtigten der Infrastrukturen sind von der zentralen Stelle in
angemessener Frist, ldngstens jedoch binnen zwei Wochen nach dem Zeitpunkt der Zugénglichmachung
der Mindestinformationen, iiber die Identitét des Nachfragers und die diesem mitgeteilten Informationen
zu informieren.

(3) Netzbereitsteller als Eigentiimer oder sonst Nutzungsberechtigte von in Abs. 1 genannten
Infrastrukturen haben dem gemifl Abs. 1 Berechtigten iiber dessen gesonderte schriftliche Nachfrage die
Mindestinformationen, die nicht gemi3 Abs.2 von der zentralen Stelle zuginglich gemacht werden
konnen, binnen zwei Monaten nach dem Einlangen der vollstindigen Nachfrage gegen angemessenes
Entgelt zur Verfiigung zu stellen. Abs. 4 erster Satz gilt sinngemal.

(4) Der Antragsteller gemédll Abs. 2 hat das Vorliegen der Antragsvoraussetzungen glaubhaft zu
machen und jedenfalls das Gebiet, in dem eine Mitbenutzung geméill §§ 60 bis 64 beabsichtigt ist, samt
dem beabsichtigten Zeitplan detailliert anzugeben. Nachfragen nach Abs. 3 gelten nicht als Nachfragen
auf Einrdumung von Mitbenutzung gemif §§ 60 bis 64, konnen aber mit solchen Nachfragen verbunden
werden.

(5) Die Verweigerung des Zugangs zu Mindestinformationen gemil Abs.2 und Abs. 3 ist nur
insoweit zuldssig, als es fiir die Sicherheit und Integritit der Netze, die nationale Sicherheit, die
offentliche Gesundheit oder Sicherheit, die Vertraulichkeit oder den Schutz von Betriebs- und
Geschiftsgeheimnissen erforderlich ist oder als es sich auf physische Infrastrukturen bezieht, bei denen
durch eine Mitbenutzung die Gefahr einer Stérung oder Zerstdrung droht, welche Auswirkungen auf das
Leben oder die Gesundheit von Menschen, die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und
Sicherheit oder schwerwiegende Auswirkungen auf die Volkswirtschaft des Landes haben wiirden oder
sofern Infrastrukturen betroffen sind, fiir die eine Verordnung nach § 82 Abs. 2 erlassen wurde.

(6) Sind bei der Beantwortung von schriftlichen Antrdgen (Abs. 2) Mindestinformationen umfasst,
die von einem Netzbereitsteller entsprechend § 80 Abs. 3 letzter Satz bezeichnet wurden, hat die zentrale
Stelle jedenfalls mit Bescheid iiber die Zugédnglichmachung der Daten abzusprechen. Parteistellung im
Verfahren hat auch jeder betroffene Netzbereitsteller.

(7) Kommt zwischen dem Nachfrager nach Abs. 3 und dem Verpflichteten eine Vereinbarung iiber
den Zugang zu Mindestinformationen, einschliellich der angemessenen Entgelte, binnen der in Abs. 3
genannten Frist nicht zustande, kann jeder der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehorde
beantragen.

Zugang zu Mindestinformationen iiber Bauvorhaben

§ 72. (1) Netzbereitsteller, die der Regulierungsbehdrde nach § 80 Daten zugédnglich gemacht haben,
sind berechtigt, Mindestinformationen gemiBl § 80 Abs. 4 iiber geplante Bauarbeiten an physischen
Infrastrukturen zu erhalten, um die Moglichkeit einer Koordinierung von Bauarbeiten geméal § 68 priifen
zu konnen. Ausschlieflich Bereitsteller eines offentlichen Kommunikationsnetzes sind unter den im
ersten Satz genannten Voraussetzungen berechtigt, Mindestinformationen, die von einem
Netzbereitsteller entsprechend § 80 Abs. 4 letzter Satz bezeichnet wurden, zu erhalten.

(2) Die zentrale Stelle gemaB § 80 hat, auler in Verfahren gemifl Abs. 5 und 6, dem gemiB Abs. 1
oder Abs.2 Berechtigten die Mindestinformationen iiber dessen schriftlichen Antrag unverziiglich,
jedenfalls aber binnen zwei Wochen nach dem Einlangen des vollstindigen Antrags in elektronischer
Form zugénglich zu machen. Sie hat ihn ferner dariiber zu informieren, wo die beantragten
Mindestinformationen in elektronischer Form 6ffentlich zugénglich gemacht wurden oder ihn dariiber zu
verstindigen, dass die beantragten Daten nicht vorliegen. Die in § 68 Abs. 1 genannten Netzbereitsteller
sind von der zentralen Stelle in angemessener Frist, ldngstens jedoch binnen zwei Wochen nach dem
Zeitpunkt der Zugédnglichmachung der Mindestinformationen iiber die Identitit des Nachfragers und die
diesem mitgeteilten Informationen zu informieren.

(3) Die in § 68 Abs. 1 genannten Netzbereitsteller haben dem gemill Abs. 1 Berechtigten iiber
dessen gesonderte schriftliche Nachfrage die Mindestinformationen, die nicht gemdB Abs.2 von der
zentralen Stelle zuginglich gemacht werden koénnen, binnen zwei Wochen nach dem Einlangen der
vollstindigen Nachfrage gegen angemessenes Entgelt zur Verfligung zu stellen oder ihn dariiber zu



informieren, wo die begehrten Mindestinformationen in elektronischer Form o6ffentlich zugénglich
gemacht wurden. Abs. 4 gilt sinngemal.

(4) Der Antragsteller hat das Vorliegen der Antragsvoraussetzungen glaubhaft zu machen und
jedenfalls das Gebiet, in dem die Koordinierung von Bauarbeiten in Aussicht genommen wird, samt dem
beabsichtigten Zeitplan detailliert anzugeben. Nachfragen nach Abs. 3 gelten nicht als Nachfragen auf
Koordinierung von Bauarbeiten im Sinn des § 68, konnen aber mit solchen Nachfragen verbunden
werden.

(5) Die Verweigerung des Zugangs zu Mindestinformationen nach Abs. 2 und 3 ist nur insoweit
zuldssig, als es fiir die Sicherheit und Integritdt der Netze, die nationale Sicherheit, die offentliche
Gesundheit oder Sicherheit, die Vertraulichkeit oder den Schutz von Betriebs- und
Geschiftsgeheimnissen erforderlich ist oder als es sich auf physische Infrastrukturen bezieht, bei denen
durch eine gemeinsame Baufiihrung die Gefahr einer Storung oder Zerstdrung droht, welche
Auswirkungen auf das Leben oder die Gesundheit von Menschen, die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen
Ruhe, Ordnung und Sicherheit oder schwerwiegende Auswirkungen auf die Volkswirtschaft des Landes
haben wiirden oder sofern Bauvorhaben betroffen sind, fiir die eine Verordnung nach § 70 oder § 82
Abs. 2 erlassen wurde.

(6) Sind bei der Beantwortung von schriftlichen Antrigen gemif Abs.2 Mindestinformationen
umfasst, die von einem Netzbereitsteller entsprechend § 80 Abs. 4 letzter Satz bezeichnet wurden, hat die
zentrale Stelle jedenfalls mit Bescheid iiber die Zuginglichmachung der Daten abzusprechen.
Parteistellung im Verfahren hat auch jeder betroffene Netzbereitsteller.

(7) Kommt zwischen dem Nachfrager nach Abs. 3 und dem Verpflichteten eine Vereinbarung iiber
den Zugang zu Mindestinformationen, einschlieBlich der angemessenen Entgelte, binnen zwei Wochen
nicht zustande, kann, sofern wenigstens einer der Beteiligten ein Bereitsteller eines oOffentlichen
Kommunikationsnetzes ist, jeder der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehorde beantragen.

Vor-Ort-Untersuchungen bei Bauvorhaben

§ 73. (1) Netzbereitsteller haben auf schriftliche Nachfrage eines Bereitstellers eines offentlichen
Kommunikationsnetzes, der den beabsichtigten Ausbau eines Hochgeschwindigkeitsnetzes fiir die
elektronische Kommunikation glaubhaft macht, die gemeinsame Vor-Ort-Untersuchung von
Komponenten ihrer physischen Infrastrukturen innerhalb eines Monats nach dem Einlangen einer
schriftlichen Nachfrage gegen angemessenes Entgelt zu ermoglichen.

(2) Der Nachfrager hat das Vorliegen der Voraussetzungen glaubhaft zu machen und dabei jedenfalls
das Gebiet, in dem der Ausbau eines Hochgeschwindigkeitsnetzes fiir die elektronische Kommunikation
beabsichtigt ist, samt dem beabsichtigten Zeitplan detailliert anzugeben.

(3) Die Verweigerung von Vor-Ort-Untersuchungen ist nur insoweit zuldssig, als es dem
Verpflichteten wirtschaftlich unzumutbar oder es technisch unvertretbar ist, als es fiir die Sicherheit und
Integritdit der Netze, die nationale Sicherheit, die Offentliche Gesundheit oder Sicherheit, die
Vertraulichkeit oder den Schutz von Betriebs- und Geschéftsgeheimnissen erforderlich ist oder als es sich
auf physische Infrastrukturen bezieht, bei denen durch eine Mitbenutzung die Gefahr einer Storung oder
Zerstorung droht, welche Auswirkungen auf das Leben oder die Gesundheit von Menschen, die
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit oder schwerwiegende Auswirkungen
auf die Volkswirtschaft des Landes haben wiirden oder sofern Infrastrukturen betroffen sind, fiir die eine
Verordnung nach § 82 Abs. 2 erlassen wurde. Jede Verweigerung ist gegeniiber dem Nachfrager
schriftlich zu begriinden.

(4) Kommt zwischen dem Nachfrager und dem Verpflichteten eine Vereinbarung iiber die Vor-Ort-
Untersuchung, einschlielich der angemessenen Entgelte, binnen der in Abs. 1 genannten Frist nicht
zustande, kann jeder der Beteiligten die Entscheidung der Regulierungsbehdrde beantragen.

Ausiibung von Rechten

§ 74. (1) Bei der Ausiibung der Rechte nach §§ 51 bis 70 ist in moglichst wenig beldstigender Weise
und mit moglichster Schonung der beniitzten Liegenschaften, Objekte oder der in Anspruch genommenen
Anlagen, Leitungen, sonstigen Einrichtungen oder physischen Infrastrukturen und der Rechte Dritter
vorzugehen.

(2) Der Berechtigte hat, insbesondere wihrend der Ausfiihrung von Arbeiten, auf seine Kosten fiir
die weitest mogliche Aufrechterhaltung des bestimmungsgemiBlen Gebrauchs der beniitzten
Liegenschaften, Objekte oder der in Anspruch genommenen Anlagen, Leitungen, sonstigen Einrichtungen
oder physischen Infrastrukturen zu sorgen und nach Beendigung der Arbeiten ehestmdglich einen



klaglosen Zustand herzustellen. Auch auf andere bestehende oder genehmigte Arbeiten ist Riicksicht zu
nehmen.

Verfiigungsrecht der Belasteten

§ 75. (1) Durch die Rechte nach §§ 51 bis 70 werden die Belasteten in der freien Verfiigung iiber
ihre Liegenschaft, Objekte oder der in Anspruch genommenen Anlagen, Leitungen, sonstigen
Einrichtungen oder physischen Infrastrukturen (zB Verdnderung, Verbauung, Einbauten oder andere
MaBnahmen) nicht behindert. Erfordert eine solche Verfiigung die Entfernung oder Anderung einer
Anlage des Berechtigten oder kann eine solche dadurch beschéddigt werden, so hat der Belastete den
Berechtigten in angemessener Frist vor Beginn der Arbeiten hiervon zu verstindigen (Anzeige). Der
Berechtigte hat rechtzeitig die erforderlichen Vorkehrungen, gegebenenfalls auch die Entfernung oder
Verlegung seiner Anlage auf eigene Kosten durchzufiihren. Der Berechtigte kann dem Belasteten einen
Alternativvorschlag unterbreiten. Die Beteiligten haben auf eine einvernehmliche kostengiinstige Losung
hinzuwirken.

(2) Wurde die Anzeige gemdll Abs. 1 durch Verschulden des Anzeigepflichtigen nicht rechtzeitig
erstattet und der Bestand oder Betrieb der Anlage durch die MaBnahmen des Anzeigepflichtigen
geschiadigt, so ist dieser zum Schadenersatz verpflichtet. Der Belastete ist ferner zum Schadenersatz
verpflichtet, wenn er vorsétzlich durch eine unrichtige Anzeige die Entfernung oder Verlegung einer
Anlage herbeigefiihrt hat oder wenn der Berechtigte binnen zweier Wochen nach Empfang der Anzeige
eine andere Ausfiihrung der beabsichtigten Verdnderung, bei der die Anlage ohne Beeintrichtigung des
angestrebten Zweckes hiitte unverindert bleiben konnen, unter Anbot der Ubernahme allfilliger
Mehrkosten, die dem Belasteten erwachsen wiren, vorgeschlagen hat und der Belastete darauf ohne
triftigen Grund nicht eingegangen ist. Zur Entscheidung iiber derartige Ersatzanspriiche sind die
ordentlichen Gerichte zustindig.

(3) Kommt zwischen dem Belasteten und dem Berechtigten eine Einigung iiber eine wegen einer
Verfiigung gemidll Abs. 1 erforderliche Beendigung von Rechten nach §§ 51 bis 70, eine dadurch
verursachte Abdnderung einer Anlage oder die damit verbundenen Rechtsfolgen binnen einer Frist von
vier Wochen ab Einlangen der Verstindigung gemal Abs. 1 nicht zustande, so kann jeder der Beteiligten
die Entscheidung der Regulierungsbehorde beantragen.

(4) Sollte der Eigentiimer oder Bewirtschafter einer landwirtschaftlich genutzten Liegenschaft
verpflichtet sein, Meldungen an Behorden oder Forderstellen zu erstatten, hat er dem
Leitungsberechtigten spatestens bei Abschluss der Vereinbarung oder, im Falle eines Verfahrens vor der
Regulierungsbehorde, unmittelbar nach Zustellung der Entscheidung der Regulierungsbehérde,
mitzuteilen, welche Informationen er hierzu bendtigt. Der Leitungsberechtigte hat diese Informationen,
soweit sie seinem Wirkungsbereich unterliegen, vor Beginn der Arbeiten, mit Ausnahme von Gefahr im
Verzug, dem Eigentiimer oder Bewirtschafter der belasteten Liegenschaft zur Verfiigung zu stellen.

Ubergang von Rechten und Verpflichtungen

§ 76. (1) Rechte nach §§ 51 bis 70 gehen samt den mit ihnen verbundenen Verpflichtungen kraft
Gesetzes auf den jeweiligen Eigentiimer oder Nutzungsberechtigten der auf ihrer Basis errichteten
Kommunikationslinien, Anlagen, Leitungen, sonstigen Einrichtungen oder Kommunikationslinien und
den jeweiligen Eigentimer oder Nutzungsberechtigten des Antennentragemastes oder des
Starkstromleitungsmastes iiber.

(2) Rechte nach §§ 51 bis 70 sind gegen jeden Besitzer der in Anspruch genommenen Liegenschaft
oder Objekten sowie der in Anspruch genommenen Anlagen, Leitungen, sonstigen Einrichtungen oder
Kommunikationslinien oder physischen Infrastrukturen wirksam.

(3) Rechte nach §§ 51 bis 70 bilden keinen Gegenstand grundbiicherlicher Eintragung, ihre
Ausiibung begriindet keinen Ersitzungs- oder Verjahrungstitel.

(4) Unbeschadet sonst erforderlicher Bewilligungen und Genehmigungen ist der Bereitsteller eines
offentlichen Kommunikationsnetzes berechtigt, die ihm nach §§ 51 bis 70 erwachsenen Rechte ganz oder
teilweise dritten Personen zur Errichtung zur Erhaltung, zum Betrieb, zur Erweiterung und zur
Erneuerung dieses Kommunikationsnetzes zu iibertragen.

Vorlage von Vertrigen, Bemithungspflicht und Vertragsmuster

§ 77. (1) Vereinbarungen iiber Rechte und Verpflichtungen nach diesem Abschnitt sind der
Regulierungsbehdrde auf deren begriindetes Verlangen vorzulegen.

(2) Alle Beteiligten haben das Ziel anzustreben, die Inanspruchnahme und Ausiibung von Rechten
nach diesem Abschnitt zu ermoglichen und zu erleichtern.



(3) Die Regulierungsbehorde kann Muster fiir Vertragsbedingungen betreffend Rechte nach diesem
Abschnitt, die ihr als angemessener Interessenausgleich erscheinen, auf ihrer Website verdffentlichen.

Verfahren

§78. (1) Wird ein Antrag nach §§ 52 bis 75 an die Regulierungsbehdrde gerichtet, ist ein
Streitschlichtungsverfahren durchzufiihren, sofern nicht alle Verfahrensparteien auf die Durchfiihrung
dieses Verfahrens ausdriicklich verzichten. Wird binnen vier Wochen eine einvernehmliche Losung
herbeigefiihrt, ist das Verfahren bei der Regulierungsbehdrde einzustellen.

(2) Wird keine einvernehmliche Losung gemal Abs. 1 hergestellt, hat die Regulierungsbehdrde dem
Antragsgegner unverziiglich nach Ablauf der Frist gemidB3 Abs. 1 schriftlich und nachweislich die
Gelegenheit zu geben, binnen zweier Wochen Vorbringen zum Antrag zu erstatten, Beweismittel
vorzulegen und Antrdge zu stellen. Auf begriindeten Antrag kann die Regulierungsbehdrde diese Frist
erforderlichenfalls um lidngstens weitere zwei Wochen verlingern. In ihrer Entscheidung hat die
Regulierungsbehorde nur fristgerechtes Vorbringen sowie fristgerechte Beweismittel und Antrdge zu
beriicksichtigen. Auf diese Rechtsfolge ist in der Aufforderung zur Stellungnahme ausdriicklich
hinzuweisen.

(3) Anderungen des verfahrenseinleitenden Antrages sind unzulissig.

(4) Die Parteien sind verpflichtet, am Streitschlichtungsverfahren gemafl Abs. 1 und am Verfahren
gemil Abs. 2 mitzuwirken und alle zur Beurteilung der Sachlage erforderlichen Auskiinfte zu erteilen
sowie erforderliche Unterlagen vorzulegen. Die Regulierungsbehdrde hat in Verfahren nach §§ 52 bis 75
unverziiglich, lidngstens aber binnen sechs Wochen nach dem Ablauf der Frist gemd3 Abs.2 zu
entscheiden. Die Entscheidung ersetzt eine zu treffende Vereinbarung.

(5) Die Kosten fiir die einem nichtamtlichen Sachverstindigen zustehenden Gebiihren sind vom
Berechtigten zu tragen. Diese Kosten kdnnen in angemessenem Verhéltnis geteilt werden, wenn dies der
Billigkeit entspricht.

Enteignung

§ 79. (1) Liegt die Errichtung einer Kommunikationslinie im 6ffentlichen Interesse und fiihrt die
Inanspruchnahme der Rechte nach §§ 51 bis 67 nicht oder nur mit unverhiltnismiBigen Mitteln zum Ziel,
ist eine Enteignung zuldssig.

(2) Die Errichtung einer Kommunikationslinie durch den Bereitsteller eines offentlichen
Kommunikationsnetzes gilt jedenfalls als im 6ffentlichen Interesse gelegen.

(3) Bei der Enteignung hat das jeweils gelindeste Mittel Anwendung zu finden. Wird durch die
Enteignung die widmungsgeméfe Verwendung des Grundstiickes unmdglich oder unzumutbar, ist auf
Verlangen des Grundstiickseigentiimers die zu belastende Grundfliche gegen angemessene
Entschiddigung in das Eigentum des Enteignungsberechtigten zu iibertragen.

(4) Wiirde durch die Enteignung eines Teiles eines Grundstiickes dieses fiir den Eigentiimer die
zweckmafige Beniitzbarkeit verlieren, so ist auf sein Verlangen das ganze Grundstiick abzulGsen.

(5) Fiir die Durchfiithrung der Enteignung und die Bemessung der vom Enteignungsberechtigten zu
leistenden  Entschiddigung sind von der Regulierungsbehorde die  Bestimmungen des
BundesstraBBengesetzes 1971, BGBI. Nr. 286/1971, sinngemdB3 anzuwenden. Zur Enteignung von
Liegenschaften, die dem offentlichen Eisenbahn- oder Luftverkehr dienen, ist die Zustimmung der
Eisenbahn- oder Luftfahrtbehorde erforderlich.

Zentrale Stelle fiir Infrastrukturdaten

§ 80. (1) Die Regulierungsbehorde hat nach Maf3gabe der nachfolgenden Regelungen eine zentrale
Stelle fiir Infrastrukturdaten einzurichten, zu fiihren und regelméBig zu aktualisieren.

(2) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus wird erméchtigt, der
Regulierungsbehérde Mindestinformationen im Sinne des Abs. 3 bis 5, die ihr von Férderungswerbern im
Zusammenhang mit der Vergabe und Abwicklung von Forderungen des Ausbaus von
Kommunikationsinfrastruktur gemeldet werden, zugédnglich zu machen. Diese Daten und andere
freiwillig gemeldete Daten diirfen von der Regulierungsbehdrde in der Zentralen Stelle fiir
Infrastrukturdaten gespeichert und verarbeitet sowie in die Beauskunftung von Abfragen gemal §§ 71, 72
und Einsichtnahmen gemil § 81 einbezogen werden.

(3) Netzbereitsteller haben der Regulierungsbehérde die bei ihnen in elektronischer Form
vorliegenden Informationen iiber fiir Kommunikationslinien nutzbare Anlagen, Leitungen oder sonstige
Einrichtungen wie beispielsweise Gebdudezugédnge, Verkabelungen in Gebduden, Masten, Antennen,
Richtfunkstrecken, Tiirme und andere Tréagerstrukturen, Rohre, Leitungsrohre, Leerrohre, Kabelschichte,



Einstiegsschichte und Verteilerkédsten einschlieflich physischer Infrastruktur zuginglich zu machen.
Diese Informationen haben den Standort und die Leitungswege, die Art und gegenwirtige Nutzung der
Infrastrukturen, sowie einen Ansprechpartner (Mindestinformationen) zu umfassen. Netzbereitsteller, die
iiber Informationen in nicht elektronischer Form betreffend fiir Kommunikationslinien nutzbare Anlagen,
Leitungen oder sonstige Einrichtungen verfiigen, haben diese Informationen unverziiglich nach
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes der Regulierungsbehdrde in elektronischer Form zuginglich zu
machen. Netzbereitsteller konnen bei der Meldung jene Standorte und Leitungswege bezeichnen, bei
denen durch die Mitbenutzung die Gefahr einer Storung oder Zerstorung droht, welche Auswirkungen auf
das Leben oder die Gesundheit von Menschen, die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung
und Sicherheit oder schwerwiegende Auswirkungen auf die Volkswirtschaft des Landes haben wiirden.

(4) Netzbereitsteller, die Bauarbeiten an ihren physischen Infrastrukturen direkt oder indirekt planen,
haben der Regulierungsbehorde, wenn in den néchsten sechs Monaten die erstmalige Beantragung einer
Genehmigung oder, wenn keine Genehmigung erforderlich ist, der Baubeginn vorgesehen ist, als
Mindestinformationen {iber diese Bauarbeiten den Standort und die Art der Arbeiten, die betroffenen
Netzkomponenten, den geplanten Beginn und die geplante Dauer der Bauarbeiten sowie einen
Ansprechpartner zugénglich zu machen oder sie dariiber zu informieren, wo die beantragten
Mindestinformationen in elektronischer Form offentlich zugénglich gemacht wurden. Netzbereitsteller
konnen bei der Meldung jene Netzkomponenten bezeichnen, bei denen durch eine gemeinsame
Baufithrung die Gefahr einer Stérung oder Zerstorung droht, welche Auswirkungen auf das Leben oder
die Gesundheit von Menschen, die Aufrechterhaltung der &ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit
oder schwerwiegende Auswirkungen auf die Volkswirtschaft des Landes haben wiirden.

(5) Die nach Abs.3 bis 4 Verpflichteten haben Aktualisierungen und alle neuen Elemente der
genannten Infrastrukturen der Regulierungsbehdrde innerhalb von zwei Monaten nach Verfligbarkeit der
Information jeweils zum Ende eines Quartals zugédnglich zu machen. Die Regulierungsbehérde kann diese
Frist {iber begriindetes Ersuchen um hochstens einen Monat verldngern, wenn dies erforderlich ist, um die
Zuverldssigkeit der bereitgestellten Informationen zu garantieren. Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(6) Die Regulierungsbehdrde hat die ihr nach Abs. 2 bis 5 zuginglich gemachten Daten nach dem
jeweiligen Stand der Technik vor dem Zugriff Unberechtigter zu schiitzen. Die Regulierungsbehorde ist
berechtigt, aus den ihr nach Abs.2 bis 5 zugénglich gemachten Daten statistische Auswertungen zu
erstellen und in geeigneter Form zu ver6ffentlichen. Die Regulierungsbehorde hat dafiir Sorge zu tragen,
dass bei Veroffentlichung dieser Statistiken Geschéftsgeheimnisse gewahrt bleiben.

Einsichtnahmen in die Zentrale Stelle fiir Infrastrukturdaten

§ 81. (1) Netzbereitsteller, die gemél § 80 Abs. 3 bis 5 verpflichtet sind, der Regulierungsbehdrde
Informationen zugénglich zu machen, sind berechtigt, eine aktuelle Liste mit der Identitit der
Netzbereitsteller, die gemal § 80 Abs. 4 Bauarbeiten in einem bestimmten Gebiet gemeldet haben, sowie
den Zeitraum der Bauarbeiten in Listenform einzusehen.

(2) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen wund Tourismus kann der
Regulierungsbehorde von ihr fiir Zwecke der Abwicklung von gemidBl §3 zweckgebundenen
Zuwendungen Bevollmichtigte namhaft machen, die berechtigt sind, in die der Regulierungsbehorde
nach § 80 Abs. 2 bis 5 zugénglich gemachten Mindestinformationen Einsicht zu nehmen. Ausgenommen
von dieser Berechtigung zur Einsichtnahme sind Informationen iiber Netzkomponenten, die nach § 80
Abs. 3 letzter Satz oder nach § 80 Abs. 4 letzter Satz bezeichnet wurden.

(3) Von der Regulierungsbehorde bestellte Amtssachverstindige sind berechtigt, in die der
Regulierungsbehorde nach § 80 Abs. 2 bis 5 zugénglich gemachten Mindestinformationen Einsicht zu
nehmen, um von Parteien im Zuge der Erstellung eines beauftragten Gutachtens mitgeteilte Angaben zu
verifizieren. Ausgenommen von dieser Berechtigung zur Einsichtnahme sind Informationen iiber
Netzkomponenten, die nach § 80 Abs. 3 letzter Satz oder nach § 80 Abs. 4 letzter Satz bezeichnet
wurden.

Verordnungen zur Zentralen Stelle fiir Infrastrukturdaten

§ 82. (1) Die Regulierungsbehorde hat mit Verordnung die ndheren Bestimmungen iiber die
Modalititen, insbesondere iiber Art, Umfang, Struktur und Datenformat der ihr nach § 80 Abs. 3 bis 5
zuginglich zu machenden Informationen und iiber die Abfrage dieser Daten gemi3 den §§ 71 und 72
sowie die Einsichtnahme nach § 81 festzulegen. Dabei hat die Regulierungsbehdrde die
Zielbestimmungen des § 1 sowie die Bestimmung des § 209 zu beriicksichtigen. Vor Erlassung einer
Verordnung nach diesem Absatz ist interessierten Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(2) Die Regulierungsbehdrde kann mit Verordnung in Bezug auf Infrastrukturen, die nicht fiir
Kommunikationslinien nutzbar oder die fir den Ausbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir die



elektronische Kommunikation technisch ungeeignet sind und fiir Bauvorhaben, die in Bezug auf Wert,
Umfang oder Dauer von geringer Bedeutung sind, Ausnahmen von den in den § 80 Abs.3 bis 5
festgelegten Pflichten vorsehen. Vor Erlassung einer Verordnung nach diesem Absatz ist interessierten
Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Alle derartigen Ausnahmen sind der Europdischen
Kommission mitzuteilen.

Zentrale Stelle fiir Genehmigungen

§ 83. Die Regulierungsbehdrde hat als zentrale Stelle fiir Genehmigungen auf ihrer Homepage
allgemeine Informationen iiber die Bedingungen und Verfahren fiir die Erteilung von Genehmigungen fiir
Bauarbeiten, die fiir den Aufbau von Komponenten von Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir die
elektronische Kommunikation notwendig sind, einschlief8lich allfélliger Informationen iiber die fiir solche
Komponenten geltenden Ausnahmen von erforderlichen Genehmigungen zu verdffentlichen und diese
Informationen auf aktuellem Stand zu halten.

Geografische Erhebungen zur Breitbandversorgung

§ 84. (1) Die Regulierungsbehorde hat nach Mallgabe der folgenden Bestimmungen Informationen
zur Breitbandversorgung einzuholen und diese in geeigneter Form der Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zum Zwecke der Veroffentlichung und der Erstellung von
Forderkarten zur Verfiigung zu stellen. Die Regulierungsbehorde ist berechtigt, aus den von ihr
eingeholten Daten statistische Auswertungen zu erstellen und in geeigneter Form zu verdffentlichen. Bei
der Veroffentlichung sind Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse zu wahren, soweit diese nicht allgemein
zugéngliche Daten zur Breitbandversorgung betreffen.

(2) Betreiber von Offentlichen Kommunikationsnetzen und Anbieter von oOffentlichen
Kommunikationsdiensten haben der Regulierungsbehorde Informationen iiber die jeweils aktuelle und in
Aussicht genommene Versorgung von Gebieten mit Breitband, insbesondere privatwirtschaftliche
Netzausbaupldne, in elektronischer Form jeweils zum Quartalsende zugiénglich zu machen. Diese
Informationen miissen auf Ebene von geografischen Einheiten Informationen zur eingesetzten
Technologie, zur Reichweite, zur Dienstequalitit und deren Parameter sowie zum Nutzungsgrad
enthalten. Die Regulierungsbehorde ist erméchtigt, die ihr zuginglich gemachten Informationen zur
Breitbandversorgung insbesondere mit den ihr zur Verfiigung stehenden Daten gemiBl § 80 zu
verifizieren.

(3) Die Regulierungsbehorde hat mit Verordnung die ndheren Bestimmungen {iber die Modalititen,
insbesondere iiber Art, Umfang und Datenformat der ihr nach Abs.2 zuginglich zu machenden
Informationen festzulegen. Die Regulierungsbehorde hat fiir diese Vorausschau einen angemessenen, drei
Jahre nicht iiberschreitenden Zeitraum festzulegen. Vor Erlassung einer Verordnung nach diesem Absatz
ist das Verfahren gemaf} § 206 durchzufiihren.

(4) Die Regulierungsbehorde hat die erhobenen Informationen zur Breitbandversorgung
insbesondere bei der Durchfiihrung der Verfahren zur Marktdefinition und Marktanalyse gemiB § 87, bei
der Festlegung von an Frequenznutzungsrechte gekniipften Versorgungsverpflichtungen geméal § 16
Abs. 11 Z 2 und bei der Uberpriifung der Verfiigbarkeit von Diensten zu beriicksichtigen, die unter die
Universaldienstverpflichtung gemaf} § 106 fallen.

(5) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann ndhere Informationen
iiber ein geografisch eindeutig abgegrenztes Gebiet in regelméBigen, drei Jahre nicht iibersteigenden
Abstianden verdffentlichen, wenn festgestellt wird, dass wéihrend des betreffenden Vorausschauzeitraums
kein Netz mit sehr hoher Kapazitit in diesem Gebiet privatwirtschaftlich ausgebaut oder auszubauen
geplant ist und auch keine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung seines/ihres Netzes auf eine
Leistung mit Download-Geschwindigkeiten von mindestens 100 Mbit/s geplant ist.

(6) Fiir ein nach Abs. 5 ausgewiesenes Gebiet kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus die Regulierungsbehorde beauftragen, Unternehmen und 6ffentliche Stellen
aufzufordern, ihre Absicht bekannt zu geben, wihrend des betreffenden Vorschauzeitraums Netze mit
sehr hoher Kapazitidt aufzubauen. Fiihrt diese Aufforderung dazu, dass ein Unternehmen oder eine
offentliche Stelle die Absicht bekundet, dies zu tun, kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus die Regulierungsbehdrde beauftragen, andere Unternehmen und offentliche
Stellen aufzufordern, eine etwaige Absicht bekannt zu geben, in diesem Gebiet Netze mit sehr hoher
Kapazitit aufzubauen oder eine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung ihres Netzes auf eine
Leistung mit Download-Geschwindigkeiten von mindestens 100 Mbit/s vorzunehmen. Die
Regulierungsbehorde hat anzugeben, welche Informationen in einer solchen Bekanntgabe enthalten sein
miissen, und allen Unternehmen oder 6ffentlichen Stellen, die ihr Interesse bekunden, mitzuteilen, ob das



ausgewiesene Gebiet von einem Netz der nédchsten Generation mit Download-Geschwindigkeiten von
weniger als 100 Mbit/s versorgt wird oder wahrscheinlich versorgt werden wird.

(7) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat Endnutzern
Informationen iiber die Versorgung von Gebieten mit Breitband in leicht zugénglicher Form zur
Verfligung zu stellen, damit diese die Verfiigbarkeit von Netzanbindungen in verschiedenen Gebieten mit
einem Detailgrad ermitteln konnen, der geeignet ist, ihnen bei der Auswahl des Diensteanbieters zu
helfen.

Kooperationen iiber aktive Netzkomponenten

§ 85. (1) Als Kooperationen iiber aktive Netzkomponenten gelten Vereinbarungen zwischen
Bereitstellern 6ffentlicher Kommunikationsnetze, iiber die mobile Kommunikationsdienste o6ffentlich
angeboten werden, liber die gemeinsame Nutzung aktiver Netzkomponenten oder iiber den Zugang zu
den Funktionalitiaten aktiver Netzkomponenten. Aktive Netzkomponenten im Sinne dieser Bestimmung
sind Komponenten, die mit elektrischer Energie betrieben werden und fiir die Signalerzeugung, -
verarbeitung und -verstirkung sowie die Netzsteuerung eingesetzt werden.

(2) Bereitsteller gemdB Abs. 1 sind nach Mallgabe der nachfolgenden Bestimmungen berechtigt,
Kooperationen iiber aktive Netzkomponenten insoweit einzugehen, als dem insbesondere die in § 1
Abs. 3 Z 4 und 5 festgelegten Regulierungsziele sowie die Bestimmungen des Wettbewerbsrechts nicht
entgegenstehen.

(3) Bereitsteller gemél Abs. 1 haben beabsichtigte Vereinbarungen betreffend Kooperationen iiber
aktive Netzkomponenten in ausformulierter Fassung samt sdmtlichen gegebenenfalls bezugnehmenden
Beilagen vor Abschluss und Durchfiihrung der Vereinbarung der Regulierungsbehorde anzuzeigen. Die
Regulierungsbehorde hat unverziiglich nach FEinlangen einer solchen Vereinbarung der
Bundeswettbewerbsbehdrde und dem Bundeskartellanwalt Gelegenheit zu geben, binnen vier Wochen zu
den angezeigten Entwiirfen eine Stellungnahme abzugeben.

(4) Die Regulierungsbehdrde hat binnen vier Wochen nach Ablauf der in Abs. 3 letzter Satz
genannten Frist zu entscheiden, ob unter Beriicksichtigung der in Abs. 2 genannten Regulierungsziele und
des § 210 eine vertiefte Priifung der Vereinbarung gemal Abs. 3 erforderlich ist. Bei dieser Entscheidung
hat die Regulierungsbehdrde die von der Bundeswettbewerbsbehdrde und dem Bundeskartellanwalt
gemill Abs. 3 lbermittelten Stellungnahmen weitestgehend zu beriicksichtigen. Entscheidungen nach
diesem Absatz sind den Bereitstellern gemdfl Abs. 1, die diese Vereinbarung angezeigt haben, der
Bundeswettbewerbsbehdrde und dem Bundeskartellanwalt unverziiglich zur Kenntnis zu bringen. Gegen
Entscheidungen nach diesem Absatz ist keine abgesonderte Beschwerde zuldssig.

(5) Entscheidet die Regulierungsbehorde gemall Abs. 4, dass keine vertiefte Priifung erforderlich ist,
gilt die Vereinbarung gemél Abs. 3 in der gemdf3 Abs. 3 angezeigten Form als genehmigt und entfallt die
Berechtigung der Regulierungsbehdrde, wegen des der angezeigten Vereinbarung zu Grunde liegenden
Sachverhalts einen Antrag gemil3 § 36 Abs. 4 Z 2 Kartellgesetz 2005 an das Kartellgericht zu stellen.

(6) Entscheidet die Regulierungsbehorde gemall Abs. 4, dass eine vertiefte Priifung der angezeigten
Vereinbarung gemifl Abs. 3 erforderlich ist, hat sie diese binnen vier Monaten nach der Entscheidung
gemil Abs. 4 mit Bescheid abzuschlieBen. Dabei sind die von der Bundeswettbewerbsbehorde und dem
Bundeskartellanwalt gemdB3 Abs. 3 {ibermittelten Stellungnahmen weitestgehend zu beriicksichtigen.
Bestehen gegen die angezeigte Vereinbarung, gegebenenfalls unter Anordnung von Beschriankungen oder
Auflagen, keine Bedenken im Sinne des Abs. 2 und des § 210, ist die Vereinbarung, gegebenenfalls unter
geeigneten Beschriankungen oder Auflagen, zu genehmigen. Bestehen gegen diese angezeigte
Vereinbarung Bedenken im Sinne des Abs. 2 oder des § 210, die nicht durch Beschrankungen oder
Auflagen beseitigt werden konnen, ist der Abschluss und die Durchfiihrung der angezeigten Vereinbarung
zu untersagen. Parteistellung im Verfahren nach diesem Absatz haben alle in der angezeigten
Vereinbarung als Vertragsparteien in Aussicht genommene Bereitsteller gemdB Abs. 1. Bescheide der
Regulierungsbehorde nach diesem Absatz sind der Bundeswettbewerbsbehdrde und dem
Bundeskartellanwalt zur Kenntnis zu bringen.

(7) Vereinbarungen betreffend Kooperationen iiber aktive Netzkomponenten, die nicht geméf Abs. 3
der Regulierungsbehorde angezeigt werden oder die gemél Abs. 6 untersagt wurden, sind nichtig und
diirfen nicht durchgefiihrt werden.



8. Abschnitt
Wettbewerbsregulierung

Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht

§ 86. (1) Ein Unternechmen gilt als Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht, wenn es entweder
allein oder gemeinsam mit anderen eine der Beherrschung gleichkommende Stellung einnimmt, nimlich
eine wirtschaftlich starke Stellung, die es ihm gestattet, sich in betrdchtlichem Umfang unabhéngig von
Wettbewerbern, Kunden und letztlich Nutzern zu verhalten.

(2) Verfiigt ein Unternehmen auf einem bestimmten Markt {iber betrdchtliche Marktmacht, so kann
es auch auf horizontal und vertikal oder geografisch benachbarten Mérkten als Unternehmen mit
betrachtlicher Marktmacht angesehen werden, wenn die Verbindungen zwischen beiden Mérkten es
gestatten, diese von dem einen auf den anderen Markt zu iibertragen und damit die gesamte Marktmacht
des Unternehmens zu verstérken.

Verfahren zur Marktdefinition und Marktanalyse

§87. (1) Dieses Verfahren dient der Feststellung der der sektorspezifischen Regulierung
unterliegenden relevanten Mirkte sowie der Feststellung, ob auf diesen jeweils ein oder mehrere
Unternehmen tiber betrachtliche Marktmacht verfiigen oder aber effektiver Wettbewerb gegeben ist und
gegebenenfalls der Auferlegung, Anderung oder Aufhebung von spezifischen Verpflichtungen.

(2) Die Regulierungsbehorde hat im Verfahren geméf Abs. 1 von Amts wegen mit Bescheid die der
sektorspezifischen Regulierung unterliegenden relevanten Markte entsprechend den nationalen
Gegebenheiten und im Einklang mit den Grundsédtzen des allgemeinen Wettbewerbsrechts unter
Beriicksichtigung allfilliger geografischer Besonderheiten in Bezug auf die Wettbewerbssituation sowie
der Erfordernisse sektorspezifischer Regulierung festzustellen.

(3) Die Feststellung der relevanten Markte durch die Regulierungsbehorde hat unter Bedachtnahme
auf die Bestimmungen der Européischen Union zu erfolgen. Dabei kommen nur Markte in Betracht, die
durch  betrdchtliche und anhaltende strukturell, rechtlich oder regulatorisch bedingte
Marktzutrittsschranken gekennzeichnet sind, ldngerfristig nicht zu wirksamem Wettbewerb tendieren und
auf denen die Anwendung des allgemeinen Wettbewerbsrechts allein nicht ausreicht, um dem
betreffenden Marktversagen angemessen entgegenzuwirken.

(4) Die Regulierungsbehorde hat im Verfahren gemiBl Abs. 1 unter Beriicksichtigung der
Bestimmungen der Europdischen Union weiters eine Analyse der Markte nach Abs. 2 durchzufiihren.

(5) Bei der Durchfiihrung des Verfahrens zur Marktdefinition und Marktanalyse hat die
Regulierungsbehorde in der Vorausschau Entwicklungen zu beriicksichtigen, die ohne eine auf die
Bestimmungen dieses Abschnittes gestiitzte Regulierung in dem betreffenden Markt zu erwarten wéren,
und hat dabei alle der folgenden Elemente zu beriicksichtigen:

1. Marktentwicklungen, die die Wahrscheinlichkeit beeinflussen, dass der relevante Markt zu einem
wirksamen Wettbewerb tendiert;

2. alle relevanten Wettbewerbszwinge auf Vorleistungs- und Endkundenebene, unabhingig davon,
ob davon ausgegangen wird, dass die Quellen solcher Wettbewerbszwinge von
Kommunikationsnetzen, Kommunikationsdiensten oder anderen Arten von Diensten oder
Anwendungen ausgehen, die aus Endnutzersicht vergleichbar sind, und unabhéngig davon, ob
solche Wettbewerbszwinge Teil des relevanten Marktes sind,

3. andere Arten der Regulierung oder von MaBnahmen, die auferlegt wurden und sich auf den
relevanten Markt oder zugehorige Endkundenmirkte im betreffenden Zeitraum auswirken, sowie

4. eine allfdllige Regulierung anderer relevanter Mérkte.

(6) Fiir das Verfahren gemdfl Abs. 1 ist innerhalb von fiinf Jahren nach der Verabschiedung einer
vorherigen Maflnahme im Zusammenhang mit diesem Markt das Verfahren gemdB § 207 einzuleiten.
Diese Frist kann um bis zu einem Jahr verldngert werden, wenn die Regulierungsbehérde der
Europédischen Kommission spétestens vier Monate vor Ablauf der Fiinfjahresfrist einen mit Griinden
versehenen Vorschlag zur Verlangerung gemeldet hat und die Europdische Kommission innerhalb eines
Monats nach Meldung der Verldngerung keine Einwadnde erhoben hat.

(7) Fiir das Verfahren gemiBl Abs. 1 ist abweichend von Abs. 6 innerhalb von drei Jahren nach der
Verabschiedung einer Anderung der Empfehlung der Europdischen Kommission iiber relevante Produkt-
und Dienstemarkte des elektronischen Kommunikationssektors hinsichtlich jener Mérkte das Verfahren
gemdll § 207 einzuleiten, zu denen die Europdische Kommission keine vorherige Notifizierung nach
§ 207 erhalten hat.



(8) Nach Ablauf der in Abs. 6 und 7 genannten Zeitrdume kann die Regulierungsbehdrde das
GEREK um Unterstiitzung fiir die Analyse und der aufzuerlegenden spezifischen Verpflichtungen
ersuchen. In diesem Fall ist der MaBBnahmenentwurf innerhalb von sechs Monaten gemil § 207 zu
koordinieren.

Lénderiibergreifende Mirkte und Nachfrage

§ 88. (1) Wurden nach Art. 65 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/1972 landeriibergreifende Markte
festgelegt, hat die Regulierungsbehdrde an dem Verfahren nach Art. 65 Abs. 2 der Richtlinie (EU)
2018/1972 teilzunehmen. Sie hat dabei auf eine einvernehmliche Feststellung hinzuwirken, ob spezifische
Verpflichtungen nach §§ 91 bis 96, 98 und 101 aufzuerlegen, beizubehalten, zu dndern oder aufzuheben
sind. Sie hat an einem allfdlligen Verfahren zur Koordination gemif § 207 teilzunehmen.

(2) Auch ohne das Bestehen ldnderiibergreifender Mirkte kann die Regulierungsbehdrde ein
allfilliges Verfahren zur Koordination gemdl § 207 gemeinsam mit einer anderen nationalen
Regulierungsbehorde eines Mitgliedstaates fithren, wenn sie die Marktbedingungen in ihrem jeweiligen
Zusténdigkeitsbereich als hinreichend homogen betrachten.

(3) Die Regulierungsbehorde ist berechtigt, gemeinsam mit zumindest einer weiteren nationalen
Regulierungsbehdrde eines Mitgliedstaates das GEREK um eine Analyse der landeriibergreifenden
Endnutzernachfrage nach Produkten und Diensten zu ersuchen, die innerhalb der Européischen Union in
einem oder mehreren der in der Empfehlung aufgefiihrten Markte angeboten werden.

Auferlegung, Anderung, Aufhebung und Aufsicht betreffend spezifischer Verpflichtungen

§ 89. (1) Stellt die Regulierungsbehdrde im Verfahren gemifl § 87 Abs. 1 fest, dass auf dem
relevanten Markt ein oder mehrere Unternehmen iiber betrichtliche Marktmacht verfiigen und somit kein
effektiver Wettbewerb besteht, hat sie diesem oder diesen Unternehmen unter Beriicksichtigung des
Grundsatzes der VerhaltnismaBigkeit geeignete spezifische Verpflichtungen nach §§ 91 bis 96, 98, 99,
103 und 104 aufzuerlegen. Bereits bestehende spezifische Verpflichtungen fiir Unternehmen werden von
der Regulierungsbehorde nach Maligabe der Ergebnisse des Verfahrens unter Beriicksichtigung der
Regulierungsziele neuerlich auferlegt, gedndert oder aufgehoben.

(2) Stellt die Regulierungsbehorde auf Grund des Verfahrens gemil § 87 Abs. 1 fest, dass ein Markt,
der fiir die sektorspezifische Regulierung definiert wurde, nicht mehr relevant ist oder auf einem
relevanten Markt effektiver Wettbewerb besteht und somit kein Unternehmen iiber betréchtliche
Marktmarkt verfiigt, darf sie keine Verpflichtungen gemél Abs. 1 auferlegen; diesfalls hat die
Regulierungsbehorde durch Bescheid festzustellen, dass auf dem relevanten Markt effektiver Wettbewerb
herrscht. Soweit fiir Unternehmen noch spezifische Verpflichtungen hinsichtlich dieses Marktes bestehen,
werden diese mit Bescheid aufgehoben. In diesem Bescheid ist auch eine angemessene Frist festzusetzen,
die den Wirksamkeitsbeginn der Aufhebung festlegt.

(3) Die Regulierungsbehorde hat die Einhaltung der auferlegten Verpflichtungen nach §§ 91 bis 96
zu beobachten, zu iiberpriifen und allenfalls geméal § 184 vorzugehen.

(4) Die Regulierungsbehorde hat die Mérkte fiir elektronische Kommunikation und berticksichtigt
die Auswirkungen neuer Marktentwicklungen, unter anderem im Zusammenhang mit kommerziellen
Vereinbarungen, die die Wettbewerbsdynamik beeinflussen, zu beobachten. Sind die
Marktentwicklungen nicht bedeutend genug, um die Durchfiihrung einer neuen Marktanalyse nach § 87
notwendig zu machen, hat die Regulierungsbehdrde die einem Unternechmen mit betrachtlicher
Marktmacht auferlegten spezifischen Verpflichtungen zu priifen und ihre frithere Entscheidung
gegebenenfalls abzudndern, um weiterhin sicherzustellen, dass die Verpflichtungen geeignet und
verhiltnismiBig sind. Derartige Anderungen unterliegen den Verfahren nach §§ 206 und 207.

Verfahrensgrundsitze

§ 90. (1) Der Bundeswettbewerbsbehorde sowie dem Bundeskartellanwalt ist im Rahmen des
Verfahrens gemidB § 87 Gelegenheit zu geben, zum Entwurf einer Vollziehungshandlung gemif § 206
eine Stellungnahme abzugeben.

(2) Partei in Verfahren gemidB §§ 87 bis 89 ist jedenfalls das Unternehmen, dem gegeniiber
spezifische Verpflichtungen auferlegt, gedndert oder aufgehoben werden.

(3) Parteien in Verfahren geméf §§ 87 bis 89 sind ferner jene, die gemi3 § 202 ihre Betroffenheit
glaubhaft gemacht haben.

(4) Hat die Regulierungsbehorde eine miindliche Verhandlung mit Edikt anberaumt, hat das Edikt
neben dem in § 44d Abs. 2 AVG genannten Inhalt auch den Hinweis auf die Rechtsfolgen nach § 42
Abs. 1 AVG zu enthalten.



(5) Die Regulierungsbehorde hat nach § 87 Abs. 2 und 4 und § 89 Abs. 1 und 2 erlassene Bescheide
zu verdffentlichen und eine Abschrift an die Europédische Kommission zu iibermitteln.

(6) Die Regulierungsbehorde hat der Europdischen Kommission die Unternechmen, die als
Unternehmen mit betréchtlicher Marktmacht eingestuft wurden, sowie die auferlegten spezifischen
Verpflichtungen sowie allfdllige Anderungen mitzuteilen.

Transparenzverpflichtung

§91. (1) Die Regulierungsbehérde kann Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht
Verpflichtungen zur Transparenz in Bezug auf den Zugang auferlegen.

(2) Zu diesem Zweck kann die Regulierungsbehorde — unbeschadet der Bestimmungen des § 181 —
Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht verpflichten, insbesondere folgende Informationen zu
verdffentlichen:

1. Informationen zur Buchhaltung und Kostenrechnung,

. Preise,

. technische Spezifikationen,

. Netzmerkmale und diesbeziiglich erwartete neue Entwicklungen,

. Bereitstellungs- und Nutzungsbedingungen,

. wesentliche Leistungsindikatoren sowie entsprechende Leistungsniveaus sowie
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. allfdllige Bedingungen, die den Zugang zu Diensten und Anwendungen oder deren Nutzung
dndern, insbesondere hinsichtlich der Migration von herkdmmlichen Infrastrukturen.

(3) Die Regulierungsbehdrde kann dabei festlegen, welche konkreten Informationen durch das
Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht zu verdffentlichen sind. Dies beinhaltet insbesondere den
Adressatenkreis, den Detailgrad und die Form, in der die Verdffentlichungen vorzunehmen sind.

(4) Die Regulierungsbehérde kann von einem Unternehmen mit betrichtlicher Marktmacht die
Veroffentlichung eines Standardangebots verlangen. Das Unternehmen hat im Standardangebot
hinreichend detaillierte Teilleistungen anzubieten, die Diensteangebote dem Marktbedarf entsprechend in
einzelne Komponenten aufzuschliisseln und die entsprechenden Bedingungen einschlieBlich der Entgelte
anzugeben. Standardangebote sind der Regulierungsbehdrde vorzulegen.

(5) Wird einem Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht eine Verpflichtung gemdBl § 95
betreffend den Zugang zu bestimmten Netzkomponenten und zugehdrigen Einrichtungen und deren
Nutzung oder gemil § 94 betreffend den Zugang zu baulichen Anlagen auferlegt, hat die
Regulierungsbehorde auch eine Verpflichtung gemil Abs.4 unter Angabe von Mindestkriterien
aufzuerlegen.

(6) Die Regulierungsbehdrde kann Anderungen des Standardangebots zur Sicherstellung der
auferlegten spezifischen Verpflichtungen anordnen.

Gleichbehandlungsverpflichtung

§92. (1) Die Regulierungsbehdrde kann Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht
Gleichbehandlungsverpflichtungen in Bezug auf den Zugang auferlegen.

(2) Die Gleichbehandlungsverpflichtungen haben insbesondere sicherzustellen, dass ein
Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht anderen Unternehmen, die gleichartige Dienste erbringen,
unter den gleichen Umstdnden gleichwertige Bedingungen anbietet und Dienste und Informationen fiir
Dritte zu den gleichen Bedingungen und mit der gleichen Qualitdt bereitstellt, wie fiir seine eigenen
Dienste, Dienste verbundener oder dritter Unternehmen.

(3) Die Regulierungsbehdrde kann Unternehmen verpflichten, allen Unternehmen, einschlielich
sich selbst, Zugangsprodukte und -dienste mit den gleichen Fristen und zu den gleichen Bedingungen,
auch im Hinblick auf Preise und Dienstumfang, sowie mittels der gleichen Systeme und Verfahren zur
Verfiligung zu stellen, um die Gleichwertigkeit des Zugangs zu gewéhrleisten.

Verpflichtung zur getrennten Buchfiihrung

§ 93. (1) Die Regulierungsbehdrde kann Unternehmen mit betréchtlicher Marktmacht fiir bestimmte
Tatigkeiten in Bezug auf den Zugang Verpflichtungen zur getrennten Buchfithrung auferlegen.

(2) Zu diesem Zweck kann insbesondere ein vertikal integriertes Unternehmen aufgefordert werden,
seine Vorleistungspreise und internen Verrechnungspreise transparent und nachvollziehbar zu gestalten.
Die Regulierungsbehérde kann das zu verwendende Format und die zu verwendende
Buchfiihrungsmethode festlegen. Dies beinhaltet auch den Detailgrad und die Form, in der die
Informationen zur Verfiigung zu stellen sind.



(3) Die Regulierungsbehdrde kann — unbeschadet der Bestimmungen des § 181 — verlangen, dass die
Kostenrechnungs- und Buchhaltungsunterlagen einschlieBlich sdamtlicher damit zusammenhingender
Informationen und Dokumente in vorgeschriebener Form und vorgeschriebenem Format vorgelegt
werden. Die Regulierungsbehdrde kann diese Informationen unter Wahrung von Geschéftsgeheimnissen
verdffentlichen, soweit dies zur Forderung des Wettbewerbs erforderlich ist.

Verpflichtung zum Zugang zu baulichen Anlagen

§ 94. (1) Die Regulierungsbehorde kann Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht fiir bestimmte
Tatigkeiten in Bezug auf den Zugang dazu verpflichten, Zugang zu baulichen Anlagen und deren
Nutzung zu gewéhren. Diese Verpflichtung kann unabhingig davon auferlegt werden, ob die unter die
Verpflichtung fallenden Anlagen Teil des relevanten Marktes sind.

(2) Der Zugang zu baulichen Anlagen umfasst unter anderem Gebdude oder Gebédudezuginge,
Verkabelungen in Gebduden, Antennen, Tirme und andere Trégerstrukturen, Pfihle, Masten,
Leitungsrohre, Leerrohre, Kontrollkammern, Einstiegsschichte und Verteilerkésten.

Verpflichtung zum Zugang zu bestimmten Netzkomponenten und zugehorigen Einrichtungen und
deren Nutzung

§95. (1) Die Regulierungsbehorde kann Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht dazu
verpflichten, Zugang zu bestimmten Netzkomponenten und zugehorigen Einrichtungen und deren
Nutzung zu gewéhren.

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 kann insbesondere folgende Verpflichtungen umfassen:

1. Gewédhrung des Zugangs zum Netz, zu bestimmten physischen Netzkomponenten, Einrichtungen
und deren Nutzung, einschlieBlich des entbiindelten Zugangs zum Teilnehmeranschluss und zu
einem Teilabschnitt;

2. Gewihrung des Zugangs zu bestimmten aktiven oder virtuellen Netzkomponenten und —diensten;

3. Filhrung von Verhandlungen nach Treu und Glauben mit Unternehmen, die einen Antrag auf
Zugang stellen;

4. keine nachtrigliche Verweigerung eines bereits gewéhrten Zugangs zu Einrichtungen;

5. Angebot bestimmter Dienste zu Vorleistungsbedingungen fiir den Weitervertrieb durch Dritte;

6. Gewidhrung von offenem Zugang zu technischen Schnittstellen, Protokollen oder anderen
Schliisseltechnologien, die fiir die Interoperabilitit von Diensten oder Diensten fiir virtuelle
Netze erforderlich sind;

7. Ermoglichung von Kollokation oder anderen Formen der gemeinsamen Nutzung zugehdriger
Einrichtungen;

8. Schaffung der Voraussetzungen fiir die Interoperabilitdt durchgehender Nutzerdienste oder fiir
Roaming in Mobilfunknetzen;

9. Zusammenschaltung von Netzen oder Netzeinrichtungen sowie

10. Zugang zu zugehodrigen Diensten, wie einem Identitits-, Standort- und Verfligbarkeitsdienst.

(3) Bei Auferlegung der Verpflichtungen gemafl Abs. 2 hat die Regulierungsbehorde insbesondere
zu berticksichtigen:

1. technische und wirtschaftliche Tragfihigkeit der Nutzung oder Installation konkurrierender
Einrichtungen im Hinblick auf die Geschwindigkeit der Marktentwicklung, wobei die Art und
der Typ der Zusammenschaltung und des Zugangs beriicksichtigt werden, einschlieBlich der
Tragfahigkeit anderer vorgelagerter Zugangsprodukte, wie etwa des Zugangs zu Leitungsrohren;

2. die zu erwartende technische Entwicklung in Bezug auf Netzgestaltung und Netzmanagement;

3. das Erfordernis, fiir Technologieneutralitit zu sorgen, damit die Endnutzer ihre eigenen
Netzwerke konzipieren und verwalten kdnnen;

4. die Moglichkeit der Gewédhrung des Zugangs im Hinblick auf die verfiigbare Kapazitit;

5. die Anfangsinvestition des Eigentiimers der Einrichtung unter Beriicksichtigung etwaiger
getitigter  Offentlicher Investitionen und der Investitionsrisiken, unter besonderer
Beriicksichtigung von Investitionen in Netze mit sehr hoher Kapazitit und des damit
verbundenen Risikoniveaus;

6. Notwendigkeit zur langfristigen Sicherung des Wettbewerbs unter besonderer Berlicksichtigung
eines wirtschaftlich effizienten infrastrukturbasierten ~Wettbewerbs und innovativer
Geschiftsmodelle zur Forderung eines dauerhaften Wettbewerbs;

7. gegebenenfalls gewerbliche Schutzrechte oder Rechte an geistigem Eigentum sowie

8. Bereitstellung europaweiter Dienste.



(4) Vor Auferlegung einer Verpflichtung nach Abs. 1 und 2 hat die Regulierungsbehdrde zu priifen,
ob eine Auferlegung von Verpflichtungen nach § 94 ein verhdltnisméBigeres Mittel zur Férderung des
Wettbewerbs und der Interessen der Endnutzer darstellt.

(5) Wird einem Betreiber die Verpflichtung auferlegt, Zugang gemif3 Abs. 1 und 2 bereitzustellen,
konnen technische oder betriebliche Bedingungen festgelegt werden, die vom Betreiber oder von den
Nutzern dieses Zugangs erfiillt werden miissen, soweit dies erforderlich ist, um den normalen Betrieb des
Netzes sicherzustellen.

Verpflichtung zur Entgeltkontrolle und Kostenrechnung fiir den Zugang

§ 96. (1) Die Regulierungsbehorde kann Unternehmen mit betréchtlicher Marktmacht hinsichtlich
festzulegender Arten des Zugangs Verpflichtungen betreffend Kostendeckung und Entgeltkontrolle
einschlieBlich  kostenorientierter Entgelte auferlegen. Voraussetzung hiefiir ist, dass die
Regulierungsbehorde im Verfahren gemall § 87 feststellt, dass

1. ein Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht seine Preise zum Nachteil der Endnutzer auf
einem iiberméBig hohen Niveau halten oder Preisdiskrepanzen praktizieren konnte,

2. kein nachweisbarer Preisdruck bei den Endkundenpreisen besteht und

3. die nach §§ 91 bis 95 auferlegten Verpflichtungen, insbesondere auch eine Verpflichtung zur
wirtschaftlichen Replizierbarkeit, keinen effektiven und nichtdiskriminierenden Zugang
gewidhrleisten.

(2) Die Regulierungsbehorde hat bei einer Verpflichtung gemal Abs. 1 zu beriicksichtigen:

1. die Notwendigkeit der Forderung des Wettbewerbs und die langfristigen Interessen der
Endnutzer hinsichtlich des Aufbaus und der Nutzung von Netzen der nichsten Generation,
insbesondere Netzen mit sehr hoher Kapazitit,

2. die Investitionen des Betreibers auch in Netze der nichsten Generation und

3. die mit stabilen und vorhersehbaren Vorleistungspreisen verbundenen Vorteile im Hinblick
darauf, allen Unternehmen einen effizienten Marktzutritt zu ermdglichen und ausreichende
Anreize fiir den Ausbau neuer und verbesserter Netze zu bieten.

(3) Die Regulierungsbehorde hat eine angemessene Rendite fiir das eingesetzte Kapital unter
Beriicksichtigung der damit verbundenen Risiken und der zukiinftigen Marktentwicklung zu ermdglichen.

(4) Wird ein Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht dazu verpflichtet, seine Entgelte an den
Kosten zu orientieren, obliegt es diesem Unternehmen, nachzuweisen, dass seine Entgelte sich aus den
Kosten sowie einer angemessenen Investitionsrendite errechnen. Zur Ermittlung der Kosten einer
effizienten Leistungsbereitstellung kann die Regulierungsbehorde eine von der Kostenberechnung des
betreffenden Unternehmens unabhéngige Kostenrechnung anstellen. Die Regulierungsbehorde kann von
einem Unternchmen mit betrdachtlicher Marktmacht die umfassende Rechtfertigung seiner Entgelte
verlangen und gegebenenfalls deren Anpassung anordnen. Die Regulierungsbehorde kann auch Entgelte
beriicksichtigen, die auf vergleichbaren, dem Wettbewerb ge6ffneten Mérkten gelten.

(5) Wird einem Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht eine Kostenrechnungsmethode
vorgeschrieben, hat die Regulierungsbehdrde eine Beschreibung der Kostenrechnungsmethode zu
veroffentlichen, in der die wesentlichen Kostenarten und die Regeln der Kostenzuweisung aufgefiihrt
werden. Die Anwendung der vorgeschriebenen Kostenrechnungsmethode ist von der
Regulierungsbehdrde oder einer von ihr beauftragten qualifizierten unabhédngigen Stelle jahrlich zu
iiberpriifen. Das Priifergebnis ist von der Regulierungsbehérde zu verdffentlichen.

Zustellungsentgelte

§ 97. (1) Jeder Anbieter von Mobil- oder Festnetzzustellungsdiensten hat fiir die jeweilige Leistung
der Mobil- oder Festnetzzustellung fiir Sprachkommunikation hochstens das von der Europiischen
Kommission nach Art. 75 der Richtlinie (EU) 2018/1972 festgelegte unionsweite einheitliche maximale
Mobil- oder Festnetzzustellungsentgelt zu verrechnen.

(2) Wird von der Europdischen Kommission kein maximales Mobil- oder Festnetzzustellungsentgelt
oder keines dieser beiden Hochstentgelte festgelegt und fiihrt die Regulierungsbehdrde Marktanalysen der
Anrufzustellungsmérkte nach §§ 87 und 89 durch, auf deren Grundlage sie Zustellungsentgelte
festzulegen plant, hat sie sich nach den in AnhangIIl der Richtlinie (EU) 2018/1972 festgelegten
Grundsitzen, Kriterien und Parametern zu richten.

(3) Die Regulierungsbehdrde hat die Anwendung der unionsweiten Zustellungsentgelte durch die
Anbieter von Zustellungsdiensten zu {iiberwachen und fiir ihre Einhaltung zu sorgen. Stellt die
Regulierungsbehorde fest, dass die in Rechnung gestellten Zustellungsentgelte nicht den Vorschriften des



Abs. 1 oder Abs. 2 entsprechen, hat sie dem Anbieter von Zustellungsdiensten die Herstellung des
rechtméBigen Zustandes aufzutragen.

(4) Die Regulierungsbehorde hat der Europdischen Kommission und dem GEREK jéhrlich iiber die
Anwendung dieser Bestimmung zu berichten.

Kooperationen, Ko-Investitionen und Zugang

§ 98. (1) Unternehmen, die als Unternechmen mit betrachtlicher Marktmacht eingestuft wurden oder
mit groBer Wahrscheinlichkeit als solches eingestuft werden, konnen gegeniiber der Regulierungsbehorde
Verpflichtungen beziiglich der fiir ihre Netze geltenden Bedingungen fiir Kooperationen, Ko-
Investitionen oder Zugang anbieten.

(2) Die angebotenen Verpflichtungen nach Abs.1 kdnnen sich unter anderem auf Folgendes
beziehen:

1. Kooperationsvereinbarungen,

2. Ko-Investitionen fiir den Aufbau eines neuen Netzes mit sehr hoher Kapazitit, das bis zu den
Gebauden der Endnutzer oder der Basisstation aus Glasfaserkomponenten besteht,

3. den effektiven und nichtdiskriminierenden Zugang fiir Dritte gemaf § 100 oder
4. bestehende oder neue Vorleistungsangebote.

(3) Die angebotenen Verpflichtungen miissen insbesondere im Hinblick auf die Zeitplanung, den
Umfang ihrer Umsetzung sowie auf ihre Dauer so ausfiihrlich sein, dass die Regulierungsbehdrde die
Verpflichtungen umfassend bewerten kann. Bei ihrer Bewertung hat die Regulierungsbehorde
insbesondere zu beriicksichtigen:

1. die allgemeine Angemessenheit der angebotenen Verpflichtungen, um einen nachhaltigen
Wettbewerb auf nachgelagerten Mérkten zu erméglichen und den kooperativen Aufbau und die
Nutzung von Netzen mit sehr hoher Kapazitét im Interesse der Endnutzer zur erleichtern,

2. die Offenheit der Verpflichtungen gegeniiber allen Marktteilnehmern und

3. die rechtzeitige Verfligbarkeit des Zugangs zu fairen, angemessenen und nichtdiskriminierenden
Bedingungen.

(4) Verpflichtungen nach Abs. 1 kdnnen iiber die gemél § 87 Abs. 6 festgelegten Zeitrdume fiir die
Durchfiihrung von Marktanalysen hinausgehen.

(5) Verpflichtungen fiir Ko-Investitionen (Abs. 2 Z 2) haben folgende Bedingungen zu erfiillen:

1. Das Angebot fiir Ko-Investitionen muss wahrend der gesamten Lebensdauer des Netzes jederzeit
Betreibern oder Anbietern offenstehen;

2. Das Angebot fiir Ko-Investitionen hat anderen Ko-Investoren, die Betreiber oder Anbieter sind,
zu ermdglichen, auf den nachgelagerten Mérkten, auf denen das Unternehmen mit betrachtlicher
Marktmacht tétig ist, langfristig wirksam und nachhaltig im Wettbewerb zu bestehen, und zwar
zu Bedingungen, die Folgendes umfassen miissen:

a) faire, angemessene und nichtdiskriminierende Bedingungen, die den Zugang zur vollen
Kapazitit des Netzes in dem Umfang ermdglichen, der der Ko-Investition entspricht;

b) Flexibilitdt hinsichtlich Wert und Zeitpunkt der von den einzelnen Ko-Investoren zugesagten
Beteiligung;

c¢) die Moglichkeit einer kiinftigen Aufstockung der Beteiligung und

d) gegenseitige Rechte, die sich die Ko-Investoren nach Errichtung der gemeinsam finanzierten
Infrastruktur gewahren.

3. Das Unternehmen hat das Angebot rechtzeitig und, wenn es sich nicht um ein ausschlieBlich auf
der Vorleistungsebene tdtiges Unternehmen gemdll § 101 handelt, spitestens sechs Monate vor
dem Beginn des Aufbaus der neuen Netzbestandteile zu verdffentlichen. Dieser Zeitraum kann
verlangert werden;

4. Zugangsnachfrager, die sich nicht an der Ko-Investition beteiligen, miissen von Beginn an von
derselben Qualitdt, derselben Geschwindigkeit und denselben Bedingungen profitieren und
dieselben Endnutzer erreichen koénnen wie vor dem Aufbau, wobei ein von der
Regulierungsbehdrde unter Beriicksichtigung der Entwicklungen auf den betreffenden
Endkundenmérkten bestétigter Mechanismus zur allmdhlichen Anpassung hinzukommen muss,
mit dem die Anreize fiir eine Beteiligung an den Ko-Investitionen aufrechterhalten werden;

5. Es hat mindestens den Kriterien in Anhang I'V der Richtlinie (EU) 2018/1972 zu entsprechen;

6. Es diirfen keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass das Ko-Investitionsangebot missbrauchlich
erfolgte.



(6) Entsprechen die angebotenen Verpflichtungen den Anforderungen nach den vorhergehenden
Absitzen, hat die Regulierungsbehorde eine Offentliche Konsultation {iber die angebotenen
Verpflichtungen durchzufiihren.

(7) Unter Beriicksichtigung der in der Konsultation geduflerten Ansichten sowie der Bewertung nach
Abs.3 und 5 hat die Regulierungsbehorde dem Unternehmen, das gemdf Abs. 1 Verpflichtungen
angeboten hat, ihre vorldufige Einschitzung zur Frage mitzuteilen, ob die angebotenen Verpflichtungen
den Zielen dieser Bestimmung geniigen und unter welchen Bedingungen sie in Erwigung ziehen kann,
die Verpflichtungen fiir bindend zu erkldren. Das Unternehmen kann sein urspriingliches Angebot dndern,
um der vorldufigen Einschidtzung der Regulierungsbehdrde Rechnung zu tragen.

(8) Die Regulierungsbehorde hat nach Anhorung und weitestgehender Beriicksichtigung der
Stellungnahme der Bundeswettbewerbsbehorde die angebotenen Verpflichtungen ganz oder teilweise fiir
einen bestimmten Zeitraum fiir bindend zu erkléren, soweit damit die Ziele dieser Bestimmung erreicht
werden. Die Regulierungsbehorde hat die Auswirkungen dieser Entscheidung auf die Marktentwicklung
und die Angemessenheit der spezifischen Verpflichtungen, die sie gemdfB §§ 91 bis 96 auferlegt hat oder
aufzuerlegen beabsichtigt hétte, zu priifen.

(9) Gelangt die Regulierungsbehorde zur Auffassung, dass die angebotene Verpflichtung fiir Ko-
Investitionen (Abs. 2 Z 2) die Bedingungen des Abs. 5 erfiillt, hat sie diese Verpflichtung fiir bindend zu
erkldren und keine zusitzlichen Verpflichtungen gemil §§ 91 bis 96 in Bezug auf die von den
Verpflichtungen betroffenen Elemente des neuen Netzes mit sehr hoher Kapazitit aufzuerlegen.
Voraussetzung hiefiir ist, dass zumindest ein potenzieller Ko-Investor eine Ko-Investitionsvereinbarung
mit dem Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht eingegangen ist.

(10) Unbeschadet von Abs. 9 kann die Regulierungsbehorde spezifische Verpflichtungen gemal
§§ 91 bis 96 in Bezug auf die neuen Netze mit sehr hoher Kapazitit auferlegen, beibehalten oder dndern,
wenn sie feststellt, dass erhebliche Wettbewerbsprobleme aufgrund der besonderen Merkmale dieser
Mairkte andernfalls nicht gelost wiirden.

(11) Die Regulierungsbehdrde hat die Einhaltung der fiir bindend erklarten Verpflichtungen zu
beobachten, zu iiberpriifen und zu gewéhrleisten. Im Zusammenhang mit fiir bindend erklirten
Verpflichtungen betreffend Ko-Investitionen (Abs.2 Z2) kann die Regulierungsbehérde vom
Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht verlangen, ihr jahrliche Konformititserkldrungen
vorzulegen. Eine Verldngerung des Zeitraums, fiir den die Verpflichtung fiir bindend erklart wurde, ist
zuléssig.

(12) Entscheidungen iiber Verpflichtungen unterliegen den Verfahren gemé8 §§ 206 und 207.
Funktionelle Trennung

§ 99. (1) Gelangt die Regulierungsbehdrde in einem Verfahren nach §§ 87 und 89 zur Feststellung,
dass die nach §§ 91 bis 96 auferlegten regulatorischen Verpflichtungen nicht zu wirksamem Wettbewerb
gefiihrt haben und wichtige und andauernde Wettbewerbsprobleme oder Marktversagen auf den Mérkten
der Vorleistungsebene bestehen, kann sie vertikal integrierten Unternehmen mit betrachtlicher
Marktmacht auf diesen Markten die Verpflichtung auferlegen, ihre Tétigkeiten im Zusammenhang mit
der Bereitstellung der betreffenden Zugangsprodukte auf Vorleistungsebene in einem unabhingig
arbeitenden Geschéftsbereich auszugliedern, dessen Zweck es ist, allen Unternehmen, einschlielich der
anderen Geschiftsbereiche des eigenen Mutterunternehmens, sdmtliche Zugangsprodukte und -dienste
mit den gleichen Fristen und zu den gleichen Bedingungen, insbesondere im Hinblick auf Preise und
Dienstumfang, sowie mittels der gleichen Systeme und Verfahren zur Verfiigung zu stellen.

(2) Beabsichtigt die Regulierungsbehorde, einem Unternehmen eine Verpflichtung nach Abs. 1
aufzuerlegen, hat sie bei der Europdischen Kommission einen Antrag zu stellen, der die folgenden Inhalte
umfasst:

1. den Nachweis, dass die in Abs. 1 genannte Schlussfolgerung der Regulierungsbehorde begriindet
ist;

2. eine begriindete Einschédtzung, dass keine oder nur geringe Aussichten bestehen, dass es
innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens einen wirksamen und nachhaltigen
infrastrukturbedingten Wettbewerb gibt;

3. eine Analyse der erwarteten Auswirkungen auf die Regulierungsbehorde, auf das betroffene
Unternehmen, insbesondere auf dessen Personal und auf den Sektor der elektronischen
Kommunikation insgesamt, und auf die Anreize, in einen Sektor insgesamt zu investieren,
insbesondere im Hinblick auf die Notwendigkeit, den sozialen und territorialen Zusammenhalt zu
wahren, sowie auf sonstige Interessengruppen, insbesondere einschlieflich einer Analyse der
erwarteten Auswirkungen auf den Wettbewerb und moglicher Folgen fiir die Verbraucher;



4. eine Analyse der Griinde, die dafiirsprechen, dass diese Verpflichtung das effizienteste Mittel zur
Durchsetzung von  AbhilfemaBinahmen wére, mit denen auf die festgestellten
Wettbewerbsprobleme oder Félle von Marktversagen reagiert werden soll.

(3) Gemeinsam mit dem Antrag nach Abs.2 hat die Regulierungsbehérde der Européischen
Kommission einen Maflnahmenentwurf zu libermitteln, der folgende Inhalte umfasst:
1. die genaue Angabe von Art und Ausmal} der Trennung, insbesondere die Angabe des rechtlichen
Status des getrennten Geschiftsbereichs;

2. die Angabe der Vermdgenswerte des getrennten Geschéftsbereichs sowie die von diesem
bereitzustellenden Produkte und Dienstleistungen;

3. die organisatorischen Modalititen zur Gewéhrleistung der Unabhingigkeit des Personals des
getrennten Geschiftsbereichs sowie die entsprechenden Anreize;

4. Vorschriften zur Gewéhrleistung der Einhaltung der regulatorischen Verpflichtungen;

5. Vorschriften zur Gewéhrleistung der Transparenz der betrieblichen Verfahren, insbesondere
gegeniiber den anderen Interessensgruppen;

6. ein  Uberwachungsprogramm, um die Einhaltung der Verpflichtungen sicherzustellen,
einschlieBlich der Veroffentlichung eines jéhrlichen Berichts.

(4) Die Entscheidung der Europdischen Kommission ist der Entscheidung der Regulierungsbehorde
tiber den Maflnahmenentwurf zu Grunde zu legen. Stimmt die Europdische Kommission dem Antrag zu,
hat die Regulierungsbehérde im Anschluss gemil § 87 eine koordinierte Analyse der betroffenen
relevanten Markte durchzufiihren, im Rahmen derer die bestehenden regulatorischen Verpflichtungen
gemil §§ 91 bis 96 in Abhingigkeit vom Ergebnis neu auferlegt, abgeéndert oder aufgehoben werden.

Freiwillige funktionelle Trennung

§ 100. (1) Unternehmen, die auf einem relevanten Markt oder mehreren relevanten Mérkten als
Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht festgestellt wurden, haben die Regulierungsbehorde
mindestens drei Monate im Voraus zu verstindigen, wenn sie beabsichtigen, Vermdgenswerte ihres
Ortsanschlussnetzes ganz oder zu einem groflen Teil auf eine eigene Rechtsperson mit einem anderen
Eigentiimer zu iibertragen oder einen getrennten Geschiftsbereich einzurichten, um allen Nachfragern,
einschlieBlich der eigenen im Endkundenbereich titigen Unternehmensbereiche, vollig gleichwertige
Zugangsprodukte anzubieten. Die Regulierungsbehérde ist auch iiber alle Anderungen dieser Absicht
sowie iiber das Endergebnis des Trennungsprozesses vorab zu informieren.

(2) Die Regulierungsbehorde hat gemiBl §§ 87 und 89 unter Beriicksichtigung der geplanten
Transaktion sowie der gegebenenfalls gemil § 98 angebotenen Verpflichtungen eine Analyse der
betroffenen relevanten Mairkte durchzufiihren, in deren Rahmen die bestehenden regulatorischen
Verpflichtungen gemifl §§ 91 bis 96 in Abhingigkeit vom Ergebnis neu auferlegt, abgedndert oder
aufgehoben werden.

AusschlieSlich auf der Vorleistungsebene tiitige Unternehmen

§ 101. (1) Wird ein Unternehmen, das auf keinem Endkundenmarkt fiir Kommunikationsdienste
tatig ist, gemalB §§ 87 und 89 auf einem oder mehreren Vorleistungsmirkten als Unternehmen mit
betrachtlicher Marktmacht eingestuft, hat die Regulierungsbehérde zu priifen, ob das Unternehmen
folgende Merkmale aufweist:

1. alle Unternehmen und Geschiftsbereiche innerhalb des Unternehmens, alle Unternehmen, die
von demselben Endeigentiimer kontrolliert werden, und alle Anteilseigner, die eine Kontrolle
iiber das Unternehmen ausiiben konnen, iiben keine Aktivititen auf Endkundenmérkte fiir
Kommunikationsdienste in der Europdischen Union aus;

2. das Unternehmen ist nicht verpflichtet, mit einem eigenstdndigen getrennten Unternehmen, das
sich nachgelagerten Aktivititen auf einem Endkundenmarkt fiir Kommunikationsdienste fiir
Endkunden widmet, zu arbeiten.

(2) Gelangt die Regulierungsbehorde zur Auffassung, dass die Bedingungen gemidl3 Abs. 1 erfiillt
sind, darf sie dem Unternehmen nur Verpflichtungen nach §§ 92 und 95 oder Verpflichtungen in Bezug
auf eine faire und angemessene Preisgestaltung auferlegen, wenn dies auf der Grundlage einer
Marktanalyse gerechtfertigt ist.

_ (3) Die nach Abs. 2 verpflichteten Unternehmen haben die Regulierungsbehérde umgehend iiber alle
Anderungen bei den Merkmalen nach Abs. 1 Z 1 und 2 zu informieren.

(4) Die Regulierungsbehdrde hat die nach Abs. 2 auferlegten Verpflichtungen zu iiberpriifen, wenn
sie feststellt, dass die Bedingungen nach Abs. 1 nicht mehr erfiillt sind, oder wenn sie aufgrund der



Bedingungen, die das Unternehmen anbietet, feststellt, dass Wettbewerbsprobleme zum Nachteil der
Endnutzer aufgetreten sind oder voraussichtlich auftreten werden. In diesem Fall hat die
Regulierungsbehorde ein Verfahren gemél § 89 durchzufiihren.

Migration von herkommlichen Infrastrukturen

§ 102. (1) Unternehmen, die gemdf § 87 auf einem oder mehreren relevanten Mirkten als
Unternehmen mit betréchtlicher Marktmacht eingestuft wurden, haben die Regulierungsbehdrde im
Voraus und rechtzeitig von ihrer Absicht zu informieren, Teile des Kommunikationsnetzes, hinsichtlich
derer spezifische Verpflichtungen gemil §§ 91 bis 96, 98, 99 und 101 bestehen, auler Betrieb zu nehmen
oder durch neue Infrastrukturen zu ersetzen.

(2) Die Information nach Abs. 1 hat einen transparenten Zeitplan und transparente Bedingungen
einschlieBlich einer angemessenen Kiindigungsfrist fiir den Ubergang vorzusehen. Die
Regulierungsbehorde hat die Verfiigbarkeit von Alternativprodukten mit zumindest vergleichbarer
Qualitdt, die den Zugang zu neuer Netzinfrastruktur ermdglichen, soweit dies fiir die Wahrung des
Wettbewerbs und der Rechte der Endnutzer erforderlich ist, zu ermitteln.

(3) In Bezug auf die zur AuBlerbetriebnahme oder Ersetzung vorgeschlagenen Anlagen hat die
Regulierungsbehorde auferlegte spezifische Verpflichtungen aufzuheben, wenn sie feststellt, dass das
Unternehmen nach Abs. 1

1. geeignete Voraussetzungen fiir die Migration geschaffen hat, einschlieBlich der Bereitstellung
eines alternativen Zugangsprodukts mit zumindest vergleichbarer Qualitit wie mit der
herkdmmlichen Infrastruktur, mit dem Zugangsnachfrager dieselben Endnutzer erreichen
kénnen, und

2. die Bedingungen und das Verfahren, die der Regulierungsbehdrde gemif3 Abs. 1 und 2 mitgeteilt
wurden, eingehalten hat.

(4) Vor einer allfalligen Aufhebung von spezifischen Verpflichtungen sind die Verfahren gemél
§§ 206 und 207 durchzufiihren.

Regulierungsmafinahmen in Bezug auf Dienste fiir Endnutzer

§ 103. (1) Die Regulierungsbehorde hat Unternechmen mit betrachtlicher Marktmacht auf einem
Endkundenmarkt spezifische Verpflichtungen nach Abs.2 oder 3 aufzuerlegen, wenn die
Regulierungsbehorde in Verfahren gemidfl §§ 87 und 89 festgestellt hat, dass auf einem relevanten
Endkundenmarkt kein Wettbewerb herrscht und spezifische Verpflichtungen nach §§ 91 bis 96 nicht zur
Erreichung der in § 1 vorgegebenen Ziele fithren wiirden.

(2) Spezifische Verpflichtungen nach Abs. 1 kdnnen insbesondere beinhalten, dass es dieses
Unternechmen unterlasst,

1. iiberhohte Preise zu verlangen,

2. den Eintritt neuer Marktteilnehmer zu behindern,

3. Kampfpreise anzuwenden,

4. bestimmte Endnutzer unangemessen zu bevorzugen oder
5. Dienste ungerechtfertigt zu biindeln.

(3) Spezifische Verpflichtungen nach Abs. 1 koénnen auch beinhalten, dass die Regulierungsbehorde
diesem Unternehmen geeignete Mafnahmen zur Einhaltung von Obergrenzen bei Endnutzerpreisen oder
zur Kontrolle von Einzeltarifen im Hinblick auf kostenorientierte Entgelte oder im Hinblick auf Preise
von vergleichbaren Mérkten auferlegt.

(4) Unternehmen, denen spezifische Verpflichtungen nach Abs. 1 bis 3 auferlegt werden, haben
hierzu Kostenrechnungssysteme einzusetzen, deren Format und anzuwendende Berechnungsmethode von
der Regulierungsbehorde festgelegt werden konnen. Die Einhaltung des Kostenrechnungssystems ist
durch die Regulierungsbehorde oder eine von ihr beauftragte qualifizierte unabhingige Stelle zu
iiberpriifen. Die Regulierungsbehorde hat sicher zu stellen, dass einmal jéhrlich eine Erklarung
hinsichtlich der Ubereinstimmung mit diesen Vorschriften verdffentlicht wird.

Weitergehende Verpflichtungen

§ 104. Die Regulierungsbehorde kann bei Vorliegen auBBergewohnlicher Umstédnde Unternehmen mit
betrachtlicher Marktmacht andere als die in den §§ 91 bis 96, 98 und 99 festgelegten Verpflichtungen in
Bezug auf Zugang auferlegen. Diesfalls hat die Regulierungsbehérde bei der Europdischen Kommission
einen entsprechenden Antrag zu stellen. Die Entscheidung der Europdischen Kommission ist der
Entscheidung der Regulierungsbehorde zugrunde zu legen.



Zusammenschaltung

§ 105. (1) Jeder Betreiber eines Offentlichen Kommunikationsnetzes ist verpflichtet, anderen
Betreibern solcher Netze auf Nachfrage ein Angebot auf Zusammenschaltung zu legen. Alle Beteiligten
haben hierbei das Ziel anzustreben, im Wege einer Vereinbarung die Kommunikation der Nutzer
verschiedener 6ffentlicher Kommunikationsnetze untereinander, den Zugang zu den von einem anderen
Unternehmen angebotenen Diensten sowie die Interoperabilitit von Diensten zu ermdglichen und zu
verbessern.

(2) Bei der Gewidhrung des Zugangs oder der Zusammenschaltung sind unter vergleichbaren
Umstinden gleichwertige Bedingungen vorzusehen.

(3) Die Regulierungsbehorde hat die Verhandlungen nach Abs. 1, wenn es die Wettbewerbssituation
erfordert und von zumindest einem Verhandlungspartner begehrt wird, zu unterstiitzen.

(4) Informationen, die Betreiber im Zuge von Verhandlungen iiber den Netzzugang von anderen
Betreibern erhalten, diirfen diese nur fiir den Zweck nutzen, fiir den sie die Daten erhalten haben. Die
Betreiber haben dabei stets die Vertraulichkeit der iibermittelten Information zu wahren, und diirfen diese
nicht an Dritte, insbesondere andere Abteilungen, Tochterunternechmen oder Geschiftspartner, fiir die
diese Informationen einen Wettbewerbsvorteil darstellen konnten, weitergeben; es sei denn, es besteht
eine anderslautende Vereinbarung zwischen den Betreibern.

(5) Vereinbarungen iiber Netzzugang sind der Regulierungsbehorde auf deren begriindetes
Verlangen vorzulegen.

9. Abschnitt
Universaldienst

Umfang und Inhalt des Universaldienstes

§ 106. (1) Der Universaldienst ist ein Mindestangebot an 6ffentlichen Kommunikationsdiensten zu
erschwinglichen Preisen, das die uneingeschrinkte soziale und wirtschaftliche Teilhabe in der
Gesellschaft gewidhrleistet. Der Universaldienst umfasst den Zugang zu einem Internetzugangsdienst mit
angemessener Bandbreite und zu Sprachkommunikationsdiensten an einem festen Standort, unabhingig
ob leitungsgebunden oder drahtlos erbracht. Auf Wunsch des Endnutzers ist der Anschluss auf einen
reinen Sprachkommunikationsdienst zu beschrianken.

(2) Der Universaldienst kann von Endnutzern in Anspruch genommen werden, bei denen es sich um
Verbraucher, Kleinst- und Kleinunternehmen handelt.

(3) Die fiir den Universaldienst zur Verfiigung stehende Bandbreite muss zumindest die Nutzung der
im Anhang V der Richtlinie (EU) 2018/1972 angefiihrten Dienste ermdglichen.

(4) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann durch Verordnung eine
ndhere Préazisierung dieser Bandbreite vornehmen, soweit dies erforderlich ist, um die uneingeschriankte
soziale und wirtschaftliche Teilhabe in der Gesellschaft zu gewdhrleisten. Sie hat dabei das
Nutzungsverhalten der Mehrzahl der Endnutzer zu berticksichtigen. Sie kann sich dabei der Unterstiitzung
der Regulierungsbehdrde bedienen und die laufenden Analysen zur Entwicklung des Internetzugangs, wie
sie durch die Regulierungsbehorde und GEREK angestellt werden, in ihre Uberlegungen einbezichen.

Verfiigbarkeit des Universaldienstes

§ 107. (1) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat mit Unterstiitzung
der Regulierungsbehorde jedenfalls alle fiinf Jahre zu priifen, ob die Universaldienstleistungen vom
Markt im Wettbewerb erbracht werden. Ist dies der Fall, sind allfdllig bisher zur Erbringung der
Universaldienstleistung Verpflichtete mit Bescheid von dieser Verpflichtung zu entbinden. Soweit dies
nicht der Fall ist, ist die betreffende Universaldienstleistung offentlich auszuschreiben und nach den
Verfahrensvorschriften iiber die Vergabe von Leistungen mit Bescheid zu vergeben. Sie kann sich dabei
der Regulierungsbehdrde bedienen. Die Ausschreibung kann nach sachlichen oder regionalen
Gesichtspunkten getrennt erfolgen. Ziel der Ausschreibung ist es, jene Anbieter zu ermitteln, die die
durch die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen wund Tourismus spezifizierten
Universaldienstleistungen mit dem geringsten Zuschussbedarf aus Mitteln des Universaldienstfonds
erbringen. Dem Erbringer der Universaldienstleistung gebiihrt ein Ersatz in Hohe des im Angebot
bekannt gegebenen Zuschussbedarfs nach Maf3gabe des § 109 Abs. 1.

(2) Wird im Zuge der Ausschreibung mehr als ein Anbieter mit der Erbringung sachlich oder
regional differenzierter Leistungen des Universaldienstes beauftragt, ist darauf Bedacht zu nehmen, dass
insgesamt ein moglichst geringer Betrag an Zuschussbedarf zu leisten ist. Ein durch Ausschreibung



verpflichteter Anbieter unterliegt so lange dieser Verpflichtung, bis die Verpflichtung zur Erbringung des
Universaldienstes einem anderen auferlegt ist oder eine bescheidméBige Entbindung erfolgt.

(3) Eine Ausschreibung nach Abs. 1 kann entfallen, wenn vor dem Hintergrund einer effizienten
Leistungserbringung des Universaldienstes lediglich ein Anbieter die betrieblichen Voraussetzungen fiir
die Erbringung der Universaldienstleistung erfiillt. Eine Ausschreibung nach Abs. 1 ist vorzeitig zu
beenden, wenn innerhalb der Ausschreibungsfrist kein Angebot zur Erbringung der ausgeschriebenen
Leistung gelegt worden ist. In diesen Féllen hat die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus den geeignetsten Anbieter dazu zu verpflichten, diese Leistung nach Mallgabe der in diesem
Bundesgesetz sowie in den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen und in den
Ausschreibungsbedingungen festgelegten Bedingungen zu erbringen. Es ist dabei darauf Bedacht zu
nehmen, dass die anfallenden Nettokosten nach den Bestimmungen des § 109 moglichst gering sind.

(4) Die Ausschreibung ist zumindest im ,,Amtsblatt zur Wiener Zeitung® unter Setzung einer
angemessenen Bewerbungsfrist und Angabe des zu versorgenden Gebietes sowie der Art der zu
erbringenden Leistung zu verdffentlichen.

(5) Wenn auf konkrete Nachfrage eines Endnutzers an einem bestimmten Standort kein Anbieter
Leistungen gemdlB § 106 Abs. 1 erbringt, hat die Regulierungsbehorde die nachstgelegenen drei Anbieter,
die nach den vorhandenen Daten gemd §80 und §84 an dem nachgefragten Standort
Internetzugangsdienste oder Sprachkommunikationsdienste erbringen, einzuladen, innerhalb einer Frist
von drei Wochen Angebote zur Erbringung dieser Leistungen am nachgefragten Standort zu legen. Die
Einladung ist auf der Website der Regulierungsbehorde zu verdffentlichen. Jeder Anbieter ist berechtigt,
ein Angebot zu legen. Die Regulierungsbehdrde hat jenen Anbieter mit Bescheid zur Erbringung des
Universaldienstes zu beauftragen, der die Leistungen mit dem geringsten Zuschussbedarf anbietet.

(6) Legt kein Anbieter ein Angebot nach Abs. 5, ist jener Anbieter zu verpflichten, der nach diesem
Bundesgesetz oder der bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgeseztes geltenden Rechtslage zuletzt mit der
Erbringung des Universaldienstes beauftragt war. Diesem sind auf Antrag die durch die Verpflichtung
entstandenen Nettokosten nach den Bestimmungen der §§ 109 und 110 abzugelten.

(7) Die fiir einen Bescheid nach dieser Bestimmung zustindige Behdrde hat die Europiische
Kommission iiber jede Verpflichtung eines Anbieters zu Leistungen des Universaldienstes unverziiglich
schriftlich zu informieren.

Erschwinglichkeit

§ 108. (1) Die Regulierungsbehorde hat die Entwicklung und Hohe der Endnutzerpreise fiir die in
§ 106 Abs. 1genannten Dienste sowie das Angebot an entbiindelten Diensten im Sinne des Abs. 3 zu
iiberwachen. Dabei hat sie insbesondere zu beriicksichtigen:

1. das Verhiltnis zu nationalen Preisen und Einkommen,

2. die Anforderungen von Endnutzern mit sozialen Bediirfnissen und geringem Einkommen, wobei
nutzbare Zuschussleistungen zu beriicksichtigen sind.

(2) Stellt die Regulierungsbehorde fest, dass die Endkundenpreise fiir die in § 106 Abs. 1 genannten
Dienste nicht mehr erschwinglich sind, hat sie Anbieter solcher Dienste zu verpflichten, erschwingliche
Produkte anzubieten, die dem Universaldienst entsprechen. Dabei kann sie Preise flir bestimmte
Endnutzerkreise festlegen, die von unter normalen wirtschaftlichen Gegebenheiten gemachten Angeboten
abweichen und sie kann einheitliche nationale Tarife vorschreiben. Werden Anbieter nach dieser
Bestimmung verpflichtet, hat die Regulierungsbehdérde unverziiglich die Europdische Kommission
dartiber schriftlich zu informieren.

(3) Stellt die Regulierungsbehorde fest, dass auf Grund der Biindelung von Produkten Endnutzern
Kosten fiir Einrichtungen oder Dienste auferlegt werden, die nicht notwendig oder fiir den betreffenden
Dienst nicht erforderlich sind, kann die Regulierungsbehérde mit Bescheid Anbieter verpflichten,
Leistungen des Universaldienstes entbiindelt anzubieten.

(4) Stellt die Regulierungsbehorde fest, dass am Markt keine ausreichenden Moglichkeiten zur
Bezahlung des Zugangs zum Kommunikationsnetz und zur Nutzung der vom Universaldienst umfassten
Kommunikationsdienste auf Vorauszahlungsbasis bestehen, kann sie mit Bescheid Anbieter zur
Bezahlmoglichkeit von Leistungen des Universaldienstes auf Vorauszahlungsbasis verpflichten. Ebenso
kann die Regulierungsbehdrde mittels Bescheid die Bezahlmoglichkeit des Zugangs zum
Kommunikationsnetz in Raten anordnen.

(5) Eine Verpflichtung nach Abs.2 bis Abs.4 ist nur jenen Anbietern aufzuerlegen, die zur
Entrichtung des Finanzierungsbeitrags gemifl § 34a KOG verpflichtet sind. Anbieter unter dieser
Umsatzgrenze konnen ebenfalls verpflichtet werden, soweit sie ihr Interesse gegeniiber der



Regulierungsbehorde ausdriicklich, unwiderruflich und schriftlich bekunden. Fiir diesen Zweck hat die
Regulierungsbehorde iiber geplante Mafinahmen im Sinne des Abs. 2 bis Abs. 4 zumindest iiber eine
Zeitspanne von vier Wochen auf ihrer Website zu informieren.

Kosten fiir den Universaldienst

§ 109. (1) Die nachweislich aufgelaufenen Kosten des Universaldienstes in den Fillen des § 107
Abs. 3 und Abs. 6, die trotz wirtschaftlicher und kosteneffizienter Betriebsfithrung nicht hereingebracht
werden konnen, sind auf Antrag nach Mal3gabe der Abs. 2 bis 4 abzugelten. In allen anderen Fillen ist der
Zuschussbedarf des die Ausschreibung gewinnenden Anbieters unverdndert als Basis eines beantragten
Universaldienstausgleichs heranzuziehen. Der Antrag ist einmalig fiir ein gesamtes Geschiftsjahr bei
sonstigem Verlust des Anspruches auf Ausgleich binnen einem Jahr ab Ablauf desselben durch den
verpflichteten Anbieter bei der Regulierungsbehdrde zu stellen.

(2) Die Regulierungsbehorde legt der Berechnung die Nettokosten zugrunde, die

1. den Bestandteilen der Kommunikationsdienste, die nur mit Verlust oder in einer Kostensituation
auBlerhalb normaler wirtschaftlicher Standards erbracht werden kdnnen, und

2. denjenigen Endnutzern, die nur mit Verlust oder in einer Kostensituation auflerhalb normaler
wirtschaftlicher Standards bedient werden kdnnen, zurechenbar sind, und beriicksichtigt den dem
verpflichteten Anbieter entstehenden Marktvorteil einschlieflich der immateriellen Vorteile
sowie Lebenszykluseffekte.

(3) Im Verfahren betreffend die Festsetzung der Hohe des Ausgleichs bilden die zur Entrichtung
einer Universaldienstleistungsabgabe Verpflichteten eine Verfahrensgemeinschaft.

(4) Der Regulierungsbehdrde sind vom verpflichteten Anbieter bei Antragstellung geeignete
Unterlagen vorzulegen, die es ihr ermdglichen, die Angaben hinsichtlich der geltend gemachten Kosten
zu iiberpriifen. Sie kann zu diesem Zweck selbst oder durch einen von ihr beauftragten Wirtschaftspriifer
Einschau in die Biicher und Aufzeichnungen vornehmen, Vergleiche mit anderen Betreibern anstellen
sowie sonstige zielfiihrende und dem Grundsatz der VerhidltnismiBigkeit entsprechende Maflnahmen
ergreifen. In begriindeten Féllen kann die Regulierungsbehdrde auch einen geringeren Betrag als den
beantragten festsetzen. Die Ergebnisse der Uberpriifung sind von der Regulierungsbehorde zu
verdffentlichen.

Universaldienstfonds

§ 110. (1) Die Regulierungsbehorde hat bei Bedarf einen Universaldienstfonds einzurichten und zu
verwalten. Der Fonds dient der Finanzierung des im Rahmen von Ausschreibungsverfahren festgestellten
Zuschussbedarfs oder eines nach § 109 Abs. 2 festgestellten Kostenersatzes. Uber die Titigkeiten und
Leistungen des Universaldienstfonds ist jéhrlich ein Geschéftsbericht zu verdffentlichen, in dem der
Zuschussbedarf, der Kostenersatz und die auf die einzelnen Beitragspflichtigen entfallenden Anteile
dargelegt werden.

(2) Anbieter mit einem Jahresumsatz im Bundesgebiet von mehr als € 5 000 000 aus dieser Tétigkeit
haben, mit Ausnahme von Anbietern im Sinne des § 4 Z 8, nach dem Verhiltnis ihrer Anteile am
Gesamtumsatz aus Kommunikationsdiensten im Bundesgebiet zu 70 % an der Finanzierung des
Universaldienstfonds und zur Finanzierung der Fondsverwaltung beizutragen. Anbieter im Sinne des § 4
Z 8 mit mehr als 350 000 Endnutzern im Bundesgebiet tragen zu 30 % an der Finanzierung des
Universaldienstfonds und zur Finanzierung der Fondsverwaltung im Verhdltnis ihrer Anzahl an
Endnutzern im Bundesgebiet bei.

(3) Nach Beendigung des Verfahrens gemifl Abs. 1 setzt die Regulierungsbehdrde die Anteile der zu
diesem Ausgleich Beitragenden fest und teilt dies den Betroffenen mit. Bei der Berechnung der Hohe der
Anteile nimmt die Regulierungsbehorde darauf Bedacht, dass die moglichst geringe Verzerrung des
Wettbewerbs und der Nutzernachfrage auftreten.

(4) Die zum Ausgleich nach § 109 Abs. 1 beitragenden Anbieter sind verpflichtet, die von der
Regulierungsbehorde festgesetzten, auf sie entfallenden Anteile innerhalb von drei Monaten an die
Regulierungsbehorde zu entrichten. Die Frist beginnt mit dem Tag des Zugangs der in Abs. 3 genannten
Mitteilung.

(5) Ist ein zum Beitrag Verpflichteter mit der Zahlung mehr als vier Wochen im Riickstand, erlésst
die Regulierungsbehdrde einen Bescheid iiber die riickstdndigen Beitrage und treibt diese ein.



10. Abschnitt
Adressierung und Notrufe

Ziele

§ 111. Ziel dieses Abschnittes ist die effiziente Strukturierung und Verwaltung der Gesamtheit aller
Kommunikationsparameter, um den Anforderungen von Endnutzern, Anbietern und Betreibern in offener,
objektiver, transparenter, verhdltnismaBiger und nichtdiskriminierender Weise zu entsprechen.

Plan fiir Kommunikationsparameter

§ 112. (1) Die Regulierungsbehérde hat mit Verordnung einen Plan im Sinne des § 111 fiir
Kommunikationsparameter, wie auch Notrufnummern einschlieBlich auf européischer Ebene festgelegte
Nummern wie die Notrufnummer 112 und die Hotline fiir vermisste Kinder unter der Rufnummer 116000
zu erlassen, in welchem auch die Voraussetzungen fiir die Zuteilung von Kommunikationsparametern
festzulegen sind. Der Plan fiir Kommunikationsparameter kann aus Teilpldnen bestehen.

(2) In dieser Verordnung kénnen auch

1. Verhaltensvorschriften, die bei der Nutzung von Kommunikationsparametern zu befolgen sind
und Regelungen enthalten sein, die die Weitergabe untergeordneter Elemente sowie die
Zuweisung an Nutzer konkretisieren;

2. Zeitpunkt und Fristen, binnen derer Umstellungen bereits belegter und nicht den Erfordernissen
des Plans entsprechender Kommunikationsparametern vorzunehmen sind, festgelegt werden.

(3) Bei der Erstellung dieses Plans ist insbesondere auf die relevanten internationalen Vorschriften,
auf die Entwicklung von neuen nationalen und internationalen Diensten sowie auf die Verfiigbarkeit einer
ausreichenden Anzahl von Kommunikationsparametern Bedacht zu nehmen.

(4) Anbieter und Betreiber sind zur Mitwirkung an der Umsetzung der Pldne verpflichtet.
Planinderungen

§ 113. (1) Die Regulierungsbehorde hat

. zur Sicherheit des 6ffentlichen Kommunikationsverkehrs,

. im Interesse der Offentlichkeit und Gesamtheit der Nutzer,

. zur Anpassung an Markterfordernisse,

. aus technischen oder betrieblichen Belangen,

.zur Anpassung an auf Grund internationaler Gegebenheiten gednderter Nutzungen oder
Empfehlungen, sowie

6. zur Sicherstellung der effizienten Nutzung von Kommunikationsparametern dem Stand der
Technik entsprechend Anderungen vorzunehmen.

Die betroffenen Zuteilungsinhaber sind von der Regulierungsbehdrde zu informieren.
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(2) Plandnderungen sind nur in objektiv gerechtfertigten Féllen und unter Wahrung der
VerhéltnismaBigkeit zuldssig. Dabei sind die Auswirkungen auf die Betroffenen, insbesondere die
entstehenden direkten und indirekten Umstellungskosten, zu beriicksichtigen. Sollten durch
Planinderungen bestehende Zuteilungen betroffen sein oder widerrufen werden, so ist unter moglichster
Schonung der wirtschaftlichen und betrieblichen Interessen des Zuteilungsinhabers vorzugehen.

(3) Zuteilungsinhaber bestehender Zuteilungen haben den im Plan vorgesehenen Anderungen in
angemessener Frist auf ihre Kosten nachzukommen. Eine derartige Verfligung begriindet keinen
Anspruch auf Entschiadigung. Anspriiche nach dem Amtshaftungsgesetz bleiben davon unberiihrt.

Zustindigkeit zur Zuteilung von Kommunikationsparametern, Verfahren

§ 114. (1) Die Regulierungsbehorde ist zustindig fiir die effiziente Verwaltung des Plans,
insbesondere fiir die Erfassung der Nutzung und fiir die Zuteilung von Kommunikationsparametern an
Endnutzer sowie Anbieter und Betreiber. Anbietern und Betreibern kann das Recht gewdhrt werden,
untergeordnete Elemente an einen anderen Anbieter oder Betreiber weiterzugeben oder einem Nutzer fiir
die Erbringung eines Kommunikationsdienstes zuzuweisen.

(2) Anbieter und Betreiber, denen geméf Abs. 1 das Recht gewéhrt wurde, untergeordnete Elemente
weiterzugeben, sind verpflichtet, sich gegeniiber anderen Anbietern und Betreibern hinsichtlich der
Nummernfolgen fiir den Zugang zu ihren Diensten nichtdiskriminierend zu verhalten.

(3) Die Regulierungsbehorde hat tiber Antrag Kommunikationsparameter an Endnutzer, Anbieter
und Betreiber zur Nutzung zuzuteilen. Die Regulierungsbehdrde hat dariiber ohne unndtigen Aufschub,



spétestens jedoch innerhalb von drei Wochen nach Einlangen des vollstdndigen Antrages zu entscheiden.
Die Entscheidung ist zu verdffentlichen.

(4) Bescheide gemall Abs. 3 konnen folgende Nebenbestimmungen enthalten:

1. Angabe des Dienstes, fiir den der Kommunikationsparameter genutzt werden darf,

2.eine nach Art und Bedeutung des zugeteilten Kommunikationsparameters angemessene
Befristung,

3. Nebenbestimmungen, die erforderlich sind, um eine effektive und effiziente Nutzung des
Kommunikationsparameters sicherzustellen, insbesondere die Verpflichtung iiber die Mitteilung
der tatsdchlichen Nutzung,

4. Verpflichtungen, die zur Einhaltung einschldgiger internationaler Vereinbarungen iiber die
Nutzung von Kommunikationsparametern erforderlich sind.

(5) Nutzungsrechte sind nicht frei iibertragbar. Uber Antrag des Zuteilungsinhabers ist das
Nutzungsrecht von der Regulierungsbehorde in einem Verfahren gemi3 Abs. 3 auf einen anderen
Endnutzer, Anbieter oder Betreiber zu iibertragen. Davon ausgenommen sind:

1. Fille der Nummerniibertragung gemiB § 119, wobei die Ubertragung des Nutzungsrechts durch
Anzeige der Nummerniibertragung durch den aufnehmenden Anbieter bei der
Regulierungsbehorde zu erfolgen hat;

2. Fille der Riickiibertragung gemiB § 119 Abs. 5, wobei die Ubertragung des Nutzungsrechts
durch Anzeige der Riickiibertragung durch den abgebenden Anbieter zu erfolgen hat;

3. Fille der Weitergabe sowie deren Beendigung gemiB Abs. 1, wobei die Ubertragung des
Nutzungsrechts durch Anzeige der Weitergabe oder deren Beendigung durch den abgebenden
Anbieter bei der Regulierungsbehérde zu erfolgen hat.

Die Regulierungsbehdrde kann die aktuellen Inhaber der Nutzungsrechte verdffentlichen, sofern dieser
Veroffentlichung keine wettbewerbsrechtlichen Bedenken entgegenstehen.

(6) Der gemiB Abs. 5 anzeigepflichtige Anbieter hat diese Anzeige innerhalb von 2 Wochen bei der
Regulierungsbehdrde vorzunehmen. Sofern die im Plan angefihrten Verhaltensvorschriften vom
aufnehmenden Anbieter nicht erfiillt werden kénnen, hat die Regulierungsbehoérde diese Ubertragung zu
untersagen.

(7) Die Regulierungsbehdrde kann durch Verordnung die ndheren Bestimmungen betreffend die
Erfassung und Zurverfiigungstellung von Daten im Zusammenhang mit der Zuteilung und Nutzung von
Nummern in einer zentralen Datenbank festlegen. Dabei ist insbesondere auf die Anzeigeverpflichtungen
gemal Abs. 5 sowie die Erfassung des fiir die Erreichbarkeit des jeweiligen Endnutzers verantwortlichen
Betreibers und Anbieters Bedacht zu nehmen.

Nutzung

§ 115. (1) Aus der Zuteilung von Kommunikationsparametern kann kein Recht auf bestimmte
Kommunikationsparameter erwachsen. Es wird ausschlieBlich das Recht zur Nutzung von
Kommunikationsparametern eingerdumt.

(2) Kommunikationsparameter, flir die kein ordnungsgeméfes Nutzungsrecht besteht, diirfen nicht
verwendet werden.

Nutzungsentgelte

§ 116. (1) Fiir jeden Kommunikationsparameter ist ein Nutzungsentgelt zu entrichten. Die Hohe des
Nutzungsentgeltes kann von der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus durch
Verordnung festgelegt werden. Dabei ist insbesondere auf den zur Erreichung der genannten Ziele
verbundenen Personal- und Sachaufwand, auf den wirtschaftlichen Nutzen durch die Zuteilung und auf
die optimale Nutzung der Kommunikationsparameter Bedacht zu nehmen.

(2) Abs. 1 gilt auch fiir jene Fille, in denen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes
Kommunikationsparameter genutzt oder vorritig gehalten werden.

Erléschen der Zuteilung
§ 117. (1) Die Zuteilung erlischt durch
1. Ablauf der Zeit, fiir die sie erteilt wurde;
2. Verzicht des Zuteilungsinhabers;
3. Widerruf;

4. Tod oder Erloschen der Rechtspersonlichkeit des Zuteilungsinhabers, nicht jedoch in Féllen
gesellschaftsrechtlicher Gesamtrechtsnachfolge.



(2) Der Widerruf ist durch die Regulierungsbehorde auszusprechen, wenn
1. eine der Voraussetzungen fiir die Zuteilung nicht mehr gegeben ist;
2. dies auf Grund von internationalen Vorgaben notwendig ist;
3. der Inhaber des Nutzungsrechts gegen ecine Bestimmung dieses Abschnittes, gegen eine auf

Grund von §§ 112, 114 Abs. 7 oder § 131 erlassene Verordnung oder gegen die auf Grund der
Zuteilung zu erfiillenden Nebenbestimmungen grob oder wiederholt verstoen hat.

(3) Im Verfahren gemil Abs.2 Z 3 ist § 184 sinngemél anzuwenden. Der Widerruf begriindet
keinen Anspruch auf Entschddigung.

(4) Die Verzichtserklarung hat schriftlich bei der Regulierungsbehdrde zu erfolgen.
Wechsel des Anbieters von Internetzugangsdiensten

§ 118. (1) Bei einem Wechsel zwischen Anbietern von Internetzugangsdiensten auf derselben
Infrastruktur haben die Anbieter dem Endnutzer vor und wihrend des Wechsels ausreichende
Informationen zur Verfiigung zu stellen und die Kontinuitdt des Internetzugangsdienstes zu
gewihrleisten, sofern dies technisch machbar ist.

(2) Der Anbieterwechsel hat unter der Leitung des neuen Anbieters zu erfolgen, wobei der neue und
der bestchende Anbieter nach Treu und Glauben zusammenzuarbeiten haben. Sie diirfen den
Anbieterwechsel weder verzogern noch missbrauchen und diesen nicht ohne die ausdriickliche
Zustimmung des Endnutzers durchfithren. Der Vertrag zwischen dem Endnutzer und dem bestehenden
Anbieter endet automatisch nach Abschluss des Wechsels.

(3) Der neue Anbieter hat sicherzustellen, dass die Aktivierung des Internetzugangsdienstes am mit
dem Endnutzer ausdriicklich vereinbarten Tag und innerhalb des mit dem Endnutzer ausdriicklich
vereinbarten Zeitrahmens so schnell wie moglich erfolgt. Der Dienst darf wihrend des Wechsels nicht
langer als einen Arbeitstag unterbrochen werden. Bis der neue Anbieter seinen Dienst aktiviert, hat der
bestehende Anbieter seinen Internetzugangsdienst weiterhin zu den bisherigen Bedingungen
bereitzustellen.

(4) Die Regulierungsbehdrde kann durch Verordnung die ndheren Bestimmungen betreffend den
Anbieterwechsel festlegen. Dabei ist die technische Machbarkeit und die Notwendigkeit, den Endnutzern
die Kontinuitdt der Dienstleistung zu gewahrleisten, zu beriicksichtigen. Die Regulierungsbehorde hat
dariiber hinaus geeignete MaBnahmen zu ergreifen, damit Endnutzer wihrend des gesamten
Wechselvorgangs angemessen informiert sowie geschiitzt sind und nicht ohne ihre Zustimmung auf einen
anderen Anbieter umgestellt werden. § 119 Abs. 7 gilt entsprechend.

Nummerniibertragbarkeit

§ 119. (1) Anbieter offentlicher Sprachkommunikationsdienste haben sicherzustellen, dass den
Endnutzern mit Nummern aus dem nationalen Nummerierungsplan die Moglichkeit des Wechsels des
Anbieters unter Beibehaltung der Nummern ohne Anderung der fiir den betreffenden Nummernbereich
spezifischen Nutzungsart und bei geografisch gebundenen Nummern die Mdoglichkeit des Wechsels des
Standortes innerhalb des fiir den Nummernbereich festgelegten geografischen Gebietes eingerdaumt wird.

(2) Die Nummerniibertragung hat unter der Leitung des aufnehmenden Anbieters nach Abs. 1 zu
erfolgen, wobei der aufnehmende und der abgebende Anbieter nach Treu und Glauben
zusammenzuarbeiten haben. Sie diirfen die Nummerniibertragung weder verzégern noch missbrauchen
und diese nicht ohne die ausdriickliche zumindest in elektronischer Form erteilte Zustimmung des
Endnutzers durchfithren. Der Vertrag zwischen dem Endnutzer und dem abgebenden Anbieter endet
automatisch mit erfolgreichem Abschluss der Nummerniibertragung, es sei denn, der Endnutzer verlangt
ausdriicklich eine Fortsetzung des Vertragsverhéltnisses.

(3) Die Ubertragung von Nummern und deren anschlieBende Aktivierung hat jeweils so schnell wie
moglich und soweit technisch mdglich am mit dem Endnutzer ausdriicklich vereinbarten Tag zu erfolgen.
Dabei ist Folgendes zu beachten:

1. Fir Endnutzer, die eine Vereinbarung iiber eine Nummerniibertragung auf einen neuen Anbieter
geschlossen haben, ist die Nummer in jedem Fall innerhalb eines Arbeitstags nach dem Tag der
mit dem Endnutzer getroffenen Vereinbarung zu aktivieren.

2. Wenn die Ubertragung nicht erfolgreich durchgefiihrt werden konnte, hat der abgebende
Anbieter die Nummer und zusammenhdngenden Dienste des Endnutzers zu reaktivieren, bis die
Ubertragung erfolgreich ist.

3. Der abgebende Anbieter hat seine Dienste zu den gleichen Bedingungen bereitzustellen, bis die
Dienste des aufnehmenden Anbieters aktiviert sind.



4. In keinem Falle darf der Dienst wihrend der Ubertragung von Nummern linger als einen
Arbeitstag unterbrochen werden. Die Betreiber der Zugangsnetze oder -einrichtungen, die von
dem abgebenden oder dem aufnehmenden Anbieter oder von beiden verwendet werden, haben
dafiir zu sorgen, dass es keine Unterbrechung des Dienstes gibt, die zu einer Verzégerung des
Wechsels oder der Ubertragung fiihren wiirde.

(4) Die Nummerniibertragung ist auch dann durchzufiihren, wenn sie innerhalb von einem Monat
nach Vertragsende beim aufnehmenden Anbieter beantragt wurde, es sei denn, der Endnutzer verzichtet
ausdriicklich auf dieses Recht.

(5) Endet das Vertragsverhéltnis betreffend eine Nummer zwischen einem Endnutzer und einem
Anbieter und stellt der Endnutzer keinen Antrag auf Ubertragung der Nummer und gibt es keinen Antrag
auf Ubertragung des Anschlusses an einen anderen Endnutzer, hat der Anbieter die Nummer innerhalb
von einem Monat nach Ablauf der Frist gemél Abs. 4 riickzuiibertragen. Die Riickiibertragung hat an
denjenigen Anbieter zu erfolgen, welchem diese Nummer urspriinglich zugeteilt worden ist oder welchem
der dazugehdrige Nummernblock zwischenzeitlich iibertragen wurde. Andernfalls erfolgt die
Riickiibertragung an die Regulierungsbehorde.

(6) Die Regulierungsbehdrde kann durch Verordnung die ndheren Bestimmungen betreffend die
Ubertragung von Nummern festlegen. Dabei sind die technische Machbarkeit und die Notwendigkeit,
dem Endnutzer die Kontinuitit der Dienstleistung zu gewdhrleisten, zu berlicksichtigen sowie
Einzelheiten fiir den Anbieterwechsel und die Ubertragung von Nummern festzulegen.. Dazu gehért, falls
technisch machbar, auch eine Auflage, die Ubertragung iiber Luftschnittstellen durchzufiihren, sofern der
Endnutzer nichts Anderes beantragt. Die Regulierungsbehdrde hat dariiber hinaus geeignete Maflnahmen
zu ergreifen, damit Endnutzer wihrend des gesamten Wechsel- und Ubertragungsvorgangs angemessen
informiert und geschiitzt sind und nicht ohne ihre Zustimmung auf einen anderen Anbieter umgestellt
werden.

(7) Die Regulierungsbehorde kann mit Verordnung Vorschriften iiber die unkomplizierte und
zeitnahe Entschddigung der Endnutzer durch ihre Anbieter fiir den Fall festlegen, dass ein Anbieter die
Verpflichtungen nach dieser Bestimmung nicht einhdlt, insbesondere durch Verzogerung oder
Missbrauch bei Ubertragung sowie im Falle von versiumten Kundendienst- und Installationsterminen.
Soweit dies zur Information von Endnutzern iiber das Bestehen der Rechte auf Entschddigung
erforderlich ist, hat die Regulierungsbehdrde durch Verordnung weitere Informationsplichten fiir Vertrige
nach § 129 festzulegen.

_ (8) Fir die Dauer eines Verfahrens nach § 117 Abs. 2 Z 3 steht dem Endnutzer das Recht auf eine
Ubertragung der von ihm genutzten Nummer nicht zu, soweit diese Nummer ein anhingiger
Verfahrensgegenstand ist.

Entgeltanspriiche bei der Nummerniibertragung

§ 120. Anbieter haben die Hohe der aus Anlass einer Nummerniibertragung entstehenden
Entgeltanspriiche kostenorientiert zu vereinbaren. Vom portierenden Endnutzer darf fiir die Ubertragung
der Nummer kein Entgelt verlangt werden. Bei vorausbezahlten Diensten hat der abgebende Anbieter
dem Endnutzer auf Anfrage das Restguthaben zu erstatten. Fiir die Erstattung darf nur dann ein Entgelt
berechnet werden, wenn dies im Vertrag festgelegt ist. Etwaige Entgelte miissen in einem angemessenen
Verhiltnis zu den tatsdchlichen Kosten stehen, die dem abgebenden Anbieter im Zusammenhang mit der
Erstattung entstehen.

Mafinahmen gegen Nummernmissbrauch

§ 121. (1) Die Regulierungsbehorde hat als Meldestelle zu fungieren. Endnutzer und Anbieter
konnen dieser Sachverhalte im Zusammenhang mit Nummernmissbrauch bekanntgeben. Die
Regulierungsbehorde hat die einlangenden Meldungen je nach deren inhaltlicher Bewertung an die
zustdndigen Strafverfolgungs- oder Verwaltungsstrafbehdrden weiterzuleiten sowie die sich daraus
ergebenden Erkenntnisse und Empfehlungen zeitnahe der Offentlichkeit zur Verfiigung zu stellen.

(2) Im Falle eines erheblichen Nummernmissbrauchs kann die Regulierungsbehérde Mafinahmen
nach Abs. 3 und 4 ergreifen. Unter einem erheblichen Nummernmissbrauch sind alle Verhaltensweisen zu
verstehen, die in groBerem Umfang wiederholt gesetzt werden und die kumuliert einen ungerechtfertigten
und nicht geringfiigigen Eingriff in die Privatsphére oder Vermdgenslage von Endnutzern beabsichtigen,
darstellen oder zumindest in Kauf nehmen. Die Maflnahmen sind je nach Eingriffsintensitit sowie
Frequenz des Nummernmissbrauchs entsprechend angemessen, maximal jedoch drei Monate, zu
befristen. Ist ein zivilrechtliches Verfahren noch nicht abgeschlossen, kann die Frist um weitere drei
Monate verldngert werden.



(3) Die Regulierungsbehorde hat mittels Bescheid gegeniiber den Anbietern, welche die durch einen
erheblichen Nummernmissbrauch nach Abs. 2 verursachten Entgelte gegeniiber den Endnutzern
abrechnen, ein Verrechnungsverbot hinsichtlich der entsprechenden Entgeltbestandteile auszusprechen,
sofern diese Maflnahme geeignet ist, Schaden von den Endnutzern abzuhalten oder dem missbrauchlichen
Verhalten die wirtschaftliche Grundlage zu entziehen. Bereits entrichtete Entgelte sind, sofern nicht
ausdriicklich eine Refundierung von den betroffenen Endnutzern verlangt wird, als Gutschrift im Rahmen
der nichstfolgenden Rechnungslegung vom Anbieter des Endnutzers zu beriicksichtigen. Die Anbieter
sind in einem solchen Fall nicht verpflichtet, das Entgelt an Vorleistungspartner zu entrichten und kdnnen
bereits beglichene Entgeltbetrage wieder zuriickfordern.

(4) Die Regulierungsbehorde kann mittels Bescheid Anbietern, dem betroffenen Zuteilungsinhaber
oder den Betreibern, in deren Kommunikationsnetze die Nummer geroutet wird, die Sperre von Nummern
oder Nummernbereichen auftragen. Sie kann weiters die Vorschaltung kostenfreier automatisierter
Sprachinformationen auftragen. Bei der Wahl und Ausgestaltung der aufgetragenen MaBBnahmen hat sie
deren Effektivitét, die schutzwiirdigen Interessen der Endnutzer und die technischen Moglichkeiten zu
beriicksichtigen. Die angeordnete Sperre begriindet keinen Anspruch auf Entschddigung gegen den zur
Sperre Verpflichteten.

(5) Bei Gefahr im Verzug kann die Regulierungsbehdrde auch ohne vorheriges Ermittlungsverfahren
durch Bescheid gemill § 57 AVG vorgehen. Bescheide nach Abs.3 und Abs. 4 sind, soweit die
Voraussetzungen vorliegen, jedenfalls gegeniiber jenen Anbietern zu erlassen, die zumindest {iber 50.000
Endnutzer verfiigen.

(6) Bescheide nach Abs. 3 und 4 sind auf der Website der Regulierungsbehdrde zu verdffentlichen.
Die Regulierungsbehorde hat eine Ubersicht der gesperrten Nummern zu fiihren.

Notrufe

§122. (1) Anbieter von Offentlich zugédnglichen nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten, Anbieter 6ffentlicher zahlungspflichtiger Telefone und Betreiber haben die
Herstellung der nicht an Zahlungsmittel gebundenen kostenlosen Verbindung zur mittels einer
Notrufnummer adressierten und am besten geeigneten Notrufabfragestelle, sowohl fiir Anrufe als auch fiir
textbasierte Nachrichten, zu gewéhrleisten und die ununterbrochene Erreichbarkeit sicherzustellen.

(2) Anbieter gemdB Abs. 1 und Betreiber haben sicherzustellen, dass bei der Notrufabfragestelle die
Nummer des rufenden Anschlusses zur Identifikation bereitsteht, auch wenn diese unterdriickt wurde,
sofern zur Verbindungsherstellung eine Notrufnummer gewéhlt wurde.

(3) Der Betreiber der einheitlichen europdischen Notrufnummer 112 hat

a. eine zentrale Infrastruktur fiir einen textbasierten Notruf zu betreiben, welche auf europaweit
harmonisierten Standards basiert,

b. eine =zentrale Infrastruktur fiir die Entgegennahme von endgerdteseitig ermittelten
Standortdaten im Zuge eines Notrufes zu betreiben,

c. anderen Betreibern von Notdiensten die Nutzung der gemédl lit a und b verfligbaren Dienste
iiber eine standardisierte Schnittstelle zum Zwecke der Notrufbearbeitung zu ermoglichen.

(4) Der Betreiber der einheitlichen europdischen Notrufnummer 112 hat textbasierte Notrufe
entgegenzunchmen. Insbesondere ist sicherzustellen, dass eine zweiseitige Kommunikation erfolgen
kann. Weiters kann die Regulierungsbehérde mittels Verordnung gemdf3 § 112 Abs. 1 iVm Abs.2 Z 1
weitere Notdienste verpflichten textbasierte Notrufe entgegen zu nehmen, sowie alternative
Notrufnummern festlegen, um auch die Erreichbarkeit von roamenden Endnutzern zu gewéhrleisten.

(5) Betreiber von Notdiensten haben unbeschadet der in Abs. 4 geregelten Verpflichtung Menschen
mit Behinderungen nach MafBigabe einer gemdBl § 46 Abs. 4 erlassenen Verordnung einen Zugang zu
Diensten, der jenem der Mehrheit der Menschen ohne Behinderungen gleichwertig ist, zu gewihrleisten.
Insbesondere bei textbasierten Notrufen ist sicherzustellen, dass eine zweiseitige Kommunikation
erfolgen kann. Zur Erfiillung dieser Verpflichtung hat der Anbieter gemédfl Abs. 1 und Betreiber die
gegenseitige Verbindung zu gewihrleisten.

(6) Unternehmen, die Dienste zum Erreichen von Sprachkommunikationsdiensten anbieten oder
private Kommunikationsnetze betreiben, {iber die solche Dienste erbracht werden, sind verpflichtet, die
Herstellung der Verbindung zur mittels Notrufnummer adressierten und am besten geeigneten
Notrufabfragestelle zu gewédhrleisten.

(7) Diese Bestimmung ist auch auf roamende Endnutzer anzuwenden.



Ausfallsicherheit

§123. (1) Anbieter von Offentlich zugénglichen nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten, Anbieter 6ffentlicher zahlungspflichtiger Telefone und Betreiber haben fiir
Zwecke der Verbindung zu Notrufnummern sémtliche Einrichtungen, die im Falle des Ausfalls eines
Netzes die Verbindung zu Notrufnummern gewihrleisten, bereitzuhalten.

(2) Die Regulierungsbehdrde hat durch Verordnung unter Bedachtnahme auf den jeweiligen Stand
der Technik die ndheren Bestimmungen fiir die Gestaltung der technischen Einrichtungen zur
Gewihrleistung der Ausfallssicherheit unter Wahrung der VerhéltnismaBigkeit und unter
Bertiicksichtigung der Eintrittswahrscheinlichkeit fiir allfallige technische Storungen festzusetzen.

(3) Die in Abs. 1 genannten Anbieter und Betreiber haben einmal jéhrlich die Funktionsfahigkeit der
Einrichtung gemdBl Abs. 1 zu iberpriifen und der Regulierungsbehdrde das Ergebnis mitzuteilen. Die
Regulierungsbehorde kann bei Vorliegen konkreter Anhaltspunkte fiir einen Verstofl gegen Abs. 1 diese
Anbieter verpflichten, sich auf deren Kosten einer Sicherheitsiiberpriifung durch die Regulierungsbehérde
oder durch eine von ihr beauftragte qualifizierte unabhingige Stelle zu unterziehen.

(4) Die in Abs. 1 genannten Anbieter und Betreiber haben der Regulierungsbehdrde, den betroffenen
Bescheidinhabern von Notrufnummern sowie den betroffenen Notrufabfragestellen Sicherheitsvorfille,
die betriachtliche Auswirkungen auf die Erreichbarkeit von Notrufnummern hatten, unverziiglich
mitzuteilen.

Auskiinfte an Betreiber von Notdiensten

§124. (1) Anbicter von Offentlich zuginglichen nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten, einschlieBlich Anbieter Offentlicher zahlungspflichtiger Telefone und
Betreiber, haben Betreibern von Notdiensten Angaben zum Anruferstandort im Sinne des § 160 Abs. 3
Z 9, auch von einem nicht im Mobilfunknetz registrierten Endgerat, unverziiglich nach Eingang des
Anrufs an einer Notrufnummer zu iibermitteln. Sie haben unverziiglich auf deren Verlangen Auskiinfte
iiber verflighare Stammdaten im Sinne von § 160 Abs. 3 Z 5 lit. a bis d zu erteilen. Erhilt ein Betreiber
eines Notdienstes in anderer Form als {iber eine Notrufnummer Kenntnis von einem Notfall, so sind ihm
Standort des Endgerits und Stammdaten der gefdhrdeten Person auf Verlangen unverziiglich zu
iibermitteln. Standortdaten sind auch in jenen Féllen zu iibermitteln, in denen der Aufenthaltsort eines
gefahrdeten Menschen nur tiber die Standortkennung der Endeinrichtung eines Dritten festgestellt werden
kann. Voraussetzung fiir die Zuléssigkeit der Ubermittlung ist

a) ein Notruf des zu ortendenden Anrufers oder
b) ein Notfall, der nur durch Bekanntgabe dieser Informationen abgewehrt werden kann.

Den Betreiber des Notdienstes trifft die Verantwortung fiir die rechtliche Zuldssigkeit des
Auskunftsbegehrens. Diese Auskiinfte haben entgeltfrei zu erfolgen.

(2) Die Notwendigkeit der Informationsiibermittlung gemaBl Abs. 1 lit. b ist vom Betreiber des
Notdienstes zu dokumentieren und dem Anbieter unverziiglich, spitestens jedoch innerhalb von 24
Stunden nachzureichen. Der Anbieter und der Betreiber diirfen die Ubermittlung nicht von der vorherigen
Darlegung der Notwendigkeit abhidngig machen.

(3) Anbieter geméll Abs. 1 und der Betreiber haben eine einheitliche elektronische Schnittstelle zur
Erteilung der in Abs. 1 genannten Informationen einzurichten.

(4) Ist eine aktuelle Standortfeststellung gemdBl Abs. 1 nicht moglich, darf die zuletzt verfiigbare
Standortkennung der in Abs. 1 angesprochenen Endeinrichtung verarbeitet werden.

(5) Der Anbieter und der Betreiber haben den betroffenen Endnutzer iiber eine Auskunft iiber
Standort- und Stammdaten, soweit diese nicht gemal3 Abs. 1 erster Satz ibermittelt wurden, frithestens
nach 48 Stunden, jedoch spitestens nach 30 Tagen grundsétzlich schriftlich zu informieren. Diese
Information hat zu enthalten:

1. die Rechtsgrundlage,

2. die betroffenen Daten,

3. das Datum und die Uhrzeit der Abfrage,

4. Angabe der Stelle, von der die Standortfeststellung in Auftrag gegeben wurde sowie eine
entsprechende Kontaktinformation.

(6) Betreiber, iiber deren Netz auch nummerngebundene interpersonelle Kommunikationsdienste
erbracht werden, haben bei der Ermittlung der Angaben zum Anruferstandort entgeltfrei mitzuwirken,
soweit hiefiir internationale Standards vorhanden sind.



(7) Anbieter gemdll Abs.1 sowie Betreiber, iber deren Netze auch nummerngebundene
interpersonelle Kommunikationsdienste erbracht werden, haben bei der Ubermittlung des endgeriteseitig
ermittelten Standortes der Endeinrichtung entgeltfrei mitzuwirken.

(8) Die Regulierungsbehdrde kann — erforderlichenfalls nach Konsultation des GEREK geméal3 Art. 4
Abs.1 Z1 Verordnung (EU) 2018/1971 — mit Verordnung die ndheren Details der Ermittlung,
insbesondere die Genauigkeit und die Zuverlissigkeit der Standortermittlungen und Ubertragung des
Standortes der Endeinrichtung festlegen. Weiters konnen mit dieser Verordnung Ma3nahmen angeordnet
werden, welche die Erfassung und Ubermittlung endgeriteseitig ermittelter Standortdaten an Betreiber
von Notrufdiensten ermoglichen und unterstiitzen. Weiters kann die technische Ausgestaltung betreffend
der in Abs. 3 angebotenen Schnittstelle definiert werden. Fiir alle hier angefiihrten Auftrdge hat sie
insbesondere auf internationale Standards, grundlegende Anforderungen im offentlichen Interesse, die
technischen Moglichkeiten und die hiefiir erforderlichen Investitionen, allfdllig bereits bestehende
vertragliche Vereinbarungen zwischen Anbietern gemi3 Abs. 1 und Betreibern von Notdiensten sowie
die Angemessenheit des erforderlichen wirtschaftlichen Aufwandes Bedacht zu nehmen.

Offentliches Warnsystem

§ 125. (1) Anbieter haben iiber Auftrag von nach Bundes- oder Landesrecht fiir Warnungen
zustidndigen Behorden Endnutzern iiber textbasierte Nachrichten offentliche Warnungen im Falle von
drohenden oder sich ausbreitenden groBeren Notféllen und Katastrophen oder damit im Zusammenhang
stehende Aufrufe zu iibermitteln. Nach Erlassung einer Verordnung gemil Abs. 5 erstreckt sich die
Verpflichtung ausschlieBlich auf jene Systeme, die in dieser Verordnung definiert sind. Solche 6ffentliche
Warnungen sind nach Maflgabe des erteilten Auftrages bundesweit oder regional eingeschriankt zu
{ibermitteln. Dabei ist die unterbrechungsfreie Ubertragung dieser Warnungen sicherzustellen.

(2) Offentliche Warnungen nach Abs. 1 miissen von Endnutzern, einschlieBlich Roamingkunden,
leicht empfangen werden konnen und haben fiir diese kostenlos zu sein, sofern dies wirtschaftlich und
technisch zumutbar ist.

(3) Der Auftrag hat die Rechtsgrundlage fiir die Warnung zu benennen und bedarf keiner besonderen
Form und ist vom Auftraggeber zu dokumentieren. Die auftraggebende Behdrde trifft die Verantwortung
fiir die rechtliche Zuléssigkeit der Warnung. Zur Durchfiihrung des Auftrages darf der Anbieter gemal3
Abs. 1 die dafiir erforderlichen Stamm- und Standortdaten verarbeiten, soweit dies ausschlieBlich fiir die
zielgerichtete Information der betreffenden Nutzer im Sinne des Abs. 1 erforderlich ist.

(4) Die auftraggebende Behorde hat unverziiglich die Rundfunk- und Telekom Regulierungs-GmbH
zu informieren. Diese hat alle gemid3 Abs. 1 erfolgten Warnungen unverziiglich auf einer 6ffentlich
zuginglichen Internetseite in Volltext inklusive Empfangerkreis zu verdffentlichen.

(5) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat im Einvernechmen mit
dem Bundesminister fiir Inneres unter Beriicksichtigung einschldgiger internationaler Normen und
Standards bis spitestens zum 21. Juni 2022 durch Verordnung festzulegen, in welcher technischen Form
die Nachrichten im Sinne des Abs. 1 von Anbietern den Endnutzern zu iibermitteln sind. Bei der
Auferlegung der Verpflichtung ist auf die technischen Moglichkeiten der Anbieter Bedacht zu nehmen.

Nutzerverzeichnis und Auskunftsdienst

§ 126. (1) Anbieter von nummerngebundenen interpersonellen Kommunikationsdiensten haben

1. ein auf aktuellem Stand zu haltendes Verzeichnis ihrer Nutzer zu fithren, welches in gedruckter
Form (Buch), als telefonischer Auskunftsdienst, als elektronischer Datentrdger oder in einer
anderen technischen Kommunikationsform gestaltet sein kann und jedenfalls die nach § 137
Abs. 2 ermittelten Daten zu enthalten hat, wobei dieser Bestimmung auch dann entsprochen wird,
wenn der Anbieter gewahrleistet, dass ein solches Nutzerverzeichnis herausgegeben wird,

2. einen telefonischen Auskunftsdienst {iber den Inhalt ihres Nutzerverzeichnisses zu unterhalten,
wobei dieser Bestimmung auch dann entsprochen wird, wenn der Anbieter gewédhrleistet, dass
ein anderer telefonischer Auskunftsdienst diese Auskiinfte erteilt,

3. ihren Nutzern Zugang zu telefonischen Auskunftsdiensten anderer Anbietern zu gewéhren,

4.auf Nachfrage von anderen Anbietern von nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten diesen ihr Nutzerverzeichnis mit den Daten nach § 137 Abs. 2 und
Abs. 3, sowie auf Nachfrage von Herausgebern anbieteriibergreifender Nutzerverzeichnisse oder
anbieteriibergreifender Auskunftsdienste diesen ihr Nutzerverzeichnis mit den Daten nach § 137
Abs. 2 und Abs. 3 online oder zumindest wochentlich in elektronisch lesbarer Form gegen
kostenorientiertes Entgelt zur Verfiigung zu stellen.



(2) Anbieter von nummerngebundenen interpersonellen Kommunikationsdiensten, die Dienste iiber
Verbindungsnetze erbringen, unterliegen hinsichtlich dieser Dienste nicht den Verpflichtungen gemél
Abs.1Z1,2und 4.

(3) Kommt zwischen dem  Anbieter von nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten und den in Abs.1 Z4 Berechtigten eine Vereinbarung iiber das
Zurverfiigungstellen der Daten im Ausmal} des § 137 Abs. 2 und 3 binnen einer Frist von sechs Wochen
ab dem Einlangen der Nachfrage nicht zustande, kann jeder der Beteiligten die Entscheidung der
Regulierungsbehorde beantragen. Eine Anordnung ersetzt eine zu treffende Vereinbarung.

(4) Soweit ein Nutzer wiinscht, dass die FEintragung der ihn betreffenden Daten in das
Nutzerverzeichnis zu unterbleiben hat, diirfen diese Daten aufler in den Fillen der §§ 181 Abs. 8 und
§ 124 auch nicht an Dritte weitergegeben werden.

11. Abschnitt
Schutz der Nutzer

Ausnahmen vom Anwendungsbereich dieses Abschnittes

§ 127. (1) Mit Ausnahme des § 128 finden die Bestimmungen dieses Abschnittes keine Anwendung
auf Kleinstunternehmen, die nummernunabhingige interpersonelle Kommunikationsdienste erbringen,
aufler sie erbringen auch andere Kommunikationsdienste.

(2) Kleinstunternehmen, auf welche die Kriterien des Abs. 1 zutreffen, haben Endnutzer iiber das
Vorliegen einer Ausnahme nach Abs. 1 vor Vertragsabschluss nachweislich in Kenntnis zu setzen.

Nichtdiskriminierung

§ 128. (1) Jedermann ist berechtigt, Kommunikationsdienste einschlieBlich den Universaldienst
unter den Bedingungen der verdffentlichten Allgemeinen Geschiftsbedingungen und Entgelte in
Anspruch zu nehmen. Anbieter diirfen auf Endnutzer keine unterschiedlichen Anforderungen oder
allgemeine Bedingungen fiir den Zugang zu den Netzen oder Diensten oder fiir deren Nutzung anwenden,
die auf der Staatsangehorigkeit oder dem Wohnsitz oder dem Ort der Niederlassung des Endnutzers
beruhen, auBler, diese unterschiedliche Behandlung ist objektiv gerechtfertigt.

Informationspflichten fiir Vertrige

§ 129. (1) Bevor ein Verbraucher durch einen Vertrag oder ein entsprechendes Vertragsangebot
gebunden ist, hat der Anbieter — auBler dieser erbringt M2M-Ubertragungsdienste — die in § 5a KSchG
und § 4 FAGG sowie die in Anhang VIII der Richtlinie (EU) 2018/1972 angefiihrten Informationen
insoweit zu erteilen, als diese einen von ihm erbrachten Dienst betreffen.

(2) Die Informationen sind in klarer und verstédndlicher Weise auf einem dauerhaften Datentrager
oder — falls die Erteilung auf einem dauerhaften Datentriger nicht realisierbar ist — in einem vom
Anbieter bereitgestellten leicht herunterladbaren Dokument zu erteilen. Der Anbieter hat den Verbraucher
ausdriicklich auf die Verfiigbarkeit dieses Dokuments und darauf aufmerksam zu machen, dass es wichtig
ist, dieses fiir die Zwecke der Dokumentierung, der kiinftigen Bezugnahme und der unveridnderten
Wiedergabe herunterzuladen. Die Informationen sind auf Anfrage in einem Format bereitzustellen, das
den Anforderungen des §3 Z5 FAGG und des Art.4 der Richtlinie (EU) 2019/882 iiber die
Barrierefreiheitsanforderungen fiir Produkte und Dienstleistungen, ABIL. Nr. L 151 vom 7.6.2019, S. 70-
115, entspricht.

(3) Die Informationen geméf Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 130 sind auch Endnutzern, bei denen es sich
um Kleinstunternehmen oder kleine Unternechmen oder Organisationen ohne Gewinnerzielungsabsicht
handelt, zu erteilen, sofern diese nicht ausdriicklich zugestimmt haben, auf die Anwendung dieser
Bestimmungen ganz oder teilweise zu verzichten.

(4) Sofern es sich nicht um die Bereitstellung eines M2M-Ubertragungsdienstes handelt, haben
Anbieter, die den Verpflichtungen geméfl Abs. 1 unterliegen, den Verbrauchern klare und leicht lesbare
Vertragszusammenfassungen bereit zu stellen. Diese Zusammenfassungen legen die Hauptelemente der
Informationspflichten gemal3 Abs. 1 dar und haben dem Muster nach der Durchfithrungsverordnung (EU)
2019/2243, ABI Nr. L 336, S. 274, zur Festlegung eines Musters fiir die Vertragszusammenfassung, das
von den Anbietern dffentlich zuginglicher elektronischer Kommunikationsdienste geméfl der Richtlinie
(EU) 2018/1972 zu verwenden ist, zu entsprechen sowie die darin festgelegten Informationen als
Hauptelemente zu enthalten. Sie sind ordnungsgeméall mit den entsprechenden Informationen auszufiillen
und Verbrauchern vor Abschluss des Vertrages — auch bei Fernabsatzvertrigen — kostenlos zur Verfiigung



zu stellen. Die Erteilung dieser Informationen stellt eine aufschiebende Bedingung fiir das
Zustandekommen des Vertrages dar.

(5) Ist es aus objektiven technischen Griinden nicht méglich, die Vertragszusammenfassung vor
Abschluss des Vertrages zur Verfiigung zu stellen, hat dies anschlieBend ohne ungebiihrliche
Verzogerung zu erfolgen. Der Vertrag wird wirksam, wenn der Verbraucher nach Erhalt der
Vertragszusammenfassung sein Einverstéindnis bestétigt hat.

(6) Die in den Abs. 1 und 4 genannten Informationen werden zu einem integralen Bestandteil des
Vertrags und diirfen nur gedndert werden, wenn sich die Vertragsparteien ausdriicklich darauf einigen.
§ 135 Abs. 8 bleibt unberiihrt.

Kostenbeschrinkung

§ 130. (1) Werden Internetzugangsdienste oder interpersonelle Kommunikationsdienste nach Zeit
oder Volumen abgerechnet, haben die Anbieter den Verbrauchern Einrichtungen zur Verfiigung zu
stellen, mit denen sie ihre Nutzung dieser einzelnen Dienste iiberwachen und kontrollieren kdnnen. Die
Einrichtung hat auch Zugang zu zeitnahen Informationen iiber den Nutzungsumfang der in einem Tarif
enthaltenen Dienste zu geben.

(2) Die Regulierungsbehorde kann fiir Kommunikationsdienste im Sinne des Abs. 1 mit Verordnung
Nutzungsobergrenzen zur Kostenbeschriinkung festlegen, wenn dies zur Uberwachung und Kontrolle der
Kosten erforderlich ist. Bei der Festlegung der Nutzungsobergrenzen hat sie den von Endnutzern
durchschnittlich erwarteten Verbrauch zu beriicksichtigen, wobei diese Grenzen vor unerwartet hohen
Rechnungen schiitzen sollen. Die Anbieter haben zu informieren, bevor diese Nutzungsobergrenzen
erreicht werden und ein in ihrem Produkt enthaltenes Volumen vollstindig aufgebraucht ist.

(3) Die Regulierungsbehdrde kann mit Verordnung iiber Abs.1 und Abs.2 hinausgehende
MaBnahmen ergreifen und deren Detaillierungsgrad und die Form festlegen. Sie kann anordnen, dass der
Endnutzer spezifische Einrichtungen zur Kostenkontrolle wie unentgeltliche Warnhinweise oder das
Einrichten kostenfreier Dienstesperren im Falle eines ungewohnlichen oder iiberméBigen
Verbraucherverhaltens in Anspruch nehmen kann. Sie hat dabei auf die Art des Vertragsverhéltnisses und
des Dienstes, die technischen Moglichkeiten, auf den Schutz personenbezogener Daten sowie darauf
Bedacht zu nehmen, dass Verbraucher ihre Ausgaben steuern kénnen und vor iibermédBigem Entgeltanfall
zuverléssig geschiitzt werden.

Entgelte und Regulierung von Diensten Dritter

§ 131. (1) Die Regulierungsbehdrde hat mit Verordnung die ndheren Bestimmungen festzulegen
iiber:
1. Entgelte fiir spezielle Nummernbereiche, die fir das Erbringen von gebundenen
Kommunikationsdiensten und nummerngebundenen Diensten von Drittanbietern verrechnet
werden diirfen,

2. Nummern, hinsichtlich derer Eventtarifierung besteht,

3. die Modalitaten der Mitteilung tiber die Hohe der Entgelte, die flir das Erbringen von Diensten
verrechnet werden, soweit fiir diese eine besondere Preisgestaltung gilt oder ein besonderer
Bedarf der Nutzer nach erhdhter Tariftransparenz besteht,

4. die Berechnungsart der Entgelte.

Dabei ist auf die schutzwiirdigen Interessen von Endnutzern, Transparenz der Entgelte fiir die Endnutzer,
leichte Erkennbarkeit der Entgelte anhand der verwendeten Nummer bei nummerngebundenen
Kommunikationsdiensten und nummerngebundenen Diensten von Drittanbietern, auf die technischen
Méglichkeiten sowie darauf Bedacht zu nehmen, dass Nutzer ihre Ausgaben steuern konnen.

(2) Die Regulierungsbehorde kann mit Verordnung die ndheren Bestimmungen iiber eine
transparente und den erforderlichen Schutz der Nutzer beachtende Erbringung von Diensten von
Drittanbietern festlegen. Hierbei konnen insbesondere Zugangskontrollen hinsichtlich bestimmter
Nutzergruppen, Bestimmungen hinsichtlich der Bewerbung, Zeitbeschrinkungen, Regelungen {iber
Dialer-Programme sowie Entgeltinformationen, Preisobergrenzen und Berechnungsart der Entgelte,
sofern sie iiber die in einer Verordnung geméfl Abs. 1 geregelten Inhalte hinausgehen, festgesetzt werden.
Dabei ist insbesondere auf die schutzwiirdigen Interessen von Endnutzern, auf die technischen
Moglichkeiten sowie darauf Bedacht zu nehmen, dass Nutzer ihre Ausgaben steuern kénnen.

(3) Die Regulierungsbehdrde hat ein Verzeichnis der Nummern fiir nummerngebundene Dienste von
Drittanbietern zu fithren, aus welchem auch Name und Anschrift des Erbringers des Dienstes
hervorgehen. Die Regulierungsbehorde hat dieses Verzeichnis zu verdffentlichen sowie iiber dessen
Inhalt auf Verlangen Auskunft zu erteilen.



Transparenz und Verdéffentlichung von Informationen

§ 132. (1) Anbieter haben Allgemeine Geschiftsbedingungen zu erlassen, in welchen auch die
angebotenen Dienste beschrieben werden, sowie die dafiir vorgesehenen Entgeltbestimmungen
festzulegen und in geeigneter Form kundzumachen. lhre Inhalte haben klar, umfassend und
maschinenlesbar sowie in einem fiir Endnutzer mit Behinderungen zugéinglichen Format zu sein.

(2) Allgemeine Geschiftsbedingungen zwischen Anbietern und Endnutzern haben, soweit dies nach
der Art des Dienstes mdglich ist, zumindest zu enthalten:

1.
2.

10.

11.

12.

Name und Anschrift des Anbieters;
Beschreibung der angebotenen Dienste; darunter insbesondere:

a) Umfang der angebotenen Dienste und Hauptmerkmale jedes bereitgestellten Dienstes,
einschlieBlich etwaiger Mindestniveaus der Dienstqualitit unter weitest mdglicher
Beriicksichtigung der GEREK-Leitlinien nach Art. 4 Abs. 1 lit. d Punkt x der Verordnung
(EU) 2018/1971 in Bezug auf:

— fiir Internetzugangsdienste: mindestens Latenz, Verzogerungsschwankung und
Paketverlust

— fiir offentlich zugingliche interpersonelle Kommunikationsdienste, wenn Anbieter
zumindest einige Elemente des Netzes kontrollieren oder diesbeziigliche
Leistungsvereinbarungen mit Unternehmen, die Zugang zum Netz bereitstellen:
mindestens die Frist bis zum erstmaligen Anschluss, die Ausfallwahrscheinlichkeit,
Verzogerungen bei der Rufsignalisierung entsprechend Anhang X der Richtlinie (EU)
2018/1972;

b) die Arten der angebotenen Wartungsdienste und der verfiigbaren Kundendienste sowie die
Mittel zur Kontaktaufnahme mit diesen Diensten;

c) alle vom Anbieter auferlegten Beschrinkungen fiir die Nutzung der von ihm zur Verfiigung
gestellten Endeinrichtungen;

. die Vertragslaufzeit und die Bedingungen fiir eine Verlingerung und Beendigung der Dienste

und des Vertragsverhéltnisses einschlieBlich

a) der Mindestnutzung oder Mindestnutzungsdauer, die gegebenenfalls erforderlich ist, um in
den Genuss von Werbemafinahmen zu gelangen;

b) etwaiger bei Beendigung des Vertragsverhiltnisses falligen Entgelte einschlieBlich
Informationen zur Entriegelung des Endgerits und einer Kostenanlastung fiir
Endeinrichtungen;

¢) Bedingungen fiir die Kiindigung von Biindelvertridgen oder Teilen davon;

. unbeschadet des Rechts der Endnutzer, gemd3 Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2015/2120

Endgeriéte ihrer Wahl zu nutzen, etwaige vom Anbieter auferlegte Bedingungen — einschlieBlich
Entgelte — fiir die Nutzung der von ihm zur Verfiigung gestellten Endgeréte;

. Entschiddigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung der vertraglich vereinbarten

Dienstequalitdt oder bei unangemessener Reaktion des Anbieters auf Sicherheitsvorfille, -
bedrohungen oder —liicken;

. die Arten von Mafinahmen, mit denen der Anbieter auf Sicherheitsvorfille, -bedrohungen oder —

liicken reagieren kann;

. falls der Anbieter nummerngebundene interpersonelle Kommunikationsdienste bereitstellt,

Informationen iiber den Zugang zu Notdiensten und zur Ermittlung des Anruferstandortes oder
alle Beschriankungen in Bezug auf letzteren;

. falls der Anbieter nummerngebundene interpersonelle Kommunikationsdienste bereitstellt,

Informationen iiber das Recht der Endnutzer festzulegen, ob und gegebenenfalls welche ihrer
personenbezogenen Daten in ein Verzeichnis aufgenommen werden;

. bei Anbietern nummernunabhéngiger interpersoneller Kommunikationsdienste Informationen

dariiber, inwieweit der Zugang zu Notdiensten unterstiitzt werden kann oder nicht;

Einzelheiten tiber speziell fiir Nutzer mit Behinderungen bestimmte Produkte und Dienste, sowie
wie aktualisierte Informationen eingeholt werden konnen;

Hinweis auf die Moglichkeit der Einleitung eines Schlichtungsverfahrens nach § 205 Abs. 1
sowie eine Kurzbeschreibung desselben;

bei Anbietern von Internetzugangsdiensten die Mindestinhalte nach Art. 4 der Verordnung (EU)
2015/2120;



13. Informationen dariiber, welche personenbezogenen Daten vor der Bereitstellung des Dienstes
anzugeben oder im Zuge dessen zu erfassen sind.
(3) Entgeltbestimmungen haben zumindest zu enthalten:

1. Tarife der angebotenen Dienste, mit Angaben zu dem in bestimmten Tarifen enthaltenen

Kommunikationsvolumen einschlieflich des Abrechnungszeitraumes und den geltenden Tarifen

fiir zusétzliche Kommunikationseinheiten, Nummern oder Dienste, fiir die besondere

Preisbedingungen gelten;

. Zugangsentgelte, Wartungsentgelte, Nutzungsentgelte jeder Art;

. besondere sowie zielgruppenspezifische Tarife und Zusatzentgelte;

. Kosten fiir Endgerite;

. die Angabe, mit welchen Mitteln aktuelle Informationen iiber alle anwendbaren Tarife und

Wartungsentgelte eingeholt werden kénnen;

6. Verfahren und direkte Entgelte fiir die Ubertragbarkeit von Nummern und anderen
Endnutzerkennungen;

7. Entgelt fiir die Aktivierung des Kommunikationsdienstes;

8. bei einem Tarif oder Tarifen mit einem vorher festgelegten Kommunikationsvolumen die Option,
dass Verbraucher das nicht verwendete Volumen eines Abrechnungszeitraumes auf den
darauffolgenden Abrechnungszeitraum iibertragen konnen, sofern diese Option vertraglich
vorgesehen ist;

9. Vorkehrungen zur Sicherstellung einer transparenten Abrechnung und zur Uberwachung des
Nutzungsumfangs;

10. bei gebiindelten Diensten und Biindelvertragen, die sowohl Dienste als auch Endgerdte umfassen,
der Preis der einzelnen Bestandteile des Biindels, sofern diese auch einzeln angeboten werden.
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Widerspruchsverfahren und Verfahrensvorschriften

§ 133. (1) Anbieter haben der Regulierungsbehorde die Allgemeinen Geschiftsbedingungen und die
Entgeltbestimmungen sowie jede Anderung derselben in einer von der Regulierungsbehdrde durch
Verordnung vorgegebenen elektronischen Form vor Aufnahme des Dienstes anzuzeigen. Die
Regulierungsbehorde hat dabei die Verfiigbarkeit der technischen Moglichkeiten und die moglichst
vereinheitlichte Zugénglichkeit zu diesen Informationen zu beriicksichtigen. Die Regulierungsbehorde hat
die Vertragsbedingungen nach Abschluss des Verfahrens zu veréffentlichen.

(2) Die Vertragszusammenfassung nach dem Muster nach der Verordnung (EU) 2019/2243 ist von
der Verpflichtung zur Anzeige nach Abs. 1 ausgenommen. Das Recht der Regulierungsbehdrde, ein
Aufsichtsverfahren gemif} § 184 einzuleiten, bleibt davon unberiihrt.

(3) Ausgenommen von der Anzeigepflicht nach Abs. 1 sind Anbieter mit weniger als 1000
Endnutzern, soweit es sich um Anbieter im Sinne des § 4 Z 8 handelt, weniger als 350 000 Endnutzern im
Bundesgebiet.

(4) Fiir den Endnutzer nicht ausschlieBlich begiinstigende Anderungen gilt eine Kundmachungs- und
Anzeigefrist von zwei Monaten.

(5) Anzeigen von Anderungen haben die zu dndernden Allgemeinen Geschiftsbedingungen oder
Entgeltbestimmungen zu enthalten, in denen jeweils die Anderungen deutlich und nachvollzichbar
kenntlich gemacht werden.

(6) Die Regulierungsbehdrde kann den nach Abs. 1 angezeigten Allgemeinen Geschéftsbedingungen
und Entgeltbestimmungen, letzteren jedoch nicht hinsichtlich der Hohe der nominellen Entgelte,
innerhalb von sechs Wochen bei Nichtiibereinstimmung mit diesem Bundesgesetz oder den auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen oder §§ 879 und 864a ABGB oder §§ 6 und 9 KSchG oder
Art. 4 der Verordnung (EU) 2015/2120 widersprechen. Der Widerspruch bewirkt jedenfalls die
Untersagung der weiteren Verwendung der Allgemeinen Geschiftsbedingungen oder der
Entgeltbestimmungen.

(7) Die Regulierungsbehorde kann bei  Nichtiibereinstimmung von  Allgemeinen
Geschiftsbedingungen und Entgeltbestimmungen von Anbietern geméll Abs. 3 mit diesem Bundesgesetz
oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen oder §§ 879 und 864a ABGB oder §§ 6 und
9 KSchG oder Art. 4 der Verordnung (EU) 2015/2120 ein Aufsichtsverfahren gemif § 184 einleiten.

(8) Die Zustindigkeiten zur Uberpriifung der Allgemeinen Geschiftsbedingungen und
Entgeltbestimmungen nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unbertihrt.



(9) Werden bei Anzeigen die Formvorschriften der Abs. 1 oder 5 nicht eingehalten, gilt die Anzeige
als nicht erstattet.

(10) Anbieter haben im Verfahren nach Abs. 6 das Recht, die Anzeige gemi3 § 13 Abs. 7 oder
Abs. 8 AVG zuriickzuziehen oder zu dndern. Wird die Anzeige geédndert, beginnt die sechswochige Frist
des Abs. 6 von Neuem zu laufen.

(11) Abs. 6 ist nicht fiir Betreiber von Rundfunknetzen und fiir Betreiber, soweit sie die Ubertragung
von Rundfunksignalen besorgen, anzuwenden.

Tarif- und Angebotsvergleich

§ 134. (1) Die Regulierungsbehorde hat — wenn ein solches auf dem Markt nicht kostenlos
angeboten wird — auf Grundlage der nach §46 Abs.3 und § 133 Abs.1 angezeigten sowie
veroffentlichten Daten ein kostenloses Vergleichsinstrument anzubieten, das Endnutzer in die Lage
versetzt, verschiedene Internetzugangsdienste, nummerngebundene interpersonelle
Kommunikationsdienste und gegebenenfalls nummernunabhingige interpersonelle
Kommunikationsdienste vergleichen und beurteilen zu konnen in Bezug auf:

1. die Preise und Tarife der fiir wiederkehrende oder verbrauchsbasierte direkte Geldzahlungen

erbrachten Dienste, und

2. die Dienstqualitit — falls eine Mindestdienstqualitdt angeboten wird oder das Unternchmen
verpflichtet ist, solche Informationen nach § 46 zu veréffentlichen.

(2) Das Vergleichsinstrument gemaf3 Abs. 1 muss

1. unabhingig von den Anbietern solcher Dienste betrieben werden und damit sicherstellen, dass
diese Anbieter bei den Suchergebnissen gleichbehandelt werden;

. die Inhaber und Betreiber des Vergleichsinstruments eindeutig offenlegen;

. klare und objektive Kriterien, auf die sich der Vergleich stiitzt, enthalten;

. eine leicht verstindliche und eindeutige Sprache verwenden;

. korrekte und aktualisierte Informationen bereitstellen und den Zeitpunkt der letzten

Aktualisierung angeben;

6. allen Anbietern von Internetzugangsdiensten oder offentlich zuginglichen interpersonellen
Kommunikationsdiensten offenstehen, wobei die einschldgigen Informationen verfiigbar gemacht
werden und eine breite Palette an Angeboten, die einen wesentlichen Teil des Marktes abdeckt,
umfassen und, falls die gebotenen Informationen keine vollstdndige Marktiibersicht darstellen,
eine eindeutige diesbeziigliche Erkldrung ausgeben miissen, bevor die Ergebnisse angezeigt
werden;

7. ein wirksames Verfahren fiir die Meldung unrichtiger Informationen vorsehen;

8. die Moglichkeit einschlieBen, Preise, Tarife und Dienstqualitit zwischen den Endnutzern zur
Verfiigung stehenden Angeboten zu vergleichen.
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(3) Vergleichsinstrumente, die den Anforderungen des Abs. 2 Z 1 bis 8 entsprechen, sind auf Antrag
des Anbieters des Instruments von der Regulierungsbehdrde mit Bescheid zu zertifizieren. Der Bescheid
kann Nebenbestimmungen enthalten, soweit dies zum Nachweis des jeweils aktuellen Vorliegens der
Genehmigungskriterien erforderlich ist.

(4) Die Regulierungsbehdrde kann im Rahmen einer Verordnung nach § 133 Abs. 1 die Form der
Anzeige der fiir das Vergleichsinstrument erforderlichen Daten nach Abs. 1 festlegen. Dabei ist Bedacht
zu nehmen, auf die Art des Endnutzerverhéltnisses und des Dienstes, die Vergleichbarkeit der Dienste,
die leichte Verstindlichkeit, Ubersichtlichkeit und die Bedeutung der Information fiir die Nutzbarkeit des
Dienstes. Sie kann auch Anbieter mit weniger als 1000 Endnutzern, soweit es sich um Anbieter im Sinne
des § 4 Z 8 handelt weniger als 350 000 Endnutzern, von der Anzeigepflicht ausnehmen, sofern der
Aufwand aufgrund der zu erwartenden Aussagekraft der Daten unverhaltnismaBig wére. Dritten wird das
Recht eingerdumt, die von der Regulierungsbehorde und Anbietern von Internetzugangsdiensten oder
interpersonellen Kommunikationsdiensten nach diesem Bundesgesetz verdffentlichten Informationen
kostenlos und in offenen Datenformaten zu nutzen, um Vergleichsinstrumente bereitzustellen.

Vertragslaufzeit und —kiindigung

§ 135. (1) Vertrdge zwischen Verbrauchern und Anbietern, die weder nummernunabhingige
interpersonelle Kommunikationsdienste noch M2M-Ubetragungsdienste erbringen, diirfen eine
Mindestvertragsdauer von 24 Monaten nicht tiberschreiten. Jedem Verbraucher ist die Moglichkeit
einzurdumen, je angebotenem Kommunikationsdienst einen Vertrag mit einer Mindestvertragsdauer von
maximal zwolf Monaten abzuschlieBen.



(2) Unbeschadet etwaiger Mindestvertragslaufzeiten diirfen Vertrige von Anbietern keine
Bedingungen und Verfahren fiir die Vertragskiindigung vorsehen, die fiir Verbraucher als negativer
Anreiz fiir einen Betreiberwechsel wirken.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht fiir die Laufzeit eines Ratenzahlungsvertrages, mit dem der
Verbraucher in einem gesonderten Vertrag Ratenzahlungen ausschlielich fiir die Bereitstellung einer
physischen Verbindung, insbesondere zu Kommunikationsnetzen mit sehr hoher Kapazitét, zugestimmt
hat. Ratenzahlungsvertrage im Sinne dieses Absatzes diirfen sich nicht auf Endgeridte wie Router oder
Modems beziehen.

(4) Die Abs.1 bis 3, sowie 5 bis 7 gelten auch fiir Endnutzer, bei denen es sich um
Kleinstunternehmen, kleine Unternehmen oder Organisationen ohne Gewinnerzielungsabsicht handelt,
sofern diese nicht ausdriicklich auf die Anwendung dieser Bestimmungen verzichtet haben.

(5) Anbieter nach Abs.1 miissen die Beendigung von Vertrigen unter Einhaltung einer
Kiindigungsfrist von einem Monat ermdglichen. Die Vereinbarung einer Mindestvertragsdauer bleibt
davon unbertihrt.

(6) Sofern bei Vertragen eine Mindestvertragsdauer oder eine automatische Verldngerung nach einer
Befristung vereinbart ist, haben die Anbieter nach Abs. 1 die Endnutzer deutlich auf einem dauerhaften
Datentrdger iiber das Ende der vertraglichen Bindung sowie iiber die Moglichkeiten der
Vertragskiindigung zu informieren. Die Information hat zeitnah vor jenem Zeitpunkt zu erfolgen, zu dem
die Kiindigung spétestens erkldrt werden muss, um den Vertrag mit dem Ablauf der Mindestvertragsdauer
oder der Befristung beenden zu kénnen.

(7) Anbieter nach Abs. 1 haben Endnutzern, in den Féllen einer automatischen Verlangerung nach
einer Befristung, zumindest einmal jéhrlich, jedenfalls aber zum Zeitpunkt einer Information nach Abs. 6,
iiber den anhand ihres Nutzungsverhaltens im vergangenen Jahr bestmdglichen Tarif in Bezug auf ihre
Dienste zu informieren.

(8) Anbieter, die keine nummernunabhingigen interpersonellen Kommunikationsdienste erbringen,
haben den Inhalt von nicht ausschlieBlich begiinstigenden Anderungen von Allgemeinen
Geschiftsbedingungen und Entgeltbestimmungen dem Endnutzer mindestens drei Monate vor
Inkrafttreten der Anderung auf einem dauerhaften Datentriiger mitzuteilen. Gleichzeitig ist der Endnutzer
auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen hinzuweisen sowie darauf, dass er berechtigt ist, den
Vertrag bis zu diesem Zeitpunkt nach Maf3gabe des Abs. 12 zu kiindigen.

(9) Die Regulierungsbehdrde kann mit Verordnung Detaillierungsgrad, Inhalt und Form der
Mitteilung gemél Abs. 6 und 8 an den Endnutzer festlegen, dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die
Mitteilung fiir den Endnutzer transparent erfolgt. Anderungen in den Allgemeinen Geschiftsbedingungen
und Entgeltbestimmungen, die rein administrativer Natur sind oder auf Grund der Anderung der
Rechtslage zwingend und unmittelbar erforderlich werden und die Endnutzer nicht ausschlieBlich
begiinstigen, berechtigen diesen nicht zur kostenlosen Kiindigung des Vertrages nach Maflgabe des
Abs. 12. Bei einem Verstofl gegen Vorschriften nach diesem Absatz kann die Regulierungsbehorde auch
ein Aufsichtsverfahren gemaf3 § 184 einleiten.

(10) Anhaltende oder haufig auftretende erhebliche Abweichungen zwischen der tatsichlichen und
der im Vertrag angegebenen Leistung eines Kommunikationsdienstes — mit Ausnahme eines
Internetzugangsdienstes oder eines nummernunabhingigen interpersonellen Kommunikationsdienstes —
gelten als Anlass fiir die Inanspruchnahme der Rechtsbehelfe nach anderen Rechtsvorschriften,
einschlieBlich des Rechts auf kostenfreie Vertragskiindigung.

(11) Wechselt der Verbraucher seinen Wohnsitz, ist der Anbieter, der mit einem Verbraucher einen
Vertrag tiber Kommunikationsdienste, der zumindest einen Internetzugangsdienst umfasst, geschlossen
hat, verpflichtet, die vertraglich geschuldete Leistung an dem neuen Wohnsitz des Verbrauchers ohne
Anderung der vereinbarten Vertragslaufzeit und der sonstigen Vertragsinhalte zu erbringen, soweit diese
dort angeboten wird. Der Anbieter kann ein angemessenes Entgelt fiir den durch den Umzug entstandenen
Aufwand verlangen, das jedoch nicht hoher sein darf als das fiir die Aktivierung eines Neuanschlusses
vorgesehene Entgelt. Wird die Leistung am neuen Wohnsitz nicht angeboten, ist der Verbraucher zur
Kiindigung nach Maligabe des Abs. 12 unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von zwei Monaten zum
Ende eines Kalendermonats berechtigt.

(12) Ist ein Endnutzer berechtigt, einen Vertrag vor Ablauf einer vereinbarten Mindestvertragsdauer
auflerordentlich zu kiindigen, diirfen Anbieter, soweit diese keinen nummernunabhingigen
interpersonellen Kommunikationsdienst erbringen, nur dann eine Abschlagszahlung verlangen, wenn der
Endnutzer sich entscheidet, ein allfdllig iiberlassenes Endgerit zu behalten.



(13) Zur Berechnung der Abschlagszahlung ist als Ausgangswert 90 vH des Kaufpreises zum
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses minus der vom Endnutzer geleisteten Zahlungen in Form eines
reduzierten Kaufpreises und allfillig geleisteter Ratenzahlungen heranzuziehen. Fiir den Zeitraum bis
zum Ablauf des sechsten Monats der Vertragsdauer wird die Abschlagszahlung pauschal mit 50 % des
Ausgangswertes angenommen. Danach ist die pro Monat der Mindestvertragsdauer auszuweisende
Abschlagszahlung nach diesem Wert reduziert um einen Abschreibungsbetrag zu bemessen. Der
jeweilige Abschreibungsbetrag ist durch Division des Ausgangswerts durch die Anzahl der Monate der
vereinbarten Mindestvertragsdauer multipliziert mit der Anzahl der Monate ab Vertragsabschluss bis zum
Wirksamwerden der Kiindigung zu ermitteln. Die Hohe der so ermittelten Abschlagszahlung ist in Form
einer Tabelle in den Vertrag aufzunehmen. Aus dieser Tabelle muss dem Endnutzer leicht erkennbar sein,
welche Kosten je nach Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kiindigung bezogen auf jeweils einen
Kalendermonat anfallen. Die Abschlagszahlung darf nicht hoher sein als die noch ausstehenden
monatlichen Entgelte bis zum Ende der Mindestvertragsdauer. Dariliber hinaus diirfen keine Entgelte
verlangt werden. Spitestens nach erfolgter Abschlagszahlung hat der Anbieter alle einschrinkenden
Bedingungen der Nutzung des Endgeréts in anderen Netzen kostenlos aufzuheben.

(14) Abs. 11 und 12 ist nur fir Vertrdge, die nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
geschlossen wurden, anwendbar. Fiir Vertrdge, die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
geschlossen wurden, darf im Falle einer Kiindigung nach Abs. 8 keine Abschlagszahlung verrechnet
werden.

(15) Soweit M2M-Ubertragungsdienste betroffen sind, kommen die in den Abs. 8 und 12 genannten
Rechte nur Endnutzern zugute, bei denen es sich um Verbraucher, Kleinstunternehmen, kleine
Unternehmen oder Organisationen ohne Gewinnerzielungsabsicht handelt.

(16) Zur Bestimmung des Kaufpreises gemifl Abs. 13 ist der unverbindliche Verkaufspreis (UVP)
heranzuziehen. Dieser ist vom Anbieter — soweit er Endgeréte gemafl Abs. 12 zur Verfiigung stellt — iiber
eine von der Regulierungsbehorde zu errichtende und zu betreibende elektronische Schnittstelle auf deren
Webseite zu verdffentlichen. Der UVP ist mindestens halbjahrlich zu aktualisieren. Fiir Endgeréte, fiir die
kein UVP benannt ist, ist die Regulierungsbehorde verpflichtet, einen Ausgangswert fiir die
Abschlagszahlung gemidfl Abs. 13 festzusetzen. Fiir dessen Ermittlung hat sich die Regulierungsbehorde
von ihrer Marktbeobachtung und Markterfahrung leiten zu lassen. Die Regulierungsbehorde kann bei der
Festsetzung des Ausgangswertes auch Durchschnittswerte heranziehen. Die Regulierungsbehorde ist
iiberdies erméchtigt, Informationen bei Endgerdteherstellern, Anbietern von Endgerdten oder Anbietern
von Kommunikationsdiensten einzuholen. Diese haben die Informationen zu erteilen.

Biindelprodukte

§ 136. (1) Wenn bei Verbrauchern ein Biindelprodukt zumindest einen Internetzugangsdienst oder
einen nummerngebundenen interpersonellen Kommunikationsdienst beinhaltet und zusitzlich weitere
Dienste oder Endeinrichtungen inkludiert, gelten § 129 Abs. 4, § 132 Abs. 1, § 135 Abs. 1 bis 15 und
§ 118 fiir alle Elemente des Pakets einschlieBlich — soweit anwendbar — derjenigen Bestandteile, die
ansonsten nicht unter jene Bestimmungen fallen.

(2) Sind Verbraucher wegen Nichteinhaltung der Vertragsbestimmungen zur Beendigung einzelner
Bestandteile eines Biindels gemidl Abs. 1 berechtigt, diirfen sie den Vertrag im Hinblick auf alle
Bestandteile des Biindels kiindigen.

(3) Durch eine etwaige Bestellung von zusétzlichen Diensten oder Endeinrichtungen, die von
demselben Anbieter von Internetzugangsdiensten oder nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten bereitgestellt oder vertrieben werden, darf die urspriingliche Laufzeit des
Vertrages, in dessen Leistungsumfang die betreffenden Dienste oder Endeinrichtungen aufgenommen
werden, nicht verldngert werden, sofern der Verbraucher der Verldngerung bei der Bestellung der
zusitzlichen Dienste oder Endeinrichtungen nicht ausdriicklich zustimmt.

(4) Die Absdtze 1 und 3 dieser Bestimmung gelten auch fiir Endnutzer, bei denen es sich um
Kleinstunternehmen, kleinen Unternehmen oder Organisationen ohne Gewinnerzielungsabsicht handelt,
sofern sie nicht ausdriicklich zugestimmt haben, auf die Anwendung dieser Bestimmungen ganz oder
teilweise zu verzichten.

Eintragung in das Nutzerverzeichnis

§ 137. (1) Nutzer haben unter den in Abs. 2 bis 4 genannten Voraussetzungen das Recht, sich in
allgemein zugéngliche Nutzerverzeichnisse eintragen zu lassen, ihren Eintrag zu priifen, zu korrigieren
und wieder 16schen zu lassen.

(2) Ein Nutzer hat gegeniiber dem Anbieter von nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten, mit dem er in einem Vertragsverhdltnis iiber die Inanspruchnahme des



Anschlusses steht, das Recht, mit folgenden Daten unentgeltlich in das Nutzerverzeichnis des Anbieters
aufgenommen zu werden: Familienname, Vorname(n), akademischer Grad, Adresse, Nummer und, sofern
der Nutzer dies wiinscht, die Berufsbezeichnung.

(3) Mit Einwilligung des Nutzers konnen noch zusétzliche Daten in das Nutzerverzeichnis
aufgenommen werden. Sofern davon auch andere Personen betroffen sind, miissen auch diese einwilligen.

(4) Sofern dies ein Nutzer wiinscht, hat die Eintragung der ihn betreffenden Daten in das
Nutzerverzeichnis ganz oder teilweise zu unterbleiben (Nichteintragung). Dafiir darf kein Entgelt verlangt
werden. Sofern dies ein Nutzer wiinscht, hat die Eintragung der ihn betreffenden Daten in ein
elektronisches Nutzerverzeichnis, das die Suche anhand anderer Daten als anhand des Namens des
Nutzers ermoglicht, zu unterbleiben.

(5) Anbieter von nummerngebundenen interpersonellen Kommunikationsdiensten haben ihre Nutzer
tiber die ihnen gemaB Abs. 1 und 2 zustehenden Rechte in geeigneter Weise zu informieren.

Rechnung und Einzelentgeltnachweis

§ 138. (1) Die Entgelte fiir einen Internetzugangsdienst oder nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdienst sind in Form eines Einzelentgeltnachweises darzustellen, in welchem sdmtliche
Verbindungen, fiir die ein Entgelt verrechnet wurde, in chronologischer Reihenfolge aufgelistet sind.

(2) Die Endnutzer sind berechtigt, Rechnungen ohne Einzelentgeltnachweis zu erhalten. Die
Rechnung hat einen Hinweis auf die Moglichkeit der Uberpriifung der Entgelte sowie eine aktuelle
Kontaktmdglichkeit zu dem die Rechnung versendenden Anbieter zu enthalten.

(3) Wird die Rechnung oder der Einzelentgeltnachweis in elektronischer Form zur Verfiigung
gestellt, muss es dem Endnutzer mdglich sein, beides auf gesondertes Verlangen entgeltfrei in Papierform
iibermittelt zu erhalten. Sofern es sich um ein Endnutzerverhiltnis handelt, dessen Vertragsinhalt nicht die
Zusendung von Rechnungen oder Einzelentgeltnachweisen in elektronischer Form ermdéglicht, hat die
Ubermittlung der Rechnung oder des Einzelentgeltnachweises in Papierform zu erfolgen.

(4) Wird die Rechnung in elektronischer Form zur Verfiigung gestellt, ist sie in einem
speicherfahigen Format, wie z. B. im pdf-Format, an eine vom Endnutzer bekannt gegebene elektronische
Adresse zu libermitteln und vom Anbieter fiir einen Zeitraum von sieben Jahren unentgeltlich zur
Verfligung zu halten. Der Anbieter hat dem Endnutzer mitzuteilen, an welche E-Mail-Adresse er die
Rechnung oder den Einzelentgeltnachweis {ibermitteln wird. Der Endnutzer muss auch die Gelegenheit
erhalten, dafiir eine andere E-Mail-Adresse bekannt zu geben.

(5) Die Regulierungsbehorde kann mit Verordnung den Detaillierungsgrad und die Form der
Bereitstellung des Einzelentgeltnachweises festlegen. Sie hat dabei auf die Art des Nutzerverhiltnisses
und des Dienstes, die technischen Mdglichkeiten, auf den Schutz personenbezogener Daten sowie darauf
Bedacht zu nehmen, dass Endnutzer ihre Ausgaben steuern konnen und Erbringer von
nummerngebundenen Diensten von Drittanbietern identifiziert sind.

(6) Bei der Erstellung eines Einzelentgeltnachweises diirfen nur jene Daten verarbeitet werden, die
dafiir unbedingt erforderlich sind. Die passiven Nutzernummern oder sonstigen Angaben zur
Identifizierung eines Empfangers einer Nachricht diirfen im Einzelentgeltnachweis nur in verkiirzter
Form ausgewiesen werden, es sei denn, die Tarifierung einer Verbindung lasst sich nur aus der
unverkirzten Nutzernummer ableiten oder der Endnutzer hat schriftlich erklért, dass er alle bestehenden
Mitbenutzer des Anschlusses dariiber informiert hat und kiinftige Mitbenutzer informieren wird.
Allfallige weitere arbeitsrechtliche Beschrankungen bleiben unberiihrt. Anrufe oder sonstige
Verbindungen, fiir die keine Entgeltpflicht entsteht, sowie Anrufe bei oder Verbindungen mit Notdiensten
diirfen nicht ausgewiesen werden. Die Identitit von Erbringern nummerngebundener Dienste von
Drittanbietern ist am Einzelentgeltnachweis durch Bekanntgabe der unverkiirzten Nummer anzugeben,
sofern der Endnutzer nicht schriftlich beantragt hat, dass diese Information fiir zukiinftige
Abrechnungszeitraume nur verkiirzt anzufiihren ist.

(7) Fir das Loschen der Daten eines Einzelentgeltnachweises gelten unbeschadet des Abs. 4
dieselben Fristen wie fiir das Loschen von Verkehrsdaten.

Anzeige der Nummer des Anrufers

§ 139. (1) Bei Sprachkommunikationsdiensten muss dem anrufenden Nutzer auBler bei Notrufen die
Moglichkeit eingerdumt werden, die Anzeige fiir jeden Anruf einzeln, selbstindig und entgeltfrei zu
unterdriicken. Dem Nutzer muss diese Moglichkeit anschlussbezogen zur Verfiigung stehen.

(2) Bei Sprachkommunikationsdiensten muss dem angerufenen Nutzer die Moglichkeit eingerdumt
werden, die Anzeige eingehender Anrufe selbstindig und entgeltfrei zu unterdriicken. Wird die Nummer



bereits vor der Herstellung der Verbindung angezeigt, muss dem angerufenen Nutzer die Moglichkeit
eingerdaumt werden, eingehende Anrufe, bei denen die Nummernanzeige unterdriickt wurde, selbstindig
und entgeltfrei abzuweisen.

(3) Im 6ffentlichen Kommunikationsnetz muss dem angerufenen Nutzer die Moglichkeit eingerdumt
werden, die Anzeige seiner Nummer beim Anrufer selbstindig und entgeltfrei zu unterdriicken.

(4) Anbieter von nummerngebundenen interpersonellen Kommunikationsdiensten haben Endnutzern
Mehrfrequenzwahlverfahren sowie die Anzeige der Nummer zur Verfliigung zu stellen, soweit dies
technisch durchfiihrbar ist.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 gelten auch fiir Anrufe in Staaten, die nicht Mitglied der
Europdischen Union sind, sowie fiir Anrufe aus solchen Staaten.

(6) Bei einem Verstol gegen Vorschriften nach diesen Bestimmungen kann die
Regulierungsbehorde ein Aufsichtsverfahren gemif § 184 einleiten.

Automatische Anrufweiterschaltung

§ 140. Die Betreiber von Kommunikationsnetzen und -diensten haben bei den von ihnen
angebotenen Diensten, bei denen eine Anrufweiterschaltung moglich ist, auf Verlangen des Endnutzers
entgeltfrei die von Dritten veranlasste automatische Anrufweiterschaltung zur Endeinrichtung des
Endnutzers aufzuheben. Sind mehrere Betreiber an der Rufumleitung beteiligt, haben diese
zusammenzuarbeiten.

Fangschaltung, belistigende Anrufe

§ 141. (1) Fangschaltung ist die vom Willen des Anrufenden unabhéngige Feststellung der Identitét
eines anrufenden Anschlusses.

(2) Sofern ein Endnutzer dies zur Verfolgung beldstigender Anrufe wiinscht, hat der Anbieter eine
Fangschaltung fiir zukiinftige Anrufe einzurichten oder beim Betreiber zu veranlassen. Die Fangschaltung
kann auch in der Authebung der Unterdriickung der Rufnummernanzeige und Speicherung der
eingehenden Rufnummern durch den Betreiber bestehen. Er darf dafiir ein angemessenes Entgelt
verlangen.

(3) Das Ergebnis der Fangschaltung oder der Aufhebung der Unterdriickung der
Rufnummernanzeige ist vom Betreiber des Kommunikationsdienstes zu speichern und dem Endnutzer fiir
jene Anrufe bekannt zu geben, fiir die er die Tatsache von beldstigenden Anrufen wihrend der
Uberwachung glaubhaft macht.

Dienstesperren

§ 142. (1) Anbieter von Sprachkommunikationsdiensten und nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten haben, unbeschadet des Rechts, Sicherheitssperren zu setzen, ihren Endnutzern
auf Antrag einmal jédhrlich die entgeltfreie Sperre von Diensten von Drittanbietern oder
Internetzugangsdiensten bereit zu stellen, soweit diese verbrauchsabhingig verrechnet werden. Von der
Sperre von nummerngebundenen Diensten von Drittanbietern sind alle fiir Dienste von Drittanbietern
gewidmeten Nummernbereiche umfasst, soweit diese mit mehr als EUR 0,20 pro Minute oder Event
verrechnet werden konnen. Dabei ist insbesondere auf die schutzwiirdigen Interessen von Endnutzern, auf
die technischen Mdglichkeiten sowie darauf Bedacht zu nehmen, dass Endnutzer ihre Ausgaben steuern
konnen.

(2) Anbieter haben, unbeschadet abweichender gesetzlicher oder vertraglicher Bestimmungen, das
Recht, den Anschluss eines Endnutzers fiir Dienste von Drittanbietern dauerhaft und kostenfrei zu
sperren, wenn der Endnutzer Entgelte flir solche Dienste in zumindest zwei aufeinanderfolgenden
Rechnungsperioden bestreitet.

Zahlungsverzug

§ 143. Anbieter von Telekommunikationsdiensten diirfen im Falle des Zahlungsverzugs eines
Endnutzers eine Diensteunterbrechung oder -abschaltung nur dann vornehmen, wenn sie den Endnutzer
zuvor unter Androhung der Diensteunterbrechung oder -abschaltung und unter Setzung einer Nachfrist
von mindestens zwei Wochen erfolglos gemahnt haben. Fiir die génzliche Sperre des betroffenen
Dienstes, bei dem Zahlungsverzug besteht, darf der Anbieter ein angemessenes Bearbeitungsentgelt
vereinbaren. Unterbricht der Anbieter lediglich einzelne Teile des betroffenen Dienstes, darf hiefiir kein
gesondertes Entgelt vereinbart werden. Eine Unterbrechung des Zugangs zu Notrufen ist nicht zuldssig.
Eine Abschaltung oder Unterbrechung von Leistungen des Universaldienstes im Sinne des § 106 Abs. 1
darf nicht erfolgen, wenn der Endnutzer ausschlieflich mit Verpflichtungen aus einem anderen



Vertragsverhidltnis des Universaldienstes oder aus einem sonstigen Vertragsverhéltnis mit dem Anbieter
sdumig ist.

Weiterleitung von E-Mails

§ 144. Ein Endnutzer kann bei Beendigung eines Vertrages iiber einen Internetzugangsdienst, bei
dem er eine E-Mail-Adresse mit der Firma oder einer Marke des Anbieters erhalten hat, vom Anbieter
verlangen, dass er entsprechende E-Mails in den der Vertragsbeendigung folgenden zwdlf Monaten
unentgeltlich weiter erhélt. Die Regulierungsbehdrde kann mit Verordnung technische Einzelheiten, wie
der konkrete Prozess zur Weiterleitung abzulaufen hat, festlegen. Sie hat sich dabei auch am zumutbaren
Aufwand fiir Endnutzer und Anbieter, die E-Mails zu erhalten, zu orientieren. Die Verpflichtung des
Anbieters zur Weiterleitung besteht ab einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes.

Uberpriifung der Entgelte

§ 145. (1) Bezweifelt ein Endnutzer die Richtigkeit der ihm verrechneten Entgelte fiir einen
Kommunikationsdienst, so hat der Anbieter auf schriftlichen Antrag alle der Ermittlung dieses Betrages
zugrunde gelegten Faktoren zu iiberpriifen und anhand des Ergebnisses dieser Uberpriifung die
Richtigkeit der Verrechnung schriftlich zu bestdtigen oder die Verrechnung entsprechend zu dndern.
Derartige Antrage konnen innerhalb von drei Monaten ab Rechnungslegung eingebracht werden.

(2) Wird der Regulierungsbehorde ein Einspruch gegen die von einem Anbieter verrechneten
Entgelte fiir einen Kommunikationsdienst schriftlich zur Kenntnis gebracht, so wird ab diesem Zeitpunkt
die Falligkeit des in Rechnung gestellten und bestrittenen Betrages bis zur Schlichtung aufgeschoben. Der
Aufschub der Filligkeit endet, wenn nicht binnen drei Monaten ab Erhalt der Antwort des Anbieters auf
den Einspruch gemiB3 Abs. 1 ein Antrag nach § 205 Abs. 1 gestellt wird. Unabhéngig davon kann der
Anbieter den Betrag, der dem Durchschnitt der letzten drei Abrechnungsperioden entspricht, sofort fillig
stellen.

(3) Auf Antrag des Endnutzers hat der Anbieter fiir die Dauer des Schlichtungsverfahrens jenen Teil
des vom Endnutzer bereits geleisteten Entgeltes zu erstatten, der nach Abs. 2 nicht fillig gestellt werden
darf. Nach Abschluss des Verfahrens sind zu viel eingehobene Betrige samt den gesetzlichen Zinsen ab
Inkassotag zu erstatten.

(4) Fiir den Fall, dass im Uberpriifungsverfahren des Anbieters oder im Schlichtungsverfahren nach
§ 205 Abs. 1 kein Anlass zur Neuberechnung des bestrittenen Betrages gefunden wird, kdnnen die
gesetzlichen Verzugszinsen ab dem in der Rechnung angegebenen Filligkeitsdatum in Rechnung gestellt
werden. Der Lauf der Verjdhrungsfrist des § 1486 Z 1 ABGB ist beziiglich der Gesamtbetrdge der nach
Abs. 2 bestrittenen Rechnungen fiir die Dauer des Schlichtungsverfahrens nach § 205 Abs. 1 gehemmt.

(5) Fiir den Fall, dass ein Fehler festgestellt wird, der sich zum Nachteil des Endnutzers ausgewirkt
haben konnte und sich das richtige Entgelt nicht ermitteln ldsst, ist in den Allgemeinen
Geschiftsbedingungen, unbeschadet einer gerichtlichen Entscheidung, eine auf dem durchschnittlichen
Ausmal} der Inanspruchnahme dieses Kommunikationsdienstes durch den Endnutzer basierende
Pauschalabgeltung festzusetzen, soweit der Anbieter einen Verbrauch zumindest in diesem Ausmal}
glaubhaft machen kann.

12. Abschnitt
Verwendung von Amateurfunkstellen

Berechtigungsumfang

§ 146. (1) Die Amateurfunkbewilligung berechtigt zur Errichtung und zum Betrieb

1. einer oder mehrerer fester Amateurfunkstellen an einem oder mehreren in der
Amateurfunkbewilligung angegebenen Standorten,

2. von beweglichen Amateurfunkstellen im gesamten Bundesgebiet sowie

3. zur voriibergehenden Errichtung und zum Betrieb einer festen Amateurfunkstelle an einem
anderen als in der Amateurfunkbewilligung angegebenen Standort im Bundesgebiet. Als
voriibergehend gilt ein Zeitraum von langstens drei Monaten.

(2) Die Amateurfunkbewilligung der Klasse 1 berechtigt zur Anderung und zum Selbstbau von
Amateurfunksendeanlagen.
(3) Aussendungen diirfen mit einer Amateurfunkstelle nur durchgefiihrt werden

l.in den dem Amateurfunkdienst und der jeweiligen Bewilligungsklasse zugewiesenen
Frequenzbereichen,



2. mit den fiir die jeweilige Bewilligungsklasse festgesetzten Sendearten,

3. mit hochstens jener Sendeleistung, die sich aus der fiir den jeweiligen Frequenzbereich
festgesetzten hochsten zuldssigen Leistungsstufe und aus der Amateurfunkbewilligung ergibt,

4. mit nicht mehr als der jeweils festgesetzten Bandbreite und

5. wenn der Inhaber der Amateurfunkbewilligung oder der Mitbeniitzer der Amateurfunkstelle
wihrend der gesamten Dauer der Aussendung personlich an der Amateurfunkstelle anwesend ist,
es sei denn, es handelt sich um eine Relaisfunkstelle oder einen Bakensender oder eine
Remotefunkstelle.

(4) Amateurfunkstellen diirfen mit Telekommunikationsnetzen mittels Internettechnologie
verbunden werden, wenn die beteiligten Amateurfunkstellen ausschlieBlich fiir den Amateurfunkdienst
verwendet werden.

(5) Durch Verordnung kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zum
Zwecke der Ausbildung von Funkamateuren unter Bedachtnahme auf die Bediirfnisse des
Amateurfunkdienstes Ausnahmen von Abs. 3 vorsehen.

Nachrichteninhalt

§ 147. (1) Der gesamte Amateurfunkverkehr ist in offener Sprache abzuwickeln und auf folgenden
Inhalt zu beschrinken:

1. Ubertragungsversuche,

2. technische oder betriebliche Mitteilungen sowie

3. Bemerkungen personlicher Natur oder bildliche Darstellungen, fir die wegen ihrer
Belanglosigkeit eine Inanspruchnahme von Telekommunikationsdiensten billigerweise nicht
verlangt werden kann.

(2) Der Funkverkehr darf nur zwischen bewilligten Amateurfunkstellen stattfinden.

(3) Ergibt sich wahrend des Funkverkehrs, dass dieser mit einer Funkstelle aufgenommen wurde, die
keine bewilligte Amateurfunkstelle ist, so ist die Verbindung sofort abzubrechen.

(4) Im Verkehr mit anderen Funkstellen ist alles zu unterlassen, was das Ansehen, die Sicherheit
oder die Wirtschaftsinteressen des Bundes oder eines Landes gefdhrdet, gegen die Gesetze, die 6ffentliche
Ordnung oder die Sittlichkeit verstoBt.

(5) Der Funkverkehr mit Amateurfunkstellen jener Staaten, die Einwénde gegen den
Amateurfunkverkehr mit Osterreich erhoben haben, ist nicht zuldssig. Die Namen dieser Staaten sind von
der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

Not- und Katastrophenfunkverkehr

§ 148. (1) Notfunkverkehr ist die Ubermittlung von Nachrichten zwischen einer Funkstelle, die
selbst in Not ist oder an einem Notfall beteiligt oder Zeuge des Notfalles ist, und einer oder mehreren
Hilfe leistenden Funkstellen. Der Funkamateur ist verpflichtet, {iber Aufforderung der fiir den
Hilfseinsatz zustindigen Behdrden im Rahmen seiner Moglichkeiten Unterstiitzung bei der Durchfiihrung
von Not- und Katastrophenfunkverkehr zu leisten und hat den Anordnungen der Behorden Folge zu
leisten.

(2) Notfall ist ein Ereignis, bei dem die Sicherheit menschlichen Lebens zumindest geféhrdet
erscheint.

(3) Katastrophenfunkverkehr ist die Ubermittlung von Nachrichten, die den nationalen oder
internationalen  Hilfeleistungsverkehr  betreffen, = zwischen = Funkstellen  innerhalb  eines
Katastrophengebietes sowie zwischen einer Funkstelle im Katastrophengebiet und Hilfe leistenden
Organisationen.

(4) Katastrophengebiet ist ein geographisches Gebiet, in welchem eine Katastrophe stattgefunden
hat, fiir die Dauer des Katastrophenfalles.

(5) Im Falle von Not- und Katastrophenfunkverkehr sowie bei der Durchfiihrung von Not- und
Katastrophenfunkverkehrsiibungen entfallen die Beschrankungen der §§ 146 Abs. 4 und 147 Abs. 1 bis 3.

(6) Die Durchfiihrung von Not- und Katastrophenfunkverkehrsiibungen ist mindestens sieben
Werktage vor Beginn der Ubung schriftlich dem Fernmeldebiiro anzuzeigen.

(7) Bei Empfang eines Notrufes ist der eigene Funkverkehr sofort zu unterbrechen und jede Storung
des Notrufes zu unterlassen. Wird keine Antwort durch andere Funkstellen festgestellt, so ist
unverziiglich Verbindung mit der notrufenden Funkstelle aufzunehmen. Erforderlichenfalls sind andere
Funkstellen auf den Notruf aufmerksam zu machen.



Rufzeichen

§ 149. (1) Das zugewiesene Rufzeichen ist zu Beginn, vor Beendigung sowie wiederholt wahrend
des Funkverkehrs in der jeweils verwendeten Sendeart vollstdndig auszusenden.

(2) Beim Betrieb einer Klubfunkstelle ist das der Klubfunkstelle zugewiesene Rufzeichen zu
verwenden. Mit Zustimmung des Stationsverantwortlichen darf die Klubfunkstelle auch mit dem dem
Mitbeniitzer zugewiesenen Rufzeichen betrieben werden, jedoch nur im Berechtigungsumfang der
Bewilligung, mit der es zugewiesen wurde.

Rufzeichenliste
§ 150. (1) Die Fernmeldebehdrden konnen in geeigneter Weise Rufzeichenlisten bekannt machen,
aus denen die in Abs. 2 genannten Daten ersichtlich sind.
(2) In die Rufzeichenliste sind jeweils aufzunehmen:
1. Name und Vorname des Funkamateurs,
2. der in der Amateurfunkbewilligung als erstes angefiihrte Standort der Amateurfunkstelle,
3. das zugeteilte Rufzeichen und
4. die Bewilligungsklasse, fiir die die Amateurfunkbewilligung erteilt wurde.
(3) Die Eintragung der in Abs.2 Z 1 und 2 angefiihrten personenbezogenen Daten bedarf der
ausdriicklichen Einwilligung der betroffenen Person.
(4) Die in der Rufzeichenliste enthaltenen Daten diirfen nur fiir Zwecke des Amateurfunkdienstes
verwendet werden. Jede andere Verwendung ist unzuléssig.
Mitbeniitzung

§ 151. (1) Der Inhaber einer Amateurfunkbewilligung oder der Stationsverantwortliche konnen
Personen, die die Amateurfunkpriifung erfolgreich abgelegt haben, die Mitbeniitzung der
Amateurfunkstelle gestatten.

(2) Der Mitbeniitzer einer Amateurfunkstelle darf diese nur in jenem Umfang beniitzen, der sich aus

1. der Priifungskategorie seines Amateurfunkpriifungszeugnisses und
2. der Bewilligungsklasse und Leistungsstufe der Amateurfunkbewilligung des Inhabers der
Amateurfunkstelle oder der Klubfunkstelle ergibt.

(3) Durch Verordnung kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zum
Zwecke der Ausbildung von Funkamateuren unter Bedachtnahme auf die Bediirfnisse des
Amateurfunkdienstes Ausnahmen von Abs. 2 vorsehen.

(4) Der Inhaber der Amateurfunkbewilligung oder der Stationsverantwortliche bleiben fiir die
Einhaltung der rechtlichen Bestimmungen verantwortlich und haben den Betrieb der Funkstelle zu
iiberwachen.

Funktagebuch

§ 152. (1) Ein Funktagebuch ist zu fiihren

1. im Fall von Notfunkverkehr, von Katastrophenfunkverkehr und bei der Durchfiithrung von Not-
und Katastrophenfunkverkehrsiibungen,

2. iiber Verlangen der Fernmeldebehorde zur Kliarung frequenztechnischer Fragen.
(2) In das Funktagebuch sind die Aussendungen unter Angabe wesentlicher Merkmale einzutragen.

(3) Bei Notfunkverkehr, bei Katastrophenfunkverkehr und bei der Durchfiihrung von Not- und
Katastrophenfunkverkehrsiibungen ist der vollstindige Inhalt, einschlieBlich der Angaben iiber die
Identitdt und den Standort der Gegenstelle zusammenfassend aufzuzeichnen.

Sicherungsmafinahmen

§ 153. Der Inhaber einer Amateurfunkstelle hat geeignete MaBnahmen zu treffen, die die
Inbetriebsetzung seiner Funkstelle durch unbefugte Personen ausschlief3en.

13. Abschnitt
Amateurfunkpriifungszeugnisse

Voraussetzungen fiir die Ausstellung

§ 154. (1) Ein Amateurfunkpriifungszeugnis ist auf Antrag auszustellen, wenn der Antragsteller
fachlich befahigt ist.



(2) Die fachliche Befihigung ist durch die erfolgreiche Ablegung der Amateurfunkpriifung
nachzuweisen.

Antrag auf Ausstellung
§ 155. Der Antrag auf Ausstellung eines Amateurfunkpriifungszeugnisses ist beim Fernmeldebiiro
schriftlich einzubringen und hat jedenfalls folgende Angaben zu enthalten:
1. Name und Anschrift des Antragstellers,
2. die angestrebte Priifungskategorie.

Zuriickziehung des Antrages

§ 156. Der Antrag auf Ausstellung eines Amateurfunkpriifungszeugnisses gilt als zuriickgezogen,
wenn der Antragsteller zu der fiir die Priifung festgesetzten Stunde nicht oder derart verspétet erscheint,
dass die Priifung nicht mehr abgehalten werden kann, und er nicht glaubhaft macht, dass ihn daran kein
Verschulden trifft, oder wenn er wihrend der Priifung zuriicktritt oder wenn er die Priifung nicht
bestanden hat.

Gegenstinde der Priifung, Ergiinzungspriifung

§ 157. (1) Die Amateurfunkpriifung umfasst folgende Gegenstiande:
1. Betrieb und Technik,
2. Rechtliche Bestimmungen.

(2) Die schriftlichen Teile der Priifung konnen auch automationsunterstiitzt oder als schriftlicher
Mehrfachauswahltest durchgefiihrt werden.

(3) Durch Verordnung hat die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
entsprechend dem Umfang und dem Schwierigkeitsgrad der Amateurfunkpriifung verschiedene
Priifungskategorien sowie unter Beriicksichtigung internationaler Vereinbarungen den Umfang der
einzelnen Priifungsgegenstinde festzusetzen. Darin ist auch die Form der Abwicklung der Priifung unter
Beriicksichtigung der Einfachheit und Effizienz festzulegen.

(4) Personen, die die Amateurfunkpriifung fiir eine andere als die hochste Priifungskategorie
abgelegt haben, konnen eine Ergdnzungspriifung zur Erlangung eines Zeugnisses einer hdheren
Priifungskategorie ablegen.

Einrichtung einer Priifungskommission
§ 158. (1) Die Priifungskommission ist beim Fernmeldebiiro einzurichten.

(2) Die Mitglieder der Priifungskommission werden von der Bundesministerin Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus fiir die Dauer von fiinf Kalenderjahren bestellt.

(3) Die Priifungskommission besteht aus zwei Mitgliedern. Als Priifer sind fachkundige Bedienstete
der Fernmeldebehorde oder als Priifer fiir den Gegenstand Betrieb und Technik ein erfahrener
Funkamateur, der die Amateurfunkpriifung fiir die hochste Priifungskategorie erfolgreich abgelegt hat,
mit dessen Einverstdndnis zu bestellen. Den Vorsitz fiihrt der Priifer fir den Gegenstand Rechtliche
Bestimmungen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende

Anerkennung auslindischer Zeugnisse

§ 159. Durch Verordnung kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
unter Bedachtnahme auf das Vorliegen von Gegenseitigkeit und die Gleichwertigkeit der Ausbildung im
Ausland ausgestellte Zeugnisse anerkennen.

14. Abschnitt
Kommunikationsgeheimnis, Datenschutz

Allgemeines

§ 160. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten fiir die Verarbeitung einschlieBlich der
Ubermittlung von personenbezogenen Daten oder der nicht offentlich zuginglichen Daten einer
juristischen Person in Verbindung mit der Bereitstellung offentlicher Kommunikationsdienste in
offentlichen = Kommunikationsnetzen  einschlieSlich  o6ffentlicher =~ Kommunikationsnetze,  die
Datenerfassungs- und Identifizierungsgeréte unterstiitzen.

(2) Die Bestimmungen der Strafprozessordnung 1975 (StPO), BGBI. Nr. 631/1975, bleiben durch
die Bestimmungen dieses Abschnittes unbertihrt.

(3) In diesem Abschnitt bezeichnet unbeschadet des § 4 der Begriff



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

. “Anbieter” Betreiber von 6ffentlichen Kommunikationsdiensten;
. “Benutzer” eine Person, die einen oOffentlichen Kommunikationsdienst fiir private oder

geschiftliche Zwecke nutzt, ohne diesen Dienst zwangsldufig abonniert zu haben;

. ,Nutzerkennung”“  jene  Kennung, welche die eindeutige @ Zuordnung  eines

Kommunikationsvorgangs zu einem Nutzer ermdglicht;

. ,BE-Mail-Adresse* die eindeutige Kennung, die einem elektronischen Postfach von einem

Internet-E-Mail-Anbieter zugewiesen wird;

. ,Stammdaten* alle Daten, die fiir die Begriindung, die Abwicklung, Anderung oder Beendigung

der Rechtsbeziehungen zwischen dem Benutzer und dem Anbieter oder zur Erstellung und
Herausgabe von Nutzerverzeichnissen erforderlich sind; dies sind:

a) Name (Familienname und Vorname bei natiirlichen Personen, Name oder Bezeichnung bei
juristischen Personen),

b) akademischer Grad bei natiirlichen Personen,

¢) Anschrift (Wohnadresse bei natiirlichen Personen, Sitz oder Rechnungsadresse bei juristischen
Personen),

d) Nutzernummer und sonstige Kontaktinformation fiir die Nachricht,
e) Information liber Art und Inhalt des Vertragsverhéltnisses,

f) Bonitit;

g) Geburtsdatum

. ,Verkehrsdaten Daten, die zum Zwecke der Weiterleitung einer Nachricht an ein

Kommunikationsnetz oder zum Zwecke der Fakturierung dieses Vorgangs verarbeitet werden;

. ,Zugangsdaten“ jene Verkehrsdaten, die beim Zugang eines Nutzers zu einem Offentlichen

Kommunikationsnetz beim Betreiber entstehen und fiir die Zuordnung der zu einem bestimmten
Zeitpunkt fiir eine Kommunikation verwendeten Netzwerkadressierungen zum Nutzer notwendig
sind;

. “Inhaltsdaten” die Inhalte {ibertragener Nachrichten (Z 11);
., Standortdaten Daten, die in einem Kommunikationsnetz oder von einem

Kommunikationsdienst verarbeitet werden und die den geografischen Standort der
Endeinrichtung eines Benutzers eines offentlichen Kommunikationsdienstes angeben, im Fall
von festen Endeinrichtungen sind Standortdaten die Adresse der Einrichtung;

»Standortkennung® die Kennung einer Funkzelle, liber welche eine Mobilfunkverbindung
hergestellt wird (Cell-ID);

,Nachricht jede Information, die zwischen einer endlichen Zahl von Beteiligten iiber einen
offentlichen Kommunikationsdienst ausgetauscht oder weitergeleitet wird. Dies schlie3t nicht
Informationen ein, die als Teil eines Rundfunkdienstes iiber ein Kommunikationsnetz an die
Offentlichkeit weitergeleitet werden, soweit die Informationen nicht mit dem identifizierbaren
Empfanger in Verbindung gebracht werden konnen;

,,Dienst mit Zusatznutzen“ jeden Dienst, der die Bearbeitung von Verkehrsdaten oder anderen
Standortdaten als Verkehrsdaten in einem MaBe erfordert, das {iber das fiir die Ubermittlung
einer Nachricht oder die Fakturierung dieses Vorgangs erforderliche MaB3 hinausgeht;
elektronische Post™ jede iiber ein 6ffentliches Kommunikationsnetz verschickte Text-, Sprach-,
Ton- oder Bildnachricht, diec im Netz oder im Endgerdt des Empfangers gespeichert werden
kann, bis sie von diesem abgerufen wird;

,,E-Mail“ elektronische Post, die iiber das Internet auf Basis des ,,Simple Mail Transfer Protocol
(SMTP) versendet wird,

,,offentliche IP-Adresse eine einmalige numerische Adresse aus einem Adressblock, der durch
die Internet Assigned Numbers Authority (IANA) oder durch eine regionale Vergabestelle
(Regional Internet Registries) einem Anbieter eines Internet-Zugangsdienstes zur Zuteilung von
Adressen an seine Kunden zugewiesen wurde, die einen Rechner im Internet eindeutig
identifiziert und im Internet geroutet werden kann. Offentliche IP-Adressen sind Zugangsdaten
im Sinne des § 160 Abs. 3 Z 7. Wenn eine konkrete 6ffentliche IP-Adresse einem Nutzer fiir die
Dauer des Vertrages zur ausschliefSlichen Nutzung zugewiesen ist, handelt es sich zugleich um
ein Stammdatum im Sinne des § 160 Abs. 3 Z 5;

,,Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten oder der nicht 6ffentlich zugénglichen Daten
einer juristischen Person“ jede Verletzung der Sicherheit, die auf versehentliche oder
unrechtméfige Weise zur Vernichtung, zum Verlust, zur Verdnderung oder zur unbefugten
Weitergabe von oder zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten oder der nicht



offentlich zugénglichen Daten einer juristischen Person fiihrt, die iibertragen, gespeichert oder
auf andere Weise im Zusammenhang mit der Bereitstellung 6ffentlicher Kommunikationsdienste
in der Européischen Union verarbeitet werden.

Kommunikationsgeheimnis

§ 161. (1) Dem Kommunikationsgeheimnis unterliegen die Inhaltsdaten, die Verkehrsdaten und die
Standortdaten. Das Kommunikationsgeheimnis erstreckt sich auch auf die Daten erfolgloser
Verbindungsversuche.

(2) Zur Wahrung des Kommunikationsgeheimnisses ist jeder Betreiber oder Anbieter eines
offentlichen Kommunikationsnetzes oder -dienstes und alle Personen, die an der Tatigkeit des Betreibers
oder Anbieters mitwirken, verpflichtet. Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch nach dem Ende der
Tatigkeit fort, durch die sie begriindet worden ist.

(3) Das Mithoren, Abhdren, Aufzeichnen, Abfangen oder sonstige Uberwachen von Nachrichten und
der damit verbundenen Verkehrs- und Standortdaten sowie die Weitergabe von Informationen dariiber
durch andere Personen als einen Benutzer ohne Einwilligung aller beteiligten Benutzer ist unzuldssig.
Dies gilt nicht fir die Aufzeichnung und Riickverfolgung von Telefongesprichen im Rahmen der
Entgegennahme und Abwicklung von Notrufen und die Fille der Fangschaltung, der Uberwachung von
Nachrichten nach § 135 Abs. 3 StPO, der Auskunft iiber Daten einer Nachrichteniibermittlung nach § 135
Abs. 2 StPO, der Auskunft iiber Daten nach § 99 Abs. 3a des Bundesgesetzes vom 26. Juni 1958,
betreffend das Finanzstrafrecht und das Finanzstrafverfahrensrecht (FinStrG), BGBI. Nr. 129/1958 idF
BGBI. Nr. 21/1959 (DFB), der Auskunft {iber Daten nach § 11 Abs. 1 Z 7 des Bundesgesetzes iiber die
Organisation, Aufgaben und Befugnisse des polizeilichen Staatsschutzes (PStSG), BGBI. 1 Nr. 5/2016,
und der Auskunft tiber Daten nach § 22 Abs. 2a und 2b des Militdrbefugnisgesetzes (MBG), BGBI. 1
Nr. 86/2001, sowie fiir eine technische Speicherung, die fiir die Weiterleitung einer Nachricht erforderlich
ist.

(4) Werden mittels einer Funkanlage, einer Endeinrichtung oder mittels einer sonstigen technischen
Einrichtung Nachrichten unbeabsichtigt empfangen, die fiir diese Funkanlage, diese Endeinrichtung oder
den Anwender der sonstigen Einrichtung nicht bestimmt sind, so diirfen der Inhalt der Nachrichten sowie
die Tatsache ihres Empfanges weder aufgezeichnet noch Unbefugten mitgeteilt oder fiir irgendwelche
Zwecke verwertet werden. Aufgezeichnete Nachrichten sind zu loschen oder auf andere Art zu
vernichten.

(5) Das Redaktionsgeheimnis (§ 31 Mediengesetz) sowie sonstige, in anderen Bundesgesetzen
normierte Geheimhaltungsverpflichtungen sind nach Mallgabe des Schutzes der geistlichen
Amtsverschwiegenheit und von Berufsgeheimnissen sowie das Verbot deren Umgehung gemal §§ 144
und 157 Abs. 2 StPO zu beachten. Den Anbieter trifft keine entsprechende Priifpflicht.

Technische Einrichtungen

§ 162. (1) Der Anbieter ist nach Mallgabe der geméll Abs.3 und §§ 166 Abs.2 und 171 Abs. 6
erlassenen Verordnungen verpflichtet, alle Einrichtungen bereitzustellen, die zur Uberwachung von
Nachrichten nach § 135 Abs. 3 StPO und Auskunft iiber Daten einer Nachrichteniibermittlung nach § 135
Abs. 2 StPO, zur Auskunft iiber Daten nach § 11 Abs. 1 Z 7 PStSG, zur Auskunft iiber Daten nach § 99
Abs. 3a FinStrG, zur Auskunft iiber Daten nach § 22 Abs. 2a und 2b MBG sowie zur Erfiillung der
Verpflichtungen geméaB § 166 Abs. 2 erforderlich sind. Fiir die Bereitstellung sind dem Anbieter 80% der
Kosten (Personal- und Sachaufwendungen), die er aufwenden musste, um die gemif3 den Abs. 3 und
§§ 166 Abs.2 und 171 Abs. 6 erlassenen Verordnungen erforderlichen Funktionen in seinen Anlagen
einzurichten, zu ersetzen. Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat im
Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Justiz, der Bundesministerin fiir Landesverteidigung, dem
Bundesminister flir Inneres und dem Bundesminister fir Finanzen durch Verordnung die
Bemessungsgrundlage fiir diesen Prozentsatz sowie die Modalititen fiir die Geltendmachung dieses
Ersatzanspruches festzusetzen. Dabei ist insbesondere auf die wirtschaftliche Zumutbarkeit des
Aufwandes, auf ein allfélliges Interesse des betroffenen Unternehmers an den zu erbringenden Leistungen
und auf eine allfillige durch die gebotenen technischen Moglichkeiten bewirkte Gefahrdung, der durch
die verlangte Mitwirkung entgegengewirkt werden soll, sowie auf die Einfachheit und Kostengiinstigkeit
des Verfahrens Bedacht zu nehmen.

(2) Der Anbieter ist verpflichtet, an der Uberwachung von Nachrichten nach § 135 Abs. 3 StPO und
der Auskunft iiber Daten einer Nachrichteniibermittlung nach § 135 Abs. 2 StPO, an der Auskunft {iber
Daten nach § 11 Abs. 1 Z 7 PStSG sowie an der Auskunft {iber Daten nach § 99 Abs. 3a FinStrG sowie
an der Auskunft iiber Daten nach § 22 Abs. 2a und 2b MBG im erforderlichen Ausmafl mitzuwirken. Die
Ubermittlung von Verkehrsdaten, Standortdaten und Stammdaten, welche die Verarbeitung von



Verkehrsdaten erfordern, nach den Bestimmungen der StPO, des SPG, des FinStrG, des PStSG sowie des
MBG, hat unter Verwendung einer Ubertragungstechnologie, welche die Identifikation und
Authentifizierung von Sender und Empfénger sowie die Datenintegritit sicherstellt, zu erfolgen. Die
Bundesministerin fiir Justiz hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen
und Tourismus und dem Bundesminister fiir Finanzen durch Verordnung einen angemessenen
Kostenersatz vorzusehen. Dabei ist insbesondere auf die wirtschaftliche Zumutbarkeit des Aufwandes,
auf ein allfilliges Interesse des betroffenen Unternehmers an den zu erbringenden Leistungen und auf
eine allfillige durch die gebotenen technischen Moglichkeiten bewirkte Gefahrdung, der durch die
verlangte Mitwirkung entgegengewirkt werden soll, sowie der offentlichen Aufgabe der Rechtspflege
Bedacht zu nehmen.

(3) Durch Verordnung kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Inneres, der Bundesministerin fiir Justiz und der
Bundesministerin fiir Landesverteidigung, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend, die niheren
Bestimmungen fiir die Gestaltung der technischen Einrichtungen zur Gewihrleistung der Uberwachung
von Nachrichten nach § 135 Abs. 3 StPO und der Auskunft iiber Daten einer Nachrichteniibermittlung
nach § 135 Abs.2 StPO und zum Schutz der zu ibermittelnden Daten gegen die unbefugte
Kenntnisnahme durch Dritte festsetzen. Nach Erlassung der Verordnung ist unmittelbar dem
Hauptausschuss des Nationalrates zu berichten.

Datensicherheitsmaflnahmen

§ 163. (1) Die Pflicht zur Erlassung von Datensicherheitsmalnahmen im Sinne der Art. 24, 25 und
32 DSGVO im Zusammenhang mit der Erbringung eines 6ffentlichen Kommunikationsdienstes obliegt
jedem Betreiber eines dffentlichen Kommunikationsdienstes jeweils fiir jeden von ihm erbrachten Dienst.

(2) Unbeschadet des Abs. 1 hat der Betreiber eines 6ffentlichen Kommunikationsdienstes in jenen
Féllen, in denen ein besonderes Risiko der Verletzung der Vertraulichkeit besteht, die Nutzer iiber dieses
Risiko und — wenn das Risiko auBerhalb des Anwendungsbereichs der vom Betreiber zu treffenden
MaBnahmen liegt — iiber mogliche Abhilfen einschlieSlich deren Kosten zu unterrichten.

(3) Betreiber eines 6ffentlichen Kommunikationsdienstes haben durch Datensicherheitsmaf3nahmen
jedenfalls Folgendes zu gewihrleisten:

1. die Sicherstellung, dass nur erméichtigte Personen fiir rechtlich zuldssige Zwecke Zugang zu
personenbezogenen Daten erhalten;

2. den Schutz gespeicherter oder iibermittelter personenbezogener Daten vor unbeabsichtigter oder
unrechtméBiger Zerstorung, unbeabsichtigtem Verlust oder unbeabsichtigter Verdnderung und
unbefugter oder unrechtméBiger Speicherung oder Verarbeitung, unbefugtem oder
unberechtigtem Zugang oder unbefugter oder unrechtméfiger Weitergabe;

3. die Umsetzung eines Sicherheitskonzepts fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten.

Die Regulierungsbehdrde kann die von den Betreibern 6ffentlicher Kommunikationsdienste getroffenen
MaBnahmen priifen und Empfehlungen zum zu erreichenden Sicherheitsniveau abgeben.

Sicherheitsverletzungen

§ 164. (1) Im Fall einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten oder der nicht 6ffentlich
zugénglichen Daten einer juristischen Person hat unbeschadet des §44 sowie unbeschadet der
Bestimmungen des DSG und der DSGVO der Betreiber offentlicher Kommunikationsdienste
unverziiglich die Datenschutzbehdrde von dieser Verletzung zu benachrichtigen. Ist anzunehmen, dass
durch eine solche Verletzung Personen in ihrer Privatsphire oder die personenbezogenen Daten selbst
beeintrachtigt werden, hat der Betreiber auch die betroffenen Personen unverziiglich von dieser
Verletzung zu benachrichtigen.

(2) Der Betreiber offentlicher Kommunikationsdienste kann von einer Benachrichtigung der
betroffenen Personen absehen, wenn der Datenschutzbehdrde nachgewiesen wird, dass er geeignete
technische SchutzmaBnahmen im Sinne der Verordnung (EU) 611/2013 iiber die MafBlnahmen fiir die
Benachrichtigung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten gemid der Richtlinie
2002/58/EG (Data-Breach-Verordnung), ABI. Nr. L 173 vom 26.06.2013 S. 2, getroffen hat und dass
diese MaBnahmen auf die von der Sicherheitsverletzung betroffenen Daten angewendet worden sind.
Diese technischen SchutzmaBnahmen miissen jedenfalls sicherstellen, dass die Daten fiir unbefugte
Personen nicht zugénglich sind.

(3) Unbeschadet der Verpflichtung des Betreibers nach Abs.1 zweiter Satz kann die
Datenschutzbehorde den Betreiber offentlicher Kommunikationsdienste — nach Beriicksichtigung der
wahrscheinlichen nachteiligen Auswirkungen der Verletzung — auch auffordern, eine Benachrichtigung
durchzufiihren.



(4) Der Inhalt der Benachrichtigung der betroffenen Personen hat Art.3 der Data-Breach-
Verordnung zu entsprechen.

(5) Die Datenschutzbehorde kann im Einzelfall auch entsprechende Anordnungen treffen, um eine
den Auswirkungen der Sicherheitsverletzung angemessene Benachrichtigung der betroffenen Personen
sicherzustellen. Sie kann auch Leitlinien im Zusammenhang mit Sicherheitsverletzungen erstellen.

(6) Die Betreiber offentlicher Kommunikationsdienste haben ein Verzeichnis der Verletzungen des
Schutzes personenbezogener Daten oder der nicht 6ffentlich zugénglichen Daten einer juristischen Person
zu fithren. Es hat Angaben zu den Umstdnden der Verletzungen, zu deren Auswirkungen und zu den
ergriffenen AbhilfemaBnahmen zu enthalten und muss geeignet sein, der Datenschutzbehorde die Priifung
der Einhaltung der Bestimmungen gemif3 Abs. 1 bis 4 zu ermdglichen.

(7) Die Datenschutzbehorde hat die Regulierungsbehoérde iiber jene Sicherheitsverletzungen zu
informieren, die fiir die Erfiillung der der Regulierungsbehdrde durch § 44 {ibertragenen Aufgaben
notwendig sind.

Datenschutz — Allgemeines

§ 165. (1) Stammdaten, Verkehrsdaten, Standortdaten und Inhaltsdaten diirfen nur fiir Zwecke der
Besorgung eines Kommunikationsdienstes ermittelt oder verarbeitet werden.

(2) Die Ubermittlung von im Abs. 1 genannten Daten darf nur erfolgen, soweit das fiir die
Erbringung jenes Kommunikationsdienstes, fiir den diese Daten ermittelt und verarbeitet worden sind,
durch den Betreiber eines offentlichen Kommunikationsdienstes erforderlich ist. Die Verarbeitung der
Daten zum Zweck der Vermarktung von Kommunikationsdiensten oder der Bereitstellung von Diensten
mit Zusatznutzen sowie sonstige Ubermittlungen diirfen nur auf Grund einer jederzeit widerrufbaren
Einwilligung der Betroffenen erfolgen. Diese Verarbeitung ist auf das erforderliche Mall und den zur
Vermarktung erforderlichen Zeitraum zu beschrinken. Betreiber 6ffentlicher Kommunikationsdienste
diirfen die Bereitstellung ihrer Dienste nicht von einer solchen Einwilligung abhéngig machen.

(3) Betreiber offentlicher Kommunikationsdienste wund Anbieter eines Dienstes der
Informationsgesellschaft im Sinne des §3 Z 1 E-Commerce-Gesetz, BGBL I Nr. 152/2001, sind
verpflichtet, den Nutzer oder Benutzer dariiber zu informieren, welche personenbezogenen Daten er
verarbeiten wird, auf welcher Rechtsgrundlage und fiir welche Zwecke dies erfolgt und fiir wie lange die
Daten gespeichert werden. Eine Ermittlung dieser Daten ist nur zuléssig, wenn der Nutzer oder Benutzer
seine Einwilligung dazu aktiv und auf Grundlage von klaren und umfassenden Informationen erteilt hat.
Dies steht einer technischen Speicherung oder dem Zugang nicht entgegen, wenn der alleinige Zweck die
Durchfiihrung der Ubertragung einer Nachricht {iber ein Kommunikationsnetz ist oder, wenn dies
unbedingt erforderlich ist, damit der Anbieter eines Dienstes der Informationsgesellschaft, der vom
Nutzer oder Benutzer ausdriicklich gewiinscht wurde, diesen Dienst zur Verfiigung stellen kann. Der
Nutzer ist auch iiber die Nutzungsmoglichkeiten auf Grund der in elektronischen Fassungen der
Verzeichnisse eingebetteten Suchfunktionen zu informieren. Diese Information hat in geeigneter Form,
insbesondere im Rahmen Allgemeiner Geschéftsbedingungen und spétestens bei Beginn der
Rechtsbeziehungen zu erfolgen.

Stammdaten
§ 166. (1) Stammdaten diirfen unbeschadet der § 165 Abs. 1 und 2 sowie § 181 Abs. 8 und 9 von
Anbietern nur fiir folgende Zwecke verarbeitet werden:
1. Abschluss, Durchfiihrung, Anderung oder Beendigung des Vertrages mit dem Nutzer;
2. Verrechnung der Entgelte;
3. Erstellung von Nutzerverzeichnissen, gemaf3 § 126 und
4. Erteilung von Auskiinften an Betreiber von Notdiensten, gemaf § 124.
(2) Vor Durchfiihrung des Vertrages sowie vor der erstmaligen Wiederaufladung nach dem
1. September 2019 ist durch oder fiir den Anbieter die Identitit des Nutzers zu erheben und sind die zur
Identifizierung des Nutzers erforderlichen Stammdaten (§ 160 Abs.3 Z5 lit.a, b und g) anhand
geeigneter Identifizierungsverfahren zu registrieren. Die Festlegung geeigneter Identifizierungsverfahren
erfolgt durch Verordnung der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Inneres. Die Abgeltung unbedingt erforderlicher Investitionen
erfolgt nach den Regeln des § 162 Abs. 1.
(3) Stammdaten sind spétestens nach Beendigung der vertraglichen Beziechungen mit dem Nutzer
vom Betreiber zu 16schen. Ausnahmen sind nur soweit zuldssig, als diese Daten noch benétigt werden,

um Entgelte zu verrechnen oder einzubringen, Beschwerden zu bearbeiten oder sonstige gesetzliche
Verpflichtungen zu erfiillen.



Verkehrsdaten

§ 167. (1) Verkehrsdaten diirfen auler in den in diesem Gesetz ausdriicklich geregelten Fallen nicht
gespeichert oder iibermittelt werden und sind vom Anbieter nach Beendigung der Verbindung
unverziiglich zu 16schen oder zu anonymisieren. Die Zulédssigkeit der weiteren Verarbeitung von
Verkehrsdaten, die nach Abs. 5 Uibermittelt werden, richtet sich nach den Vorschriften der StPO, des
FinStrG, des SPG, des PStSG sowie des MBG.

(2) Sofern dies fiir Zwecke der Verrechnung von Endkunden- oder Vorleistungsentgelten
erforderlich ist, hat der Betreiber eines 6ffentlichen Kommunikationsnetzes oder -dienstes Verkehrsdaten
zu speichern. Die Verkehrsdaten sind zu loschen oder zu anonymisieren, sobald der Bezahlvorgang
durchgefiihrt wurde und innerhalb einer Frist von drei Monaten die Entgelte nicht schriftlich beeinsprucht
wurden. Die Daten sind jedoch nicht zu 16schen, wenn

1. ein fristgerechter Einspruch erhoben wurde, bis zum Ablauf jener Frist, innerhalb derer die
Abrechnung rechtlich angefochten werden kann.

2. die Rechnung nicht beglichen wurde, bis zum Ablauf jener Frist, bis zu der der Anspruch auf
Zahlung geltend gemacht werden kann,

3. ein Verfahren iiber die Hohe der Entgelte eingeleitet wurde, bis zur endgiiltigen Entscheidung,
oder

4. eine Anordnung nach § 135 Abs. 2b StPO erlassen wird, bis zum Ablauf der angeordneten Dauer
oder auf Grund einer Anordnung der Staatsanwaltschaft (§ 138 Abs. 2 StPO).

Die Daten nach Z 1 bis 3 sind im Streitfall der entscheidenden Einrichtung sowie der Schlichtungsstelle
(§ 205) unverkiirzt zur Verfiigung zu stellen. Der Umfang der gespeicherten Verkehrsdaten ist auf das
unbedingt notwendige Minimum zu beschrinken.

(3) Die Verarbeitung mit Ausnahme der Ubermittlung von Verkehrsdaten darf nur durch solche
Personen erfolgen, die fiir die Entgeltverrechnung oder Verkehrsabwicklung, Behebung von Stérungen,
Kundenanfragen, Betrugsermittlung oder Vermarktung der Kommunikationsdienste oder fiir die
Bereitstellung von Diensten mit Zusatznutzen zustindig sind oder die von diesen Personen beauftragt
wurden. Der Umfang der verarbeiteten Verkehrsdaten ist auf das unbedingt notwendige Minimum zu
beschrinken.

(4) Dem Anbieter ist es aufler in den in diesem Gesetz besonders geregelten Féllen untersagt, einen
Teilnehmeranschluss tber die Zwecke der Verrechnung hinaus nach den von diesem Anschluss aus
angerufenen Nutzernummer auszuwerten. Mit Zustimmung des Nutzers darf der Anbieter die Daten zur
Vermarktung fiir Zwecke der eigenen Telekommunikationsdienste oder fiir die Bereitstellung von
Diensten mit Zusatznutzen verwenden.

(5) Eine Verarbeitung von Verkehrsdaten zu Auskunftszwecken ist zuldssig zur Auskunft iiber
1. Daten einer Nachrichteniibermittlung gema8 § 134 Z 2 StPO;
2. Zugangsdaten an Gerichte und Staatsanwaltschaften nach Maligabe des § 76a Abs. 2 StPO.

3. Verkehrsdaten und Stammdaten, wenn hiefiir die Verarbeitung von Verkehrsdaten erforderlich
ist, sowie zur Auskunft {iber Standortdaten an nach dem SPG zustéindige Sicherheitsbehdrden
nach MaBgabe des § 53 Abs. 3a und 3b SPG, § 11 Abs. 1 Z 5 PStSG sowie § 22 Abs. 2b MBG.
Ist eine aktuelle Standortfeststellung nicht moglich, darf die Standortkennung (Cell-ID) zum
letzten Kommunikationsvorgang der Endeinrichtung verarbeitet werden;

4. Zugangsdaten, wenn diese ldngstens drei Monate vor der Anfrage gespeichert wurden, an nach
dem SPG zustdndige Sicherheitsbehérden nach Mafigabe des § 53 Abs. 3a Z 3 SPG, des § 11
Abs. 1 Z 5 PStSG, des § 99 Abs. 3a FinStrG sowie des § 22 Abs. 2b MBG;

5. Verkehrsdaten, Zugangsdaten und Standortdaten nach Maflgabe des § 11 Abs. 1 Z 7 PStSG
sowie des § 22 Abs. 2b MBG.

Inhaltsdaten

§ 168. (1) Inhaltsdaten diirfen aufler in den in diesem Gesetz geregelten Féllen und sofern die
Speicherung nicht einen wesentlichen Bestandteil des Kommunikationsdienstes darstellt grundsitzlich
nicht gespeichert werden. Sofern aus technischen Griinden eine kurzfristige Speicherung erforderlich ist,
hat der Anbieter nach Wegfall dieser Griinde die gespeicherten Daten unverziiglich zu 16schen.

(2) Der Anbieter hat durch technische und organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass
Inhaltsdaten nicht oder nur in dem aus technischen Griinden erforderlichen Mindestausmal} gespeichert
werden. Sofern die Speicherung des Inhaltes Dienstmerkmal ist, sind die Daten unmittelbar nach der
Erbringung des Dienstes zu 16schen.



Andere Standortdaten als Verkehrsdaten

§ 169. (1) Andere Standortdaten als Verkehrsdaten diirfen unbeschadet des § 124 nur verarbeitet
werden, wenn sie

1. anonymisiert werden oder
2. die Benutzer oder Nutzer eine jederzeit widerrufbare Einwilligung gegeben haben.

(2) Selbst im Falle einer Einwilligung zur Verarbeitung von Daten gemdB Abs. 1 miissen die
Benutzer oder Nutzer die Moglichkeit haben, diese Verarbeitung von Daten fiir jede Ubertragung einfach
und kostenlos zeitweise zu untersagen.

(3) Die Verarbeitung anderer Standortdaten als Verkehrsdaten gemil3 Abs. 1 und 2 muss auf das fiir
die Bereitstellung des Dienstes mit Zusatznutzen erforderliche Mall sowie auf Personen beschrinkt
werden, die im Auftrag des Betreibers oder des Dritten, der den Dienst mit Zusatznutzen anbietet,
handeln. Unbeschadet des § 161 Abs. 3 ist die Ermittlung und Verwendung von Standortdaten, die nicht
im Zusammenhang mit einem Kommunikationsvorgang stehen, zu Auskunftszwecken unzuléssig.

Datensicherheit bei der Ubermittlung von betriebsnotwendigen Verkehrs- und Standortdaten zu
Auskunftszwecken an gesetzlich berechtigte Behorden

§ 170. (1) Die Ubermittlung der Daten hat iiber eine zentrale Durchlaufstelle zu erfolgen, die die
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus bei der Bundesrechenzentrum GmbH
einzurichten hat.

(2) Die technische Spezifikation zur Durchlaufstelle hat einen verschliisselten Ubertragungsweg
vorzusehen (Transportverschliisselung).

(3) Zusitzlich ist eine Verschliisselung der Inhalte sowohl der Anfrage als auch der Beantwortung
von Absender zu Empfianger durch asymmetrische Verschliisselungsverfahren vorzusehen
(Inhaltsverschliisselung). Asymmetrische Verschliisselungsverfahren koénnen als hybride Verfahren
implementiert werden.

(4) Uber die Durchlaufstelle werden die Beteiligten des Datenaustausches iiber eine fortgeschrittene
elektronische Signatur identifiziert und authentifiziert.

Durchlaufstelle — Grundstruktur

§ 171. (1) Die Durchlaufstelle hat ein elektronisches Postfachsystem zur sicheren Abwicklung von
Anfragen und Auskiinften im Sinne des Abs. 6 zu errichten. Alle Beteiligten sind dabei iiber einen
verschliisselten Ubertragungskanal an die Durchlaufstelle anzubinden.

(2) Die Durchlaufstelle ist auf eine Weise einzurichten, dass fiir die Bundesrechenzentrum GmbH als
Auftragsverarbeiter der Durchlaufstelle im Sinn des Art.4 Z8 DSGVO ein Zugang zu
personenbezogenen Inhalten von Anfragen zu Datenauskiinften sowie von deren Beantwortung nicht
moglich ist.

(3) Uber die Durchlaufstelle sind Auskiinfte iiber Daten, die fiir den Anbieter fiir die in § 167 Abs. 2
und 3 erfassten Zwecke erforderlich sind, abzuwickeln. Uber die Durchlaufstelle sind alle Auskunftsfille
revisionssicher statistisch zu erfassen.

(4) In der Spezifikation zur Durchlaufstelle ist eine Ubertragungstechnologie vorzusehen, welche die
Identifikation und Authentifizierung von Sender und Empfinger sowie die Datenintegritit sicherstellt.
Die Daten sind unter Verwendung einer technisch anspruchsvollen Verschliisselungstechnologie als
»Comma-Separated Value (CSV)“ — Dateiformat zu iibermitteln. Ausgenommen davon ist

1. die Ubermittlung von Daten in den Fillen des § 124;

2. bei Gefahr im Verzug die Ubermittlung von Verkehrsdaten und Stammdaten, wenn hiefiir die
Verarbeitung von Verkehrsdaten erforderlich ist, sowie zur Auskunft iiber Standortdaten an nach
dem SPG zustdndige Sicherheitsbehdrden nach MaBigabe des § 53 Abs. 3a und 3b SPG, § 11
Abs. 1 Z 5 PStSG sowie § 22 Abs. 2b MBG. Ist eine aktuelle Standortfeststellung gema3 § 124
Abs. 1 nicht moglich, darf gemill § 124 Abs. 4 die zuletzt verfiigbare Standortkennung der
Endeinrichtung verarbeitet werden,;

3. bei Gefahr im Verzug die Ubermittlung von Zugangsdaten, wenn diese langstens drei Monate vor
der Anfrage gespeichert wurden, an nach dem SPG zustindige Sicherheitsbehdrden nach
MaBgabe des § 53 Abs. 3a Z 3 SPG, § 11 Abs. 1 Z 5 PStSG sowie § 22 Abs. 2b MBG;

4. die Ubermittlung von Standortdaten in den Fillen der Feststellung des aktuellen Standortes
gemil §§ 134 ff StPO und

5. die Ubermittlung von begleitenden Rufdaten im Rahmen einer Uberwachung von Nachrichten.



(5) Fiir die Datenschutzbehorde sowie fiir die Rechtsschutzbeauftragten bei der Bundesministerin fiir
Justiz, beim Bundesminister fiir Inneres und beim Bundesminister fiir Finanzen ist in der Spezifikation
zur Durchlaufstelle jeweils ein Zugang vorzusehen, der entsprechend der jeweiligen Aufgabe dieser
Stellen einen Zugang zu den Protokolldaten oder zur Statistik ermoglicht.

(6) Durch Verordnung kann die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Inneres und der Bundesministerin fiir Justiz und dem
Bundesminister fiir Finanzen die ndheren Bestimmungen zur einheitlichen Definition der Syntax, der
Datenfelder und der Verschliisselung, zur Speicherung und Ubermittlung der Daten festsetzen.
Insbesondere sind, unbeschadet der §§ 170, 171 und 172, ndher auszufiihren

1. Funktionen der Durchlaufstelle;
. Auditierung der Durchlaufstellen-Funktionen;
. Authentifizierung, Sicherheitsniveau der Anbindung, Verschliisselung/Signatur;
. Zugangsberechtigte Behorden;
. Anbindung der Anbieter;
. Postfacher und Zustellung;
. Optionale Stammdatenauskiinfte iiber die Durchlaufstelle;
. Protokollierung des Datenverkehrs iiber die Durchlaufstelle;
9. Statistik aus den Protokolldaten.
Nach Erlass der Verordnung ist unmittelbar dem Hauptausschuss des Nationalrates zu berichten.
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(7) Ein Betreiber, der nicht gemil § 34 KOG zur Entrichtung eines Finanzierungsbeitrages
verpflichtet wurde, ist nicht verpflichtet, seiner Auskunftspflicht iiber die Durchlaufstelle nachzukommen.

Einrichtung und Betrieb der Durchlaufstelle — Auftraggeber und Durchfiihrung

§ 172. (1) Die Einrichtung und der Betrieb der Durchlaufstelle sowie die Zertifikatsverwaltung und
die Datensicherheit liegen in der Verantwortung der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus.

(2) Die Einrichtung, die Zertifikatsverwaltung und der Betrieb der Durchlaufstelle erfolgen durch die
Bundesrechenzentrum GmbH. Die Bundesrechenzentrum GmbH ist funktionell Auftragsverarbeiter
jeweils flir den Verantwortlichen, fiir dessen Anwendung Daten an die Durchlaufstelle iibergeben oder
von der Durchlaufstelle iibernommen werden.

(3) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann sich zur Auditierung
der tatsdchlichen Umsetzung der technischen Spezifikation durch die Bundesrechenzentrum GmbH eines
Dienstleisters bedienen.

Nutzerverzeichnis

§ 173. (1) Die im Nutzerverzeichnis gemél § 137 Abs.2 und 3 enthaltenen Daten diirfen vom
Betreiber nur fir Zwecke der Nutzung von nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten verarbeitet und ausgewertet werden. Jede andere Verarbeitung ist unzuléssig.
So diirfen die Daten insbesondere nicht dafiir verarbeitet werden, um elektronische Profile im Sinne des
Art.4 Z4 DSGVO von Nutzern zu erstellen oder diese Nutzer, ausgenommen zur Erstellung und
Herausgabe von Nutzerverzeichnissen, nach Kategorien zu ordnen. Der Betreiber hat das Kopieren
elektronischer Nutzerverzeichnisse nach dem Stand der Technik und der wirtschaftlichen Zumutbarkeit
zu erschweren.

(2) Die Ubermittlung der in einem Nutzerverzeichnis enthaltenen Daten an den in § 126 Abs. 1 Z 4
genannten Personenkreis ist unter Berticksichtigung von § 137 Abs. 4 zuldssig.

(3) Fiir geméf Abs. 2 libermittelte Daten gilt die Verarbeitungsbeschrankung nach Abs. 1.
Unerbetene Nachrichten

§ 174. (1) Anrufe — einschlielich das Senden von Fernkopien — zu Werbezwecken ohne vorherige
Einwilligung des Nutzers sind unzuldssig. Der Einwilligung des Nutzers steht die Einwilligung einer
Person, die vom Endnutzer zur Beniitzung seines Anschlusses ermichtigt wurde, gleich. Die erteilte
Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden; der Widerruf der Einwilligung hat auf ein
Vertragsverhdltnis mit dem Adressaten der Einwilligung keinen Einfluss.

(2) Bei Telefonanrufen zu Werbezwecken darf die Rufnummernanzeige durch den Anrufer nicht
unterdriickt oder verfilscht werden und der Diensteanbieter nicht veranlasst werden, diese zu
unterdriicken oder zu verfilschen.



(3) Die Zusendung einer elektronischen Post — einschlieBlich SMS — ist ohne vorherige Einwilligung
des Empfingers unzuldssig, wenn die Zusendung zu Zwecken der Direktwerbung erfolgt.

(4) Eine vorherige Einwilligung fiir die Zusendung elektronischer Post geméfl Abs. 3 ist dann nicht
notwendig, wenn

1. der Absender die Kontaktinformation fiir die Nachricht im Zusammenhang mit dem Verkauf
oder einer Dienstleistung an seine Kunden erhalten hat und

2. diese Nachricht zur Direktwerbung fiir eigene dhnliche Produkte oder Dienstleistungen erfolgt
und

3. der Empfénger klar und deutlich die Moglichkeit erhalten hat, eine solche Nutzung der
elektronischen Kontaktinformation bei deren Erhebung und zusitzlich bei jeder Ubertragung
kostenfrei und problemlos abzulehnen und

4. der Empfanger die Zusendung nicht von vornherein, insbesondere nicht durch Eintragung in die
in § 7 Abs. 2 E-Commerce-Gesetz genannte Liste, abgelehnt hat.

(5) Die Zusendung elektronischer Post zu Zwecken der Direktwerbung ist jedenfalls unzuldssig,
wenn

1. die Identitdt des Absenders, in dessen Auftrag die Nachricht {ibermittelt wird, verschleiert oder
verheimlicht wird, oder

2. die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 E-Commerce-Gesetz verletzt werden, oder

3. der Empféanger aufgefordert wird, Websites zu besuchen, die gegen die genannte Bestimmung
verstoflen oder

4. keine authentische Adresse vorhanden ist, an die der Empfénger eine Aufforderung zur
Einstellung solcher Nachrichten richten kann.

(6) Wurden Verwaltungsiibertretungen nach Absatz 1, 3 oder 5 nicht im Inland begangen, gelten sie
als an jenem Ort begangen, an dem die unerbetene Nachricht den Anschluss des Nutzers erreicht.

15. Abschnitt
Aufsichtsrechte und Transparenz

Umfang

§ 175. (1) Kommunikationsdienste unterliegen der Aufsicht der Regulierungsbehdrde. Sie kann sich
dazu der der Organe des Fernmeldebiiros bedienen.

(2) Die Organe des Fernmeldebiiros haben der Regulierungsbehdrde iiber Ersuchen im Rahmen ihres
Aufgabenbereiches Hilfe zu leisten, insbesondere in fernmeldetechnischen Fragen.

(3) Telekommunikationsanlagen und deren Betrieb unterliegen der Aufsicht der Fernmeldebehorden.
Als Telekommunikationsanlagen im Sinne dieses Abschnittes gelten alle Anlagen und Gerdte zur
Abwicklung von Kommunikation, wie insbesondere Kommunikationsnetze, Kabelrundfunknetze,
Funkanlagen und Endeinrichtungen.

(4) Die Fernmeldebehdrden sind berechtigt, Telekommunikationsanlagen, insbesondere Funkanlagen
und Endeinrichtungen, oder deren Teile hinsichtlich der Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen und Bescheide zu iiberpriifen. Den Organen
des Fernmeldebiiros, die sich gehorig ausweisen, ist zu diesem Zweck das Betreten der Grundstiicke oder
Réume, in denen sich solche Anlagen befinden oder dies zu vermuten ist, zu gestatten. Thnen sind alle
erforderlichen Auskiinfte {iber die Anlagen und deren Betrieb zu geben. Bewilligungsurkunden sowie die
gemal} § 6 ausgestellten Bestatigungen sind auf Verlangen vorzuweisen.

(5) Wenn es die Priifung von Funkanlagen erfordert, sind diese auf Verlangen des Fernmeldebiiros
vom Bewilligungsinhaber auf seine Kosten an dem dafiir bestimmten Ort und zu dem dafiir bestimmten
Zeitpunkt zur Priifung bereitzustellen. Funkanlagen konnen auf Kosten des Bewilligungsinhabers auch an
Ort und Stelle gepriift werden, wenn dies wegen der Grof3e oder technischen Gestaltung der Anlage oder
des finanziellen Aufwandes zweckméBig ist. Diese Pflichten gelten auch gegeniiber einer Person, welche
eine Funkanlage ohne Bewilligung betreibt.

Durchsuchung

§ 176. (1) Besteht der dringende Verdacht, dass durch eine unbefugt errichtete oder betriebene
Funksendeanlage Personen gefdhrdet oder Sachen beschédigt werden konnen oder ist dies zur
Durchsetzung der sich aus internationalen Vertrdgen ergebenden Verpflichtungen erforderlich, so konnen



von den Fernmeldebehdrden Grundstiicks-, Haus-, Personen- und Fahrzeugdurchsuchungen angeordnet
und bei Gefahr im Verzug auch von ihren Organen aus eigener Macht vorgenommen werden.

(2) Die Durchsuchung ist unter groBBtmoglicher Schonung der anwesenden Personen und Sachen
durchzufiihren. Es ist besonders darauf zu achten, dass Eingriffe in die Rechtssphire des Betroffenen die
VerhéltnismaBigkeit im Sinne des § 29 SPG wahren. Die Bestimmungen der §§ 121 Abs. 2 und 3 und
§ 122 Abs. 3 der StPO gelten sinngemél, es sei denn, es wiirde der Zweck der MaBnahme dadurch
vereitelt.

(3) Uber Hergang und Ergebnis der Durchsuchung hat das Organ an Ort und Stelle eine kurz
gefasste Niederschrift zu verfassen. Eine Ausfertigung ist der durchsuchten Person zu iibergeben oder am
Ort der Durchsuchung zuriickzulassen.

Aufsichtsmafinahmen

§177. (1) Bei Storungen einer Telekommunikationsanlage durch eine andere
Telekommunikationsanlage kann das Fernmeldebiiro jene Mafinahmen anordnen und in Vollzug setzen,
die zum Schutz der gestorten Anlage notwendig und nach den jeweiligen Umstdnden und unter
Vermeidung tberfliissiger Kosten fiir die in Betracht kommenden Anlagen am zweckmiBigsten sind.
Wird eine Telekommunikationsanlage durch eine elektrische Anlage oder ein elektrisches Betriebsmittel
gestort, die nicht der Aufsicht des Fernmeldebiiros unterliegt, hat das Fernmeldebiiro dies der fiir die
Aufsicht iiber die storende Anlage zustindigen Behorde zu berichten. Bei Gefahr in Verzug hat das
Fernmeldebiiro gemdl § 57 AVG vorzugehen und davon die fiir die Aufsicht iiber die storende Anlage
zustindige Behorde unverziiglich zu unterrichten.

(2) Unbefugt errichtete und betricbene Telekommunikationsanlagen kdnnen ohne vorherige
Androhung auBler Betrieb gesetzt werden. Fiir sonst entgegen den Bestimmungen dieses Gesetzes
errichtete oder betriebene Telekommunikationsanlagen gilt dies nur, wenn es zur Sicherung oder
Wiederherstellung eines ungestorten Kommunikationsverkehrs erforderlich ist.

(3) Verursacht eine Funkanlage, deren Ubereinstimmung mit den Bestimmungen des FMaG 2016
bescheinigt wurde, oder verursacht eine Endeinrichtung, deren Ubereinstimmung mit den Bestimmungen
des ETG 1992 bescheinigt wurde, ernsthafte Schiaden an einem Netz oder schidliche Stérungen beim
Netzbetrieb oder werden durch dieses Gerat schddliche Stérungen bewirkt, kann das Fernmeldebiiro dem
Netzbetreiber gestatten, fiir diese Gerdte den Anschluss zu verweigern, die Verbindung aufzuheben oder
den Dienst einzustellen. Das Fernmeldebiiro hat der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus die von ihm getroffenen Mallnahmen mitzuteilen.

(4) Der Netzbetreiber kann ein Gerdt im Notfall ohne vorherige Erlaubnis nur dann vom Netz
abtrennen, wenn der Schutz des Netzes die unverziigliche Abschaltung des Gerits erfordert und wenn
dem Benutzer unverziiglich und fiir ihn kostenfrei eine alternative Losung angeboten werden kann. Der
Betreiber hat unverziiglich das Fernmeldebiiro iiber eine derartige MaBnahme schriftlich unter
Bezugnahme auf diese Bestimmung und Anschluss einer Begriindung zu unterrichten.

Einstellung des Betriebes

§178. (1) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann zur
Aufrechterhaltung der oOffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung den Betrieb von
Telekommunikationsanlagen ganz oder teilweise oder fiir bestimmte Arten von Anlagen auf bestimmte
oder unbestimmte Zeit einstellen und die Beniitzung bestimmter Anlagen zeitweisen Beschriankungen
unterwerfen.

(2) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann nur aus den in Art. 52
Abs. 1 des Vertrages iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union (im Folgenden AEUV), ABI. Nr. C
326 vom 26.10.2012, S. 47, genannten Griinden die Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze
und —dienste ganz oder teilweise untersagen. Dieses Vorgehen ist hinreichend zu begriinden und der
Europédischen Kommission zu notifizieren.

(3) Bei einer Verfligung nach Abs. 1 ist unter Schonung der wirtschaftlichen und betrieblichen
Interessen des Betreibers vorzugehen; sie begriindet keinen Anspruch auf Entschidigung.

Kontrollgerite im Amateurfunk

§ 179. (1) Die Amateurfunkstelle ist so zu errichten, instandzuhalten und zu betreiben, dass jede
Gefiahrdung und Storung des Betriebes anderer ordnungsgemill errichteter und betriebener
Telekommunikationsanlagen vermieden wird.

(2) Durch Verordnung hat die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus unter
Bedachtnahme auf den Stand der Technik festzusetzen, bei welchen Amateurfunkstellen Kontrollgerite



vorhanden sein miissen, durch die die Einhaltung der technischen Erfordernisse jederzeit wiahrend des
Betriebes tiberpriift werden kann.

Sperre von Mehrwertdienstenummern

§ 180. (1) Die Regulierungsbehdrde hat bei begriindeten Anhaltspunkten, dass die in der Verordnung
nach § 131 Abs. 1 und Abs. 2 oder § 112 Abs. 2 Z 1 enthaltenen Vorschriften betreffend

1. die Entgeltinformationen unmittelbar vor der Dienstenutzung,
2. die Entgeltinformationen wihrend der Dienstenutzung oder
3. die widmungsgemifle Nutzung einer Rufnummer

verletzt werden und dadurch erheblich wirtschaftliche Nachteile fiir Nutzer zu befiirchten sind, gegeniiber
dem Anbieter des Kommunikationsdienstes, dem betroffenen Zuteilungsinhaber oder den Betreibern, in
deren Kommunikationsnetze die Rufnummer geroutet wird, die unverziigliche Sperre unter Anwendung
von § 57 AVG anzuordnen. Die angeordnete Sperre begriindet keinen Anspruch auf Entschidigung gegen
den zur Sperre Verpflichteten.

(2) Bescheide nach Abs. 1 sind auf der Website der Regulierungsbehdrde zu verdffentlichen. Die
Regulierungsbehorde hat eine Ubersicht der gesperrten Rufnummern zu fiihren.

Informationsplichten

§181. (1) Betreiber, Anbieter sowie Inhaber von  Frequenzzuteilungen  oder
Kommunikationsparametern sind verpflichtet, der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus und der Regulierungsbehdrde auf schriftliches Verlangen diejenigen Auskiinfte zu erteilen, die
fiir den Vollzug dieses Gesetzes, der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen und der
relevanten internationalen Vorschriften notwendig sind. Dies sind insbesondere

1. Auskiinfte fiir die systematische oder einzelfallbezogene Uberpriifung der Verpflichtungen, die
sich aus diesem Bundesgesetz oder aus einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen
Verordnung oder eines Bescheides ergeben;

2. Auskiinfte fir die -einzelfallbezogene Uberpriifung der Verpflichtungen, wenn der
Regulierungsbehdrde eine Beschwerde vorliegt oder sie aus anderen Griinden eine Verletzung
von Pflichten annimmt oder sie von sich aus Ermittlungen durchfiihrt;

3. Auskiinfte in Verfahren auf Zuteilung von Frequenzen oder Kommunikationsparametern;

4. Auskiinfte fiir ein Verfahren geméal §§ 87 und 89;

5. Auskiinfte fiir die Ver6ffentlichung von Qualitdts- und Preisvergleichen fiir Dienste zum Nutzen
der Nutzer;

6. Auskiinfte iiber kiinftige Netz- oder Dienstentwicklungen, die sich auf die jeweils bestehenden
Dienste auf Vorleistungsebene auswirken konnten;

7. Auskiinfte iiber Kommunikationsnetze und zugehorige Einrichtungen, die auf lokaler Ebene
aufgeschliisselt und ausreichend detailliert sind fiir die geographische Erhebung und Ausweisung
von Gebieten gemal § 84;

8. Auskiinfte fiir die Beantwortung von Informationsersuchen durch das GEREK gemif3 Art. 40 der
Verordnung (EU) 2018/1971;

9. Auskiinfte von Unternehmen, die als Unternehmen mit betrichtlicher Marktmacht auf
Vorleistungsmirkten eingestuft wurden, hinsichtlich Rechnungslegungsdaten zu den mit diesen
Vorleistungsmirkten verbundenen Nutzermarkten.

(2) Reichen die gemdB Abs.1 Z6 und 7 gesammelten Informationen nicht aus, um die
Regulierungsaufgaben nach dem Unionsrecht oder diesem Bundesgesetz wahrzunehmen, kénnen die in
Abs. 1 genannten Behorden erforderlichenfalls auch andere Unternehmen, die in der elektronischen
Kommunikation oder in eng damit verbundenen Sektoren tdtig sind, auffordern, diese Informationen zu
iibermitteln.

(3) Die gemaB Abs. 1 und 2 angeforderten Informationen sind binnen der hiefiir gesetzten Frist und
nach dem Zeitplan und in den Einzelheiten vorzulegen, die von den Behorden nach Abs. 1 verlangt
werden. Informationen gemifl Abs. 1 Z 3 diirfen von Unternehmen auch vor Aufnahme deren Tétigkeit
verlangt werden. Die verlangten Informationen miissen in angemessenem Verhéltnis zur Wahrnehmung
der Aufgaben stehen. Das Verlangen ist zu begriinden und dem Betroffenen mitzuteilen, fiir welchen
konkreten Zweck die bereitgestellten Informationen benutzt werden sollen. Eine Verweigerung der
Auskunftserteilung unter Berufung auf vertraglich vereinbarte Geschéftsgeheimnisse ist nicht zuldssig.
§ 208 bleibt davon unberiihrt.



(4) Fiir die Beobachtung und Uberwachung der Markt- und Wettbewerbsentwicklung hat die
Regulierungsbehorde quartalsweise Statistiken zu erstellen. Hierzu wird die Regulierungsbehorde
erméchtigt, durch Verordnung niahere Einzelheiten iiber die zu erhebenden Daten festzulegen.

(5) Die Verordnung gemiBl Abs.4 hat neben der Anordnung von statistischen Erhebungen

insbesondere zu enthalten:

1. die Erhebungsmasse;
. statistische Einheiten;
. die Art der statistischen Erhebung;
. Erhebungsmerkmale;
. Haufigkeit und Zeitabstinde der Datenerhebung;
. die Bestimmung des Personenkreises, der zur Auskunft verpflichtet ist;

. ob und in welchem Umfang die Ergebnisse der statistischen Erhebungen zu veréffentlichen sind,
wobei die Bestimmungen des § 19 Abs. 2 Bundesstatistikgesetz 2000, BGBI. I Nr. 163/1999, zu
beachten sind.
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(6) Die Weitergabe von Einzeldaten an die Bundesanstalt , Statistik Osterreich® fiir Zwecke der
Bundesstatistik ist zulédssig.

(7) Die Erstellung von Statistiken hat unter sinngeméfBer Anwendung der Bestimmungen des
Bundesstatistikgesetzes 2000, BGBI. I Nr. 163/1999, zu erfolgen.

(8) Anbieter sind verpflichtet, Verwaltungsbehorden auf deren schriftliches und begriindetes
Verlangen Auskunft iiber Stammdaten im Sinne von § 160 Abs. 3 Z 5 lit. a bis e und g von Nutzern zu
geben, die in Verdacht stehen, durch eine iiber ein offentliches Telekommunikationsnetz gesetzte
Handlung eine Verwaltungsiibertretung begangen zu haben, soweit dies ohne Verarbeitung von
Verkehrsdaten moglich ist.

(9) Anbieter sind auf schriftliches Verlangen der zustéindigen Gerichte, Staatsanwaltschaften oder
der Kriminalpolizei (§ 76a Abs. 1 StPO) verpflichtet, diesen zur Aufklarung und Verfolgung des
konkreten Verdachts einer Straftat Auskunft iiber Stammdaten (§ 160 Abs. 3 Z 5) von Nutzern zu geben.
Dies gilt sinngemifl fiir Verlangen der Sicherheitsbehdrden, Finanzstrafbehdrden und militdrischen
Nachrichtendienste nach Maligabe des § 53 Abs. 3a Z 1 SPG, des § 99 Abs. 3a FinStrG, des § 11 Abs. 1
Z'5 Polizeiliches Staatsschutzgesetz — PStSG, BGBI. I Nr. 5/2016 und des § 22 Abs.2a MBG. In
dringenden Féllen konnen aber solche Ersuchen vorldufig miindlich libermittelt werden.

(10) Betreiber haben Aufzeichnungen iiber den geografischen Standort der zum Betrieb ihres
Dienstes eingesetzten Funkzellen zu fithren, sodass jederzeit die richtige Zuordnung einer
Standortkennung (Cell-ID) zum tatsidchlichen geografischen Standort unter Angabe von Geo-Koordinaten
fiir jeden Zeitpunkt innerhalb eines sechs Monate zuriickliegenden Zeitraums gewéhrleistet ist.

(11) Betreiber, die drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reichweite der Klasse E2 oder E10 gemél3
der Verordnung (EU) 2020/1070 zur Festlegung der Merkmale drahtloser Zugangspunkte mit geringer
Reichweite gemiB Artikel 57 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europédischen Parlaments und
des Rates tiber den européischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation, eingerichtet haben, haben
dem Fernmeldebiiro innerhalb von zwei Wochen nach der Errichtung die Installation und den Standort
dieser Zugangspunkte sowie die Anforderungen, die sie gemdf3 Artikel 3 Absatz 1 der der Verordnung
(EU) 2020/1070 erfiillen, zu melden. Diese Meldung hat den aktuellen Betriebsstand darzustellen.

(12) Das Fernmeldebiiro hat die Anwendung der Verordnung (EU) 2020/1070 zu iiberwachen, dabei
insbesondere die Anwendung des Artikels 3 Absatz 1 und der Européischen Kommission dariiber jéhrlich
Bericht zu erstatten.

Transparenz

§ 182. (1) Entscheidungen von grundsitzlicher Bedeutung sind unter Beriicksichtigung des
Datenschutzes in depersonalisierter Form sowie unter Wahrung von Geschéaftsgeheimnissen in geeigneter
Weise durch die Regulierungsbehorde zu verdffentlichen.

(2) Die Regulierungsbehorde hat die ihr vorliegenden Marktdaten unter Wahrung von
Geschiftsgeheimnissen in geeigneter Weise zu verdffentlichen.

(3) Die Regulierungsbehdrde hat unter Bedachtnahme auf § 208 Informationen, die zu einem
offenen, wettbewerbsorientierten Markt oder der Umsetzung der Ziele dieses Bundesgesetzes beitragen,
zu verdffentlichen.



Information durch die Regulierungsbehorde

§ 183. (1) Die Regulierungsbehorde hat auf begriindeten schriftlichen Antrag der Europiischen
Kommission dieser diejenigen Informationen zu iibermitteln, die diese zur Erfiillung ihrer Aufgaben
bendtigt. Dazu zdhlen auch Informationen zum allgemeinen Inhalt, zur Anzahl und Dauer der
Rechtsmittelverfahren. Beziehen sich die an die FEuropdische Kommission zu iibermittelnden
Informationen auf von Betreibern und Anbietern bereitgestellte Daten, hat die Regulierungsbehdrde diese
von der Ubermittlung der Informationen zu unterrichten.

(2) Auf begriindeten schriftlichen Antrag von GEREK oder anderen Regulierungsbehdrden sind
diesen, die bereits zuvor einer anderen Behorde iibermittelten Informationen zur Verfiigung zu stellen,
damit sie ihre Verpflichtungen aus dem Unionsrecht erfiillen kdnnen.

Aufsichtsverfahren

§ 184. (1) Hat die Regulierungsbehorde in Bezug auf durch sie zu besorgende Aufgaben
Anhaltspunkte dafiir, dass ein Unternehmen gegen die Vorschriften dieses Bundesgesetzes, gegen die
Bestimmungen einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung, gegen einen auf Grund
dieses Bundesgesetzes erlassenen Bescheid oder gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht verstoft,
hat sie dies dem Unternehmen mitzuteilen und gleichzeitig Gelegenheit einzurdumen, zu den Vorhalten
Stellung zu nehmen oder etwaige Mingel in angemessener Frist nach Erhalt der Mitteilung abzustellen.

(2) Stellt die Regulierungsbehorde fest, dass nach Ablauf der gesetzten Frist die Mingel,
derentwegen das Aufsichtsverfahren eingeleitet wurde, nicht abgestellt worden sind, hat sie diese mit
Bescheid festzustellen, gleichzeitig die gebotenen, angemessenen Maflnahmen anzuordnen, die die
Einhaltung der verletzten Bestimmungen sicherstellen und eine angemessene Frist festzusetzen, innerhalb
der der MaBBnahme zu entsprechen ist.

(3) Sind die gemid Abs.2 angeordneten Malnahmen erfolglos geblieben, kann die
Regulierungsbehorde in Bezug auf ein Unternehmen, das seine Pflichten groblich oder wiederholt verletzt
hat, das Recht, Kommunikationsnetze oder Kommunikationsdienste bereitzustellen aussetzen, bis die
Mingel abgestellt sind oder diesem Unternechmen untersagen, weiterhin Kommunikationsnetze oder
Kommunikationsdienste bereitzustellen. Aus den gleichen Griinden kann die Regulierungsbehorde die
Zuteilung von Frequenzen und Kommunikationsparametern widerrufen.

(4) Stellt ein VerstoB3 gegen die Vorschriften dieses Bundesgesetzes, gegen die Bestimmungen einer
auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung oder gegen einen auf Grund dieses
Bundesgesetzes erlassenen Bescheid eine unmittelbare und ernste Gefdhrdung der 6ffentlichen Ordnung,
Sicherheit oder Gesundheit dar oder fithrt er bei anderen Anbietern oder Nutzern von
Kommunikationsnetzen oder -diensten zu ernsten wirtschaftlichen oder betrieblichen Problemen, kann die
Regulierungsbehorde Maflnahmen gemifl Abs. 2 auch in einem Verfahren gemifl § 57 AVG anordnen.
Diese MaBinahmen sind mit bis zu drei Monaten zu befristen und kénnen bei Vorliegen besonders
schwerwiegender Umstdnde um weitere drei Monate verlangert werden.

(5) Stellt die Regulierungsbehorde fest, dass die Méngel, derentwegen das Aufsichtsverfahren
eingeleitet wurde, tatsdchlich nicht vorliegen oder innerhalb der gesetzten Frist abgestellt worden sind,
hat sie mit Beschluss festzustellen, dass die Méngel nicht oder nicht mehr gegeben sind.

(6) Partei im Aufsichtsverfahren ist jedenfalls das Unternechmen, bei dem die Regulierungsbehorde
Anbhaltspunkte geméB Abs. 1 hat.

(7) Parteien im Aufsichtsverfahren nach § 202 sind ferner jene, die gemdf § 202 Abs. 2 ihre
Betroffenheit glaubhaft gemacht haben.

(8) § 202 Abs. 3 Z 1 gilt mit der Maf3gabe, dass das Edikt die Beschreibung jener Anhaltspunkte zu
enthalten hat, die zur Einleitung des Aufsichtsverfahrens gefiihrt haben.

Regulierungskonzept; Evaluierung von Verordnungen

§ 185. (1) Die Regulierungsbehorden haben im Rahmen ihrer Zustdndigkeiten an der Wahrung eines
einheitlichen Regulierungskonzepts geméB Art. 3 Abs. 4 lit. a Richtlinie (EU) 2018/1972 mitzuwirken.

(2) Die Regulierungsbehorde hat die von ihr erlassenen Verordnungen regelméBig, jedoch
mindestens alle drei Jahre, auf deren ZweckméBigkeit und Erforderlichkeit zur Erreichung der Ziele nach
§ 1 zu iiberpriifen. Das Ergebnis der Uberpriifung ist auf der Webseite der Regulierungsbehorde zu
veroffentlichen.

(3) Die Regulierungsbehorde hat die praktische Wirksamkeit der Vertragszusammenfassungen
gemall § 129 Abs. 4, insbesondere im Hinblick auf das Ziel, den Endnutzern informierte Entscheidungen



zu ermdglichen, regelméBig, jedoch mindestens alle drei Jahre, zu tberpriifen und das Ergebnis dieser
Uberpriifung auf der ihrer Webseite zu verdffentlichen.

Beobachtung des Wettbewerbsgeschehens

§ 186. Die Regulierungsbehdrde kann auf Basis offentlich verfiigbarer oder ihr zur Verfligung
gestellter Daten das Wettbewerbsgeschehen im Bereich elektronischer Kommunikation beobachten und
dabei auch Informationen oder Studien gemaf3 § 182 Abs. 2 verdffentlichen.

16. Abschnitt
Strafbestimmungen

Verletzung von Rechten der Beniitzer

§ 187. (1) Eine im § 161 Abs. 2 bezeichnete Person, die

1.

2.

unbefugt {iber die Tatsache oder den Inhalt des Telekommunikationsverkehrs bestimmter
Personen einem Unberufenen Mitteilung macht oder ihm Gelegenheit gibt, Tatsachen, auf die
sich die Pflicht zur Geheimhaltung erstreckt, selbst wahrzunehmen,

eine Nachricht fdlscht, unrichtig wiedergibt, verdndert, unterdriickt, unrichtig vermittelt oder
unbefugt dem Empfangsberechtigten vorenthilt,

ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, vom Gericht mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessétzen zu bestrafen.

(2) Der Titer ist nur auf Antrag des Verletzten zu verfolgen.

Verwaltungsstrafbestimmungen

§ 188. (1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 1 000 Euro zu
bestrafen, wer

1.
2.

10.

11.

entgegen § 28 Abs. 3 einen Betrieb nicht fristgerecht der Behorde anzeigt;

entgegen § 33 Abs. 1 die Inbetriebnahme einer Funkanlage gemif einer Verordnung nach § 28
Abs. 10 letzter Satz nicht schriftlich anzeigt;

. entgegen § 146 Abs. 3 Aussendungen durchfiihrt:

a.in Frequenzbereichen, die zwar dem Amateurfunkdienst, nicht aber der jeweiligen
Bewilligungsklasse zugewiesen sind, oder

b. mit anderen als fiir die jeweilige Bewilligungsklasse festgesetzten Sendearten oder
c. mit einer hoheren als der zuldssigen Sendeleistung oder

d. mit einer groBeren als der festgesetzten Bandbreite und keine Ausnahme gemél § 146 Abs. 5
vorliegt;

.entgegen § 146 Abs.3 als Inhaber der Amateurfunkbewilligung oder als Mitbeniitzer der

Amateurfunkstelle nicht wéhrend der gesamten Dauer der Aussendung personlich an der
Amateurfunkstelle anwesend ist;

.entgegen § 146 Abs. 4 Amateurfunkstellen mittels Internettechnologie verbindet und die

beteiligten Amateurfunkstellen nicht ausschlieBlich fiir den Amateurfunkdienst verwendet
werden;

.entgegen § 147 Abs.2 und 3 vorsdtzlich mit einer Funkstelle, dic keine bewilligte

Amateurfunkstelle ist, Funkverkehr durchfiihrt oder eine solche Funkverbindung nicht sofort
abbricht, wenn die Voraussetzungen des § 148 Abs. 5 nicht vorliegen;

.entgegen § 147 Abs.2 und 3 Funkverkehr nicht mit einer bewilligten Amateurfunkstelle

durchfiihrt oder eine solche Funkverbindung nicht sofort abbricht, wenn die Voraussetzungen des
§ 148 Abs. 5 nicht vorliegen;

.entgegen § 147 Abs.5 mit Amateurfunkstellen jener Staaten, deren Einwand gegen den

Amateurfunkverkehr mit Osterreich von der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus im Bundesgesetzblatt kundgemacht worden ist, Funkverkehr durchfiihrt;

. entgegen § 148 Abs. 6 bei Durchfiihrung von Not- und Katastrophenfunkverkehrsiibungen diesen

Betrieb nicht fristgerecht der Behorde anzeigt;

entgegen § 151 Abs. 1 die Mitbeniitzung seiner Amateurfunkstelle Personen gestattet, die nicht
die Amateurfunkpriifung erfolgreich abgelegt haben;

entgegen § 151 Abs.2 eine Amateurfunkstelle, ohne die Amateurfunkpriifung erfolgreich
abgelegt zu haben, oder iiber den sich aus § 151 Abs.2 Z 1 und 2 ergebenden Umfang hinaus
mitbeniitzt und keine Ausnahme gemif § 151 Abs. 3 vorliegt;
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.entgegen § 151 Abs.4 bei der Mitbeniitzung nicht fiir die Einhaltung der rechtlichen
Bestimmungen sorgt oder den Betrieb der Funkstelle nicht ausreichend iiberwacht.

(2) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 5 000 Euro zu bestrafen,

wer

[u—

. entgegen § 21 Abs. 4 einer angeordneten Anderung nicht nachkommit;

2. entgegen § 28 Abs. 1 eine Funkanlage errichtet oder betreibt;

10.

11.
12.
13.
14.

15.

16.

17.

18.
19.

20.

21.
22.

. entgegen einer gemdlB § 30 Abs. 3 erlassenen Verordnung eine Funkanlage ohne Bewilligung
einfiihrt, vertreibt oder besitzt;

. entgegen § 31 Abs. 1 eine Funkanlage oder eine Endeinrichtung missbréuchlich verwendet;

. entgegen § 31 Abs. 2 nicht geeignete Mallnahmen trifft, die eine missbrauchliche Verwendung
von Funkanlagen oder Endeinrichtungen ausschliefen;

. entgegen § 31 Abs. 3 eine Funkanlage fiir einen anderen als den bewilligten Zweck, an einem
nicht bewilligten Standort oder in einem nicht bewilligten Einsatzgebiet betreibt;

. entgegen § 31 Abs. 4 Funksendeanlagen mit nicht zugeteilten Frequenzen oder einer allenfalls
zugeteilten Kennung betreibt;

. entgegen § 31 Abs. 5 Funkanlagen, die weder iiber eine gemal3 § 212 Abs. 4 geltende Zulassung
verfiigen noch den Bestimmungen des FMaG 2016 entsprechen, oder Endeinrichtungen, die
weder iiber eine gemal § 212 Abs. 4 geltende Zulassung verfiigen noch den Bestimmungen des
ETG 1992 entsprechen, mit einem oOffentlichen Kommunikationsnetz verbindet oder in
Verbindung mit diesem betreibt;

. entgegen § 31 Abs. 6 Storungen eines 6ffentlichen Kommunikationsnetzes verursacht;

entgegen §41 Abs. 1 Anderungen nicht anzeigt oder entgegen §41 Abs.3 angeordnete
Anderungen nicht befolgt;

entgegen § 41 Abs. 4 einer angeordneten Anderung nicht nachkommt;
entgegen einer Untersagung geméal § 43 eine Funkanlage betreibt;
entgegen § 113 Abs. 3 einer angeordneten Anderung nicht nachkommit;

entgegen § 146 Abs.3 Z1 Aussendungen in Frequenzbereichen, die nicht dem
Amateurfunkdienst zugewiesen sind, durchfiihrt;

entgegen § 147 Abs. 4 im Verkehr mit anderen Funkstellen das Ansehen, die Sicherheit oder die
Wirtschaftsinteressen des Bundes oder eines Landes gefdhrdet, gegen die Gesetze, die 6ffentliche
Ordnung oder die Sittlichkeit verstoBt;

entgegen § 148 Abs. 7 Notrufe stort oder nicht beantwortet;
entgegen § 149 ein anderes als das zugewiesene Rufzeichen oder kein Rufzeichen aussendet;
entgegen § 150 Abs. 4 Daten fiir andere Zwecke als den Amateurfunkdienst verwendet;

entgegen § 175 Abs.4 nicht die erforderlichen Auskiinfte gibt oder nicht die verlangten
Urkunden oder Bestatigungen vorweist;

entgegen § 175 Abs. 5 Funkanlagen zur Priifung nicht an dem dafiir bestimmten Ort oder zu dem
bestimmten Zeitpunkt bereitstellt;

entgegen § 181 Abs. 11 nicht die vorgeschriebenen Meldungen abgibt;
entgegen § 205 Abs. 1 nicht gehorig am Streitbeilegungsverfahren mitwirkt.

(3) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu
bestrafen, wer

1
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. entgegen § 13 Abs. 16 Nebenbestimmungen nicht erfiillt;

. entgegen § 16 Abs. 11 Nebenbestimmungen nicht erfiillt;

. entgegen § 20 Abs. 1 Nebenbestimmungen nicht erfiillt;

. entgegen § 34 Abs. 8§ Nebenbestimmungen nicht erfiillt;

. entgegen § 114 Abs. 4 Nebenbestimmungen nicht erfiillt;

. entgegen § 114 Abs. 5 Kommunikationsparameter an andere Nutzer {ibertragt;

. entgegen § 175 Abs. 4 den Organen des Fernmeldebiiros das Betreten von Grundstiicken oder
Réumen nicht gestattet;

. entgegen § 176 Abs. 1 die Durchfiihrung einer Durchsuchung verhindert;

.einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung der Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus oder einem auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Bescheid des Fernmeldebiiros zuwiderhandelt.



(4) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 50 000 Euro, im Falle
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, zu bestrafen, wer

1.
2.

10.

11.

12.
13.
14.
15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.
22.
23.
24.
25.

26.
27.

28.

entgegen § 7 Abs. 4 eine Leistung anbietet;

entgegen § 8 Abs. 2 Endnutzern verwehrt, ihr lokales Funknetz 6ffentlich zugéinglich zu machen
und zu gestatten, dass auf dieser Basis durch Dritte weitere Zugangspunkte errichtet werden;

. entgegen § 9 Abs. 1 nicht getrennt Buch fiihrt;
.entgegen § 30 Abs.2 elektrische Einrichtungen, deren Zweck es ist, mittels Funkwellen

Funkkommunikation zu verhindern, einfiihrt, vertreibt oder besitzt;

. entgegen § 32 Abs. 3 den Anschluss von Endeinrichtungen verweigert;
. entgegen § 46 Abs. 1 oder Abs. 2 nicht informiert oder entgegen Abs. 3 diese Informationen der

Regulierungsbehorde nicht bekannt gibt;

. entgegen den Vorgaben einer Verordnung nach § 47 Abs. 1 falsche Angaben zur Bewerbung der

Geschwindigkeit oder anderer technischer Merkmale von Internetzugangsdiensten macht;

.entgegen § 77 Abs.1 Vereinbarungen oder entgegen § 91 Abs.4 Standardangebote oder

entgegen § 105 Abs. 5 Vereinbarungen iiber Netzzugang nicht vorlegt;

.entgegen § 80 Abs.3, 4 oder 5 der Regulierungsbehdrde keine oder unvollstindige Daten

zugénglich macht;
entgegen § 84 Abs.2 der Regulierungsbehdrde keine oder unvollstindige Daten zugénglich
macht;

entgegen § 85 Abs. 3 oder § 212 Abs. 3 eine Vereinbarung betreffend Kooperationen iiber aktive
Netzkomponenten nicht anzeigt oder eine geméalB § 85 Abs. 7 nichtige Vereinbarung durchfiihrt;

entgegen § 105 Abs. 4 Informationen unzuldssig nutzt oder weitergibt;
entgegen § 114 Abs. 2 sich diskriminierend verhilt;
entgegen § 115 Abs. 2 Kommunikationsparameter ohne Nutzungsrecht nutzt;

entgegen § 118 Abs. 1, 2 oder 3 nicht den Wechsel des Anbieters von Internetzugangsdiensten
gewihrleistet;

entgegen § 119 Abs. 1, 3 oder 4 nicht die Nummerniibertragbarkeit sicherstellt, entgegen Abs. 2
die Ubertragung verzogert, missbraucht oder ohne ausdriickliche Zustimmung durchfiihrt oder
entgegen Abs. 5 die Nummer nicht riickiibertrégt;

entgegen § 126 Abs. 1 die Pflichten eines Anbieters von nummerngebundenen interpersonellen
Kommunikationsdiensten nicht erfullt;

entgegen § 129 Abs. 1 die entsprechenden Informationen nicht erteilt oder Informationen nicht in
der von § 129 Abs. 2 vorgeschriebenen Art und Weise erteilt oder entgegen § 129 Abs. 4 klare
und leicht lesbare Vertragszusammenfassungen nicht bereitstellt, nicht ausfiillt oder nicht
kostenlos zur Verfiigung stellt;

entgegen der Mal3gabe nach § 139 nicht die Moglichkeit einrdumt, die Anzeige der Nummer
selbstandig, entgeltfrei zu unterdriicken oder einen eingehenden Anruf mit unterdriickter
Nummer selbstédndig und entgeltfrei abzuweisen;

entgegen § 162 Abs. 2 nicht an der Uberwachung von Nachrichten oder an der Auskunft iiber
Daten einer Nachrichteniibermittlung im erforderlichen Ausmaf3 mitwirkt;

entgegen § 163 Abs. 2 die Nutzer nicht unterrichtet;

entgegen § 164 Abs. 1 oder 3 eine Benachrichtigung nicht vornimmt;
entgegen § 164 Abs. 6 kein Verzeichnis fiihrt;

entgegen § 165 Abs. 3 die Nutzer oder Benutzer nicht informiert;

entgegen § 166 Abs. 2 die erforderlichen Stammdaten nicht, nicht vollstindig oder nicht im
Rahmen eines geeigneten Identifizierungsverfahrens registriert.

entgegen § 173 Abs. 1 das Kopieren elektronischer Nutzerverzeichnisse nicht erschwert;

entgegen § 174 Abs. 2 die Rufnummernanzeige unterdriickt oder verfélscht oder veranlasst, dass
sie unterdriickt oder verfalscht wird,;

entgegen § 174 Abs. 3 oder 5 elektronische Post zusendet;

(5) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 75 000 Euro, im Falle
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, zu bestrafen, wer

1.
2.

entgegen § 44 Abs. 1 keine MaBnahmen ergreift;
entgegen § 44 Abs. 2 keine entsprechenden Informationen zur Verfiigung stellt;



11.

12.

13.
14.

15.

16.

. entgegen § 44 Abs. 3 Informationen zur Beurteilung der Sicherheit oder Integritét seiner Dienste

und Netze einschlieBlich Unterlagen iiber seine Sicherheitsmafinahmen oder Ergebnisse seiner
Sicherheitsiiberpriifung nicht iibermittelt oder entgegen §44 Abs.4 sich einer
Sicherheitsiiberpriifung nicht unterzieht;

. entgegen § 44 Abs. 5 Sicherheitsvorfille, die betrachtliche Auswirkungen auf den Betrieb der

Netze oder Dienste hatten nicht mitteilt;

.entgegen §44 Abs.8 die Offentlichkeit auf Verlangen der Regulierungsbehorde nicht

unterrichtet;

.entgegen § 122 Abs. 1 nicht die kostenlose Verbindung zur mittels einer Notrufnummer

adressierten und am besten geeigneten Notrufabfragestelle gewdhrleistet oder die
ununterbrochene Erreichbarkeit sicherstellt;

. entgegen § 122 Abs. 2 nicht sicher stellt, dass bei der Notrufabfragestelle die Nummer des

rufenden Anschlusses zur Identifikation bereit steht;

. entgegen § 122 Abs. 4 keine textbasierten Notrufe entgegennimmt;
. entgegen § 122 Abs. 5 Menschen mit Behinderungen keinen gleichwertigen Zugang gewéhrt;
10.

entgegen § 122 Abs. 6 die Herstellung der Verbindung zur am besten geeigneten
Notrufabfragestelle nicht gewéhrleistet;

entgegen § 123 Abs. 1 Einrichtungen nicht bereithélt, entgegen Abs.3 nicht iiberpriift und
mitteilt oder entgegen Abs. 4 Sicherheitsvorfille nicht unverziiglich mitteilt;

entgegen § 124 Abs. 1 nicht Auskiinfte {iber Stammdaten oder Standortdaten erteilt oder
entgegen Abs. 2 nicht dokumentiert und nicht nachreicht oder entgegen Abs. 3 keine Schnittstelle
einrichtet oder entgegen Abs. 5 die Endnutzer nicht informiert;

entgegen § 124 Abs. 6 und 7 nicht entgeltfrei mitwirkt;

entgegen § 162 Abs. 2 Daten in nicht verschliisselter Form iiber ein Kommunikationsnetz
ubermittelt;

entgegen § 167 Abs. 2 Z 4 die in einer staatsanwaltschaftlichen Anordnung nach § 135 Abs. 2b
StPO bezeichneten Daten 16scht oder nach Beendigung der Verpflichtung zum Absehen von der
Loschungsverpflichtung nicht 16scht;

entgegen § 181 nicht die notwendigen Auskiinfte oder entgegen § 181 Abs. 8, 9 oder 10 nicht
Auskunft iiber Stammdaten erteilt oder keine Aufzeichnungen iiber den geografischen Standort
fiihrt.

(6) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 100 000 Euro, im Falle
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, zu bestrafen, wer

1

. entgegen § 6 Abs. 1 nicht anzeigt;
2.

einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung der RTR-GmbH sowie der
KommAustria oder einem auf Grund dieses Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU)
2015/2120 oder der Verordnung (EU) 531/2012 erlassenen Bescheid der Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, der RTR-GmbH, der Telekom-Control-Kommission
oder der KommAustria zuwiderhandelt;

. entgegen § 50 Abs. 1 Interoperabilitdt nicht herstellt oder entgegen Abs. 2 keine Malinahmen

trifft;

. entgegen §§ 78 Abs. 4 und 200 Abs. 5 nicht gehorig am Streitbeilegungsverfahren mitwirkt,

Auskiinfte erteilt oder Unterlagen vorlegt;

. entgegen § 132 Abs. 1 Allgemeine Geschéftsbedingungen oder Entgeltbestimmungen nicht in

geeigneter Form kundmacht;

. entgegen § 133 Abs. 1 und Abs. 4 Allgemeine Geschiftsbedingungen oder Entgeltbestimmungen

oder Anderungen von Allgemeinen Geschiftsbedingungen oder Entgeltbestimmungen der
Regulierungsbehdrde nicht rechtzeitig vor Aufnahme des Dienstes oder Inkrafitreten der
Anderung anzeigt oder kundmacht;

. entgegen § 181 Abs. 1 Z4 in einem Verfahren nach §§ 87 und 89 nicht Auskiinfte in dem in

§ 181 festgelegten Umfang erteilt;

. nicht technische Einrichtungen im Sinne des § 162 Abs. 1 bereitstellt. Die Strafbarkeit besteht

nicht, wenn die hiefiir erforderlichen Investitionskosten noch nicht aufgrund einer nach § 162
Abs. 1 erlassenen Verordnung abgegolten wurden;

. entgegen § 174 Abs. 1 Anrufe zu Werbezwecken tatigt;



10. der Verordnung (EU) Nr.531/2012 vom 13.06.2012 iiber das Roaming in offentlichen
Mobilfunknetzen in der Union (Neufassung), ABlL. Nr.L 172 vom 30.06.2009, S. 10,
zuwiderhandelt;

11. den Artikeln 3, 4 Abs. 1, Art. 4 Abs. 2 oder Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2015/2120
zuwiderhandelt.

(7) Bei der Bemessung der Geldstrafen gemdB Abs. 1 bis 6 ist auch darauf Bedacht zu nehmen, ob
die Tat gewerbsmifig oder wiederholt begangen wurde. Wurde die Tat gewerbsmifig begangen, so ist
der dadurch erzielte unrechtméfige Vorteil gemidl dem Ergebnis des Ermittlungsverfahrens bei der
Bemessung zu beriicksichtigen.

(8) Wer das Delikt nach Abs. 6 Z 11 wiederholt begeht, ist mit einer Mindeststrafe von 10 000 Euro
zu bestrafen.

(9) Eine Verwaltungsiibertretung gemafl Abs. 1 bis 6 liegt nicht vor, wenn die Tat den Tatbestand
einer in die Zustindigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist.

(10) Im Straferkenntnis konnen die Gegensténde, mit denen die strafbare Handlung begangen wurde,
zugunsten des Bundes fiir verfallen erklért werden.

(11) Die nach diesem Bundesgesetz durch das Fernmeldebiiro verhingten Geldstrafen fallen dem
Bund zu.

(12) Sofern in einem Verfahren nach Abs. 2 bis 6 Beschuldigter ein Betreiber von &ffentlichen
Kommunikationsdiensten oder -netzen ist, hat die Verwaltungsstrafbehdrde der Regulierungsbehérde eine
Abschrift der Verfahrenserledigung zu iibermitteln.

Veroffentlichung des Straferkenntnisses

§ 189. Im Straferkenntnis wegen einer nach § 188 Abs. 5 oder 6 mit Strafe bedrohten Handlung kann
auf die Verdffentlichung des Straferkenntnisses innerhalb einer bestimmten Frist in einer oder mehreren
periodischen Druckschriften auf Kosten des Verurteilten erkannt werden, wenn der Téter schon zweimal
wegen Taten bestraft worden ist, die auf der gleichen schidlichen Neigung beruhen wie die abgeurteilte
Tat, und nach der Art der Tat zu befiirchten ist, dass der Téter sonst weiterhin nach diesem Bundesgesetz
strafbare Handlungen begehen werde. Die Ver6ffentlichung umfasst den Spruch des Straferkenntnisses.
Wenn besondere Umstdnde daflirsprechen, kann auch die Verdffentlichung der Begriindung des
Straferkenntnisses angeordnet werden

Abschopfung der Bereicherung

§ 190. (1) Stellt die Regulierungsbehorde fest, dass ein Unternehmen durch eine gegen dieses
Bundesgesetz oder gegen die Verordnung (EU) 2015/2120 oder gegen die Verordnung (EU) 531/2012,
gegen die Bestimmungen einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung oder gegen
einen auf Grund dieses Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) 2015/2120 oder der Verordnung (EU)
531/2012 erlassenen Bescheid verstoende rechtswidrige Handlung einen wirtschaftlichen Vorteil erlangt
hat, kann die Regulierungsbehorde beim Kartellgericht den Antrag stellen, einen Betrag festzusetzen und
fiir abgeschopft zu erkliren. Die Hohe der Abschopfung richtet sich nach dem Ausmall des
wirtschaftlichen Vorteils und kann vom Kartellgericht mit bis zu 10% des Unternechmensumsatzes des
Vorjahres festgesetzt werden. Die Regulierungsbehérde hat in diesem Verfahren Parteistellung.

(2) Ist der Beweis iiber die Hohe des in rechtswidriger Weise erlangten Vorteils gar nicht oder nur
mit unverhdltnismédBigen Schwierigkeiten zu erbringen, kann das Kartellgericht auf Antrag oder von
Amts wegen einen angemessenen Betrag nach freier Uberzeugung festsetzen.

(3) Der abgeschopfte Betrag flieBt der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH zu deren
Finanzierung zu.

17. Abschnitt
Behorden und Verfahrensbestimmungen

Fernmeldebehorden

§ 191. Fernmeldebehorden sind die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
sowie das ihr unterstehende Fernmeldebiiro.

Zustindigkeit
§ 192. (1) Der ortliche Wirkungsbereich der Fernmeldebehorden umfasst das gesamte Bundesgebiet.



(2) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann, soweit dies die
Raschheit, ZweckméBigkeit und Wirtschaftlichkeit erfordern, AuBlenstellen des Fernmeldebiiros errichten.

(3) Fiir die in diesem Bundesgesetz vorgesechenen Amtshandlungen ist, sofern nichts anderes
bestimmt ist, das Fernmeldebiiro zustindig.

(4) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus ist unbeschadet der sonstigen
Bestimmungen in diesem Bundesgesetz zusténdig fiir

1. das Ausiiben der Weisungs- und Aufsichtsrechte nach § 18 Abs. 3 und 4 KOG,

2. die Erlassung und Handhabung der zur Durchfiihrung der internationalen Vertrige erforderlichen
Vorschriften, insbesondere iiber die Nutzung des Frequenzspektrums.

(5) Gegen Bescheide der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus und des
Fernmeldebiiros und wegen Verletzung ihrer (seiner) Entscheidungspflicht in Verwaltungssachen kann
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden.

(6) Behordliche Erledigungen gemdl den vorstehenden Absdtzen konnen im Wege der
automationsunterstiitzten Datenverarbeitung ohne Unterschrift hergestellt und ausgefertigt werden.

Mitwirkung durch Organe des éffentlichen Sicherheitsdienstes, Vollstreckung

§ 193. (1) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes haben dem Fernmeldebiiro und seinen
Organen iiber deren Ersuchen zur Sicherung der Ausiibung der Uberwachungsbefugnisse im Rahmen
ihres gesetzméBigen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten.

(2) Die von den Fernmeldebehdrden erlassenen Bescheide sind, sofern sie keine Geldleistung zum
Gegenstand haben, von den Fernmeldebehdrden unter Anwendung der Vorschriften des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes selbst zu vollstrecken.

Aufgaben der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH

§ 194. (1) Die RTR-GmbH hat sdmtliche Aufgaben, die durch dieses Bundesgesetz und durch die
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen der Regulierungsbehorde {iibertragen sind,
wahrzunehmen, sofern hiefiir nicht die Telekom-Control-Kommission oder die KommAustria zustindig
ist.

(2) Die RTR-GmbH ist Regulierungsbehorde gemdf der Verordnung (EU) 2018/1971. In
Angelegenheiten, die in die Zustdndigkeit der Telekom-Control-Kommission oder der KommAustria
fallen, ist das jeweilige Einvernehmen mit diesen herzustellen. Die Regulierungsbehdérden haben die Ziele
des GEREK in Bezug auf bessere regulatorische Koordinierung und mehr Kohérenz aktiv zu
unterstiitzen.

(3) Die RTR-GmbH ist, sofern dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, Regulierungsbehdrde
gemdl den Art. 1 bis Art. 5 der Verordnung (EU) 2015/2120.

(4) In jenen Angelegenheiten, in denen die RTR-GmbH als Regulierungsbehérde nach den
vorstehenden Absétzen zusténdig ist und dies eine Angelegenheit nach Art. 5 Abs. 1 Unterabsatz 2 lit. a
bis lit. h der Richtlinie (EU) 2018/1972 darstellt, ist der Geschiftsfiihrer der RTR-GmbH fiir den
Fachbereich Telekommunikation und Post weisungsfrei im Sinne des Art. 20 Abs. 2 B-VG.

Telekom-Control-Kommission

§ 195. (1) Zur Erfiillung der in § 198 genannten Aufgaben ist die Telekom-Control-Kommission
eingerichtet.

(2) Die Telekom-Control-Kommission ist bei der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH
angesiedelt. Die Geschéftsfiihrung der Telekom-Control-Kommission obliegt der Rundfunk und Telekom
Regulierungs-GmbH. Im Rahmen ihrer Tatigkeit fiir die Telekom-Control-Kommission ist das Personal
der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH an die Weisungen des Vorsitzenden oder des in der
Geschéftsordnung bezeichneten Mitgliedes gebunden.

(3) Die Mitglieder der Telekom-Control-Kommission sind gemdf Art. 20 Abs. 2 B-VG bei der
Ausiibung ihres Amtes an keine Weisungen gebunden.

Zusammensetzung der Telekom-Control-Kommission

§196. (1) Die Telekom-Control-Kommission besteht aus drei Mitgliedern, die durch die
Bundesregierung ernannt werden. Ein Mitglied hat dem Richterstand anzugehoren. Bei seiner Bestellung
hat die Bundesregierung auf einen Dreiervorschlag des Prisidenten des Obersten Gerichtshofes Bedacht
zu nehmen. Die Bestellung der beiden anderen Mitglieder erfolgt iiber Vorschlag der Bundesministerin
fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus. Diesen Vorschldgen haben o6ffentliche Ausschreibungen
sowie offene und transparente Auswahlverfahren voranzugehen. §2 Abs.2 und 3 des



Stellenbesetzungsgesetzes, BGBI. I Nr. 26/1998, ist anzuwenden. Die Ausschreibungen sind im Amtsblatt
zur Wiener Zeitung zu veroffentlichen. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass ein Mitglied iiber
einschligige technische, das andere Mitglied {iber juristische und 6konomische Kenntnisse verfiigt. Die
Funktionsperiode der Telekom-Control-Kommission betrdgt fiinf Jahre. Eine Wiederbestellung ist
zuléssig.

(2) Fiir jedes Mitglied ist von der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus ein
Ersatzmitglied zu bestellen. Das Ersatzmitglied tritt bei Verhinderung eines Mitgliedes an dessen Stelle.
(3) Der Telekom-Control-Kommission diirfen nicht angehéren:

1. Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung sowie Staatssekretire;

2. Personen, die in einem die Unbefangenheit ausschlieBenden rechtlichen oder faktischen
Verhiltnis zu jenen stehen, die eine Tétigkeit der Telekom-Control-Kommission in Anspruch
nehmen oder von dieser betroffen sind;

3. Personen, die zum Nationalrat nicht wahlbar sind;

4. Personen, die eine der in Z 1 und 2 genannten Tétigkeiten und Funktionen innerhalb des letzten
Jahres ausgetibt haben.

(4) Tritt bei einem Mitglied der Telekom-Control-Kommission ein AusschlieBungsgrund geméal
Abs. 3 nachtréglich ein oder ist es unfihig, seine Aufgaben weiterhin zu erfiillen, hat dies die Telekom-
Control-Kommission mittels Bescheid festzustellen. Ein AusschlieBungsgrund liegt auch dann vor, wenn
ein Mitglied zu drei aufeinanderfolgenden Sitzungen ohne geniigende Entschuldigung keine Folge leistet.
Dies hat den Verlust der Stellung als Mitglied der Telekom-Control-Kommission zur Folge.

(5) Auf die Ersatzmitglieder finden die Abs. 1, 3 und 4 sinngemi3 Anwendung.

(6) Scheidet ein Mitglied wegen Todes, freiwillig oder geméll Abs. 4 aus, wird das betreffende
Ersatzmitglied Mitglied der Telekom-Control-Kommission, und es ist unter Anwendung der Abs. 1 und 2
bis zum Ablauf der Funktionsperiode der Mitglieder ein neues Ersatzmitglied zu bestellen.

(7) Das Ausscheiden eines Mitgliedes gemdl Abs. 6 ist von der Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus im Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu verdffentlichen. Das
ausgeschiedene Mitglied kann verlangen, dass im Rahmen dieser Veroffentlichung der Grund fiir das
Ausscheiden bekannt gegeben wird.

(8) Die Mitglieder der Telekom-Control-Kommission haben Anspruch auf Ersatz der angemessenen
Reisekosten und Barauslagen sowie auf ein Sitzungsgeld, das von der Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Finanzen durch
Verordnung unter Bedachtnahme auf die Bedeutung und den Umfang der von der Telekom-Control-
Kommission zu besorgenden Aufgaben festzusetzen ist.

Vorsitzender und Geschiiftsordnung
§ 197. (1) Das richterliche Mitglied fiihrt den Vorsitz in der Telekom-Control-Kommission.

(2) Die Telekom-Control-Kommission gibt sich eine Geschiftsordnung, in der eines ihrer Mitglieder
mit der Fithrung der laufenden Geschéfte zu betrauen ist.

(3) Fiir einen giiltigen Beschluss der Telekom-Control-Kommission ist Einstimmigkeit notwendig.
Stimmenthaltung ist unzuldssig. Beratung und Beschlussfassung im Umlaufweg oder mit Mitteln der
Telekommunikation sind zuldssig.

Aufgaben

§ 198. Der Telekom-Control-Kommission sind folgende Aufgaben zugewiesen:
1. Verwaltung der Frequenzbereiche nach Maflgabe des Frequenznutzungsplans (§ 11 Abs. 3 und
4);

. Frequenzzuteilungen gemif § 13 Abs. 7 Z 2;

. Entscheidung iiber Frequenzzuteilungen gemif § 15;

. Entscheidungen iiber die Geltungsdauer von Frequenzzuteilungen gemal § 18;

. Entscheidungen tiber die Verldngerung von Frequenzzuteilungen gemaf § 19;

. Entscheidung iiber die Uberlassung von Frequenzen oder die Genehmigung von Anderungen der
Eigentiimerstruktur gemal § 20;

. Anderung der Frequenzzuteilung gemiB § 21 und Widerruf der Frequenzzuteilung gemiB § 25;

. Entscheidungen betreffend die Verpflichtung zur gemeinsamen Nutzung von Infrastruktur gemaf
§ 26;
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13.

14.
15.
16.
17.
. Entscheidung iiber den Entzug der Rechte, Kommunikationsnetze bereitzustellen oder -dienste
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19.
20.
21.
22.
23.

24.

25.

26.

. Entscheidungen iiber Sicherheitsiiberpriifungen geméf § 44 Abs. 4;
10.
11.
12.

Entscheidungen in Verfahren gemif § 50;

Entscheidungen in Verfahren gemal §§ 79 und 85;

Feststellung der der sektorspezifischen Regulierung unterliegenden relevanten Markte sowie die
Feststellung, ob auf diesen jeweils ein oder mehrere Unternehmen iiber betrdchtliche Marktmacht
verfiigen oder aber effektiver Wettbewerb gegeben ist und die Aufhebung, Beibehaltung,
Anderung oder Auferlegung von spezifischen Verpflichtungen gemiB § 87;

Entscheidung in Verfahren gemidB § 92, § 94, § 95, § 96, § 97 Abs. 3, 98, § 99, § 100 Abs. 2,
§§ 101 bis 105;

Ermittlung des aus dem Universaldienstfonds zu leistenden finanziellen Ausgleichs geméf § 109;
Feststellung des an den Universaldienstfonds zu leistenden Betrages gemal § 110;
Entscheidungen iiber Sicherheitsiiberpriifungen geméal § 123 Abs. 3 Satz 2;

Entscheidungen in Verfahren gemél § 126 Abs. 3;

anzubieten geméal § 184 Abs. 3;

Feststellung und Antragstellung gemaB § 190;

Entscheidungen in Verfahren gemif § 203;

Entscheidungen iiber grenziiberschreitende Streitigkeiten gemaf § 204;

Antragstellung an das Kartellgericht gemaB § 210;

Entscheidung tiber geeignete und erforderliche Maflnahmen nach Art. 5 Abs. 1 Verordnung (EU)
2015/2120 im Einzelfall;

Entscheidungen tiber Tragfahigkeit der Abschaffung der Endkunden-Roamingaufschlige gemél
Art. 6¢ Verordnung (EU) 2015/2120 im Einzelfall;

Entscheidungen iiber MaBinahmen nach Art. 9 Abs.4 Buchstabe g der Verordnung (EU)
2017/2394 iber die Zusammenarbeit zwischen den fir die Durchsetzung der
Verbraucherschutzgesetze zustdndigen nationalen Behdrden und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 2006/2004, Abl. Nr. L 345 vom 27.12.2017 S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU)
Nr. 2018/302, ABL Nr. L 60I vom 02.03.2019 S. 1, aufgrund von Anspriichen nach § 7b des
Verbraucherbehdrdenkooperationsgesetzes (VBKG) gegeniiber Anbietern von
Internetzugangsdiensten, Hosting-Diensten, Diensten der Zwischenspeicherung (Caching),
Suchmaschinen bzw. der Registrierungsstelle fiir Domadnennamen;

Entscheidungen iber vorldufige MafBnahmen nach Art. 9 Abs.4 Buchstabena und g der
Verordnung  (EU)  2017/2394  aufgrund von  Ansprichen nach §7c  des
Verbraucherbehérdenkooperationsgesetzes (VBKG)  gegeniiber  Hosting-Diensten  und
gegebenenfalls Anbietern von Internetzugangsdiensten, Diensten der Zwischenspeicherung
(Caching), Suchmaschinen bzw. der Registrierungsstelle fiir Doménenname.

Zustindigkeit der KommAustria

§ 199. (1) Soweit sich

1.

ein verfahrenseinleitender Antrag oder eine RegulierungsmaBlnahme auf die Nutzung eines
Kommunikationsnetzes oder einer zugehorigen Einrichtung oder die Inanspruchnahme eines
Kommunikationsdienstes zur Verbreitung von

a) elektronischen Audiomedien und elektronischen audiovisuellen Medien im Sinne des § 1
Abs. 1 KOG, einschlieSlich Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk,

b) Zusatzdiensten im Sinne des § 2 Z 44 des Audiovisuelle Mediendienste-Gesetzes (AMD-G),
¢) Video-Sharing-Plattformen im Sinne des § 2 Z 37b AMD-G oder

d) Kommunikationsplattformen im Sinne des § 2 Z 4 des Kommunikationsplattformen-Gesetzes
(KoPI-G) oder

. eine Regulierungsmafnahme auf einen Markt fiir die Verbreitung der in der Z 1 angefiihrten

Dienste bezieht, nimmt abweichend von der in §§ 194 und 198 vorgenommenen
Zustandigkeitsverteilung die KommAustria die in Abs.2 angefilhrten Aufgaben der
Regulierungsbehdrde im Sinne dieses Bundesgesetzes wahr.

(2) Von der KommAustria unter den Voraussetzungen gemif3 Abs. 1 wahrzunehmen sind:

1.
2.
3.

Aufgaben gemil § 6,
Aufgaben gemil § 9,
die Frequenzverwaltung nach Maflgabe von § 10 Abs. 4,



4. Frequenzzuteilungen nach Maf3gabe von § 13 Abs. 7Z 1,
. die Genehmigung der Frequenziiberlassung gemaf § 20,

6. die Anderung der Frequenzzuteilung nach MaBgabe des §21 und der Widerruf der
Frequenzzuteilung nach Maflgabe von § 25,

7. die Erteilung von Bewilligungen zu Errichtung und Betrieb von Funkanlagen nach Mafigabe von
§ 34 Abs. 2 zweiter Satz sowie deren Anderung nach Maligabe von § 41 Abs. 5 und Widerruf
nach Maf3gabe von § 42 Abs. 2,

8. die Festsetzung der Gebiihren gemil § 36 Abs. 11,
9. Aufgaben gemal §§ 44, 46 und 49,
10. die Festsetzung der Richtsdtze gemdl § 57,
11. die Anordnung der Mitbenutzung gemal den §§ 60 bis 67,
12. Aufgaben der Wettbewerbsregulierung nach dem 8. Abschnitt,
13. Aufgaben gemil § 133,
14. Aufgaben gemil §§ 181 und 183,
15. Aufsichtsmalnahmen gemal § 184,
16. die Abschopfung der Bereicherung geméal3 § 190 und
17. Aufgaben gemifl den §§ 203 bis 210.
(3) Die Telekom-Control-Kommission oder die RTR-GmbH und die KommAustria haben
regelméBig Informationen iiber den Gegenstand und die Verfahrensparteien neu anhéngiger Verfahren

auszutauschen. Weiters hat die RTR-GmbH der Telekom-Control-Kommission und der KommAustria
regelméBig Informationen iiber sie betreffende Angelegenheiten im Rahmen des GEREK zu iibermitteln.
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(4) Bezieht sich ein verfahrenseinleitender Antrag oder eine RegulierungsmaBnahme auf die
Nutzung eines Kommunikationsnetzes oder einer zugehorigen Einrichtung, auf die Inanspruchnahme
eines Kommunikationsdienstes oder auf einen Markt

1. sowohl fiir die Verbreitung von
a) elektronischen Audiomedien und elektronischen audiovisuellen Medien im Sinne des § 1
Abs. 1 KOG, einschliefSlich Rundfunk im Sinne des BVG-Rundfunk,
b) Zusatzdiensten im Sinne des § 2 Z 44 AMD-G,
¢) Video-Sharing-Plattformen im Sinne des § 2 Z 37b AMD-G oder
d) Kommunikationsplattformen im Sinne des § 2 Z 4 KoPI-G, als auch
2. fur andere Kommunikationsdienste,
und liegen die Voraussetzungen des § 39 Abs.2b letzter Satz AVG nicht vor, richtet sich die
Zusténdigkeit nach dem Hauptzweck der betroffenen Tatigkeiten. Féllt der Hauptzweck unter die Z 1, hat

die KommAustria die Aufgaben der Regulierungsbehérde nach Abs. 1 und 2 wahrzunehmen; im Fall der
Z 2 gelten die §§ 194 und 198.

(5) Auf Antrag kommt der KommAustria in Verfahren, in denen gemiBl Abs. 4 die Telekom-
Control-Kommission oder die RTR-GmbH zusténdig ist, Parteistellung zu.

(6) Auf Antrag kommt — nach Mallgabe von §§ 194 und 198 — der Telekom-Control-Kommission
oder der RTR-GmbH in Verfahren, in denen geméf Abs. 4 die KommAustria zustidndig ist, Parteistellung
Zu.

(7) Die KommAustria, die Telekom-Control-Kommission oder die RTR-GmbH kann, soweit ihr im
Verfahren Parteistellung nach Abs. 5 oder Abs. 6 zukommt, gegen Entscheidungen Beschwerde wegen
Rechtswidrigkeit an das Bundesverwaltungsgericht erheben. Ebenso steht ihr die Revision an den
Verwaltungsgerichtshof zu.

Verfahrensvorschriften, Instanzenzug

§ 200. (1) Antrdge betreffend § 198 Z 13 und 17 sind an die RTR-GmbH zur Durchfiihrung eines
Streitschlichtungsverfahrens weiterzuleiten.

(2) Wird ein Antrag gemidBl Abs.1 an die RTR-GmbH weitergeleitet, ist ein
Streitschlichtungsverfahren durchzufiihren, sofern nicht alle Verfahrensparteien auf die Durchfiihrung
dieses Verfahrens ausdriicklich verzichten. Wird binnen sechs Wochen eine einvernehmliche Losung
herbeigefiihrt, ist das Verfahren bei der Telekom-Control-Kommission einzustellen, anderenfalls ist das
Verfahren dort fortzufiihren.

(3) Bereitsteller oder Anbieter, die eciner Anzeigepflicht nach § 6, sowie Personen oder
Unternehmen, die einer Verpflichtung nach Maligabe des § 89¢ GOG zur Teilnahme am elektronischen



Rechtsverkehr unterliegen, haben Anbringen in Verfahren vor den Regulierungsbehérden nach diesem
Bundesgesetz ausschlieflich im elektronischen Weg via E-Mail oder iiber das von der RTR-GmbH
bereitgestellte E-Government System einzubringen.

(4) Betreiber und Anbieter, die ihre Netze oder Dienste in Osterreich betreiben oder anbieten und
iiber keinen Aufenthalt oder Sitz im EWR verfiigen, haben eine inlédndische Zustelladresse bekannt zu
geben, an die in Verfahren nach diesem Bundesgesetz rechtskréftig zugestellt werden kann. Dabei sind
die Bestimmungen des § 10 Zustellgesetz anzuwenden.

(5) Die Telekom-Control-Kommission hat in Verfahren nach § 198 Z 13 binnen vier Monaten zu
entscheiden. Diese Entscheidung ersetzt eine zu treffende Vereinbarung. Die Parteien des
Streitschlichtungsverfahrens sind verpflichtet, an diesem Verfahren mitzuwirken und alle zur Beurteilung
der Sachlage erforderlichen Auskiinfte zu erteilen sowie erforderliche Unterlagen vorzulegen.

(6) §39 Abs.3 AVG gilt mit der MalBgabe, dass nach Schluss des Ermittlungsverfahrens
Neuerungsverbot besteht.

(7) Gegen Bescheide der Telekom-Control-Kommission und der RTR-GmbH sowie wegen
Verletzung deren Entscheidungspflicht in Verwaltungssachen kann Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht erhoben werden.

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht

§ 201. (1) Rechtsmittel gegen Entscheidungen der Regulierungsbehdrden haben, abweichend von
§ 13 VWGVG, BGBL I Nr. 33/2013, keine aufschiebende Wirkung. Das Bundesverwaltungsgericht kann
die aufschiebende Wirkung im betreffenden Verfahren auf Antrag zuerkennen, wenn nach Abwigung
aller beriihrten Interessen mit dem Vollzug des Bescheides oder mit der Ausiibung der mit dem Bescheid
eingerdumten Berechtigung fiir den Berufungswerber ein schwerer und nicht wiedergutzumachender
Schaden verbunden wire.

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet {iber Beschwerden in jenen Fillen, in denen die
Telekom-Control-Kommission belangte Behdrde ist, durch Senate.

Grofiverfahren

§ 202. (1) Sind an einem Verfahren vor der Telekom-Control-Kommission oder der RTR-GmbH
voraussichtlich mehr als 100 Personen beteiligt, konnen sie die Einleitung des Verfahrens durch Edikt
kundmachen.

(2) Wurde die Einleitung eines Verfahrens mit Edikt kundgemacht, hat dies zur Folge, dass jemand
seine Stellung als Partei verliert, wenn er nicht innerhalb einer Frist von sechs Wochen ab
Veroffentlichung des Edikts seine Betroffenheit schriftlich glaubhaft macht. § 42 Abs. 3 AVG ist
sinngemif anzuwenden.

(3) Das Edikt hat zu enthalten:

1. die Beschreibung des Verfahrensgegenstandes;

2. die Frist gemil Abs. 2;

3. den Hinweis auf die Rechtsfolgen des Abs. 2;

4. gegebenenfalls den Hinweis, dass das Verfahren unter Zuhilfenahme von -elektronischen
Kommunikationswegen gefiihrt wird und Kundmachungen und Zustellungen im Verfahren durch
Edikt auf der Website der Regulierungsbehérde vorgenommen werden kdnnen;

5. gegebenenfalls den Hinweis, dass die Regulierungsbehérde den Parteien Akteneinsicht auch
elektronisch gewahrt.

(4) Die Regulierungsbehorde kann eine miindliche Verhandlung durch Edikt anberaumen, wenn die
Einleitung des Verfahrens mit Edikt kundgemacht worden ist oder gleichzeitig kundgemacht wird. Es
gelten die Rechtsfolgen des § 42 Abs. 1 AVG. § 44e Abs. 1 und 2 AVG sind anzuwenden.

(5) Das Edikt zur Verfahrenseinleitung sowie das Edikt zur Anberaumung einer miindlichen
Verhandlung sind auf der Website der Regulierungsbehdrde kundzumachen.

(6) Wurde die Einleitung eines Verfahrens mit Edikt kundgemacht, konnen Kundmachungen und
Zustellungen im Verfahren durch Edikt auf der Website der Regulierungsbehdrde vorgenommen werden.
§ 44f AVG ist sinngemil anzuwenden.

(7) Die Verfahren konnen unter Zuhilfenahme von elektronischen Kommunikationswegen gefiihrt
werden.



Beilegung von Streitigkeiten zwischen Unternehmen

§ 203. (1) Kommt zwischen einem Betreiber oder einem Anbieter, dem spezifische Verpflichtungen
nach §§ 92, 94, 95, 96, 97 oder 104 auferlegt worden sind oder der nach dem Verfahren gemifl § 98
Verpflichtungen beziiglich Ko-Investitionen anbietet oder der nach §§ 50, 105 oder 119 verpflichtet ist,
und einem anderen Betreiber, Anbieter oder einem Unternehmen, dem Zugangsverpflichtungen nach
diesem Gesetz zugutekommen, eine Vereinbarung iiber die nach §§ 50, 92, 94 bis 98, 104, 105, oder 119
bestehenden Verpflichtungen trotz ernsthafter Verhandlungen binnen einer Frist von sechs Wochen ab
dem FEinlangen der Nachfrage nicht zustande, kann jeder der Beteiligten die Regulierungsbehorde
anrufen.(2) In begriindeten Fillen kann die Regulierungsbehdrde auch von Amts wegen ein Verfahren
nach Abs. 1 einleiten.

(3) Kommt zwischen einem Betreiber, der einen Zugang zu seinem Netz auch ohne Vorliegen einer
spezifischen Verpflichtung ermdglicht und einem anderen Betreiber oder Anbieter eine Vereinbarung
liber diesen Netzzugang trotz Verhandlungen binnen einer Frist von sechs Wochen ab dem Einlangen der
Nachfrage nicht zustande, kann jeder der Beteiligten die Regulierungsbehdrde anrufen.

Beilegung grenziiberschreitender Streitigkeiten

§204. (1) Bei Streitigkeiten zwischen Parteien verschiedener Mitgliedstaaten, die den
Regelungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/1972 mit Ausnahme der Koordinierung von Funkfrequenzen
zwischen den Mitgliedstaaten betreffen, und in die Zusténdigkeit der Behorden von mindestens zwei
Mitgliedstaaten fallen, kann jede Partei die zustindigen Behorden anrufen. Die Behorden haben ihre
MaBnahmen zu koordinieren, um die Streitigkeit beizulegen.

(2) Beeintréchtigt die Streitigkeit den Handel zwischen Mitgliedstaaten, hat die Regulierungsbehdrde
die Streitigkeit dem GEREK zu melden, um eine dauerhafte Losung der Streitigkeit herbeizufiihren. Die
Regulierungsbehorde hat die Stellungnahme des GEREK abzuwarten, bevor sie Malinahmen zur
Beilegung der Streitigkeit ergreift. Die Regulierungsbehdrde hat weitestmoglich die Stellungnahme von
GEREK zu beriicksichtigen und innerhalb eines Monats nach Abgabe dieser Stellungnahme zu
entscheiden.

(3) Verfahrensrechtliche Fristen bleiben bis zur Abgabe der Stellungnahme gehemmt. Dies beriihrt
nicht die Moglichkeit der Regulierungsbehorde, Sofortmainahmen zu ergreifen, um den Wettbewerb zu
gewihrleisten und die Interessen der Endnutzer zu schiitzen. Die Zusténdigkeit der ordentlichen Gerichte
bleibt unberiihrt.

Schlichtungsverfahren

§ 205. (1) Unbeschadet der Zustiandigkeit der ordentlichen Gerichte konnen Endnutzer, Anbieter und
Interessenvertretungen Streit- oder Beschwerdefille, die zwischen einem Endnutzer und einem Anbieter
nicht befriedigend geldst worden sind, insbesondere betreffend die Qualitdt des Dienstes, Anspriiche aus
dem Universaldienst, die behauptete Verletzung dieses Bundesgesetzes, einer auf Grund dieses
Bundesgesetzes erlassenen Verordnung oder eines Bescheides oder bei Zahlungsstreitigkeiten, der
Regulierungsbehorde als Schlichtungsstelle vorlegen. Die Anbieter sind verpflichtet, an einem solchen
Verfahren mitzuwirken und alle zur Beurteilung der Sachlage erforderlichen Auskiinfte zu erteilen sowie
erforderliche Unterlagen vorzulegen. Die Regulierungsbehdrde hat eine einvernehmliche Losung
herbeizufithren oder den Parteien ihre Ansicht zum herangetragenen Fall mitzuteilen.

(2) Unbeschadet der Zustindigkeit der ordentlichen Gerichte konnen Anbieter Streit- oder
Beschwerdefillen, insbesondere {iber eine behauptete Verletzung dieses Bundesgesetzes, einer auf Grund
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung oder eines Bescheides, der Regulierungsbehorde vorlegen.
Die Anbieter sind verpflichtet, an einem solchen Verfahren mitzuwirken und alle zur Beurteilung der
Sachlage erforderlichen Auskiinfte zu erteilen sowie erforderliche Unterlagen vorzulegen. Die
Regulierungsbehorde hat eine einvernehmliche Losung herbeizufithren oder den Parteien ihre Ansicht
zum herangetragenen Fall mitzuteilen.

(3) Forderungsgeber konnen der Regulierungsbehdrde die nach ihren Forderbedingungen
vorgeschriebenen  Zugangsangebote von  Forderungswerbern zur Priifung vorlegen. Die
Regulierungsbehdérde hat die Zugangsangebote insbesondere auf Ubereinstimmung mit diesem
Bundesgesetz, den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen und Bescheiden sowie den
Forderbedingungen zu prifen und den Verfahrensbeteiligten ihre Ansicht zu den gepriiften
Zugangsangeboten  mitzuteilen. Der Forderungsgeber hat der Regulierungsbehorde —eine
Aufwandsentschddigung zu bezahlen, deren Hohe nach dem mit der Durchfiihrung der Priifung
verbundenen Personal- und Sachaufwand der Regulierungsbehdrde zu bemessen und die auf den nach
§ 34 KOG zu finanzierenden Aufwand der Regulierungsbehdrde anzurechnen ist. Férderungswerber sind



verpflichtet, im Verfahren mitzuwirken und auf Anforderung der Regulierungsbehdrde alle zur
Beurteilung der Sachlage erforderlichen Auskiinfte zu erteilen sowie erforderliche Unterlagen vorzulegen.

(4) Die Regulierungsbehérde kann fiir die Durchfiihrung der Verfahren nach Abs.2 und 3
Verfahrensrichtlinien festlegen, die in geeigneter Form zu verdffentlichen sind.

Konsultationsverfahren

§206. (1) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus sowie die
Regulierungsbehorde hat interessierten Kreise innerhalb einer angemessenen Frist, die, von
auflergewohnlichen Umstinden abgesehen, mindestens 30 Tage betrdgt, Gelegenheit zur Stellungnahme
zum Entwurf von Vollziehungshandlungen geméf diesem Bundesgesetz zu gewéhren, die betrichtliche
Auswirkungen auf den betreffenden Markt haben werden. Davon ausgenommen sind Maflnahmen gemif
§§ 184 Abs. 4, 203 und 204.

_(2) Die Konsultationsverfahren sowie deren Ergebnisse sind von der jeweiligen Behorde der
Offentlichkeit zugénglich zu machen, soweit § 208 nicht anderes bestimmt.

(3) Allfdllige verfahrensrechtliche Fristen sind wéhrend der fiir die Stellungnahme gewéhrten Frist
gehemmt.

(4) Fiir die Zwecke des § 17 hat die Regulierungsbehdrde die Gruppe fiir Frequenzpolitik iiber
Entwiirfe von Vollziehungshandlungen zu unterrichten, die in den Anwendungsbereich des § 16 fallen
und sich auf die Nutzung der Funkfrequenzen beziehen, fiir die harmonisierte Bedingungen durch
technische Umsetzungsmafnahmen gemif der Entscheidung Nr. 676/2002/EG festgelegt wurden, um die
Nutzung der harmonisierten Funkfrequenzen fiir breitbandfdhige drahtlose Kommunikationsnetze und -
dienste zu ermdglichen.

(5) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus sowie die
Regulierungsbehorde haben interessierten Kreise innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit zur
Stellungnahme zu Fragen betreffend Endnutzer- oder Verbraucherrechte in Zusammenhang mit
offentlichen Kommunikationsdiensten zu gewidhren. Sie beriicksichtigen diese Stellungnahmen soweit
dies angemessen ist, insbesondere, wenn betrachtliche Auswirkungen auf den Markt zu erwarten sind.

Koordinationsverfahren

§ 207. (1) Betrifft ein Entwurf einer Vollziehungshandlung gemaf § 206, die Auswirkungen auf den
Handel zwischen Mitgliedstaaten haben wird,

1. die Auferlegung von Verpflichtungen zum Zugang, zur Zusammenschaltung sowie zur
Interoperabilitidt gemal §§ 26 und 63

2. die Marktdefinition,
3. die Marktanalyse oder
4. die Auferlegung, Anderung oder Aufhebung von spezifischen Verpflichtungen,

ist der Entwurf nach Abschluss des Konsultationsverfahrens nach § 206 zusammen mit einer Begriindung
gleichzeitig der Europdischen Kommission, dem GEREK sowie den nationalen Regulierungsbehdrden
der Mitgliedstaaten der Européischen Union zur Verfiigung zu stellen.

(2) Falls die Europdische Kommission, das GEREK oder die nationalen Regulierungsbehdrden der
Mitgliedstaaten binnen eines Monats zu dem betreffenden Entwurf Stellung genommen haben, ist diesen
Stellungnahmen weitestgehend Rechnung zu tragen. Aufer in Féllen des Abs. 3 kann die sich daraus
ergebende Vollziehungshandlung in Kraft gesetzt werden. Sie ist der Europédischen Kommission und dem
GEREK zu libermitteln.

(3) Die Vollziehungshandlung ist um weitere zwei Monate aufzuschieben, falls die
Vollziehungshandlung

1. darauf abzielt, einen relevanten Markt zu definieren, der sich von jenen Mirkten unterscheidet,
die in der Empfehlung geméB § 87 definiert werden, oder

2. sich auf die Einstufung als Unternehmen mit betrachtlicher Marktmacht nach § 89 bezieht

und die Europdische Kommission in ihrer Stellungnahme nach Abs.2 mitgeteilt hat, sie sei der
Auffassung, die Vollziehungshandlung wiirde ein Hemmnis fiir den Binnenmarkt schaffen, oder sie habe
ernsthafte Zweifel an der Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, insbesondere mit den in § 1 genannten
Zielen.

(4) Falls die Europédische Kommission innerhalb der in Abs. 3 genannten Frist unter weitestgehender
Beriicksichtigung einer Stellungnahme von GEREK unter Angabe objektiver und detaillierter Griinde die
Regulierungsbehorde auffordert, den Entwurf zuriickzuziehen, ist die Vollziehungshandlung innerhalb



von sechs Monaten abzuéndern oder zuriickzuziehen. Gednderte Entwiirfe von Vollziehungshandlungen
sind den Verfahren nach §§ 206 und 207 zu unterwerfen.

(5) Die Vollzichungshandlung ist um weitere drei Monate aufzuschieben, falls die
Vollziehungshandlung sich auf die Auferlegung, Anderung oder Aufhebung von Verpflichtungen gemiB
§§ 91 bis 96, 98, 99 oder 101 und 63 bezieht und die Europdische Kommission in ihrer Stellungnahme
nach Abs. 2 mitgeteilt hat, sie sei der Auffassung, die Vollziehungshandlung wiirde ein Hemmnis fiir den
Binnenmarkt schaffen, oder sie habe ernsthafte Zweifel an der Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht.

(6) Innerhalb der Frist nach Abs.5 hat die Regulierungsbehdrde eng mit der Européischen
Kommission und dem GEREK zusammenzuarbeiten, um die am besten geeignete und wirksamste
MaBnahme im Hinblick auf die Ziele des § 1 zu ermitteln.

(7) Falls das GEREK innerhalb der ersten sechs Wochen der Frist nach Abs.5 in einer
Stellungnahme die Bedenken der Europdischen Kommission teilt, kann die Regulierungsbehérde den
Entwurf der Vollziehungshandlung beibehalten oder unter weitest moglicher Beriicksichtigung der
Stellungnahmen der Européischen Kommission und des GEREK #ndern oder zuriickziehen.

(8) Richtet die Europdische Kommission binnen eines Monats nach Ablauf der Frist geméll Abs. 5
und unter weitest moglicher Beriicksichtigung einer Stellungnahme des GEREK eine Empfehlung an die
Regulierungsbehdrde zur Anderung oder Zuriickziehung der Vollziehungshandlung und hat die
Regulierungsbehorde den Entwurf der Vollziehungshandlung nicht bereits zuriickgezogen, hat die
Regulierungsbehorde die geplante Vollziechungshandlung innerhalb eines Monats, ldngstens aber nach
Durchfiihrung eines Verfahrens nach § 206 zu erlassen. Falls die Regulierungsbehorde die
Vollziehungshandlung nicht im Einklang mit der Empfehlung &ndert oder zuriickzieht, ist dies zu
begriinden.

(9) Falls die Europdische Kommission binnen eines Monats nach Ablauf der Frist geméafl Abs. 5
unter Angabe objektiver und detaillierter Griinde sowie unter den Voraussetzungen des Art. 33 Abs. 5
lit. ¢ der Richtlinie (EU) 2018/1972 den Beschluss erldsst, die Regulierungsbehérde aufzufordern, den
Entwurf betreffend §§ 63 und 98 zuriickzuziehen, ist die Vollzichungshandlung innerhalb von sechs
Monaten abzuindern oder zuriickzuziehen. Geédnderte Entwiirfe von Vollziechungshandlungen sind den
Verfahren nach §§ 206 und 207 zu unterwerfen.

(10) Entwiirfe von Vollziehungshandlungen nach Abs. 1 kdnnen von der Regulierungsbehdrde in
jedem Stadium des Verfahrens zuriickgezogen werden.

(11) Verfahrensrechtliche Fristen bleiben wihrend der Durchfiihrung des Verfahrens nach Abs. 1
gehemmt.

(12) Vollziehungshandlungen gemifl Abs. 1 kdnnen ohne Durchfiihrung dieses Verfahrens fiir die
Dauer von hdchstens drei Monaten erlassen werden, sofern die sofortige Vollziechungshandlung bei
Vorliegen auflergewdhnlicher Umstédnde erforderlich ist, um den Wettbewerb zu gewihrleisten und
Nutzerinteressen zu schiitzen. Die Europdische Kommission, das GEREK sowie die nationalen
Regulierungsbehdrden der Mitgliedstaaten der Europdischen Union sind unverziiglich unter Anschluss
einer vollstindigen Begriindung zu unterrichten. Vor einer Verlingerung der Geltungsdauer der
VollziechungsmafBnahme ist das Verfahren gemél Abs. 1 durchzufiihren.

(13) Die Regulierungsbehorde hat ein Verzeichnis iiber die anhdngigen Verfahren nach Abs. 1 zu
filhren und dieses zu verdffentlichen. Die Regulierungsbehorde hat der Europédischen Kommission und
dem GEREK alle angenommenen Mallnahmen nach dieser Bestimmung zu iibermitteln.

Behandlung von Geschiiftsgeheimnissen
§ 208. (1) Die Regulierungsbehorde hat ihr bekannt gewordene Geschéftsgeheimnisse zu wahren.

(2) Die Qualifizierung einer Tatsache als Geschéftsgeheimnis obliegt der Regulierungsbehorde, die
dabei auch eine Abwigung der Interessen des Berechtigten an der Geheimhaltung einerseits und den
Interessen Dritter an deren Offenlegung andererseits vorzunehmen hat.

(3) Hegt die Regulierungsbehorde berechtigte Zweifel an der Schutzwiirdigkeit der Geheimhaltung
einer Tatsache, hat sie dies dem Berechtigen mitzuteilen und ihn aufzufordern, sein wirtschaftliches
Interesse an der Geheimhaltung glaubhaft zu machen.

Zusammenarbeit mit anderen Behorden

§ 209. (1) Die Regulierungsbehdrden, die anderen nach diesem Bundesgesetz zustéindigen Behorden,
die Bundeswettbewerbsbehérde und die Datenschutzbehdérde sind erméchtigt, untereinander
Informationen, nicht aber personenbezogene Daten ohne ausdriickliche gesetzliche Grundlage,
auszutauschen, die fiir die Vollziehung dieses Bundesgesetzes oder zur Erfiillung der gesetzlichen



Aufgaben der genannten Behorden notwendig sind. Die anfragende Behorde ist an den gleichen Grad der
Vertraulichkeit gebunden wie die Auskunft erteilende Behorde.

(2) Die fiir die Vollzichung dieses Bundesgesetzes zustindigen Behorden sind erméchtigt,
erforderlichenfalls Kooperationsvereinbarungen untereinander abzuschlieBen, um die Zusammenarbeit in
Regulierungsfragen zu fordern. Die Ermichtigung filir Osterreichische Behorden gilt auch gegeniiber
zustidndigen Behorden anderer Mitgliedstaaten der Europdischen Union.

(3) Das Bundesamt fiir Eich- und Vermessungswesen oder dessen Nachfolgeorganisation hat der
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus und der Regulierungsbehdrde auf
Nachfrage folgende aktuelle Daten zur Verfiigung zu stellen: Hohen-Grid, Grundstiicksdaten, Digitale
Katastralmappe, Verwaltungsgrenzen.

(4) Die Bundesanstalt ,Statistik Osterreich“ oder deren Nachfolgeorganisation hat der
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus und der Regulierungsbehdrde auf
Nachfrage folgende aktuelle Daten zur Verfiigung zu stellen: Regionalstatistische Rasterdaten sowie
Pakete und Daten auf Rasterbasis, (umfasst unter anderem: Bevdlkerungsstand, Gebdude und
Wohnungen, Daten aus Registerzdhlung, Daten aus Gebdude- und Wohnungszéhlung, Daten der
Arbeitsstéttenzahlung, Daten der abgestimmten Erwerbsstatistik, Daten der Proberegisterzédhlung, Daten
der GroB3zahlung, Daten kiinftiger statistischer Z&dhlungen).

(5) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus und die Bundesministerin fiir
Justiz konnen die RTR-GmbH auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung als Gutachterin,
insbesondere in 6konomischen und technischen Angelegenheiten heranziehen.

(6) Die RTR-GmbH kann zur Erfiillung der Aufgaben aus ihrem gesetzmifBigen Wirkungsbereich
die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus um Hilfeleistung ersuchen.

(7) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann das Fernmeldebiiro
auch mit der Mitwirkung an der mit der auf Forderung der Kommunikationsinfrastruktur gerichteten
Privatwirtschaftsverwaltung des Bundesministeriums fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
beauftragen.

Antragsrechte beim Kartellgericht

§ 210. (1) Ergibt sich fiir die Regulierungsbehorde im Rahmen ihrer Tétigkeit die Vermutung, dass
ein Sachverhalt dem Kartellgesetz unterliegt, hat sie diesen Sachverhalt zu priifen und gegebenenfalls
einen Antrag nach § 28 Abs. 1 und 2 Kartellgesetz 2005 (KartG 2005), BGBI. Nr. 61/2005, an das
Kartellgericht zu richten.

(2) Bei Zuwiderhandlungen gegen die im ersten Hauptstiick des KartG 2005 enthaltenen Verbote
und bei Nichteinhaltung der nach § 27 KartG 2005 fiir verbindlich erkldrten Verpflichtungszusagen
besteht fiir die Regulierungsbehorde eine Antragsverpflichtung, sofern die in § 1 genannten Zweck- und
Zielbestimmungen dieses Bundesgesetzes beriihrt sind.

18. Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Aullerkrafttreten von Rechtsvorschriften

§ 211. Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt das Telekommunikationsgesetz 2003, BGBI. 1
Nr. 70/2003 (TKG 2003), zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 90/2020, aufler Kraft.

Ubergangsbestimmungen

§ 212. (1) Zum Zeitpunkt des Inkrafitretens dieses Bundesgesetzes anhéngige Verwaltungsverfahren
vor der Regulierungsbehorde sind mit Ausnahme der Verfahren nach § 87 nach der bis zum Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes geltenden materiellen Rechtslage und Verfahrensrechtlage, einschlielich der
Zustandigkeit zu Ende zu fiihren.

(2) Verfahren nach dem 7. Abschnitt, deren abschlieBendes Erkenntnis auf Grund der vor
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden Rechtslage erlassen und durch Erkenntnis des Verfassungs-
oder Verwaltungsgerichtshofs behoben wurde, sind nach der zum Zeitpunkt der Erlassung des
abschlieBenden Erkenntnisses bestandenen materiellen Rechtslage und Verfahrensrechtslage zu Ende zu
fithren.

(3) Auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits bestehende Vereinbarungen
betreffend Kooperationen iiber aktive Netzkomponenten ist § 85 nicht anzuwenden. Diese bestehenden
Vereinbarungen sind innerhalb von sechs Monaten ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in



ausformulierter ~Fassung samt sédmtlichen gegebenenfalls bezugnehmenden Beilagen der
Regulierungsbehorde anzuzeigen.

(4) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bestehende Bewilligungen und
Zulassungen bleiben aufrecht.

(5) Die Bestitigung iiber die eingebrachte Anzeige nach TKG 2003 gilt als Bestitigungen im Sinne
des § 6 Abs. 3.

(6) Die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat spitestens fiinf Jahre
nach Inkrafttreten zu iiberpriifen, ob die Universaldienstleistungen vom Markt im Wettbewerb erbracht
werden.

(7) Durch Verordnung hat die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
festzusetzen,

1. welchen Bewilligungsklassen die vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erteilten Bewilligungen
entsprechen, in Abhéngigkeit davon, ob dem Bewilligungsinhaber die Verwendung samtlicher
fiir den Amateurfunkverkehr festgesetzter Frequenzbereiche und Sendearten gestattet ist,

2. welchen Leistungsstufen die fiir die Sendeleistung maBgeblichen Klassen A bis D (gemiB § 5
Abs. 1 der auf Gesetzesstufe stehenden Verordnung BGBIL. Nr. 30/1954 in der Fassung BGBL
Nr. 326/1962) entsprechen,

3. welchen Priifungskategorien die vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ausgestellten Zeugnisse
iiber den Nachweis der erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten entsprechen, in Abhédngigkeit
davon, ob der Inhaber den Nachweis der Fertigkeiten im Morsen erbracht hat.

(8) Amateurfunkbewilligungen, die vor Ablauf des Tages der Kundmachung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 78/2018 erteilt wurden und die
1. in einem Jahr erteilt wurden, dessen ziffernméBige Bezeichnung mit den Ziffern ,,7* oder ,,6
endet, erloschen mit 31. Dezember 2022,
2. in einem Jahr erteilt wurden, dessen ziffernmiBige Bezeichnung mit den Ziffern ,,8“ oder ,,9%
endet, erléschen mit 31. Dezember 2023,
3. in einem Jahr erteilt wurden, dessen ziffernméBige Bezeichnung mit den Ziffern ,,1* oder ,,0“
endet, erléschen mit 31. Dezember 2024,
4. in einem Jahr erteilt wurden, dessen ziffernmiBige Bezeichnung mit den Ziffern ,,2 oder ,,3*
endet, erléschen mit 31. Dezember 2025,
5.in einem Jahr erteilt wurden, dessen ziffernméfige Bezeichnung mit der Ziffer ,,4“ endet,
erloschen mit 31. Dezember 2026,
6. in einem Jahr erteilt wurden, dessen ziffernméBige Bezeichnung mit der Ziffer ,,5
endet, erldschen, sofern sie nicht nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes, BGBI. I Nr. 78/2018, erteilt
wurden, mit 31. Dezember 2027.

(9) Informationen, die der Regulierungsbehdrde von Organen des Bundes, der Léander, der
Gemeinden und der Gemeindeverbiande sowie den sonstigen Selbstverwaltungskorpern auf der Grundlage
des § 13a Abs. 2 TKG 2003 in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1 I Nr. 134/2015 zugénglich gemacht
wurden, diirfen weiterhin in der Zentralen Stelle fiir Infrastrukturdaten gemaB § 80 gespeichert und
verarbeitet sowie in die Beauskunftung von Abfragen gemél den §§ 71, 72 und Einsichtnahmen gemél
§ 81 einbezogen werden.

(10) Verwaltungsverfahren gemif § 16, bei denen das Ersuchen auf Zustimmung durch die
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus gemd3 § 16 Abs. 3 zum Zeitpunkt des
Ablaufs des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes bereits erfolgt ist, sind nach der bis zu
diesem Zeitpunkt geltenden materiellen Rechtslage und Verfahrensrechtslage zu Ende zu fiihren.

(11) Die Universaldienstverordnung, BGBI. II Nr. 192/1999, tritt mit Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes aufler Kraft.

(12) Verordnungen, welche auf der Grundlage des TKG 2003 erlassen wurden, bleiben so lange in
Kraft bis entsprechende Verordnungen, die auf dieses Bundesgesetz gestiitzt werden, erlassen werden.

(13) Bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bestehende Anspriiche nach § 31
Abs. 1 TKG 2003 sind vom Erbringer des Universaldienstes nach § 30 TKG 2003 spitestens bis zum
31.12.2022 geltend zu machen. Bei Nachweis von Umstidnden, die eine fristgerechte Geltendmachung der
Anspriiche verhindern, kann die Regulierungsbehorde diese Frist durch Bescheid verlingern. Das
Verfahren ist nach der bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden materiellen Rechtslage und
Verfahrensrechtslage zu fithren.



(14) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Telekom-Control-Kommission, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes im Amt sind, bleiben dies bis zum Ablauf ihrer Ernennung.

(15) Der in § 36 Abs. 7 genannte Zeitraum zur Beobachtung des Verbraucherpreisindex beginnt
erstmals mit Inkraftreten dieses Bundesgesetzes.

Verweisungen

§ 213. Verweisungen in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze sind als Verweisungen auf
die jeweils geltende Fassung zu verstehen.

Verlautbarungen

§ 214. (1) Verordnungen und Kundmachungen der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen
und Tourismus konnen den Hinweis auf Unterlagen mit technischen Inhalten, insbesondere mit Mess-
und Priifmethoden, Pldne und grafische Darstellungen enthalten, welche bloB fiir einen beschriankten
Kreis von Personen von Interesse sind und durch Auflage zur Einsicht widhrend der Amtsstunden
kundgemacht werden.

(2) Verordnungen der Regulierungsbehorde sind im Bundesgesetzblatt I1 zu verlautbaren.

(3) Informationen, die nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes durch die
Regulierungsbehorde zu verdffentlichen sind, sind jedenfalls auch in die Website der
Regulierungsbehorde aufzunehmen.

Vollziehung

§ 215. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin fiir Landwirtschaft,
Regionen und Tourismus betraut, sofern in Abs. 2 bis 12 nicht anderes bestimmt wird.

(2) Mit der Vollziehung des §7 Abs. 6 ist der Bundeskanzler im Einvernehmen mit der
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus betraut.

(3) Mit der Vollziehung der §§ 36 Abs. 11 und 44 Abs. 11 ist der Bundeskanzler betraut.

(4) Mit der Vollziechung der §§36 Abs.6 und 196 Abs.8 ist die Bundesministerin fiir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Finanzen
betraut.

(5) Mit der Vollziehung des § 125 Abs. 5 ist die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Inneres betraut.

(6) Mit der Vollziehung des ist § 162 Abs. 1 die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus im Einvernehmen mit der Bundesministerin flir Justiz, der Bundesministerin fiir
Landesverteidigung, dem Bundesminister fiir Inneres und dem Bundesminister fiir Finanzen betraut.

(7) Mit der Vollziehung des § 162 Abs. 2 ist die Bundesministerin fiir Justiz im Einvernechmen mit
der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus und dem Bundesminister fiir Finanzen
betraut.

(8) Mit der Vollziehung des § 162 Abs. 3 ist die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus im Einvernechmen mit der Bundesministerien fiir Justiz, der Bundesministerin fiir
Landesverteidigung und dem Bundesminister fiir Inneres betraut.

(9) Mit der Vollziehung des § 166 Abs. 2 ist die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus im Einvernehmen mit dem Bundesminister firr Inneres betraut.

(10) Mit der Vollziehung des § 171 Abs. 6 ist die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen
und Tourismus im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Justiz, dem Bundesminister fiir Inneres
und dem Bundesminister fiir Finanzen betraut.

(11) Mit der Vollziehung des § 209 Abs. 5 ist die Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen
und Tourismus und die Bundesministerin fiir Justiz betraut.

Sprachliche Gleichbehandlung

§216. Samtliche in diesem Bundesgesetz verwendeten Funktionsbezeichnungen und
personenbezogene Ausdriicke sind geschlechtsneutral zu verstehen.

Inkrafttreten

§ 217. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in
Kraft.



Artikel 2
Anderung des KommAustria-Gesetzes
Das Bundesgesetz iiber die Einrichtung einer Kommunikationsbehérde Austria (KommAustria-

Gesetz — KOG), BGBI. I Nr. 32/2001, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 108/2021,
wird wie folgt gedndert:

1. In §2 Abs. 1 Z 4 wird die Wortfolge ,Frequenzverwaltung nach dem TKG 2003, BGBI. I Nr. 70*
durch die Wortfolge ,Frequenzverwaltung nach dem TKG 2021, BGBI. I Nr. xxx/2021° ersetzt.

2.§2Abs. 1 Z 5 lautet:
,»J. sonstige Verfahren gemal § 199 TKG 2021,

3. In§ 13 Abs. 3 Z 7 und 8 sowie Abs. 4 Z 1 lit. d und § 39 Abs. 1 erster Satz wird jeweils die Wendung
»TKG 2003 durch die Wendung ,,TKG 2021 ersetzt.

4. In § 17 Abs. 2 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,Aufgaben (§ 117 TKG 2003) und Ziele (§ 1 Abs. 2
TKG 2003)* durch die Wortfolge ,,Aufgaben (§ 198 TKG 2021) und Ziele (§ 1 Abs.2 TKG 2021)“
ersetzt.

5. In § 17 Abs. 4 wird die Wendung ,,Aufgaben nach dem TKG 2003 durch die Wendung ,,Aufgaben
nach dem TKG 2021 ersetzt.

6. § 17a Abs. 1 lautet:

,.Der Geschiftsfilhrer der RTR-GmbH fiir den Fachbereich Telekommunikation und Post wird von der
Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus fiir eine Amtszeit von mindestens drei
Jahren aus einem Kreis von aufgrund ihrer Verdienste, Kompetenzen, Kenntnisse und Erfahrungen
fachlich anerkannten und erfahrenen Personlichkeiten bestellt. Eine Weiterbestellung ist zuldssig. Der
Bestellung hat eine Ausschreibung zur allgemeinen Bewerbung voranzugehen. Die Ausschreibung ist von
der Bundesministerin fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zu veranlassen und im ,,Amtsblatt zur
Wiener Zeitung® kundzumachen.*

7.8 19 Abs. 3 Z 4 entfillt.

8. In § 33a Abs. 4 wird die Wortfolge . fiir Frequenzzuteilungen gemal § 55 Abs. 1 TKG 2003 durch die
Wortfolge ,.fiir Frequenzzuteilungen gemil} § 16 Abs. 1 TKG 2021 ersetzt.

9. In § 34 Abs. 5 wird die Wortfolge ,,Betrége, die nach § 111 TKG 2003 abgeschopft wurden® durch die
Wortfolge ,,Betrage, die nach § 190 TKG 2021 abgeschopft wurden® ersetzt.

10. § 40 Abs. 1 lautet:

»3ind an einem Verfahren vor der KommAustria voraussichtlich mehr als 100 Personen beteiligt, so kann
die Behorde die Einleitung des Verfahrens durch Edikt kundmachen.*

11. In § 44 erhdlt Abs. 23a die Absatzbezeichnung ,(26)"; folgender Abs. 27 wird angefiigt:

»(27)§2 Abs. 1 Z4und 5, § 13 Abs. 3 Z 7 und 8 sowie Abs. 4 Z 11it. d, § 17 Abs. 2 und 4, § 17a Abs. 1,
§ 33a Abs. 4, § 39 Abs. 1, § 40 Abs. 1 und die Absatzbezeichnung des § 44 Abs. 26 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden
Monatsersten in Kraft.. Gleichzeitig tritt §§ 19 Abs. 3 Z 4 auller Kraft.«

Artikel 3
Anderung der Strafprozefiordnung 1975

Die StrafprozeBordnung 1975, BGBI. Nr. 631/1975, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 159/2021, wird wie folgt geédndert:

1. In § 76a Abs. 1 wird die Wendung ,,Teilnehmers (§ 90 Abs. 7 TKG)*“ durch ,Nutzers (§ 181 Abs. 9
Telekommunikationsgesetz — TKG 2021, BGBI. I Nr. xx/xxxx)* ersetzt.

2. In § 76a Abs. 2 werden in der Einleitung die Wendung ,,§ 99 Abs. 5 Z 2 TKG* durch die Wendung
»$ 167 Abs. 5 Z2 TKG 2021%, in Z I und Z 3 jeweils das Wort ,,Teilnehmers* durch ,Nutzers* und in



Z 2 das Wort ,,Teilnehmer* durch ,Nutzer* und das Wort ,,Teilnehmerkennung* durch ,,Nutzerkennung*
ersetzt.

3. § 134 Z 2 lautet:

2. ,2Auskunft iiber Daten einer Nachrichteniibermittlung® die Erteilung einer Auskunft iiber
Verkehrsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 6 TKG 2021), Zugangsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021), die
nicht einer Anordnung gemif3 § 76a Abs. 2 unterliegen, und Standortdaten (§ 160 Abs.3 Z9
TKG 2021) eines Telekommunikationsdienstes oder eines Dienstes der Informationsgesellschaft
(§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes),"

4. In § 134 Z 2a wird der Klammerausdruck ,,(§ 92 Abs.3 Z 1 TKG)* durch den Klammerausdruck
»(§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2021) ersetzt.

5. In §134 Z2b wird der Klammerausdruck ,,(§ 99 Abs.2 Z 4 TKG)*“ durch den Klammerausdruck
»(§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2021) ersetzt.

6. In § 134 Z 3 wird der Klammerausdruck ,(§ 3 Z 11 TKG)* durch den Klammerausdruck ,(§ 4 Z 1
TKG 2021)“ ersetzt.

7. In § 134 Z 5 entfillt die Wortfolge ,,, die verschliisselt gesendeten, iibermittelten oder empfangenen
Nachrichten und Informationen im Sinne von Z 3 sowie damit in Zusammenhang stehende Daten im Sinn
des § 76a und des § 92 Abs. 3 Z 4 und 4a TKG (Z 3a)“.

8. In § 138 Abs. 2 wird der Klammerausdruck ,(§ 92 Abs.3 Z 1 TKG)“ durch den Klammerausdruck
»(§ 160 Abs.3 Z1 TKG2021)“ und der Klammerausdruck ,(§ 99 Abs.2 Z 4 TKG)“ durch den
Klammerausdruck ,(§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2021)* ersetzt.

9. Dem § 514 wird folgender Abs. 48 angefiigt:

»(48) § 76a, 134 Z2, 2a, 2b, 3 und 5 und § 138 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. xx/xxxx treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

Artikel 4
Anderung des Polizeikooperationsgesetzes

Das Bundesgesetz iiber die internationale polizeiliche Kooperation (Polizeikooperationsgesetz —
PolKG), BGBI. I Nr. 104/1997, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 32/2018, wird wie
folgt gedndert:

1. In §5 Abs. 3 Z 3 wird das Zitat ,,§ 90 Abs. 7 des Telekommunikationsgesetzes 2003 (TKG), BGBI.
Nr. 70/2003* durch das Zitat ,,§ 181 Abs. 9 des Telekommunikationsgesetzes 2021 (TKG 2021), BGBI. 1
Nr. xx/20xx* ersetzt.

2. Dem § 20 wird folgender Abs. 11 angefiigt:

»(11) § 5 Abs. 3 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I. Nr. xx/20xx tritt mit dem auf den Tag
der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft..”

Artikel 5
Anderung des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes

Das Bundesgesetz iiber die Organisation, Aufgaben und Befugnisse des polizeilichen Staatsschutzes
(Polizeiliche Staatsschutzgesetz — PStSG), BGBI. I Nr. 5/2016, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 148/2021, wird wie folgt gedndert:

1. In §11 Abs. 1 Z5 wird das Zitat ,,§ 92 Abs.3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2003 — TKG 2003,
BGBI. I Nr. 70/2003% durch das Zitat ,,§ 160 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2021 — TKG 2021,
BGBI. I Nr. xx/20xx“ ersetzt.

2. In §11 Abs. 1 Z 7 wird das Zitat ,(§ 92 Abs.3 Z 4 TKG 2003), Zugangsdaten (§ 92 Abs.3 Z4a
TKG 2003) und Standortdaten (§ 92 Abs. 3 Z 6 TKG 2003), die nicht einer Auskunft nach Abs. 1 Z 5
unterliegen, zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 oder einem Betroffenen nach § 6 Abs. 1 Z 2 von
Betreibern offentlicher Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 TKG 2003)* durch das Zitat ,,(§ 160
Abs. 3 Z 6 TKG 2021), Zugangsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021) und Standortdaten (§ 160 Abs. 3 Z9



TKG 2021), die nicht einer Auskunft nach Abs. 1 Z 5 unterliegen, zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1
Z 1 oder einem Betroffenen nach § 6 Abs. 1 Z 2 von Betreibern 6ffentlicher Telekommunikationsdienste
(§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2021)* ersetzt.

3. Dem § 18 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) § 11 Abs. 1 Z 5 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1. Nr. xx/20xx tritt mit dem auf den
Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.“

Artikel 6
Anderung des Sicherheitspolizeigesetzes
Das Bundesgesetz iiber die Organisation der Sicherheitsverwaltung und die Ausiibung der

Sicherheitspolizei (Sicherheitspolizeigesetz — SPG), BGBI. Nr. 566/1991, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 124/2021, wird wie folgt gedndert:

1. In § 53 Abs. 3a wird im Einleitungsteil das Zitat ,,§ 92 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2003 —
TKG 2003, BGBI. I Nr. 70/2003, durch das Zitat ,,§ 160 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2021 —
TKG 2021, BGBI. I Nr. xx/20xx,* ersetzt.

2. In §53 Abs.3a Z1 und 4 wird jeweils das Wort ,Teilnehmernummer* durch das Wort
HNutzernummer* ersetzt.

3. In § 53 Abs. 3c entfallen der vierte bis letzte Satz.
4. In § 58¢ Abs. 1 wird das Zitat ,,§ 98 TKG 2003 durch das Zitat ,,§ 124 TKG 2021 ersetzt.

5. In § 58e Abs. 2 wird die Wortfolge ,,§ 93 Abs. 3 TKG 2003 im Rahmen der Entgegennahme* durch die
Wortfolge ,,§ 161 Abs. 3 TKG 2021 im Rahmen der Entgegennahme und Abwicklung® ersetzt.
6. Dem § 94 wird folgender Abs. 53 angefiigt:

»(53) §53 Abs.3a und 3c sowie § 58e Abs. 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I.
Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

Artikel 7
Anderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018

Das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 — WAG 2018, BGBI. Nr. 107/2017, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 25/2021, wird wie folgt gedndert:

1. In § 69 Abs. 1 wird das Zitat ,,§ 107 des Telekommunikationsgesetzes 2003 — TKG 2003, BGBI. 1
Nr. 70/2003% durch das Zitat ,,§ 174 des Telekommunikationsgesetzes 2021 — TKG 2021, BGBI. 1
Nr. xx/20xx“ ersetzt.

2. § 90 Abs. 10 lautet:

,»(10) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bleiben durch die Bestimmungen des 14. Abschnitts des
TKG 2021, unberiihrt.

2. Dem § 117 wird folgender Abs. 2 angefiigt:

»(2) §69 Abs. 1 und § 90 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I. Nr. xx/20xx treten mit
dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.*



Artikel 8
Anderung des Borsegesetzes 2018

Das Bundesgesetz iiber die Wertpapier- und allgemeinen Warenbdrsen 2018 (Borsegesetz 2018 —
BorseG 2018), BGBI. I Nr. 107/2017, zuletzt gedandert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 98/2021, wird
wie folgt gedndert:

1. § 93 Abs. 10 und § 153 Abs. 10 lauten:

,»(10) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bleiben durch die Bestimmungen des 14. Abschnitts des
Telekommunikationsgesetzes 2021 — TKG 2021, BGBI. I Nr. xx/20xx, unbertihrt.*

2. Dem § 194 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) § 93 Abs. 10 und § 153 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I. Nr. xx/20xx treten mit
dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.*

Artikel 9
Anderung des Postmarktgesetzes

Das Bundesgesetz liber die Regulierung des Postmarktes (Postmarktgesetz — PMG), BGBI. I
Nr. 123/2009, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 23/2020, wird wie folgt gedndert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt gedndert:

Nach der Wortfolge ,,§ 44a Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht™ wird die Wortfolge ,,§ 44b
GroBverfahren® eingefiigt.

2. In § 37 Abs. 4 wird das Zitat ,,§ 112 des Telekommunikationsgesetzes 2003 — TKG 2003, BGBI. I
Nr. 70/2003% durch das Zitat ,,§ 191 des Telekommunikationsgesetzes 2021 — TKG 2021, BGBI. I
Nr. xx/20xx“ ersetzt.

3. In § 41 Abs. 2 wird das Zitat ,,§ 118 Abs. 1 bis 6 TKG 2003, BGBI. I Nr. 70/2003% durch das Zitat
»$ 196 Abs. 1 bis 7 TKG 2021° und das Zitat ,,§ 118 Abs. 2 TKG 2003 durch das Zitat ,,§ 196 Abs. 2
des TKG 2021 ersetzt.

4. Nach § 44a wird folgender § 44b samt Uberschrift eingefiigt:
,,Grof}verfahren

§ 44b. (1) Sind an einem Verfahren vor der Post-Control-Kommission voraussichtlich mehr als 100
Personen beteiligt, konnen sie die Einleitung des Verfahrens durch Edikt kundmachen.

(2) Wurde die Einleitung eines Verfahrens mit Edikt kundgemacht, hat dies zur Folge, dass jemand
seine Stellung als Partei verliert, wenn er nicht innerhalb einer Frist von sechs Wochen ab
Veroffentlichung des Edikts seine Betroffenheit schriftlich glaubhaft macht. § 42 Abs.3 AVG ist
sinngemif anzuwenden.

(3) Das Edikt hat zu enthalten:

1. die Beschreibung des Verfahrensgegenstandes;

2. die Frist gemil Abs. 2;

3. den Hinweis auf die Rechtsfolgen des Abs. 2;

4. gegebenenfalls den Hinweis, dass das Verfahren unter Zuhilfenahme von elektronischen
Kommunikationswegen gefiihrt wird und Kundmachungen und Zustellungen im Verfahren durch
Edikt auf der Website der Regulierungsbehérde vorgenommen werden konnen;

5. gegebenenfalls den Hinweis, dass die Regulierungsbehdrde den Parteien Akteneinsicht auch
elektronisch gewdhrt.

(4) Die Regulierungsbehdrde kann eine miindliche Verhandlung durch Edikt anberaumen, wenn die
Einleitung des Verfahrens mit Edikt kundgemacht worden ist oder gleichzeitig kundgemacht wird. Es
gelten die Rechtsfolgen des § 42 Abs. 1 AVG. § 44e Abs. 1 und 2 AVG sind anzuwenden.

(5) Das Edikt zur Verfahrenseinleitung sowie das Edikt zur Anberaumung einer miindlichen
Verhandlung sind auf der Website der Regulierungsbehdrde kundzumachen.



(6) Wurde die Einleitung eines Verfahrens mit Edikt kundgemacht, konnen Kundmachungen und
Zustellungen im Verfahren durch Edikt auf der Website der Regulierungsbehdrde vorgenommen werden.
§ 44f AVG ist sinngemdl3 anzuwenden.

(7) Die Verfahren konnen unter Zuhilfenahme von elektronischen Kommunikationswegen gefiihrt
werden.

5. Dem § 64 wird folgendender Abs. 8 angefiigt:

»(8) Das Inhaltsverzeichnis, § 37 Abs. 4, § 41 Abs.2 und 44 b in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I. Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.*

Artikel 10
Anderung des Kraftfahrgesetzes 1967

Das Bundesgesetz vom 23. Juni 1967 iiber das Kraftfahrwesen (Kraftfahrgesetz 1967 — KFG 1957),
BGBI. Nr. 267/1967, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBIL I Nr. 48/2021, wird wie folgt
gedndert:

1. In § 20 Abs. 1 Z 4 lit. k wird der Klammerausdruck ,,(§§ 86 ff des Telekommunikationsgesetzes 2003,
BGBI.1  Nr.73/2003, TKG2003)“ durch den  Klammerausdruck ,(§§ 175 ff des
Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBL. I Nr. xx/20xx, TKG 2021)* ersetzt.

2. Dem § 135 wird folgender Abs. 41 angefiigt:

»(41) § 20 Abs. 1 Z 4 lit. k in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx tritt mit dem auf den
Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

Artikel 11
Anderung des Funkanlagen-Marktiiberwachungs-Gesetzes

Das Bundesgesetz iiber die Marktiiberwachung von Funkanlagen (Funkanlagen-
Marktiiberwachungs-Gesetz — FMaG 2016), BGBIL. I Nr. 57/2017, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 78/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In §1 Abs.2 Z1 wird die Wortfolge ,Funkanlagen, die von Funkamateuren im Sinne des
Amateurfunkgesetzes, BGBI. I Nr. 25/1999,“ durch die Wortfolge ,Funkanlagen, die von Funkamateuren
im Sinne des Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBI. I Nr. xx/20xx, TKG 2021, ersetzt.

2. § 24 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Vorschriften des TKG 2021, iiber die Inbetriecbnahme und den Betrieb, insbesondere der
Abschnitte 3, 4, 5 und 15, bleiben unberiihrt.*

3. In§ 25 Abs. 2 wird das Zitat ,,§ 4 TKG 2003 durch das Zitat ,,§ 29 TKG 2021 ersetzt.
4. § 25 Abs. 3 lautet:

,(3) Fiir Frequenzzuteilungen, die im Rahmen einer Vorfiihrbewilligung erfolgen, sowie zur Anderung
und zum Widerruf dieser Frequenzzuteilungen ist das Fernmeldebiiro zustindig. Vor Zuteilung von
Frequenzen, die im Frequenznutzungsplan (§ 11 Abs. 2 TKG 2021) auch fiir Rundfunk im Sinne des
Bundesverfassungsgesetzes vom 10. Juli 1974 iiber die Sicherung der Unabhéngigkeit des Rundfunks,
BGBI. Nr. 396/1974, vorgesehen sind, in einer Bewilligung gemiB Abs. 2 sowie vor Anderungen dieser
Zuteilungen ist eine Stellungnahme der Kommunikationsbehdrde Austria (KommAustria), § 1
KommAustria-Gesetz, BGBI. I Nr.32/2001, einzuholen, vor Zuteilung von Frequenzen gemill § 13
Abs.7 Z2 TKG 2021 ist eine Stellungnahme der Telekom-Control-Kommission (TKK), § 195
TKG 2021, einzuholen.*

5. Dem § 40 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4)§ 1 Abs. 2 Z 1, § 24 Abs. 2, § 25 Abs. 2 und § 25 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.*



Artikel 12
Anderung des Funker-Zeugnisgesetzes 1998

Das Bundesgesetz betreffend Funker-Zeugnisse (Funker-Zeugnisgesetz 1998 — FZG), BGBI. 1
Nr. 26/1999, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 78/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 1 Abs. 2 wird der Ausdruck ,,Telekommunikationsgesetzes, BGBI. I Nr. 100/1997 durch den
Ausdruck ,,Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBI. I Nr. xx/20xx, TKG 2021, ersetzt.

2. In §6 Abs. 1 Z 3 wird das Wort , Telekommunikationsgesetz” durch den Ausdruck ,,TKG 2021
ersetzt.

3. In §8 Abs. 2 Z2 wird das Wort ,,Telekommunikationsgesetz® durch den Ausdruck ,,TKG 2021
ersetzt.

4.In§ 12 Abs. 1 Z 1 wird der Ausdruck ,,Telekommunikationsgesetzes, BGBI. I Nr. 100/1997* durch den
Ausdruck ,,TKG 2021 ersetzt.
5. Dem § 24 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»(0)§1 Abs. 2, §6 Abs. 1 Z3, §8 Abs.2 Z2 und § 12 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. xx/20xx treten mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

Artikel 13
Anderung des Rundfunkgebiihrengesetzes
Das Bundesgesetz betreffend die Einhebung von Rundfunkgebiihren (Rundfunkgebiihrengesetz —

RGG), BGBLI. I Nr. 159/1999, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 70/2016, wird wie
folgt geédndert:

1. In §6 Abs. 5 wird das Zitat ,,§ 86 Abs.4 und 5 des Telekommunikationsgesetzes 2003, BGBI. I
Nr. 70/2003, durch das Zitat ,,§ 175 Abs. 4 und 5 des Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBI. I
Nr. xx/20xx" ersetzt.

2. Dem § 9 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) § 6 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx tritt mit dem auf den Tag der
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.*

Artikel 14
Anderung Fernsprechentgeltzuschussgesetz
Das Bundesgesetz iiber Zuschussleistungen zu Fernsprechentgelten

(Fernsprechentgeltzuschussgesetz — FeZG), BGBL I Nr. 142/2000, zuletzt geédndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geéndert:

1. In § 12 Abs. 2 wird das Zitat ,,§ 18 des Telekommunikationsgesetzes, BGBI. I Nr. 100/1998 durch das
Zitat ,,§ 133 des Telekommunikationsgesetzes 2021, BGBI. I Nr. xx/20xx“ ersetzt.
2. Dem § 16 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) § 12 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx tritt mit dem auf den Tag der
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.“

Artikel 15
Anderung des Audiovisuelle Mediendienste-Gesetzes
Das Bundesgesetz iiber audiovisuelle Mediendienste (Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz —

AMD-G), BGBI. I Nr. 84/2001, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 150/2020, wird wie
folgt geéndert:

1. In § 2 Z 42 lautet der erste Klammerausdruck ,(§ 3 Z 11 TKG 2003)* nunmehr ,(§ 4 Z 1 TKG 2021)*
und der zweite Klammerausdruck ,(§ 3 Z 9 TKG 2003) nunmehr ,,(§ 4 Z 4 TKG 2021)*.



2. § 27 44 lautet:

,A44. Zusatzdienst: ein iiber eine Multiplex-Plattform zusétzlich zum digitalen Programm verbreiteter
Dienst oder ein mit dem digitalen Programm verbundener erginzender Dienst.*

3. In § 12 Abs. 3 wird die Bezugnahme auf das ,,TKG 2003 durch die Wendung ,,TKG 2021 ersetzt.

4. In §27 Abs. 4 wird die Wortfolge ,jaufgrund eines Verfahrens nach §§ 36 ff TKG 2003 durch die
Wortfolge ,aufgrund eines Verfahrens nach §§ 87 ff TKG 2021 ersetzt.

5.In§ 27a Abs. 2 wird in Z I nach dem Wort ,diskriminierenden” das Wort ,,Bedingungen® eingefiigt.

6. In § 27a Abs. 3 zweiter Satz und Abs. 4 erster Satz sowie in § 27b Abs. 3 erster Satz wird die Wortfolge
,Konsultationsverfahren gemil3 § 128 TKG 2003 durch die Wortfolge ,,Konsultationsverfahren gemal
§ 206 TKG 2021 ersetzt.

7. In §27a Abs. 4 zweiter Satz sowie in §27b Abs.3 zweiter Satz wird die Wortfolge
,Koordinationsverfahren gemdfl § 129 TKG 2003 durch die Wortfolge ,J Koordinationsverfahren geméf
§ 207 TKG 2021 ersetzt.

8 In §27b Abs. 1 letzter Satz wird die Wortfolge ,des Anhangs] der Richtlinie 2002/19/EG
(“Zugangsrichtlinie,,) durch die Wortfolge ,,des Anhangs II Teil I der Richtlinie (EU) 2018/1972 iiber
den européischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation® ersetzz.

9. In §27b Abs. 2 wird die Wortfolge ,Bedingungen fiir Betreiber die nicht iiber eine betrichtliche
Marktmacht verfiigen, dndern oder autheben sofern, die in Art. 6 Abs. 3 lit. a und b der Richtlinie
2002/19/EG  (“Zugangsrichtlinie,)) angefiihrten Bedingungen vorliegen.“ durch die Wortfolge
,Bedingungen fiir Betreiber, die nicht iiber eine betrdchtliche Marktmacht verfiigen, dndern oder
aufheben, sofern die in Art. 62 Abs. 2 lit. a und b der Richtlinie (EU) 2018/1972 {iber den européischen
Kodex fiir die elektronische Kommunikation angefiihrten Bedingungen vorliegen.* ersetzt.

10. In § 27b Abs. 2 wird die Wortfolge ,eines Marktanalyseverfahrens gemall § 37 Abs. 1 TKG 2003*
durch die Wortfolge ,eines Marktanalyseverfahrens gemaf3 § 89 Abs. 1 TKG 2021 ersetzt.

11. In §27b Abs. 3 wird nach dem Wort ,aufhebt ein Komma eingefiigt und die Wortfolge ,der
Europaischen Gemeinschaft” durch die Wortfolge ,,der Europdischen Union* ersetzt.

12. § 27c zweiter Satz lautet:

,»Die Regulierungsbehorde beriicksichtigt dabei Art. 113 Abs. 1 und 3 und Anhang XI Z 1 und 2 der
Richtlinie (EU) 2018/1972 iiber den europdischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation.*

13. Dem § 69 wird folgender Abs. 13 angefiigt:

»(13)§2 742 und 44, § 12 Abs. 3, § 27 Abs. 4, § 27a Abs. 2, 3 und 4, § 27b Abs. 1, 2 und 3, sowie
§ 27c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBIL I Nr.xxx/2021 treten mit dem auf den Tag der
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.*
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	8. In § 27b Abs. 1 letzter Satz wird die Wortfolge „des Anhangs I der Richtlinie 2002/19/EG (“Zugangsrichtlinie„)“ durch die Wortfolge „des Anhangs II Teil I der Richtlinie (EU) 2018/1972 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation“ ersetzt. 
	9. In § 27b Abs. 2 wird die Wortfolge „Bedingungen für Betreiber die nicht über eine beträchtliche Marktmacht verfügen, ändern oder aufheben sofern, die in Art. 6 Abs. 3 lit. a und b der Richtlinie 2002/19/EG (“Zugangsrichtlinie„) angeführten Bedingungen vorliegen.“ durch die Wortfolge „Bedingungen für Betreiber, die nicht über eine beträchtliche Marktmacht verfügen, ändern oder aufheben, sofern die in Art. 62 Abs. 2 lit. a und b der Richtlinie (EU) 2018/1972 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation angeführten Bedingungen vorliegen.“ ersetzt. 
	10. In § 27b Abs. 2 wird die Wortfolge „eines Marktanalyseverfahrens gemäß § 37 Abs. 1 TKG 2003“ durch die Wortfolge „eines Marktanalyseverfahrens gemäß § 89 Abs. 1 TKG 2021“ ersetzt. 
	11. In § 27b Abs. 3 wird nach dem Wort „aufhebt“ ein Komma eingefügt und die Wortfolge „der Europäischen Gemeinschaft“ durch die Wortfolge „der Europäischen Union“ ersetzt. 
	12. § 27c zweiter Satz lautet: 
	13. Dem § 69 wird folgender Abs. 13 angefügt: 



